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Vorwort

Der Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen legt hiermit dem Landtag
seinen Jahresbericht 2005 Uber das Ergebnis der Prifungen im Ge-
schaftsjahr 2004 vor, den er auch der Landesregierung zuleitet (Artikel
86 Abs. 2 Satz 2 der Landesverfassung und des 8§ 97 Abs. 1 der Landes-

haushaltsordnung). In dem Bericht sind

¢ Feststellungen des Landesrechnungshofs zu der vom Finanzminister
dem Landtag im Dezember 2004 gelegten Haushaltsrechnung 2003
und

¢ bedeutsame Ergebnisse der Prufungen der Haushalts- und Wirtschafts-
fuhrung des Landes im Geschaftsjahr 2004 und friherer Jahre durch
den Landesrechnungshof und die ihm nachgeordneten Staatlichen

Rechnungsprifungsamter

zusammengefasst, soweit sie fir die Entlastung der Landesregierung

durch das Parlament von Bedeutung sind.

Die vorbenannten Feststellungen und Priufungsergebnisse bilden den
Schwerpunkt des Jahresberichts, dessen Funktion es ist, das Parlament
und die Landesregierung in ihren Bemihungen zu unterstltzen, die Wirt-
schaftlichkeit des Verwaltungshandelns weiter zu verbessern und finan-

zielle Nachteile fiuir das Land zu vermeiden.

Der Haushalt des Landes Nordrhein-Westfalen befindet sich nach wie vor
in einer aullerst angespannten Situation. Die Gesamtverschuldung des
Landes betrug zum Stichtag 31.12.2004 rd. 105,9 Mrd. €. Wahrend im
Haushaltsjahr 2003 die Nettokreditaufnahme um 2,5 Mrd. € anstieg, er-
reichte sie im Jahr 2004 mit rd. 6,9 Mrd. € einen neuen Hochststand. Ein
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- VI -

Blick auf die Zinsausgaben von rd. 4,6 Mrd. € bei einem Gesamthaus-
haltsvolumen von rd. 48 Mrd. € im Jahr 2004 macht die dramatische
Haushaltslage noch deutlicher: fast jeder 10. Euro wird ausschlief3lich fur

Zinsen aufgewandt.

Ungeachtet der von der Landesregierung in den vergangenen Jahren er-
griffenen Mallnahmen, die Ausgabensteigerungen zu begrenzen, hat da-
mit der Schuldenstand des Landes den Schwellenwert von 100 Mrd. €
deutlich Uberschritten und ein Ausmald erreicht, das dem Volumen von

mehr als zwei Haushaltsjahren entspricht.

Zu dieser besorgniserregenden Entwicklung trugen vor allem zunachst
ricklaufige und dann auf niedrigem Niveau stagnierende Steuereinnah-
men bei, die nicht durch Ausgabenkirzungen ausgeglichen werden konn-
ten. Eine weitere Belastung des Landeshaushalts ergibt sich daraus, dass
das Land NRW seit 1995 zu den Hauptzahlerlandern des Landerfinanz-
ausgleichs gehort; in 2003 musste ein Ausgleichsbetrag von rd. 1,4 Mrd. €

geleistet werden.

Damit die driickende Schuldenlast den ohnehin nur noch geringen finanz-
wirtschaftlichen Gestaltungsspielraum des Landes nicht vollends ein-
schrankt, sind Uber die bisher durchgefiihrten Konsolidierungsmal3nah-
men hinaus noch groRere Konsolidierungsanstrengungen erforderlich.
Unverrickbares zeitnahes Ziel muss bleiben, einen ausgeglichenen
Haushalt ohne Nettoneuverschuldung und - daran anschlieRend - einen
Abbau des Schuldenbergs zu erreichen. Auf dieses Ziel hatten die Prasi-
dentinnen und Prasidenten der Rechnungshéfe des Bundes und der L&n-
der schon in ihrem Beschluss vom Mai 2004 mit allem Nachdruck hinge-

wiesen. Ausgeglichene Haushalte und Tilgung der aufgehéuften Schulden
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sind nicht nur ein Muss, um die Handlungsfahigkeit der 6ffentlichen Hand
und der sozialen Sicherungssysteme zu gewahrleisten, sondern auch mit
Blick auf die demografische Entwicklung absolut unerlasslich, wenn die
nachfolgenden Generationen Uberhaupt noch eine Chance der eigenver-

antwortlichen Gestaltungsfreiheit haben sollen.

Dieses Ziel dirfte nicht ohne einschneidende Sparmal3hahmen zu errei-
chen sein. Die so genannten Transferausgaben (Leistungen des Staates
an Dritte, denen keine unmittelbar zurechenbare Gegenleistung gegen-
Uber steht), stellen mit rd. 19,4 Mrd. € in 2004 - neben den Personalaus-
gaben - den grofdten Ausgabenblock des Landeshaushalts dar. Der Lan-
desrechnungshof hat in der Vergangenheit bereits mehrfach die Transfer-
ausgaben untersucht und hierbei nachdriicklich festgestellt, dass bei ei-
nem Grol3teil dieser Ausgaben rechtlich die Moglichkeit der Umgestaltung
gegeben ist, wodurch sich in diesem Bereich nicht unwesentliche Einspar-

potenziale erdffnen.

Nach wie vor stellen auch die Personalausgaben einen hohen Posten auf
der Ausgabenseite des Landeshaushalts dar. Unter dem Stichwort "Bin-
nenmodernisierung in der Landesverwaltung NRW" sind bereits erste
Schritte, etwa durch Personalausgabenbudgetierung und fortschreitende
Einfuhrung der Kosten- und Leistungsrechnung, eingeleitet worden, die
neben weiteren Reformmafinahmen den Weg flir moderne und effiziente
Formen der o6ffentlichen Aufgabenerledigung bereiten, so dass sich dar-

aus Einsparungseffekte ergeben kdnnen.

Neben den im Rahmen der Binnenmodernisierung bereits auf den Weg
gebrachten Reformen sollten die im Verwaltungsbereich vorhandenen Op-
timierungspotenziale, die durch den Wandel in der IT und den fortschrei-

tenden Ausbau der Netzinfrastrukturen erreichbar sind, genutzt werden.
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Der Landesrechnungshof, der bereits in seinem letzten Jahresbericht We-
ge hierzu aufgezeigt hat, weist in seinem jetzigen Berichtsbeitrag Nr. 11
darauf hin, dass durch eine ressortibergreifende Zentralisierung der IT-
Strukturen sich nicht unerhebliche Einsparpotenziale ergeben. Auch wenn
die Realisierung von Einsparpotenzialen zuvor den Einsatz von Investiti-
onsmitteln bedingt, sollte dabei nicht aul3er Acht gelassen werden, dass
die Einsparungen mittelfristig am Ende ein Mehrfaches der verauslagten

Investitionskosten ausmachen kénnen.

Zu dem Spektrum der Konsolidierungsmalinahmen gehdrt nach Ansicht
des Landesrechnungshofs auch eine kritische Uberpriifung der Verlage-
rung offentlicher Aufgaben auf privatrechtlich organisierte juristische Per-
sonen und Personengesellschaften unter der Tragerschaft der 6ffentlichen
Hand. Der Berichtsbeitrag Nr. 9 zeigt auf, wie das Land sich als Mehr-
heitsgesellschafter einer Immobiliengesellschaft zunéchst im Interesse der
Erflllung der wohnungswirtschaftlichen Kernaufgabe des Landes betatigt
hat, spater jedoch aufgrund einer Anderung des Unternehmenszwecks
seine Beteiligung ausschliel3lich nach marktwirtschaftlichen und ergebnis-
orientierten Aspekten ausrichtet und damit ein wachsendes hohes finan-
zielles Risiko eingeht.

Gerade in Zeiten, in denen eine strenge Ausgabendisziplin unabdingbar
ist, um den Landeshaushalt dauerhaft auf Konsolidierungskurs zu halten,
ist in gleichem Mal3e grol3er Wert auf die Einnahmeseite zu legen. Der
Landesrechnungshof hat bereits in der Vergangenheit immer wieder be-
tont, dass Steuern nicht nur aus Grinden der Einnahmeerzielung, sondern
auch aus Grinden der Gleichmafigkeit der Besteuerung vollstandig zu
erheben sind.

Zu diesem Zweck ist der Qualitat der Bearbeitung der Steuerfélle beson-
dere Bedeutung beizumessen. Der Landesrechnungshof hat verschiedene
Bearbeitungsbereiche gepriift (Berichtsbeitrage Nr. 21 und Nr. 22) und ist
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dort zu Beanstandungsquoten von durchschnittlich 37,5 bzw. von rd. 29
vom Hundert gelangt; dementsprechend hat er eine Reihe von Vorschla-
gen gemacht, die eine deutliche und nachhaltige Verbesserung der Bear-

beitungsqualitat in dem gepriften Bereich zum Ziel haben.

Neben der Bearbeitungsqualitat spielt fur eine vollstdndige Steuererhe-
bung ebenso die konsequente Bekampfung der Steuerhinterziehung eine
wichtige Rolle. Der Landesrechnungshof begriil3t daher die Entscheidung
des Finanzministeriums, durch die Einrichtung einer nordrhein-west-
falischen Zentralstelle zur Bekdmpfung des Umsatzsteuerbetruges den

Kampf gegen Umsatzsteuerbetriiger verstarken zu wollen.

Der Bericht enthélt nur die wichtigsten Ergebnisse aus der umfangreichen
Prifungstatigkeit des Landesrechnungshofs und der ihm nachgeordneten
sechs Staatlichen Rechnungsprufungsamter im vergangenen Jahr. Dar-
Uber hinaus sind zahlreiche weitere Prufungsfeststellungen und Vorschla-
ge zur Verbesserung der Haushalts- und Wirtschaftsfihrung bereits wah-
rend des Prifungsverfahrens von den gepruften Stellen aufgegriffen bzw.
umgesetzt worden. Insofern wirkt die Arbeit des Landesrechnungshofs
weit Uber das aus dem Jahresbericht Erkennbare hinaus.

Das finanzielle Ergebnis der Arbeit des Landesrechnungshofs und der
Staatlichen Rechnungsprifungsamter fur das Geschaftsjahr 2004 betragt
an kassenwirksamen Mehreinnahmen rd. 91,1 Mio. €, das monetéar be-
wertbare Gesamtergebnis belauft sich auf rd. 144,3 Mio. €. Nicht bertck-
sichtigt sind hierbei die kinftigen finanziellen Auswirkungen der Vorschla-
ge zur Personaleinsparung und Optimierung der Arbeitsprozesse in den
Verwaltungen sowie die weiteren Ergebnisse der zahlreichen Organisati-

ons- und Systemuntersuchungen des Landesrechnungshofs.
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Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Verwaltung danke ich fur die

konstruktive Zusammenarbeit.

Besonders danken mdéchte ich dem Landtag Nordrhein-Westfalen fir sei-

ne Unterstltzung bei der Umsetzung von Empfehlungen und Forderungen
des Landesrechnungshofs.

Disseldorf, im Mai 2005
Die Prasidentin des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen

Ute Scholle
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Allgemeines

Gegenstand des Berichts

Der Landesrechnungshof (LRH) hat das Ergebnis seiner Prifung im Ge-
schaftsjahr 2004 (01.01.2004 - 31.12.2004) in diesem Jahresbericht fir
den Landtag zusammengefasst, der auch der Landesregierung zugeleitet
wird (Art. 86 Abs. 2 LV und § 97 Abs.1 bis 3 Landeshaushaltsordnung
(LHO)).

Der Bericht gibt den Stand Mai 2005 wieder.

Die wesentlichen Aussagen sind den einzelnen Beitrdgen in Form eines
Leitsatzes vorangestellt. Als erste Information Uber den Inhalt des Jahres-
berichts sind alle Leitsatze auf den Seiten 5 bis 13 zusammengefasst.

Der Bericht enthélt nur eine Auswahl aus den vielfaltigen Prifungsergeb-
nissen. Verallgemeinerungen in Bezug auf die Haushalts- und Wirtschafts-
fuhrung der einzelnen Verwaltungen kénnen weder aus den im Jahresbe-
richt enthaltenen Beitrdgen noch daraus hergeleitet werden, dass Pri-
fungsergebnisse nicht zu einer Darstellung in diesem Bericht gefuhrt ha-

ben.

Der unterschiedliche Umfang der Beanstandungen in den einzelnen Be-
reichen erklart sich sowohl daraus, dass der LRH nach seinem Ermessen
die Prifung beschranken und Rechnungen ungepruft lassen kann (8 89
Abs. 2 LHO), als auch daraus, dass die Schwerpunkte, die der LRH fur

seine Prufungen setzt, stédndig verlagert werden.

Zum Bemihen um eine effektive Finanzkontrolle haben auch die Staatli-
chen Rechnungsprufungsamter und die aul3erstaatlichen Vorprifungsstel-

len in hohem Mal3e beigetragen.
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2.1

2.2

Zustandigkeiten und Zusammensetzung der Abteilungen
des Landesrechnungshofs

Gliederung

Der LRH gliedert sich in Prufungsabteilungen und Prifungsgebiete (8§ 2
Abs. 2 Gesetz uUber den Landesrechnungshof (LRHG)). Jedes Mitglied lei-
tet ein Prifungsgebiet. Die Prifungsabteilungen bestehen aus der Préasi-
dentin oder dem Prasidenten, der Vizeprasidentin oder dem Vizeprasiden-
ten und den Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleitern als Vorsitzende
oder Vorsitzender und mindestens zwei weiteren Mitgliedern (8 2 Abs. 3
LRHG).

Entscheidungsgremien

Die Entscheidungsgremien des LRH heil3en Kollegien (8 7 Abs. 1 LRHG).

Das Grol3e Kollegium besteht aus der Prasidentin oder dem Prasidenten,
der Vizeprasidentin oder dem Vizeprasidenten und den Abteilungsleiterin-
nen beziehungsweise Abteilungsleitern (8 7 Abs. 2 LRHG); Vorsitz fuhrt
die Préasidentin oder der Prasident. Es entscheidet durch Mehrheitsbe-
schluss in der Besetzung von wenigstens finf Mitgliedern mit Einschluss
der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden in den in § 8 LRHG genannten
Fallen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden

den Ausschlag.

Ist die Zustandigkeit des Grolien Kollegiums nicht gegeben, entscheidet
ein Kleines Kollegium (8 8 Abs. 4 LRHG). Dieses besteht aus der oder
dem nach der Geschaftsverteilung zustandigen Prifungsgebietsleiterin
beziehungsweise Priufungsgebietsleiter und der Leiterin oder dem Leiter

der betreffenden Prifungsabteilung als Vorsitzende oder Vorsitzender.
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Kommt eine gemeinsame Entschlie3ung nicht zu Stande, tritt aus dersel-
ben Prufungsabteilung eine weitere Prifungsgebietsleiterin oder ein weite-
rer Prufungsgebietsleiter hinzu. Die Entscheidung erfolgt dann durch
Mehrheitsbeschluss (8§ 7 Abs. 3 LRHG).

Entscheidungszustandigkeiten

Das GroR3e Kollegium entscheidet u. a. gemaf 8§ 8 Abs. 1 Buchstaben a)
bis d) LRHG uber den Bericht an den Landtag nach § 97 LHO (Jahresbe-
richt), ber die Unterrichtung des Landtags nach § 99 LHO, Uber die Bera-
tung des Landtags oder der Landesregierung nach § 88 Abs. 2 LHO sowie
Uber sonstige Stellungnahmen gegeniber dem Landtag. In diesen Féllen
treten die Ubrigen Mitglieder der nach der Geschaftsverteilung jeweils zu-
standigen Prifungsabteilung mit Sitz und Stimme zu dem Grof3en Kollegi-
um hinzu (8 8 Abs. 2 LRHG).

Den einzelnen Beitrdgen des Jahresberichts liegen jeweils Entscheidun-
gen eines Kleinen Kollegiums tber das Ergebnis einer Prifung zugrunde.
Soweit ein Prufungsverfahren noch nicht abgeschlossen ist, ist dies im

Beitrag vermerkt.
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2.4

Zusammensetzung der Abteilungen

Die Abteilungen waren im Geschaftsjahr 2004 sowie wahrend der Bera-

tungen Uber den Jahresbericht wie folgt besetzt:

Abteilung |
Préasidentin

Ltd. Ministerialrat
Ltd. Ministerialratin

Ltd. Ministerialrat

Abeilung I
Direktor beim LRH
Ltd. Ministerialrat
Ltd. Ministerialratin
Ltd. Ministerialrat

Ltd. Ministerialrat

Abteilung llI
Direktor beim LRH
Ltd. Ministerialrat

Ltd. Ministerialrat

Abteilung IV
Vizeprasident
Ltd. Ministerialrat

Ltd. Ministerialratin

Abteilung V
Direktorin beim LRH
Ltd. Ministerialrat

Ltd. Ministerialrat

Scholle (Vorsitzende)
van Uum (bis 31.05.2004)

Susallek (ab 01.06.2004)

Clouth

Jansen (bis 31.05.2004) (Vorsitzender bis 31.05.2004)
Kirsch (Vorsitzender ab 01.06.2004)
Susallek (bis 31.05.2004)
Wurms (ab 01.06.2004)
van Uum (ab 01.06.2004)

Vogt (Vorsitzender)
Jahnz

Welzel

Dr. Heikaus (Vorsitzender)
Bordt

Kampschulte

Keisers (Vorsitzende)
Dr. Hahnlein
Pfeifer
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Leitsatze zu den Jahresberichtsbeitrdgen 2005

Als Kurzinformation werden nachfolgend die Inhalte der Jahresberichtsbei-
trdge unter Angabe der Beitragsnummer in Form von Leitsatzen wieder-

gegeben:

9 Beteiligung des Landes an einer Immobiliengesellschaft

Der Landesrechnungshof sieht in der Betatigung des Landes als
Mehrheitsgesellschafter einer Immobiliengesellschaft ein wachsen-
des finanzielles Risiko; einhergehend tritt die urspringliche Kern-
aufgabe der Immobiliengesellschaft, die seinerzeit das wichtige Lan-
desinteresse begriundete, mehr und mehr in den Hintergrund.

Das Ministerium fur Staddtebau und Wohnen, Kultur und Sport hat die
Verwaltung der Beteiligung des Landes an der Immobiliengesell-
schaft unzureichend wahrgenommen, insbesondere fehlte die erfor-
derliche Steuerung der Beteiligungen an dem sich stetig ausweiten-
den Unternehmensverbund.

Der Landesrechnungshof hat frihzeitig und wiederholt dem Ministe-
rium far Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport und dem Finanz-
ministerium die finanziellen Risiken aufgezeigt, die dem Mehrheits-
gesellschafter Land aus der nicht mehr mit den haushaltsrechtlichen
Bestimmungen im Einklang stehenden Beteiligung an der Immobi-
liengesellschaft erwachsen kénnen. Dies hat bislang zu keinem an-
deren, das finanzielle Risiko des Landes minimierenden Verhalten
des Ministeriums fir Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport ge-
fuhrt.

Auch das Finanzministerium hat letztlich zu allen einwilligungspflich-
tigen Geschéaften dem Ministerium fur Stadtebau und Wohnen, Kultur
und Sport seine Einwilligung nicht versagt und damit der Fehlent-
wicklung nicht entgegen gewirkt.

10 Ausgaben des Bau- und Liegenschaftsbetriebs NRW fir
Beratervertrage

Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nordrhein-Westfalen
ist bei der Vergabe von Beratervertragen vielfach ohne zutreffende
oder nachvollziehbare Begriindung vom Grundsatz der offentlichen
Ausschreibung abgewichen und hat Auftrdge in betrachtlicher Hohe
freihdndig oder im Verhandlungsverfahren ohne vorherige Vergabe-
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bekanntmachung erteilt. Dariber hinaus erfolgten in vielen Féllen
Nachbeauftragungen.

Eine umfassende Steuerung und Kontrolle des Beratungsbedarfs
und der -einsatze fand in der Vergangenheit nicht statt. Trotz um-
fangreicher externer Beratungen seit seiner Griindung war der Bau-
und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nordrhein-Westfalen auch En-
de 2003 nicht in der Lage, seine Aufgaben ohne weitere Beratungs-
leistungen in erheblichem Umfang selbststdndig wahrzunehmen.

11 Prufung der IT-Services und IT-Schulungen in der Lan-
desverwaltung

Der Landesrechnungshof hat die Bereitstellung von IT-Services und
die Durchfihrung von IT-Schulungen in der Landesverwaltung (ohne
Hochschulen) untersucht. Dabei wurden in allen Ressorts Optimie-
rungspotenziale festgestellt, die z. B. durch Zentralisierungen er-
reichbar sind. Durch den Wandel der IT und den fortschreitenden
Ausbau der Netzinfrastrukturen in Nordrhein-Westfalen haben sich
neue technische Mdglichkeiten ergeben. Die vorhandenen Effektivi-
tats- und Effizienzreserven sollten genutzt werden, um IT-Strukturen
far ,Morgen” aufzubauen, die nicht durch ressortinterne Losungen
bei IT-Basisdiensten begrenzt werden.

12 Prufung des IT-Einsatzes in den Bezirksregierungen

Der Landesrechnungshof hat den IT-Einsatz in den Bezirksregierun-
gen sowohl in den IT-Dezernaten als auch in allen Fachdezernaten
gepruft. Dabei wurde festgestellt, dass der IT-Einsatz in den Fachde-
zernaten der Bezirksregierungen eine Vielzahl von Schwachpunkten
aufweist, die zu umfangreichen Empfehlungen des Landesrech-
nungshofs gefihrt hat.

13 Prufung der Softwareentwicklung bei der Polizei

Der Landesrechnungshof hat die Softwareentwicklung bei der Polizei
gepruft. Er hat dabei festgestellt, dass die in 2003 eingefihrte Richt-
linie fur das IT-Projektmanagement der Polizei NRW zwar als ein be-
deutsamer Fortschritt bei der Steuerung und Fuhrung von IT-
Projekten angesehen werden kann; die in ihr enthaltenen organisato-
rischen Regelungen weisen jedoch noch eine Vielzahl von Defiziten
auf, so dass sie eine wirtschaftliche Softwareentwicklung nicht si-
cherstellen konnen und den haushaltsrechtlichen Vorschriften nicht
vollstandig gerecht werden. DarUber hinaus hat der Landesrech-
nungshof festgestellt, dass das Innenministerium und die Polizei seit
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Jahren regelmaRig keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (8 7
Abs. 2 LHO) zu Beginn einer Softwareentwicklung durchfuhren.

Weiterhin entsprechen die Haushaltsunterlagen fir mehrjahrige
Softwareentwicklungen nicht den wesentlichen Vorgaben des
§ 24 LHO. Durch eine fehlende Sachentscheidung vor Aufstellung der
Haushaltsunterlagen und vor Veranschlagung im Haushalt wurden in
einem Fall Mittel im Haushaltsplan ausgewiesen, die die voraussicht-
lichen Gesamtausgaben von rund 3,0 Mio. € um rund 5,0 Mio. € Uber-
steigen.

14 Landespolizeiorchester

Nach einem Beschluss der Landesregierung will das Land ein Lan-
despolizeiorchester mit 45 Musikern unterhalten, obwohl nach einer
friheren Entscheidung die seinerzeit bestehenden funf Polizeimusik-
korps ersatzlos aufgelost werden sollten. Der Landesrechnungshof
bewertet dies angesichts der angespannten Haushaltslage kritisch.
Fur den Fall, dass an einem landeseigenen Polizeiorchester fest-
gehalten werden soll, hat er gefordert, dieses besser auf seine Auf-
gabe auszurichten, zur polizeilichen Offentlichkeitsarbeit beizutra-
gen.

15 Dienstsport bei der Polizei

Die Prifung des Landesrechnungshofs bei verschiedenen Polizeibe-
hoérden zeigte im Bereich des Dienstsports fur Polizeibeamtinnen und
-beamte im Aul3endienst erhebliche Defizite auf. Diese bezogen sich
insbesondere auf die Erfillung der Verpflichtung zur Teilnahme und
auf die Anzah!l der Ubungsleiterinnen und Ubungsleiter, die zwecks
Durchfiuhrung des Dienstsports in einer polizeieigenen Einrichtung
aus- und fortgebildet wurden.

Aufgrund der auch von ihm erkannten Mangel beabsichtigt das In-
nenministerium, ein Konzept fur die kiunftige Ausgestaltung des
Dienstsports zu entwickeln. Ziel ist, mit dem Dienstsport mehr als
bisher zur Gewahrleistung der fir den Polizeiberuf erforderlichen
korperlichen Leistungsféahigkeit beizutragen.

16 Offentliche Grundschulen

Nach den Feststellungen des Landesrechnungshofs sind viele
offentliche Grundschulen in Nordrhein-Westfalen zu klein. Die sich
hieraus fur das Land ergebenden Probleme werden sich bei weiterhin
stark rucklaufigen Schulerzahlen deutlich verstarken.
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Der Landesrechnungshof halt es fur geboten, die Anzahl der Grund-
schulen durch Zusammenlegung oder Schlielung den sinkenden
Schulerzahlen anzupassen.

17 Gymnasiale Oberstufen der Gesamtschulen

Der Landesrechnungshof hat die gymnasialen Oberstufen der 6ffent-
lichen Gesamtschulen hinsichtlich ihrer Gro3e und des vorgehalte-
nen Unterrichtsangebots untersucht. Jede vierte Oberstufe erreichte
nicht die in der urspringlichen Regelung zur Schulentwicklungspla-
nung vorgesehene MindestgroRe. Uber die Halfte der Gesamtschulen
hatte kleinere und mehr Kurse gebildet, als nach den Landesvorga-
ben Uber die durchschnittliche KursgroRe zulassig waren. Den hier-
aus resultierenden Lehrermehrbedarf glichen sie auch durch die In-
anspruchnahme von Lehrerressourcen aus, die fur die Sekundarstu-
fe | vorgesehen waren. Kooperationsméglichkeiten mit anderen Ge-
samtschulen oder Gymnasien blieben hingegen weitgehend unge-
nutzt.

Der Landesrechnungshof hélt es bei kleinen Oberstufen fur erforder-
lich, bereits getroffene Standortentscheidungen kritisch zu hinterfra-
gen und bestehende Oberstufen notfalls auslaufen zu lassen. Insge-
samt erscheint es notwendig, die Beratung und Kontrolle durch die
Schulaufsicht zu intensivieren und Kooperationsmaglichkeiten bes-
ser zu nutzen.

18 Prufung einer Kunsthochschule

Eine Kunsthochschule beachtete die Bestimmungen des Vergabe-
rechts nicht und fuhrte keine brauchbaren Aufzeichnungen lber den
Verbleib von Ausstattungsgegenstanden.

Die Hochschule besald auch keine verwertbaren Daten Utber die Aus-
nutzung ihrer Ressourcen. So vermochte sie nicht nachzuweisen, ob
ihre Ausbildungskapazitat voll ausgeschépft wurde. Nach Berech-
nungen des LRH kann die Hochschule bei unverdndertem Bestand
an Lehrpersonal ihre Ausbildungskapazitat deutlich erhéhen.
Aufgrund seiner Feststellungen hat der LRH die Schaffung allgemein
verbindlicher Regelungen Uber die Lehrverpflichtung und die Pra-
senzpflicht des Lehrpersonals an Kunst- und Musikhochschulen so-
wie die Einfuhrung entsprechender Kontrollmechanismen gefordert.

19 Prifung des Hochschulbibliothekszentrums NRW

Die Aufgaben des Hochschulbibliothekszentrums NRW haben sich
durch zunehmenden IT-Einsatz grundlegend gewandelt. Als Ergebnis
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einer umfassenden Prufung hat der Landesrechnungshof beim
Hochschulbibliothekszentrum ein Einspar- und Verlagerungspoten-
zial von rund 44 Stellen ermittelt. Weiterhin hat er auf Moéglichkeiten
zur Kostensenkung bei der Aufgabenerledigung hingewiesen. Dar-
Uber hinaus hat er dem Hochschulbibliothekszentrum empfohlen,
seine Dienstleistungen grundsatzlich nur gegen kostendeckende
Entgelte anzubieten. Schliel3lich hat sich der Landesrechnungshof
fir eine Reorganisation des Hochschulbibliothekszentrums ausge-
sprochen.

Das Ministerium fur Wissenschaft und Forschung und das Hoch-
schulbibliothekszentrum haben das vom Landesrechnungshof ermit-
telte Stelleneinsparpotenzial weitgehend anerkannt. Auch die tbrigen
Empfehlungen des Landesrechnungshofs sollen aufgegriffen und ein
Reorganisationsprozess des Hochschulbibliothekszentrums eingelei-
tet werden.

20 Medizinische Hochschulforschung mit Mitteln Dritter

Der Landesrechnungshof hat die medizinische Hochschulforschung
mit Mitteln Dritter gepruft. Hierbei hat er erhebliche Mangel insbe-
sondere bei der Einwerbung, Verwaltung und Verwendung der Mittel
Privater festgestellt. Er hat das Ministerium fur Wissenschaft und
Forschung gebeten, Drittmittelrichtlinien zu erlassen, um Rechtssi-
cherheit zu schaffen und straf- und dienstrechtliche Risiken mdg-
lichst weitgehend zu minimieren.

Das Ministerium hat zugesagt, im Rahmen der Einfiuhrung des Glo-
balhaushalts im Hochschulbereich in einem Handbuch auch Rege-
lungen hinsichtlich der Drittmittel zu treffen. Zum Abschluss von
Drittmittelvertrdgen sei bereits ein Erlass an die Hochschulen und
Universitatsklinika in Vorbereitung. Des Weiteren sei beabsichtigt,
aufgrund der Feststellungen des Landesrechnungshofs diejenigen
Drittmittel einzugrenzen, die in das Verfahren zur leistungsgesteuer-
ten Mittelzuweisung einzubeziehen sind.

21 Einkommensteuerliche Behandlung von Verlusten be-
schrankt haftender Mitunternehmer

Das Staatliche Rechnungsprifungsamt fir Steuern in Midnster hat
bei zwdlf Finanzamtern die steuerliche Behandlung von Verlusten
beschrankt haftender Mitunternehmer gepruft.

Als Ergebnis wurde eine durchschnittliche Beanstandungsquote von
rund 29 v. H. festgestellt, wobei die Betriebsprifungsdienste bei der
Bearbeitung des weit Uberwiegenden Anteils der untersuchten Steu-
erfalle beteiligt waren.
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Der Landesrechnungshof hat dem Finanzministerium Vorschlage zur
Verbesserung der Bearbeitungsqualitat gemacht. Mit deren Umset-
zung wurde bereits begonnen.

22 Bedarfsbewertung von Grundstiicken

Der Landesrechnungshof hat in sechs Finanzamtern die Bearbei-
tungsqualitat bei der Ermittlung von Grundstiickswerten in Fallen der
Bedarfsbhewertung gepruft.

Die festgestellte Beanstandungsquote von durchschnittlich 37 v. H.
ist nicht zufrieden stellend. In vielen Fallen fuhrte die Anwendung ei-
nes unzutreffenden Bewertungsverfahrens zu unrichtigen Grund-
stickswerten.

Der Landesrechnungshof hat eine Reihe von Vorschlagen zur Ver-
besserung der Arbeitsqualitdt gemacht. Das Finanzministerium hat
die Vorschlage des Landesrechnungshofs aufgegriffen und gréiten-
teils umgesetzt.

23 Personaleinsatz bei einer Bezirksregierung

Nach Feststellungen des Landesrechnungshofs wurde nur noch rund
die Halfte der Personalstellen, die einer Bezirksregierung fur einen
konkreten Aufgabenbereich zugewiesen waren, im Rahmen ihrer —
auch im Haushaltsplan festgelegten — Zweckbestimmung genutzt.
Die Ubrigen Stellen wurden in anderen Abteilungen der Bezirksregie-
rung verwendet. Nachdem der Landesrechnungshof dies beanstan-
det hat, sollen die nicht zweckentsprechend eingesetzten Personal-
stellen nunmehr abgebaut werden.

Die Prufung des Landesrechnungshofs ergab aul3erdem, dass weite-
re Personalstellen eingespart werden kdénnen, weil der Arbeitsanfall
in diesem Aufgabenbereich eine geringere Personalausstattung er-
fordert.

24 Juristische Staatsprufungen und juristischer Vorberei-
tungsdienst

In Nordrhein-Westfalen erhalten Rechtsreferendare die bundesweit
hdchste Unterhaltsbeihilfe. Die Personalausgaben fir die rund 6.500
Referendarstellen des Landes belaufen sich auf rund 79 Mio. €.

Das Land hélt eine um etwa 1.000 Referendarstellen gréRRere Ausbil-
dungskapazitat vor, als zur Aufnahme von Studenten bendtigt wird,
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die ihre erste juristische Staatsprifung in Nordrhein-Westfalen abge-
legt haben. Der Landesrechnungshof hat das Justizministerium hier-
zu um Stellungnahme gebeten.

In den meisten Bundeslandern sind Widerspriche gegen Ergebnisse
juristischer Staatsprifungen gebuUhrenpflichtig. In Nordrhein-
Westfalen fehlt es hierfur bislang an der notwendigen Rechtsgrund-
lage. Das Justizministerium erwagt, diese Rechtsgrundlage nunmehr
zu schaffen.

25 Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen an Unter-
nehmen des Offentlichen Personennahverkehrs

Das Land gewahrt den Unternehmen des Offentlichen Personennah-
verkehrs auf der Grundlage von § 45a Personenbeférderungsgesetz
fur die Beférderung von Schulern und Auszubildenden mit verbillig-
ten Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs einen Ausgleich fir
die durch die ErmaRigung entstandenen Einnahmeausfalle.

Den Verkehrsunternehmen werden auch Leistungen zum Ausgleich
der zu einem stark verbilligten Tarif ausgegebenen Job Tickets ge-
wahrt, soweit diese Fahrausweise von Auszubildenden erworben
werden. Die Anerkennung der unbeschrénkten Ausgleichsfahigkeit
dieser Tickets fuihrte dazu, dass zulasten des Landes Einnahmeaus-
falle der Verkehrunternehmen ausgeglichen wurden, die ihre Ursache
nicht in der Erbringung gemeinwirtschaftlicher Leistungen haben.

Die Prufung des Landesrechnungshofs fuhrt zu Einsparungen von
jahrlich rd. 2,5 Mio. €.

26 Zuwendungen zur Holzabsatzférderung

Das Land gewéhrt seit dem Jahr 1998 in erheblichem Umfang Zu-
wendungen zur Forderung des Holzabsatzes. Die Prifung durch den
Landesrechnungshof und ein Staatliches Rechnungspriufungsamt
hat eine Reihe von Verfahrensmangeln bei der Forderabwicklung und
VerstoRe gegen die Forderbestimmungen aufgezeigt. Die Landes-
forstverwaltung hat aufgrund der Prufungsfeststellungen verschie-
dene MalRnahmen ergriffen, um die aufgetretenen Fehler kinftig zu
vermeiden. In den beanstandeten Forderféallen sind teilweise Zuwen-
dungsmittel zurtickgefordert worden.
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27 Zuschisse an eine Stiftung

Bei einer Stiftung, die jahrlich Zuschisse zum Verwaltungshaushalt
erhéalt, wurden alle gepriften Auftrdge ohne Beachtung der Vergabe-
vorschriften vergeben. Die Verpachtung der Museumsgastronomie
genugte nicht den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit.

28 Zuschusse fur Mallnahmen der Allgemeinen Kulturfor-
derung und des internationalen Kulturaustausches

Der Landesrechnungshof und die Staatlichen Rechnungsprifungs-
amter haben festgestellt, dass das Ministerium fir Stadtebau und
Wohnen, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen in allen
gepruften Fallen die Entscheidungen zur Forderung von MalRnahmen
der Allgemeinen Kulturférderung und des internationalen Kulturaus-
tausches selbst getroffen und dabei auch Finanzierungsart und -
héhe festgelegt hatte. Es hatte die Forderkriterien weder in Forder-
richtlinien noch sonst landeseinheitlich geregelt. Als Finanzierungs-
art hat es ab Mitte 2001 grundsatzlich die Festbetragsfinanzierung
gewahlt, obwohl bei den geférderten Malihahmen mit nicht bestimm-
baren spéateren Finanzierungsbeitrdgen Dritter (insbesondere Ein-
trittsgeldern) zu rechnen war.

29 Prifung von Investitionszuschiussen fur die Erschlie-
Bung von Industrie- und Gewerbegebieten

Das Staatliche Rechnungsprufungsamt Koln hat im Auftrag des Lan-
desrechnungshofs neun Investitionszuschisse fir die Erschlie3ung
von Industrie- und Gewerbegebieten aus Mitteln des Regionalen
Wirtschaftsférderungsprogramms bei sechs Stadten und Gemeinden
gepruft.

Die Prifungen haben bislang zu Ruckforderungen des Landes in Ho-
he von Uber 1,1 Mio. € gefuhrt. Allein auf die bisher zurlickgezahlten
Betrage in Hohe von rund 740.000 € waren Zinsen von rund 288.000 €
zu entrichten. Der Landesrechnungshof hat dem Ministerium fur Wirt-
schaft und Arbeit Empfehlungen zur Optimierung der Verfahrensab-
laufe gegeben.

30 Kostenvergleich der Steuerungs- und Unterstlitzungs-
leistungen (Querschnittsaufgaben) bei den Ministerien

Der Landesrechnungshof hat bei einem Vergleich der Kosten der
Steuerungs- und Unterstitzungsleistungen (Querschnittsaufgaben)
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erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ministerien festge-
stellt.

Er hat die Ministerien gebeten, den Grinden fur die Unterschiede
nachzugehen und die Steuerungs- und Unterstitzungsleistungen
ggf. zu optimieren.

31 Zentralisierung der Beihilfebearbeitung in der Landes-
verwaltung

Der Landesrechnungshof hat dem Finanzministerium empfohlen, die
Beihilfebearbeitung aus Grinden der Wirtschaftlichkeit landesweit in
einer einzigen Organisationseinheit — gegebenenfalls mit Aul3enstel-
len — zusammenzufassen und die Aufbau- und Ablauforganisation
derjenigen des Landesamtes fur Besoldung und Versorgung an-
zugleichen.

Nach Einfuhrung des Beihilfeberechnungsprogramms , Beihilfe NT*
ergibt sich rechnerisch bei gleich guter Bearbeitungsqualitat wie bis-
her landesweit ein Einsparpotenzial von rund 5 Mio. € jahrlich.

32 Fraktionsfinanzen

Der Landesrechnungshof hat die Verwendung der den Fraktionen im
Landtag NRW in der 12. Legislaturperiode gewahrten Zuschisse ge-
pruft. Er hat Feststellungen insbesondere in den Bereichen Personal,
Rucklagenbildung und Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen getroffen.

Die Bezahlung der Fraktionsmitarbeiter tberstieg - auch unter Be-
ricksichtigung der den Fraktionen einzurdumenden gréR3eren Dispo-
nibilitdt und Flexibilitat bei der Personalwirtschaft - teilweise die der
vergleichbar im Offentlichen Dienst Beschaftigten.

Die Notwendigkeit der Bildung von Rucklagen wurde zum Teil nicht
dargelegt.

Verschiedene MaRnahmen der Offentlichkeitsarbeit haben die Frakti-
onen gemeinsam mit der jeweiligen Partei durchgefihrt und dabei
das Gebot der Trennung von Fraktions- und Parteifinanzen nicht be-
achtet.

Zudem fehlte es teilweise an der in Zeiten des Wahlkampfes erforder-
lichen Zuriickhaltung bei der Offentlichkeitsarbeit.

Den vom Landtagsprasidenten aufgrund der Prifung zurtickgeforder-
ten Gesamtbetrag in Hohe von rund 295.000 € haben die Fraktionen
zwischenzeitlich gezahlt.
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4 Haushaltsplane 2003 und 2004/2005

Der Haushalt 2003 wurde mit dem Haushaltsgesetz vom 18.12.2002
(GV.NRW. S. 660), der Nachtragshaushalt 2003 mit dem Haushaltsgesetz
vom 08.07.2003 (GV.NRW. S. 372) und der Doppelhaushalt 2004/2005
mit dem Haushaltsgesetz vom 03.02.2004 (GV.NRW. S. 64) festgestellt.
Der Doppelhaushalt 2004/2005 erfuhr durch die folgenden Nachtrags-

haushaltsgesetze Anderungen:

Fur das Haushaltsjahr 2004 wurde der (erste) Nachtragshaushalt mit dem
Nachtragshaushaltsgesetz vom 21.07.2004 (GV.NRW. S. 399) und der
zweite Nachtragshaushalt mit dem Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz
vom 01.03.2005 (GV.NRW. S. 62) festgestellt. Fir das Haushaltsjahr 2005
wurde der Nachtragshaushalt mit dem Nachtragshaushaltsgesetz vom
01.03.2005 (GV.NRW. S.69) festgestellt.

Die Haushaltsplane schlieen in Einnahmen und Ausgaben jeweils aus-

geglichen ab mit
48.169.321.500 € im Jahr 2003 (Nachtragshaushalt)

48.715.932.300 € im Jahr 2004 (2. Nachtragshaushalt)
49.436.414.300 € im Jahr 2005 (Nachtragshaushalt).

Die Haushaltsvolumina haben sich seit dem Jahr 1996 wie folgt entwickelt:
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Haushaltsvolumen in Mrd. €

70

60

49,4
484 492 433 482 487
50 46,8

40

30

20
1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Nach einem nur voribergehenden Rickgang der Haushaltsvolumina in
den Jahren 2002 und 2003 sind im Doppelhaushalt 2004/2005 fur die Jah-
re 2004 und 2005 wieder Steigerungen zu beobachten. Gegeniber dem
Haushaltsjahr 1996 hat sich das Haushaltsvolumen im Jahr 2005 um
4,5 Mrd. € bzw. rd. 10 v. H. erh6éht. Das Haushaltsvolumen des Nach-
tragshaushalts des Jahres 2005 Ubersteigt zudem den bisherigen Hochst-
stand des Jahres 2001.

Die gegenuber 2004 nochmalige Steigerung des Haushaltsvolumens im
Jahre 2005 nach dem Nachtragshaushaltsgesetz fallt mit rd. 720 Mio. €
bzw. rd. 1,4 v.H. deutlich aus. Das mit dem Haushaltsgesetz vom
03.02.2004 fur 2005 vom Haushaltsgesetzgeber urspringlich festgestellte
Haushaltsvolumen lag noch um 2,7 v. H. unter dem des Jahres 2004 (vgl.
Abschnitt 4 des Jahresberichts 2004 Uber das Ergebnis der Prifungen im
Geschaftsjahr 2003 des LRH).
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Veranderung des Haushaltsvolumens im Vergleich zum Vorjahr in v. H.
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Haushaltsrechnung 2003

Vorlage der Haushaltsrechnung

Der Finanzminister hat die Haushaltsrechnung 2003 dem Landtag am
13.12.2004 mit dem Antrag vorgelegt, der Landesregierung Entlastung zu
erteilen’; die Haushaltsrechnung ist dem Landesrechnungshof (LRH) am

16.12.2004 zugegangen.

Der LRH hat die vorgelegte Haushaltsrechnung 2003 gepruft.

Die Haushaltsrechnung enthalt

e die Gesamtrechnung (§ 81 LHO)
e den kassenmaRigen Abschluss (8§ 82 Nr. 1 LHO)
e den Haushaltsabschluss (8§ 83 LHO)

mit der Finanzierungsrechnung zum kassenmalligen Abschluss
(8 82 Nr. 2 LHO).

Der kassenmalfiige Abschluss und der Haushaltsabschluss sind im Ab-
schlussbericht gemaf} § 84 LHO erlautert.

Wie im Vorjahr hat das Finanzministerium (FM) zum Teil von der ihm mit
Einverstandnis des Haushalts- und Finanzausschusses und des Aus-
schusses fur Haushaltskontrolle des Landtags im Einvernehmen mit dem
LRH eingeraumten Moglichkeit zur Vereinfachung der Haushaltsrechnung
Gebrauch gemacht. Dem FM war gestattet worden, von der Beifiigung von

Ubersichten zu den Jahresabschliissen der Landesbetriebe und der nicht

1

Drs. 13/6389 vom 16.12.2004 und Drs. 13/6527 vom 25.01.2005.
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veranschlagten Einnahmen aus der VeraufRerung von Vermdgensgegens-
tanden abzusehen (vgl. 8 85 Abs. 1 Nrn. 3 - 4 LHO). Diese Ermachtigung
ist fir die Haushaltsrechnungen der Jahre 2002 und 2003 erteilt worden®.

Wenn auch die Jahresabschlisse der Landesbetriebe nicht mehr in der
Haushaltsrechnung enthalten sind, legt der LRH Wert darauf, dass tber
sie kurz berichtet wird. Die regelmaldig dem Unterausschuss Landesbe-
triebe und Sondervermdgen des Landtags zugeleiteten Jahresabschlisse

betreffen die nachfolgend genannten Landesbetriebe:

e Staatsbad Oeynhausen?,

e Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen,

e Landesamt fur Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-
Westfalen,

¢ Landesvermessungsamt Nordrhein-Westfalen,

e Materialprifungsamt Nordrhein-Westfalen,

e Mess- und Eichwesen Nordrhein-Westfalen,

e Stral’enbau Nordrhein-Westfalen,

e Gemeinsames Gebietsrechenzentrum Hagen (zum 1.1.2003 neu
errichteter Landesbetrieb),

e Gemeinsames Gebietsrechenzentrum Kéln (zum 1.1.2003 neu er-
richteter Landesbetrieb),

e Gemeinsames Gebietsrechenzentrum Munster (zum 1.1.2003 neu

errichteter Landesbetrieb).

Ebenso von Bedeutung sind die Jahresabschlisse der wie Landesbetrie-

be behandelten Fachbereiche Medizin der Universitaten Aachen, Bonn,

Gleichwohl enthélt die Haushaltsrechnung 2003 — wie im Vorjahr — die Ubersicht nach § 85 Abs. 1 Nr. 4 LHO Uber die
nicht veranschlagten Einnahmen aus der VerauRerung von Vermégensgegenstanden (Anlage V).

Das Staatshad Oeynhausen wird auch nach der Kommunalisierung zum 1.1.2005 als Landesbetrieb gefuihrt. Der Wirt-
schaftsplan enthalt nur noch die Aufwendungen und Ertrage der beim Land verbleibenden Teile.
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Dusseldorf, Essen, Kdln und Munster. Gleiches gilt fur die nachfolgend
genannten Hochschulen, die Rheinisch-Westfalische Technische Hoch-
schule Aachen, die Universitat Bielefeld, die Fachhochschulen Minster

und Niederrhein im Rahmen des Modellversuchs ,Globalhaushalt”.

Die Jahresabschliisse fiir das Jahr 2003 liegen vor.

Die Ubersichten tber die Jahresabschliisse bei den genannten Landesbe-
trieben und Fachbereichen Medizin enthalten in allen Fallen Testate der

Wirtschaftsprufer.

Die fuir die Landesbetriebe

e Materialprifungsamt Nordrhein-Westfalen,
e Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen,
¢ Mess- und Eichwesen Nordrhein-Westfalen sowie

e Landesvermessungsamt Nordrhein-Westfalen

erteilten eingeschrankten Testate beziehen sich auf Feststellungen der
Wirtschaftsprifer zu gebildeten Ruckstellungen fur Verpflichtungen aus Al-
tersteilzeit. Nach Auffassung der Wirtschaftsprifer sind diese — gemessen
an handelsrechtlichen Grundsatzen — in zu geringer Héhe gebildet wor-
den. Die betroffenen Landesbetriebe hatten ihre Rickstellungen entspre-
chend den vom Bundesministerium der Finanzen getroffenen (steuerrecht-
lichen) Regelungen gebildet. Diesen Umstand hatte auch der LRH in sei-
nem Jahresbericht 2004 aufgegriffen®. Nach Mitteilung des FM sollen zu-

kinftig — beginnend mit den fur das Jahr 2004 zu erstellenden Jahresab-

Beitrag B 31, Nr. 31.2.4 (Drs. 13/5605).
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schlissen — die Rickstellungen fur Verpflichtungen aus Altersteilzeit in al-

len Landesbetrieben einheitlich nach Handelsrecht erstellt werden?®.

Fur das wie ein Landesbetrieb behandelte Sondervermdgen ,Bau- und
Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen* wird der Jahresabschluss wei-
terhin der Haushaltsrechnung beigefiigt (Anlage Ill). Hinsichtlich dieses
Sondervermégens lag der Jahresabschluss zum 31.12.2003 bis zum Zeit-
punkt der Drucklegung der Haushaltsrechnung noch nicht vor. Abgedruckt
wurde — im Nachgang zur Haushaltsrechnung 2002 — der Jahresab-
schluss zum 31.12.2002.

Zwischenzeitlich wurde auch der Jahresabschluss fur 2003 fertig gestellt
(Vorlage 13/3135) und dem LRH zugeleitet; der Jahresabschluss enthalt

ein uneingeschranktes Testat der Wirtschaftsprufer.

In der Anlage | der Haushaltsrechnung 2003 sind die Begriindungen der
Uberplanméfigen und der auBerplanmalligen Haushaltsausgaben ein-
schlie3lich der Haushaltsvorgriffe zusammengestellt. Der Vermogens-
nachweis nach 8 86 LHO ist in den Anlagen VI a bis VI ¢ dargestellt. We-
gen der Einzelheiten wird auf die Haushaltsrechnung mit Abschlussbericht

und Anlagen Bezug genommen.

Der Haushalt 2003 schloss ab mit Gesamt-Isteinnahmen und Gesamt-
Istausgaben von
47.423.517.600,70 €.

Vorlage 13/3146 und Ausschussprotokoll 13/1414 uber die Sitzung des Unterausschusses Landesbetriebe und Sonder-
vermogen des Haushalts- und Finanzausschusses vom 11.01.2005.
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Gegenuber dem Haushalt 2002 mit einem Gesamtvolumen von
47.878.422.278,20 € sind dies Mindereinnahmen und Minderausgaben
von 454.904.677,50 € bzw. knapp 1 v. H.

Abweichungen vom Haushaltsplan

Die Uber- und auf3erplanmafigen Ausgaben einschliel3lich der Haushalts-

vorgriffe belaufen sich nach der Haushaltsrechnung auf insgesamt

38.343.087,86 €.

Sie werden in der Anlage | zur Haushaltsrechnung im Einzelnen aufge-
fuhrt®, Dem Landtag sind bislang Zusammenstellungen
i. H.v. 39.359.531,23 € (Sollbetrag) zur Genehmigung gemafl
Art. 85 Abs. 2 LV vorgelegt worden. Von diesen gemeldeten Haushalts-
Uberschreitungen wurden insgesamt 31.646.289,22 € (Istbetrag) tatséch-
lich verausgabt. Nach Abschluss der Rechnungslegungsbticher wurden im
Rahmen der Aufstellung der Haushaltsrechnung weitere Uberschreitungen
I. H.v. 6.696.798,64 € festgestellt. Hiervon entfallen 6.314.264,75 € auf
bereits im Rahmen der Haushaltsaufstellung (durch Haushaltsvermerke)

genehmigte Vorgriffe.

Die verbleibenden Uberschreitungen in Hohe von 382.533,89 € sind dem
Landtag mit Schreiben vom 10.01.2005 zur Genehmigung vorgelegt wor-
den’. Der Haushalts- und Finanzausschuss hat der Vorlage in seiner Sit-

zung am 10.03.2005 zugestimmt®,

6

8

Abschlussbericht S. 18 und Anlage |, Seiten 103 bis 122.
Vorlage 13/3187 i. V. m. der dargestellten Berechnung in den Drs. 13/6389 und Drs. 13/6527.

Drs. 13/6722.
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Die Hohe der Uber- und auRerplanmafigen Ausgaben in den letzten zehn
Jahren lasst zwar keine einheitliche Entwicklung erkennen, jedoch wurden
diese Ausgaben — mit Ausnahme von denen des Jahres 2002 — in den

letzten funf Jahren zuriickgefihrt.

Haushaltsjahr | Haushaltsvolumen Uber- und auler- Anteil
Soll planmallige Ausga-
ben einschl. Vorgriffe
in Mio. € inv. H.
1994 42.484,9 208,3 0,49
1995 43.879,6 885,4 2,02
1996 44.906,3 437,0 0,97
1997 45.337,8 241,6 0,53
1998 45.774,8 67,0 0,15
1999 46.852,2 31,4 0,07
2000 48.429,2 19,3 0,04
2001 49.160,8 38,7 0,08
2002 48.323,3 237,6 0,49
2003 48.169,3 38,3 0,08

Uber- und auRerplanmaRige Ausgaben einschlieRlich der Vorgriffe in
Mio. €

1000 —

500 — /

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
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Erwirtschaftung der globalen Mehreinnahmen bzw. der globalen Min-
derausgaben

Die im Einzelplan 20 insgesamt veranschlagten globalen Mehreinnahmen
in Hohe von 37.801.600 € wurden nicht erwirtschaftet. Es handelt sich um

folgende Ansatze:

e 801.600 € zum Ausgleich der Schlusssummen des Haushalts-
plans®,
e 37.000.000 € aus Verwaltungseinnahmen, Einnahmen aus Schul-

dendienst und dgl. (Hauptgruppe 1) in allen Einzelplanen®.

Bei einem Haushaltssoll von 48.169,3 Mio. € ergaben sich Ist-Einnahmen

in Hohe von 47.423,5 Mio. €.

Die im Haushaltsplan 2003 in den Einzelplanen bei den Hauptgruppen 4,

5, 8 und 9 veranschlagten™ globalen Minderausgaben betrugen insgesamt

863.831.200 €.

Dies entspricht einer Steigerung gegenuber dem Jahr 2002 um rd.
452,1 Mio. € bzw. rd. 109,8 v. H.

Bezogen auf das Haushaltsvolumen des Jahres 2003 von rd. 48,1 Mrd. €
betragt der Anteil der veranschlagten Minderausgaben von 863,8 Mio. €
rd. 1,8 v. H. Im Haushaltsjahr 2002 lag der Anteil der globalen Minderaus-
gaben mit 411,7 Mio. € an dem Haushaltsvolumen von 48,3 Mrd. € noch

bei 0,85 v. H. Im Haushaltsjahr 2001 hatten die globalen Minderausgaben

9

10

11

Kapitel 20 020 Titel 371 10.
Kapitel 20 020 Titel 371 20.

Haushaltsrechnung 2003 Band I, Seiten 15 und 96.
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5.4

mit 134,2 Mio. € bei einem Haushaltsvolumen von 49,2 Mrd. € noch einen
Anteil von (nur) 0,27 v. H.*.

Von den globalen Minderausgaben des Haushaltsjahres 2003 entfallen rd.
355,6 Mio. € auf die Hauptgruppe 4 (Personalausgaben), rd. 38,4 Mio. €
auf die Hauptgruppe 5 (Séachliche Verwaltungsausgaben), 711.200 € auf
die Hauptgruppe 8 (Sonstige Ausgaben fur Investitionen und Investitions-
férderungsmaflinahmen) sowie 469,1 Mio. € auf die Hauptgruppe 9 (Be-

sondere Finanzierungsausgaben).

Von den in der Hauptgruppe 4 ausgebrachten globalen Minderausgaben
wurden in den jeweiligen Einzelplénen rd. 334,5 Mio. € erwirtschaftet. Wei-
terhin wurden die zentral im Epl. 20 Kapitel 20 020 Titel 461 10 und
462 10 ausgebrachten Verstarkungsmittel in Ho6he von insgesamt
50 Mio. € bis auf 0,5 Mio. € nicht verausgabt; damit wurden die globalen

Minderausgaben der Hauptgruppe 4 vollstandig erwirtschaftet®.
Die auf die Hauptgruppen 5 — 9 entfallenden globalen Minderausgaben
wurden ebenfalls in vollem Umfang erwirtschaftet; eingespart wurden in

den genannten Hauptgruppen insgesamt 1.499,3 Mio. €.

Die globalen Minderausgaben wurden somit vollstéandig erwirtschaftet.

Haushaltswirtschaftliche Kennzahlen

Die Ist-Ausgaben des Landes stellen sich nach den Haushaltsrechnungen

wie folgt dar:

12

13

Die Betrage wurden aus den seinerzeit noch geltenden DM-Betréagen umgerechnet.

Haushaltsrechnung 2003, Band I, Seiten 15 und 101.
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Entwicklung der Ist-Ausgaben des Landes seit 1995 in Mrd. €

60,0~

75 81 479 PR

40,0

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 (vorl&ufig

Im Vergleich der letzten 10 Jahre schlossen nur die Haushaltsjahre 1999
und 2000 jeweils mit kassenméaRigen Uberschiissen in Hohe von
404,9 Mio. € und 836,5 Mio. € ab. Fiur die Jahre bis 1998 sowie ab 2001

wurden jeweils ausgeglichene Abschlisse vorgelegt.
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Um die reale Veranderung der Ist-Ausgaben deutlich zu machen, wurde
sie den Veranderungen des Verbraucherpreisindexes* fir Nordrhein-

Westfalen gegenibergestellt:

Veranderung der Ist-Ausgaben und der Preisindizes fur die Lebenshaltung zum Vorjahr in v. H.

O Ausgabenveranderung in v. H. @ Preisindex

8,0

6,0

4,0

2,0+

0,0+

2,0
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Der Vergleich der Steigerungsraten der Ist-Ausgaben mit den Steige-
rungsraten der Verbraucherpreisindizes ergibt, dass die Ist-Ausgaben im
Jahr 2001 geringer als der entsprechende Preisindex gestiegen sind. In
den Jahren 1996, 1998, 2002 und 2003 sanken die Ist-Ausgaben gegen-
Uber denen der jeweiligen Vorjahre, wéahrend die entsprechenden Preisin-
dizes leicht anstiegen. Erstmals seit 2002 stiegen die Ist-Ausgaben 2004
wieder an; die Steigerungsrate entspricht fur dieses Jahr dem Preisan-

stieg.

4 Veroffentlicht durch das Landesamt fur Datenverarbeitung und Statistik des Landes Nordrhein-Westfalen. Im Februar

2003 wurde der ,Preisindex fur die Lebenshaltung aller privaten Haushalte* (Basisjahr war insoweit das Jahr 1995) abge-
l6st durch den ,Verbraucherpreisindex fir Nordrhein-Westfalen“ (Basisjahr ist nunmehr das Jahr 2000). Aufgrund der
Neuberechnung ergeben sich zum Teil (geringere) Unterschiede der Preissteigerungsraten auch fur die Vorjahre.
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Gliederung der Einnahmen nach Arten

Einnahmen in Mio. €

Insgesamt

2002 2003 2004
Hauptgruppen Haushalts- Abwei-
chungen
Ist - Soll
Ist Soll Ist Ist
0 Einnahmen aus Steuern und 36.187,6 | 34.922,9| 33.673,7 -1.249,2 34.210,1
steueréhnlichen Abgaben
1 Verwaltungseinnahmen, Einnah- 2.887,7 3.013,4| 2.756,4 -257,0 2.878,7
men aus Schuldendienst und dgl.
. . 3.027,3 3.006,1| 3.098,5 92,4 3.062,8
2 Einnahmen aus Zuweisungen und
Zuschissen mit Ausnahme fur
Investitionen
3 Einnahmen aus Schuldenaufnah- 57758 722691 7.894.9 668,0 7.958,1
men, aus Zuweisungen und Zu-
schiissen fur Investitionen, be-
sondere Finanzierungseinnahmen
47.878,4| 48.169,3| 47.423,5 -745,8 48.109,7

Der Schwerpunkt der Ist-Einnahmen liegt zwangslaufig bei den Einnah-

men der Hauptgruppe 0:

Anteile der Hauptgruppen an den Ist-Einnahmen des Jahres 2003

Hauptgruppe 3
16,5%

Hauptgruppe 2
6,4%

Hauptgruppe 1
6,0%

Hauptgruppe 0
71,1%
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Einnahmen aus Steuern

Die Einnahmen aus Steuern haben sich seit 1995 wie folgt entwickelt:

1995 | 1996 | 1997 ‘ 1998 ‘ 1999 ‘ 2000 ‘ 2001 ‘ 2002 ‘ 2003 | 2004

in Mrd. €
Gemeinschaftsteuern
Lohnsteuer 145 | 133|132 | 136|137 | 13,7 | 132 | 135 | 135| 125
g;:zsjtezl;e‘ﬂg Binfuhrum- | o ¢ 1 103 | 10,5 | 101 | 107 | 10,0 | 105 | 11,4 | 11.4] 117

Veranlagte Einkom-

mensteuer® 13 12| 10 14, 21, 19| 15| 10 09 09

Kdrperschaftsteuer 1,6 1,8 1,9 2,4 2,3 3,01 -1,6 1,3 0,3 1,2

nicht veranlagte Steuern 12 11 12 15 2.0 2.2 36 2.4 1.0 13

vom Ertrag

Zinsabschlagsteuer 0,7 0,7 0,6 0,6 0,6 0,7 1,0 1,0 0,8 0,8
Gewerbesteuerumlage 0,3 0,3 0,3 0,4 0,4 0,4 0,5 0,5 0,6 0,4
Landessteuern

Kraftfahrzeugsteuer 15 15/ 16| 1,7 15| 15| 18 16| 16| 1,7
Grunderwerbsteuer 0,6 0,7 1,0 1,2 1,3 11 11 1,1 1,1 1,1

Zuschl. zur Gewerbe-

steuerumlage 0,6 o7, 06| 06| 06| 06| 06| 05 05 06

sonstige Landessteuern 2,4 24| 14| 15| 16| 16| 16 16| 16| 1,7

Einnahmen aus
Steuern insaesamt®’

334 | 340|334 | 351|368 378|336| 359|334 339

Die Steuereinnahmen von Bund, Landern und Gemeinden*® haben in den

letzten 10 Jahren folgende Entwicklung genommen:

15

16

17

18

Um die Rechnungsergebnisse des Landes Nordrhein-Westfalen mit den vom Bundesministerium der Finanzen veroffent-
lichten Ergebnissen vergleichen zu kénnen, wurden Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuer zusammengefasst und um die
Zahlungen des Landes Nordrhein-Westfalen an den Fonds ,Deutsche Einheit* bereinigt. Den Belastungen des Landes
durch den Fonds ,Deutsche Einheit* ist der von den Gemeinden abzufiihrende Zuschlag zur Gewerbesteuerumlage ge-
genzurechnen.

Die Erstattung von Lohnsteuer bei der Veranlagung von Arbeithnehmern sowie die Anrechnung von Kérperschaftsteuer,
Kapitalertragsteuer und Zinsabschlagsteuer bei der Einkommensteuer wirken sich einnahmemindernd aus.

Differenzen durch Rundungen.

Finanzbericht 2005 des BMF, Statistische Auswertungen des BMF (Monatsbericht 7/2004 vom 23.08.2004, BMF — | A 6),
Finanzbericht 2004/2005 des FM NRW (Drs. 13/4501), Haushaltsrechnungen NRW und eigene Berechnungen. Angege-
ben sind beziglich der Steuern fir den Bund die Bruttobetrédge ohne Berlcksichtigung der EU-Anteile.
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Bund Lander NRW Gemeinden Insgesamt
in Mrd. €
1994 197,4 133,9 31,2 44.8 376,2
1995 199,8 147,2 33,4 44,1 391,1
1996 190,4 150,4 34,0 44,1 384,9
1997 188,3 148,7 33,4 44.8 381,7
1998 194,0 156,5 35,1 48,6 399,2
1999 211,7 164,7 36,8 51,0 427,5
2000 219,0 169,2 37,8 51,9 440,1
2001 213,3 159,1 33,6 49,1 421,5
2002 2144 156,2 35,9 47,5 418,1
2003 2140 162,4 33,4 46,8 456,6

Hieraus ergeben sich als Anteile an den gesamten kassenmalligen Steu-

ereinnahmen:

Anteile von Bund, Landern und Gemeinden an den gesamten kassenmafigen Steuereinnahmen in v. H.

—&—Bund — I - Lander
— A— NRW - =X~ - Gemeinden

60,0

30,0 4

20,0

10'0( ------- LTS e NEEE ) G Xemm e el S mmmn N Mo eea

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Fur die Entwicklung der Veréanderungsraten der Einnahmen aus Steuern

bedeutet dies:
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Entwicklung der Steigerungsraten der Steuereinnahmen bei Bund, Landern und Gemeinden in
v. H. gegenilber dem Vorjahr

O Bund

@ Lander
mNRW

10,0 0 Gemeinden

5,0

0,0 1

5,0 1

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Die bis zum Jahre 2000 beobachteten Steigerungsraten der Steuerein-
nahmen des Landes Nordrhein-Westfalen sind hinter den durchschnittli-
chen Steigerungsraten in den Landern zurlickgeblieben. In den Jahren
2001 und auch 2003 gingen die Steuereinnahmen in Nordrhein-Westfalen
deutlicher zurtck als in Bund, L&ndern und Gemeinden. Die im Jahr 2002
beim Bund und vor allem beim Land Nordrhein-Westfalen eingetretenen
Zuwéchse der Steuereinnahmen konnten sich mithin in 2003 nicht wieder-
holen. Die Steuereinnahmen des Landes Nordrhein-Westfalen sind im
Jahre 2003 sogar wieder auf das Niveau des Jahres 1997 zurtickgefallen.
Wahrend die Steuereinnahmen des Bundes in etwa aber noch denen des
Vorjahres 2002 entsprachen, gingen sie in den Gemeinden leicht zurlck.
Lediglich die Steuereinnahmen der Lander konnten in 2003 gegenuber

dem Vorjahr 2002 zulegen.

Die Steuereinnahmen fiir das Jahr 2004 sind in Nordrhein-Westfalen mit
33,9 Mrd. € wieder leicht angestiegen. Die Vergleichszahlen fir die ande-

ren Gebietskorperschaften liegen noch nicht vollstandig vor.
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Ungeachtet einiger Schwankungen sind die Verwaltungseinnahmen, Ein-

nahmen aus Schuldendienst und dgl. (Hauptgruppe 1) sowie die Einnah-

men aus Zuweisungen und Zuschissen mit Ausnahme fir Investitionen

(Hauptgruppe 2) in den letzten 10 Jahren angestiegen. Bei den Einnah-

men aus Schuldenaufnahmen, aus Zuweisungen und Zuschussen fir In-

vestitionen sowie besondere Finanzierungseinnahmen (Hauptgruppe 3)*°

sind dagegen von der Schuldenaufnahme ausgel6ste starke Schwankun-

gen zu beobachten:

Hauptgruppe | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 2003 2004
in Mio. €
1 2.137 | 2.192 | 2.359 | 2.703 | 2.407 | 2.255 | 2.645 | 2.887 | 2.756,4 | 2.878,7
2 3.001 | 2.469 | 2.861 | 2.851 | 2.859 | 2.898 | 3.006 | 3.027 | 3.098,5 | 3.062,8
3 4.702 | 5.152 | 6.396 | 4.231 | 3.662 | 5.064 | 8.559 | 5.772 | 7.894,9 | 7.950,6™

Fur das Haushaltsjahr 2003 sind als besondere Einnahmepositionen bei

den Hauptgruppen 1, 2 und 3 hervorzuheben:

19

Die Einnahmen der Hauptgruppe 3 wurden um die haushaltstechnischen Verrechnungen (Obergruppe 38) vermindert.
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Soll Ist

in Mio. € in Mio. €
Hauptgruppe 1
Gebihren und tarifliche Entgelte der Gerichte der 772,2 762,5
ordentlichen Gerichtsbarkeit und Staatsanwaltschaf-
ten
Geldstrafen, GeldbuRen und Gerichtskosten der Ge- 1445 123,9
richte der ordentlichen Gerichtsbarkeit und Staatsan-
waltschaften sowie Einnahmen aus der Vermdgens-
abschopfung
Vermischte Einnahmen im Bereich der Oberfinanzdi- 147,0 151,2
rektionen und Finanzamter
Konzessionseinnahmen aus dem Nordwest-Lotto 367,3 300,0
Gesamteinnahmen (aus Finanzierungsanlastung und 699,6 699,5
Darlehensrickflissen) des Sondervermogens Bau-
und Liegenschaftsbetriebs NRW
Hauptgruppe 2
Anteil des Bundes an den Aufwendungen des Landes 625,0 618,8
fir Wohngeld
Zuweisungen aus dem européaischen Sozialfonds fur 153,1 163,6
laufende Maflnahmen im Rahmen des Operationellen
Programms der EU (Ziel 3 neu)
Zuweisungen des Bundes nach § 8 Abs. 1 und 2 1.078,5 1.078,5
Regionalisierungsgesetz des Bundes
Hauptgruppe 3
Schuldenaufnahmen auf dem sonstigen Kreditmarkt 5.785,0 6.666,1
Zuweisungen des Bundes im Rahmen der Gemein- 150,2 108,4
schaftsaufgabe Hochschulbau
Finanzhilfen des Bundes nach dem Gemeindever- 173,1 201,1
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) fiir den OPNV
Finanzhilfen des Bundes nach dem GVFG fir den 129,5 129,5
kommunalen Stral3enbau
Zuschiisse des Bundes fir Investitionen im sozialen 107,5 103,8

Wohnungsbau
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Gliederung der Ausgaben nach Arten

Ausgaben in Mio. €
2002 2003 2004
Hauptgruppen Haushalts- Abwei-
chungen
Ist Soll Ist Ist - Soll Ist
4 Personalausgaben 19.906,5 19.652,6 19.573,6 -79,0 19.897,4
5 Séchliche Verwaltungsausga- 7.822.,8 7.772,9 7.747,7 -25,2 7.804,5
ben, Ausgaben fir Schulden-
dienst
6 Ausgaben fir Zuweisungen und 15.758,4 | 16.307,4| 15.411,9 -895,5 15.818,5
Zuschisse mit Ausnahme fir
Investitionen
7 Baumalnahmen 200,7 195,8 193,2 -2,6 197,5
8 Sonstige Ausgaben fir Investiti- 4.036,2 4.703,7 4.490,3 -213,4 4.384,0
onen und Investitionsforde-
rungsmafnahmen
9 Besondere Finanzierungs- 153,7 -463,1 6,8 469,9 7,8
ausgaben
insgesamt 47.878,4| 48.169,3| 47.423,5 -745,8 48.109,7

Anteile der Hauptgruppen an den Ist-Ausgaben des Jahres 2003

Hauptgruppe 7
0,4%

Hauptgruppe 8

Hauptgruppe 6
ptgrupp 9.1%

32,9%

Hauptgruppe 9
0,01%

Hauptgruppe 5
16,2%

Zinsen
9,6%

Hauptgruppe 4
41,4%

sonstige Ausgaben der
Hauptgruppe 5
6,6%
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5.9 Personalausgaben
Die Personalausgaben (einschlie3lich Versorgungsbeziige) und ihre Stei-
gerungsraten betrugen in den Jahren 1995 bis 2004:

Haushalts- | Personalausgaben | Erh6hung gegen- | Anteil der Perso- Anteil der Perso-

jahr Uber Vorjahr nalausgaben an nalausgaben an
Ist den bereinigten den bereinigten
Gesamtausga- Gesamteinnah-
ben® men®
in Mio. € inv. H.
1995 17.055,2 5,3 39,1 41,7
1996 17.493,2 2,6 39,9 43,5
1997 17.837,0 2,0 39,5 44,7
1998 18.239,6 2,3 40,5 43,7
1999 18.620,4 2,1 40,9 43,0
2000 18.977,5 1,9 41,1 43,0
2001 19.193,7 11 40,5 47,2
2002 19.906,5 3,7 417 46,2
2003 19.573,6 -1,7 41,3 48,2
2004 19.897,4 1,7 41,4 48,3
P e peaay 10419 1 ger peremsen
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Die ,bereinigten Gesamtausgaben“ ergeben sich aus den Gesamtausgaben abziiglich der Tilgungsausgaben am Kredit-
markt (Obergruppe 59), Zufiihrung an Ricklagen (Obergruppe 91), Ausgaben zur Deckung von Vorjahresfehlbetragen
(Obergruppe 96) und haushaltstechnischen Verrechnungen (Obergruppe 98).

Die ,bereinigten Gesamteinnahmen“ ergeben sich aus den Gesamteinnahmen abziiglich der Schuldenaufnahmen am
Kreditmarkt (Obergruppe 32), Entnahmen aus Riicklagen, Fonds und Stdcken (Obergruppe 35), Entnahmen aus Uber-
schiussen der Vorjahre (Obergruppe 36) und haushaltstechnischen Verrechnungen (Obergruppe 38).
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Die grafische Darstellung zeigt, dass der Anteil der Personalausgaben an
den bereinigten Gesamtausgaben (Personalausgabenquote) gegenuber
2003 unverandert geblieben ist. Auch der Anteil der Personalausgaben an
den bereinigten Gesamteinnahmen (Personalausgabenlast) hat sich im

letzten Jahr gegentiber dem Vorjahr 2003 nur geringflgig verandert.

Die Personalausgaben nahmen in den Jahren 1995 bis 2004 erhebliche
Anteile der Steuern und steuerahnlichen Abgaben in Anspruch, in den
letzten vier Jahren sogar deutlich mehr als die Halfte. Allerdings hat sich
im Jahr 2004 die Quote der Beanspruchung gegentiber dem Vorjahr kaum

weiter erhoht.

Haushalts- | Steuern und steuer-| Personalausgaben Beanspruchung
jahr ahnliche Abgaben
in Mio. € inv. H.

1995 34.203,8 17.055,2 49,9
1996 34.108,9 17.493,2 51,3
1997 33.534,0 17.837,0 53,2
1998 35.280,0 18.239,6 51,7
1999 37.065,8 18.620,4 50,2
2000 38.024,1 18.977,5 49,9
2001 33.883,0 19.193,7 56,7
2002 36.187,6 19.906,5 55,0
2003 33.673,7 19.573,6 58,1
2004 34.210,1 19.897,4 58,2

Die Personalausgaben haben sich im Vergleich zu anderen grol3en Aus-
gabeblécken des Landes - gemessen an den bereinigten Gesamteinnah-

men - wie folgt entwickelt:
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Haus- Personal- | Personal- Allgemeine Kreditmarkt- | Transfer-
haltsjahr | ausgaben |ausgaben Zuweisungen |zinsen ausgaben
insgesamt | ohne Ver- des kommuna- (ohne Spalte 4)
sorgungs- len Finanzaus-
leistungen gleichs
1 2 3 4 5 6
Anteil an den bereinigten Gesamteinnahmen in v. H.
1995 41,7 34,1 13,3 9,5 34,4
1996 43,5 35,4 15,0 9,8 33,1
1997 44,7 36,2 15,2 10,2 34,2
1998 43,7 35,1 13,9 10,0 31,8
1999 43,0 34,3 14,0 9,9 29,9
2000 43,0 33,9 15,0 9,7 28,8
2001 47,2 36,7 16,2 10,8 32,4
2002 46,2 35,8 15,2 10,6 28,9
2003 48,2 37,0 13,4 11,4 34,0
2004 48,3 36,9 15,8 111 31,2

den bereinigten Gesamteinnahmen.

Versorgungsleistungen

reinigten Gesamteinnahmen ergibt sich aus folgender Ubersicht:

Die Aufstellung zeigt, dass der Anteil der Personalausgaben ohne Versor-
gungsleistungen an den bereinigten Gesamteinnahmen im letzten Jahr in
etwa das Niveau des Jahres 2001 gehalten hat. Die im Jahr 2004 gegen-
Uber 2003 leicht gestiegenen Steuereinnahmen fuhren zu einem RuUck-
gang des Anteils der in den Spalten 5 und 6 bezeichneten Ausgabenart an

Der Anteil der Versorgungsleistungen des Landes im Verhdltnis zu den

Gesamtpersonalausgaben, den bereinigten Gesamtausgaben und den be-
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Haushalts- | Versorgungs- | Anteil der Versorgungsleistungen an den
jahr leistungen
Gesamtperso- |bereinigten bereinigten
nalausgaben Gesamtausga- | Gesamtein-
ben nahmen
Mio. € inv. H.
1995 3.095.9 18.2 7.1 7.6
1996 3.236.1 18.5 7.4 8.0
1997 3.401.6 19.1 7.5 8.5
1998 3.563.0 19.5 7.9 8.5
1999 3.766.0 20.2 8.3 8.7
2000 4.045.9 21.3 8.8 9.2
2001 4.260,1 22,2 9.0 10.5
2002 4.484.4 22,5 9.4 10.4
2003 4.551,4 23,3 9,6 11,2
2004 4.686,7 23,6 9,7 11,4
In der Grafik stellt sich die Entwicklung wie folgt dar:

Entwicklung der Versorgungsleistungen

—&— Anteil an den Gesamtpersonalausgaben

25,0 17— - -W- - Anteil an den bereinigten Gesamtausgaben
— & - Anteil an den bereinigten Gesamtennahﬁ./’/’/’/’/<b
20,0

15,0

inv.H.

10,0

50

0,0
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Die vom FM prognostizierte Entwicklung der Versorgungsbeziige® zeigt,
dass diese trotz der mit den Reformgesetzen der 90er Jahre umgesetzten
Malinahmen zur Gegensteuerung auch in den kunftigen Jahren einen er-
heblichen Anteil des Landeshaushalts binden. Obgleich die beschlosse-
nen ReformmalRnahmen zur Eindammung der Versorgungsbeziige nach
Ablauf der notwendigen Ubergangsfristen mittelfristig zu jahrlichen Einspa-
rungen im Versorgungsbereich von rd. 700 Mio. € filhren®, wachsen die
Aufwendungen fir die Versorgungsbezige in der Zukunft weiter an. Fur

den Finanzplanungszeitraum von 2004 bis 2008* stellt sich die voraus-
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sichtliche Entwicklung wie folgt dar:

Haus- Versorgungs- |Personalausgaben | Ausgaben ins- | Einnahmen
haltsjahr | bezlige insgesamt gesamt aus Steuern
in Mio. €
2003% 3.976,6 19.573,6 47.423,5 33.673,7
2004 4.121,8 19.897,4 48.109,7 34.210,1
2005* 4.300,2 20.329,0 49.436,3 34.340,0
2006 4.459,3 20.476,0 48.216,0 35.970,0
2007% 4.622,8 20.717,0 49.479,0 37.530,0
2008% 4.801,9 21.034,0 50.188,0 39.060,0

22

23

24

25

26

27

28

Im Unterschied zu dem weiter gefassten Begriff der ,Versorgungsleistungen“ umfasst der vom FM gewahlte Begriff der
sVersorgungsbeziuge” nur die Ausgaben der Obergruppe 43. Nicht erfasst sind hiervon z. B. Beihilfen an Versorgungs-

empfanger.

Vgl. Ausfiihrungen zu Nr. 3.3.1 ,Personalausgaben” innerhalb des Berichts ,Finanzplanung 2004 — 2008 (Drs. 13/6100)".

Drs. 13/6100.
Ist 2003.

(Vorlaufiges) Ist 2004.

Soll nach dem Nachtragshaushaltsplan 2005.

Finanzplanung des Landes Nordrhein-Westfalen 2004 — 2008 (Drs. 13/6100) und Berechnungen zu den Versorgungsbe-

zugen in den Landtagsvorlagen 13/2220, 13/985 und 12/2669 sowie ergdnzende Angaben des FM NRW.
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Hieraus ergeben sich folgende Anteile der Versorgungsbeziige an den je-

weiligen Positionen:

Haushaltsjahr Anteile der Versorgungsbeziige an den
Personalausgaben | Ausgaben Einnahmen aus
insgesamt insgesamt Steuern

inv. H.
2003 20,32 8,39 11,81
2004 20,75 8,57 12,05
2005 21,15 8,70 12,52
2006 21,78 9,25 12,40
2007 22,31 9,34 12,32
2008 22,83 9,57 12,29

Die Ubersicht verdeutlicht, dass der Anteil der Versorgungsbeziige an den
Personalausgaben standig zunimmt. Der Umstand, dass die Anteile der
Versorgungsbeziige an den Steuereinnahmen ab dem Jahre 2006 leicht
ricklaufig sind, beruht im Wesentlichen auf ginstigen Prognosedaten der

Steuereinnahmen im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung.

Das FM hatte dem Landtag im Jahre 2001 einen ausfihrlichen Bericht

tber die Versorgungslasten des Landes Nordrhein-Westfalen zugeleitet®.

Gestutzt auf die Basiszahlen des Jahres 1999* hatte das FM seinerzeit
fur das Jahr 2003 einen Anteil der Versorgungsausgaben — also der Ver-
sorgungsbeziige und weiterer Leistungen fir Versorgungsempfanger, wie
z. B. Beihilfen — an den Ausgaben insgesamt von 7,9 v. H. prognostiziert.
Der tatsachliche Anteil allein der Versorgungsbeziige an den Ist-Ausgaben

des Jahres 2003 von 8,39 v. H. geht allerdings Uber die seinerzeitige

30

Vorlage 13/985. Dieser Bericht war Gegenstand der Diskussionen im Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschuss des Landtags am 05.11.2002 (Ausschussprotokoll 13/698).

Gestlitzt wurden die Schatzungen auf die konkreten Preise des Jahres 1999.
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Prognose noch hinaus. Fur das Jahr 2020 hatte das FM in dieser Studie
seinerzeit eine Quote von 15,7 v. H. prognostiziert.

Der Anteil der Versorgungsausgaben an den Personalkosten war fir das
Jahr 2000 mit 18 v. H. prognostiziert worden. Der tatsachliche Anteil fur
das entsprechende Jahr hatte nach den Ist-Ausgaben aber bereits bei
21,3 v. H. gelegen. Fir das Jahr 2020 prognostizierte das FM eine Quote
von 32 v. H.

Mit seinem im Juli 2003 verfassten Bericht zur Entwicklung der Versor-
gungsausgaben und der Versorgungsleistungen fir die weitere Zukunft
hat das FM die Prognosen in einer internen Modellrechnung bis in das
Jahr 2040 aktualisiert®. Danach wirden die Versorgungsausgaben jahr-
lich weiter ansteigen, bis sie in den Jahren 2027 und 2028 mit rd.
7.150 Mio. € ihren voraussichtlichen Hochststand erreichten. Nach diesem
Zeitraum wuirden die Versorgungsausgaben sich dauerhaft auf rd.
6.800 Mio. € einpendeln®.

Zur Loésung des Problems der den Landeshaushalt belastenden Versor-
gungsausgaben hat die Landesregierung ihren Willen zur Bildung eines
Kapitalstocks bekundet und zur Frage der Anlageform ein externes Gut-
achten in Auftrag gegeben®. Die Landesregierung beabsichtigt nach ihrem
Gesetzentwurf vom 27.01.2005 fur das Versorgungsfondsgesetz den Auf-
bau eines weiteren Sondervermdgens, in das ab dem 1. Januar 2006 mo-
natlich 500 € fir jede neu eingestellte Beamtin/Richterin und jeden neu
eingestellten Beamten/Richter abgefiihrt werden sollen. Bei voraussicht-

lich rd. 6.000 Neueinstellungen im Jahr wirde damit eine Rucklage von rd.

31

32

33

Vorlage 13/2220. Dieser Bericht war Gegenstand der Diskussionen im Unterausschuss Personal des Haushalts- und
Finanzausschusses des Landtags am 16.09.2003 (vgl. Ausschussprotokoll 13/940) und am 30.03.2004 (vgl. Ausschuss-
protokoll 13/1177).

S. Ausfuihrungen zu Abschnitt A in dem Gesetzentwurf der Landesregierung fur das Versorgungsfondsgesetz (Drs.
13/6537).

Drs. 13/4952.
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36 Mio. € im ersten Jahr geschaffen. Gleichbleibende Einstellungszahlen
vorausgesetzt, wirde die Rucklage dann grundsatzlich in jedem Folgejahr
um denselben Betrag ansteigen. Die Zufihrungen sollen aber auch an
den laufenden Besoldungserhéhungen teilnehmen; damit werde der
Gleichklang des Versorgungsfonds mit den ebenfalls steigenden Besol-
dungs- und Versorgungsausgaben sichergestellt. Der zusatzliche Kapital-
stock soll zweckbestimmt sein zur Finanzierung der spéateren Versor-
gungsaufwendungen der ,neuen“ Beamtengeneration*. Damit soll die Fi-
nanzierung eines Teils der zu erwartenden Aufwendungen fir die zu

erbringenden Versorgungsleistungen bewirkt werden.

Nach dem zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2004 konnten darliber hin-
aus bis zu 36 Mio. € in den Fonds flur Versorgungsausgaben des Landes
Nordrhein-Westfalen gezahlt werden®. Davon wurden nach dem bisher
vorliegenden vorlaufigen Jahresabschluss 32,5 Mio. € gezabhilt.

Sachliche Verwaltungsausgaben

Nachdem der Anteil der sachlichen Verwaltungsausgaben an den berei-
nigten Gesamteinnahmen bis zum Jahr 2000 kaum veréandert geblieben
war, stieg er im Jahr 2001 auf rd. 7 v. H. und verharrt seither in etwa auf

diesem Niveau.

34

Ausfuhrungen des FM NRW zu Abschnitt A in dem Gesetzentwurf der Landesregierung fur das Versorgungsfondsgesetz
(Drs. 13/6537).

35

Haushaltsvermerk zu Kapitel 20 020 Titel 424 00 im 2. NHG 2004.
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Haushaltsjahr | sachliche Verwaltungs- | bereinigte Gesamtein- Anteil
ausgaben nahmen

in Mio. € inv. H.

1995 1.972,1 40.880,9 4,8
1996 1.997,7 40.225,6 5,0
1997 2.146,1 39.879,5 54
1998 2.173,3 41.782,6 5,2
1999 2.221,2 43.309,7 51
2000 2.328,8 44.091,2 5,3
2001 2.916,4 40.643,2 7,2
2002 3.082,0 43.086,0 7,2
2003 2.949,8 40.580,4 7,3
2004 3.014,5 41.217,3 7,3

5.12 Zinsausgaben

Die Zinsausgaben haben sich wie folgt entwickelt:

Haushaltsjahr Zinsausgaben fur | Zinsausgaben an Ge- | Zinsausgaben
Kreditmarktmittel | bietskdrperschaften insgesamt
und Sondervermégen
in Mio. €
1995 3.894,0 21,9 3.915,9
1996 3.936,9 28,0 3.964,9
1997 4.079,1 34,0 4.113,1
1998 4.158,3 34,4 4.192,7
1999 4.303,1 38,0 4.341,1
2000 4.289,3 324 4.321,7
2001 4.407,5 31,3 4.438,8
2002 4.559,5 34,0 4.593,5
2003 4.634,9 34,7 4.669,6
2004 4.592,3 32,7 4.625,0
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Fur die Zinslastquote (Anteil der jahrlichen Zinsausgaben fur Kreditmarkt-

mittel an den bereinigten Gesamteinnahmen) ergeben sich folgende Wer-

te:

Haushaltsjahr Zinslastquote in v. H.
1995 9,5
1996 9,8
1997 10,2
1998 10,0
1999 9,9
2000 9,7
2001 10,8
2002 10,6
2003 11,4
2004 11,1

Die grafische Darstellung zeigt trotz des gegeniuber dem Vorjahr im Jahr
2004 leichten Ruckgangs den anhaltend hohen Verwendungsgrad der

Einnahmen flr Zinsausgaben (Zinslastquote).

Zinslastquote in v. H.
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Ein Vergleich der Zins-Steuer-Quote®* (Verhaltnis der Zinsausgaben fir
Kreditmarktmittel zu den Steuereinnahmen) des Landes Nordrhein-
Westfalen mit den Durchschnittswerten der alten Flachenlander sowie al-
ler Lander zeigt den hohen Anteil an Steuereinnahmen in Nordrhein-
Westfalen, der fir Zinsen aufgewendet werden muss. Der Anstieg der
Quote aller Lander in dem Zeitraum seit 2001 ist im Wesentlichen auf
Steigerungen bei den neuen Bundeslandern sowie bei den Stadtstaaten

zuruckzufiahren:
Zins-Steuer-Quote
Haushaltsjahr Nordrhein-Westfalen Flachenlander (alt) Lander insgesamt
(Ist-Ergebnis) ohne NRW
inv. H.

1995 11,7 9,7 10,5
1996 11,6 9,5 10,9
1997 12,2 10,0 11,6
1998 11,9 9,7 11,4
1999 11,7 9,3 11,3
2000 11,3 8,9 10,8
2001 13,1% 9,3 11,8
2002 12,6 9,8 12,4
2003 13,7 10,0% 12,8%
2004 13,4 - % -3

36

37

38

39

Finanzbericht 2004/2005 FM NRW (Drs. 13/4501) und Finanzplanung 2004 bis 2008 (Drs. 13/6100).

Angaben des FM NRW: Die Vergleichbarkeit zum Vorjahr ist wegen umfangreicher Verwaltungsmodernisierungsmaf3-
nahmen (insbesondere Ausgliederungen von Landesbetrieben, vgl. hierzu auch Abschnitt A 8) erheblich eingeschréankt.

Angaben des FM NRW. Die Daten geben teilweise nur das vorlaufige Ist-Ergebnis wieder.

Die Daten zu den lbrigen Landern lagen zum Zeitpunkt der Aufbereitung dieser Ubersicht noch nicht vollstindig vor.
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Transferausgaben

Transferausgaben sind die Leistungen des Staates an Dritte - andere 6f-

fentliche Aufgabentrager, Privatpersonen oder Unternehmen -, denen un-

mittelbar keine Gegenleistungen zuzurechnen sind. Dazu zahlen nicht nur

freiwillige Leistungen, sondern auch gesetzlich festgelegte Leistungen.

Die Transferausgaben haben sich seit dem Jahr 1995 wie folgt entwickelt:

Haushaltsjahr Transferausgaben | Anteil an den berei- | Anteil an den berei-
nigten Gesamtaus- | nigten Gesamtein-
gaben nahmen

Mio. € inv. H.
1995 19.507,0 44,7 47,7
1996 19.340,4 44,1 48,1
1997 19.720,2 43,7 49,4
1998 19.093,0 42,4 45,7
1999 18.996,8 41,7 43,9
2000 19.305,2 41,8 43,8
2001 19.770,3 41,7 48,6
2002 19.008,7 39,8 44,1
2003 19.263,0 40,6 47,5
2004 19.378,1 40,3 47,0
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5.14

Nach einem gegentber den Vorjahren zunéachst deutlichen Rickgang im
Jahre 2002 haben sich die Transferausgaben wie auch ihr Anteil an den
bereinigten Gesamtausgaben und Gesamteinnahmen im Jahr 2004 ver-

festigt.

Der LRH hat in der Vergangenheit bereits mehrfach die den Landeshaus-
halt belastenden Transferausgaben untersucht und hierbei festgestellt,
dass ein Grol3teil dieser Ausgaben als rechtlich gestaltbar einzustufen ist,

wodurch sich Konsolidierungsmoglichkeiten in diesem Bereich ergeben.

Finanzausgleich

Aus dem Landerfinanzausgleich ergeben sich fur das Land NRW flr die
Jahre 1994 bis 2003 folgende Betrage, wobei Zahlungen an das Land ne-
gativ dargestellt sind*:

Haushaltsjahr | Landerfinanz- | Fonds ,Deutsche | Fonds ,Auf- Insgesamt
ausgleich Einheit" bauhilfe”
(Landesanteil)
in Mio. €
1994 -79,7 1.374,4 - 1.294,7
1995 1.763,4 1.108,0 - 2.871,4
1996 1.598,0 1.098,8 - 2.696,8
1997 1.564,2 1.091,1 - 2.655,3
1998 1.583,0 831,4 - 24144
1999 1.317,5 842,6 - 2.160,1
2000 1.141,2 853,9 - 1.995,1
2001 268,7 786,5 - 1.055,2
2002 1.626,9 654,5 - 2.281.4
2003 156,2 635,6 581,0 1.372,8
Summe 10.9394 9.276,8 581,0 20.797,2

Beitrag Nr. 29 des Jahresberichts 1998 und Untersuchung aus dem Jahre 2003 (Unterlage zur Beratung nach 8 88 Abs. 2
LHO, Vorlage 13/2074).

Finanzbericht 2004/2005 des FM NRW und Vorjahre.



-47 - Haushaltsrechnung 2003

Seit der Neuregelung des Landerfinanzausgleichs im Jahre 1995 gehdrt
das Land NRW zu den Hauptzahlerlandern. Das hohe Finanzkraftniveau
des Ausgleichsjahres 2002 wurde im Ausgleichsjahr 2003 nicht gehalten*.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil vom 11. November
1999 (BVerfGE 101, 158 ff.) festgestellt, dass das geltende Finanzaus-
gleichsgesetz die verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht mit hinreichen-
der Deutlichkeit bestimmt und deshalb nur noch als Ubergangsrecht an-
wendbar ist. Es hat dem Gesetzgeber aufgegeben, bis zum 01.01.2003
ein Mal3stdbegesetz in Kraft zu setzen und das bestehende, vorlaufig fort-
geltende Finanzausgleichsgesetz bis zum 31.12.2004 neu zu regeln. Bei-
de Gesetzgebungsauftrage sind bereits im Jahr 2001 erfullt worden. Das
neue Finanzausgleichsrecht ist nach Ablauf des Solidarpaktes | fristge-
recht zum 01.01.2005 in Kraft getreten.

Hinsichtlich des Fonds ,Deutsche Einheit* wurde im Rahmen der Neure-
gelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs fur die Jahre 2002 und
2003 eine zusatzliche Tilgungsstreckung vereinbart. Fir das Jahr 2004 ist
eine erstmalige Reduzierung der jahrlichen Zahlungen vorgesehen, bevor
der Fonds ab 2005 in das Ausgleichssystem integriert wird. Der Beitrag
des Landes fur das Jahr 2004 belauft sich auf 574,3 Mio. €.

Bis zum Jahr 1993 erhielt das Land noch Bundesergdnzungszuweisungen
(zuletzt 7,9 Mio. €%). Mit der Neuregelung des Finanzausgleichssystems
ab 1995 wurden auch die Vorschriften Uber die Gewahrung von Bundes-
erganzungszuweisungen angepasst. Das ab 1995 geltende Recht sieht
zur erganzenden Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs leistungs-
schwacher Lander Fehlbetrags-Bundesergdnzungszuweisungen sowie die

42

43

Finanzplanung 2004 bis 2008 des FM NRW (Drs. 13/6100).

Darstellung im Jahresbericht 2004 (Drs. 13/5605).
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Gewaéhrung von Bundesergdnzungszuweisungen zum Ausgleich von

Sonderlasten vor *.

Im Haushalt 2003 ist eine Belastung der Lander (und Kommunen) als Fol-
ge des Flutopfersolidaritatsgesetzes vom 19.09.2002 ausgewiesen®. Das
Gesetz dient der Leistung von Hilfen in den im August 2002 vom Hoch-
wasser betroffenen Landern zur Beseitigung der Hochwasserschaden und
zum Wiederaufbau der zerstérten Regionen. In den neuen Fonds ,Auf-
bauhilfe* zahlt das Land Nordrhein-Westfalen insgesamt einen Betrag von

771 Mio. €. Hiervon entfallen auf die Kommunen 190 Mio. € und auf das

Land 581 Mio. €.

Die Ausgaben fur Investitionen (Hauptgruppen 7 und 8) haben sich in den

Investitionen
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letzten 10 Jahren wie folgt entwickelt:

Haus- Baumalfinah- | sonstige In- Investitions- Investitions- | insgesamt
haltsjahr | men vestitionen zuweisungen | zuweisungen
offentl. Be- sonstige Be-
reich reiche
in Mio. €
1995 210,8 766,9 1.881,6 2.055,9 4.915,2
1996 214,9 709,8 1.998,7 1.902,9 4.826,3
1997 282,2 844,9 1.674,2 1.890,3 4.691,6
1998 385,3 762,7 1.800,4 1.767,1 4,715,5
1999 321,8 776,5 1.827,5 1.797,3 4,723,1
2000 309,7 713,9 1.962,3 1.708,9 4.694,8
2001 245,2 723,9 1.488,5 1.888,7 4.346,3
2002 200,7 779,3 1.792,9 1.464,0 4.236,9
2003 193,3 632,8 2.277,7 1.579,8 4.683,6
2004 1975 818,0 2.033,7 1.532,3 4,581,5

44

45

Finanzbericht 2004/2005 des FM NRW (Drs. 13/4501).

BGBI, 1 2002 Nr. 67 vom 20.9.2002.
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Die Anteile der Investitionen an den bereinigten Gesamtausgaben sind in
den letzten zehn Jahren weiter zuriickgegangen. Wahrend sich die berei-
nigten Gesamtausgaben von 43,6 Mrd. € im Jahr 1995 auf rd. 48,1 Mrd. €
im Jahr 2004, mithin um gut 10 v. H. erhdhten, sank die Summe der In-
vestitionen im gleichen Zeitraum von rd. 4,9 Mrd. € auf knapp 4,6 Mrd. €
bzw. umrd. 6,8 v. H.

Bei Betrachtung der unterschiedlichen Investitionsarten zeigt sich, dass
der bis 2001 beobachtete Riickgang insbesondere auf eine Verringerung
der Zuweisungen fir Investitionen im offentlichen Bereich zuriickzufihren

ist. Erst seit dem Jahr 2002 ist insoweit wieder ein deutlicher Anstieg fest-

zustellen:
Anteil der Investitionen an den bereinigten Gesamtausgaben in v. H.
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Ausgabereste und Vorgriffe

Die Ausgabereste und Vorgriffe in den Jahren 1994 bis 2003 haben sich

wie folgt entwickelt:
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Haus- | Brutto- Vorgriffe Netto- Volumen Anteile der

halts- | Ausgabereste Ausgabe- Haushalts- Netto-

jahr reste® plan Ausgabereste*®

am Volumen
in Mio. € inv. H.

1994 1.417,0 23,1 1.393,9 42.484,9 3,3
1995 1.603,5 6,2 1.597,3 43.879,6 3,6
1996 1.637,2 59 1.631,3 44.906,3 3,6
1997 1.690,2 4,7 1.685,5 45.337,8 3,7
1998 1.707,1 8,6 1.698,5 45.774,8 3,7
1999 1.688,0 1,0 1.687,0 46.852,2 3,6
2000 1.427,8 15 1.426,3 48.429,2 3,0
2001 1.468,6 7,5 1.461,1 49.160,8 3,0
2002 1.491,9 7,2 1.484,7 48.323,3 31
2003 1.369,5 6,5 1.363,0 48.169,3 2,8

Besonders ins Gewicht fallen die Netto-Ausgabereste beim kommunalen

Finanzausgleich:

Haushalts- | Strukturhilfereste | Reste im kom- Ubrige Reste Insgesamt
jahr munalen Finanz-
ausgleich
in Mio. €
1994 311,6 512,7 569,5 1.393,8
1995 220,3 511,2 865,7 1.597,2
1996 167,5 551,7 912,1 1.631,3
1997 115,7 533,6 1.036,1 1.685,4
1998 98,9 461,6 1.138,0 1.698,5
1999 73,7 440,0 1.173,4 1.687,1
2000 51,1 427.,4 947,7 1.426,2
2001 36,2 470,5 954,4 1.461,1
2002 18,4 331,2 1.135,2 1.484,8
2003 12,9 285,5 1.064,6 1.363,0

46

Ausgabereste abzuglich der Vorgriffe zu Lasten des folgenden Haushaltsjahres.
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Netto-Ausgabereste der Jahre 1994 - 2003 in Mio. €
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Verpflichtungsermachtigungen

Maflinahmen, die das Land zur Leistung von Ausgaben in kinftigen Haus-
haltsjahren verpflichten kénnen, sind nur zulassig, wenn das Haushaltsge-
setz oder der Haushaltsplan dazu erméchtigt (8 38 Abs. 1 Satz 1 LHO).
Mit Hilfe der im Haushaltsplan ausgebrachten Verpflichtungserméachtigun-
gen wird die Landesverwaltung in die Lage versetzt, rechtlich verpflichten-
de Bindungen zu Lasten kinftiger Haushaltsjahre einzugehen. Die Haus-
haltsplane kinftiger Jahre werden durch die eingegangenen Verpflichtun-

gen vorbelastet.

In den Jahren 2000 bis 2005 (nach dem Stand des Haushaltsplans
2004/2005) waren in den Haushaltsplanen insgesamt rd. 29,0 Mrd. € an

Verpflichtungserméchtigungen ausgebracht.
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Haus- | Gesamtbe-|Von dem Gesamtbetrag wurden bzw. werden fallig im Haushalts-
halts- | trag der jahr/ in den Haushaltsjahren
jahr Verpflich-

tungser-
machti-
gungen
Vor 2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | Folge-
2003 jahre
in Mio. €
2000 42356 |2.7186| 567,0| 326,8| 196,6 426,7
2001 6.395,1 |1.823,9| 982,1| 627,6 |1.654,7 1.306,8
2002 3.815,8 1.692,2 | 862,3 | 552,4 708,9
2003 8.403,2 2.525,1 | 1.646,9 | 1.368,9 2.862,3
2004 3.316,7 1.373,4| 763,3| 4652 | 7148
2005*" | 2.877,4 1.188,7 | 670,8 | 1.017,9
Summe | 29.043,9 |4.542,5|3.241,3 | 4.341,8 | 5.424,0 | 3.320,9 | 1.136,0 | 7.037,4

NHG 3.265,7 Die Aufteilung des Gesamtbe-
2005 trages nach Falligkeiten in
2005 und in den Folgejahren
war zum Zeitpunkt der Erstel-
lung dieser Ubersicht nicht
bekannt. *®

Hinzu kommen noch folgende, vom FM in den jeweiligen Jahren als tber-
oder aul3erplanmafige Verpflichtungsermachtigungen zugelassene Betra-

ge:

4 Angaben fur 2005 nach dem Haushaltsplan 2004/2005.

48 Die Aufteilung der Falligkeiten wird den Druckstiicken der Einzelplane fiir den 1. NHG 2005 zu entnehmen sein.
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Haushalts- Gesamtbetrag der Von dem Gesamtbetrag wurden bzw.
jahr Uber- oder aul3er- werden fallig
planmafigen Verpflich-
tungsermachtigungen
im Haushaltsjahr in spateren Jahren
Mio. € Mio. € Mio. €

2000 26,36 2001 12,35 14,01
2001 25,05 2002 12,46 12,59
2002 36,43 2003 14,71 21,72
2003 18,46*° 2004 0,56 15,46
Summe 106,30 40,08 63,78

49

50

Der Gesamtbetrag fiir das Jahr 2003 stellt nicht das Ergebnis der zusammengerechneten Einzelbetrage zu den Falligkei-
ten fur die Jahre 2004 und die Folgejahre dar, sondern ergibt sich aus der Addition der haushaltsstellenbezogenen Dar-
stellung des FM NRW in der Anlage V der Haushaltsrechnung (vgl. Band I, Seite 131).

Summe aus der Addition der Betrage der Spalte.
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Vermogen und Schulden des Landes

6.1 Vermogen des Landes
Das Vermoégen des Landes Nordrhein-Westfalen am Ende des Haushalts-
jahres 2003 stellt sich wie folgt dar:
Vermdégen in Mio. € Erléuterungen
Grundbesitz
a) soweit im Jahresabschluss des 8.687,60 Wert nach der testierten Abschlussbilanz
Bau- und Liegenschaftsbetriebs nach- 2003 vom 04.11.2004.
gewiesen®
b) soweit nicht auf den Bau- und 1.145,89 Anschaffungs- oder Herstellungswert nach
Liegenschaftsbetrieb ubergegangen52 Angaben des FM
Landesbetriebe sowie Bau- und Lie- 251,49 Anlage- und Umlaufvermégen
genschaftsbetrieb®
Rucklagen 17,61 Restliche Sonderriicklage: nur noch fur Zu-
kunftsmaRnahmen im Bildungsbereich / For-
schung und Entwicklung im Wirtschaftsbe-
reich (KaPiteI 20 610 Titel 356 20 und
916 00)°
Sondervermogen 534,30 teilweise Kurswert von Wertpapieren™ °°
Forderungen 1.921,33 Nennwerte der Forderungen
Beteiligungen 541,97 Nennkapital einschlie3lich Beteiligungsver-
waltungsgesellschaft in der Gesamththe von
541.595.320 €° . Hinzu kommt mit
rd. 375.400 € die Beteiligung des Landes am
gezeichneten Kapital der Nordwestdeutschen
Klassenlotterie.
Summe 13.100,19
51

52

53

54

55

56

57

Abweichend von der in der Anlage Ill der Haushaltsrechnung 2003 noch abgedruckten Abschlussbilanz zum 31.12.2002
wurde fur den Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen die am 04.11.2004 testierte Abschlussbilanz zum
31.12.20083 fur die Berechnung der Daten zu Grundstiicken, grundstiicksgleichen Rechten und Bauten einschlie3lich der
Bauten auf fremden Grundstiicken zugrunde gelegt (vgl. Vorlage 13/3135).

Addierte Werte des Verwaltungs- und Finanzvermégens aus der Anlage VI b der Haushaltsrechnung 2003.

Berichte der Landesbetriebe und des Sondervermdgens Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen zu den
Jahresabschlissen 2003. Hierin nicht enthalten ist der vom Land den Fachbereichen Medizin der Hochschulen und Uni-
versitatskliniken zur unentgeltlichen Nutzung iberlassene und in den jeweiligen Bilanzen aufgefiihrte Grundbesitz in der
Gesamthohe von 3.047,1 Mio. €.

Den Vermogenswerten gegeniiber stehen Verbindlichkeiten des Bau- und Liegenschaftsbetriebs Nordrhein-Westfalen in
der Gesamthohe von 8.349,95 Mio. € (vgl. Bilanz zum 31.12.2003, Vorlage 13/3135), darunter die Forderung des Landes
i.H.v. derzeit 6.173,98 Mio. € aufgrund Darlehensvertrags Uber den Wertersatz gemaf § 2 Abs. 3 BLBG (vgl. hierzu auch
Finanzbericht 2004/2005 des FM NRW, Drs. 13/4501, Seite A 87).

Die Sonderriicklage ,Strukturmanahmen Region Ruhr/Agentur Ruhr (Kapitel 02 020 Titel 356 00 und 912 00)“ ist im
Rechnungsjahr 2003 aufgeldst worden (vgl. Anlage Il der Haushaltsrechnung 2003).

Soweit das Sondervermdgen ,Entlastungsfonds fir die Versorgungsaufwendungen des Landes NRW* betroffen ist.

Das Sondervermdgen enthalt sowohl das Kapital des Entlastungsfonds fiir die Versorgungsaufwendungen des Landes
NRW in Héhe von 433,10 Mio. € als auch das Kapitalvermdgen der Schul- und Studienfonds von 44,22 Mio. € sowie der
Heinrich-Hertz-Stiftung und der Tierseuchenkasse von 56,94 Mio. € (vgl. Anlage Il, Band | Seite 123 der Haushaltsrech-
nung 2003). Beziiglich der nachstehend aufgefiihrten Schul- und Studienfonds erhéhen sich die dargestellten Kapitalwer-
te um folgende Darlehensforderungen an den Bau- und Liegenschaftsbetrieb: - bezliglich des Bergischen Schulfonds um
7,67 Mio. €, - bezuglich des Munster’schen Studienfonds um 17,89 Mio. €.

Differenzen durch Rundungen.

Finanzbericht 2004/2005 des FM NRW (Drs. 13/4501, Seite A 106).
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Es wird ausdrtcklich darauf hingewiesen, dass das nachgewiesene Ver-
maogen nicht mit seinem Verkehrswert angesetzt ist. So liegen z. B. die
Anschaffungs- oder Herstellungswerte beim Grundbesitz und das Nenn-
kapital bei den Beteiligungen regelmallig unter den aktuellen Marktwerten
und damit auch unter méglicherweise erzielbaren Verkaufserlosen; bei der
VeraulRRerung von Forderungen vor Falligkeit ist demgegeniber wegen der
marktiblichen Abzinsung nur der unterhalb des Nennwerts liegende Ge-

genwarts- oder Barwert zu erzielen.

6.2 Schulden des Landes

6.2.1 Kreditermachtigung

Fur das Haushaltsjahr 2003 (Nachtragshaushalt) hat der Finanzminister
die Ermachtigung zur Aufnahme von Kreditmarktmitteln wie folgt berech-
net:

fortgeltende Erméachtigung aus
dem Haushaltsjahr 2002 gemaf3

§ 18 Abs. 3 LHO 983,8 Mio. €
Ermachtigung geman:

§ 2 Abs. 1 HG 2003 i. V. m. 5.785,0 Mio. €

§ 18 Abs. 3 LHO

§2 Abs. 2 S. 1 HG 2003 9.755,5 Mio. €

§2 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 HG 2003 985,6 Mio. €

82 Abs. 2S. 2 Nr. 2 HG 2003 400,0 Mio. € 16.926,1 Mio. €
Gesamtkrediterméachtigung 17.909,8 Mio. €°®

58 Differenzen durch Rundungen.
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6.2.2

Nach der Inanspruchnahme der Krediterméachtigung im Haushaltsjahr
2003 (Bruttokreditaufnahme) in Hohe von 17.807,2 Mio. € betrug die fort-
geltende Kreditermachtigung fiur das Jahr 2004 (8 18 Abs.3 LHO)
102,6 Mio. £.

Dartber hinaus wurde das Sondervermdgen ,Bau- und Liegenschaftsbe-
trieb Nordrhein-Westfalen® (BLB NRW) durch 8§ 2a HG 2003 ermaéchtigt,
zur Deckung der eigenfinanzierten Investitionen Kredite bis zur Hohe von
307,99 Mio. € aufzunehmen. Neu aufgenommen wurden im Haushaltsjahr
2003 Darlehen i. H .v. insgesamt 243,7 Mio. €.

Finanzierungssaldo

Die Entwicklung der Haushaltslage ist aus dem Finanzierungssaldo er-
kennbar. Hierbei werden die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben eines
Haushaltsjahres — bereinigt um die Schuldenaufnahmen und Tilgungen
am Kreditmarkt, die Riicklagenbewegungen und die haushaltstechnischen
Verrechnungen (8 13 Abs. 4 LHO) — nach dem bundeseinheitlichen Be-
rechnungsschema des Finanzplanungsrats gegentbergestellt™.

Der Landeshaushalt ist dadurch geprégt, dass die Ausgaben nicht in vol-

lem Umfang durch eigenfinanzierte Einnahmen gedeckt werden.

Im Jahre 2003 ergab sich ein negativer Finanzierungssaldo von
6.836,3 Mio. €, d. h. eine Unterdeckung des Haushalts um 14,4 v. H. Die
Quote der Unterdeckung erreichte damit nach 2001 den bisher héchsten
Stand.

Diese Angaben sind Bestandteil der Darstellungen in den jahrlichen Haushaltsgesetzen.
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Der Finanzierungssaldo stellt sich ab 2001 wie folgt dar:
in Mio. € 2001 2002 2003

Ist-Einnahmen 48.096.2 | 47.878.4 | 47.423.5

davon ab

e Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt 5.407,4| 4.163,5| 6.666,1

(netto)

¢ Entnahme aus Ricklagen 1.205,9 625,2 170,2
haushaltstechnische Verrechnungen (Uber- 839,7 3,7 6,8

schiisse aus Vorjahren)

Bereinigte Ist-Einnahmen 40.643!2 43.086!O 40.58014

Ist-Ausgaben (ohne Schuldentilgung) 48.096,2 | 47.878,4 | 47.423,5

davon ab

e Zufuhrungen an Riicklagen 656,0 150,0 -
haushaltstechnische Verrechnungen (Fehl- 3,4 3,7 6,8

betrage aus Vorjahren)

Bereinigte Ist—Ausgaben 47.436!9 47.724!7 47.416!7
Finanzierungssaldo-Ist -6.793,7 | -4.638,7 | -6.836,3
P —
2004 2005

Finanzierungssaldo nach dem Haushalts- | -4.634,1 | -4.061,3 | -5.952,9 | -7.076,8 | -5.308,6
plan

Der negative Finanzierungssaldo hat sich im Jahr 2003 im Vergleich zu

1994 mehr als verdoppelt, wie sich aus der nachstehenden Darstellung

ergibt:
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Finanzierungssaldo 1994 bis 2005
Mrd. € (Ist 1994 bis 2003; Soll 2004 und 2005)
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Die Planungsdaten weisen mit -7.076,8 Mio. € fur 2004 einen neuen
Hochststand des Finanzierungssaldos aus; damit verbleibt der negative
Finanzierungssaldo mit 5.308,6 Mio. €% auch im Jahr 2005 auf hohem Ni-

veau.

60 Der gegeniiber 2004 deutlich geringere Finanzierungssaldo im Planjahr 2005 beruht im Wesentlichen auf dem einmaligen

Sondereffekt aus dem Zufluss eines Ruckzahlungsbetrages von 1.392 Mio. € in den Landeshaushalt (beihilferechtliche
Entscheidung der Europaischen Kommission in Sachen WestLB, vgl. hierzu Ausfiihrungen des FM NRW in Abschnitt 3
der Finanzplanung des Landes Nordrhein-Westfalen fiir die Jahre 2004 bis 2008, Drs. 13/6100, S. 37/38).



- 59 -

6.2.3 Nettokreditaufnahme

Die Nettokreditaufnahme des
Landes am Kreditmarkt, die die
Bruttokreditaufnahme von

abzuglich der Umschuldungen

darstellt, betrug im Haushaltsjahr
2003

Vermogen und Schulden
des Landes

17.807,2 Mio. €

11.141,0 Mio. €

6.666,1 Mio. €%*

Diese Nettokreditaufnahme liegt um 881,1 Mio. € Uber dem Haushaltsan-
satz fir das Haushaltsjahr 2003 von 5.785,0 Mio. €%.

Unter Einbeziehung der vorlaufigen Zahlen des Haushaltsjahres 2004

stellt sich die Kreditaufnahme wie folgt dar:

o Tilgungen (Umschuldungen)
20,0 O Nettokreditaufnahme
18,0+
16,0+
14,0+
11,6
11,1
12,0+
w
- 10,0
s 84 7.8 10,1
8,0 8,8
' 8,5 »
ts 6,4
6,0 6,2
4,0 67 69
54
48 ,
! 4,2
2017 |31 31 32 27 36
0,0
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

61 S. hierzu auch tabellarische Darstellung zu vorstehender Ifd. Nr. 6.2.2.

62 Abschnitt IV Nr. 4.2 der Haushaltsrechnung 2003 (Seite 11).




Vermdgen und Schulden - 60 -
des Landes

6.2.4

Daruber hinaus hat der BLB NRW von der ihm nach § 3 BLBG in Verbin-
dung mit 8 2a HG 2001, 2002 und 2003 erteilten Ermé&chtigung zur Kredit-
aufnahme in der Gesamththe von 758.814.594 € Gebrauch gemacht.
Dieser Betrag ist in der Haushaltsrechnung 2003 zu Abschnitt VI a der
Haushaltsrechnung 2003 als Gewahrleistungsverpflichtung des Landes fir
den Bau- und Liegenschaftsbetrieb ausgewiesen. Es handelt sich um den
kumulierten Betrag der in den Jahren 2001, 2002 und 2003 getatigten
Kreditaufnahmen und gibt den Schuldenstand dieses Sondervermégens
wieder. Gegenuber dem in 2002 bestehenden Betrag von 515.564.594 €
hat sich das Haftungsrisiko des Landes zum Jahresende 2003 insoweit
um 243,25 Mio. € bzw. um mehr als 47 v. H. erhoht. Unter Einbeziehung
des Haushaltsjahres 2004 betrugen die Schuldverpflichtungen des
BLB NRW zum 31.12.2004 insgesamt 1.025.814.594 €.

Auch in den kommenden Jahren durfte mit einer Ruckfihrung der Schuld-
verpflichtungen des BLB NRW nicht zu rechnen sein, wie sich aus der
Prognose der Umsatz- und Gewinnentwicklung fur das Sondervermdgen

schlieRen lasst, die der Finanzminister am 06.01.2005 erstellt hat®®.

Kreditfinanzierungsgrenze

Einnahmen aus Krediten dirfen in der Regel nur bis zur Hohe der Summe
der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben fir Investitionen in den
Haushaltsplan eingestellt werden (Art. 83 Satz 2 LV; § 18 Abs. 1 LHO).

Die Uberpriifung der Einhaltung der Kreditfinanzierungsgrenze ergab:

Im Haushaltsplan 2003 waren vorgesehen:

Vorlage 13/3171.
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Investitionsausgaben It. Hauptgruppen 4.899,5 Mio. €
7und 8
vermindert um Zuweisungen, Zu- 1.203,6 Mio. €
schisse und Beitrage fur Investitionen
anrechenbare Investitionen 3.695,9 Mio. €
geplante Nettoneuverschuldung® 5.663,5 Mio. €
Die geplante Nettoneuverschuldung
uberschritt die im Haushaltsplan 2003
veranschlagten Investitionen um 1.967,6 Mio. €

(=53,2v.H.)

Fur den Haushaltsvollzug 2003 ergeben sich nach der Haushaltsrech-

nung:
Investitionsausgaben der Hauptgrup- 4.683,5 Mio. €
pen 7 und 8

vermindert um Zuweisungen, Zu- 1.023,0 Mio. €
schisse und Beitrage fur Investitionen

anrechenbare Investitionen 3.660,6 Mio. €
effektive Nettoneuverschuldung 6.566,8 Mio. €
Die Nettoneuverschuldung tberschritt

die Investitionen um 2.906,2 Mio. €
(=79,4v.H.)

Fur die Jahre 1994 bis 2003 stellt sich die jeweilige Abweichung der Inves-
titionen von der Nettoneuverschuldung des Landes wie folgt dar:

o4 Nettoneuverschuldung = Obergruppen (31 + 32) ./. (58 + 59).
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m Abweichung der geplanten Nettoneuverschuldung von den im Haushaltsplan vorgesehenen Investitionen

O Abweichung der effektiven Nettoneuverschuldung von den Investitionen nach der Haushaltsrechnung
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Wie aus der Grafik erkennbar, ist die Kreditfinanzierungsgrenze im Haus-
haltsvollzug 2003 — seit dem Jahr 2001 zum dritten Mal in ununterbro-
chener Reihenfolge — tberschritten worden; erstmals im Jahr 2003 wurde
die Kreditfinanzierungsgrenze bereits bei der Haushaltsaufstellung Uber-
schritten. Fur das Jahr 2003 hatte der Haushaltsgesetzgeber bei der Ver-
abschiedung des Nachtragshaushaltsgesetzes 2003 die Uberschreitung
der Investitionsgrenze mit einer Stbrung des gesamtwirtschaftlichen

Gleichgewichts begrundet.

Der jahrliche Haushaltsausgleich wird regelméaRig nur Uber Kredite herbei-
gefuhrt. Ungeachtet der hierbei eingehaltenen verfassungsrechtlichen
Grundsatze (Art. 115 Abs. 1 Satz 2 GG, Art. 83 Satz 2 LV) schreitet die
Verschuldung jahrlich weiter fort. Dieser den Bund und alle Lander glei-

chermalen treffende Umstand hat Uiber das Land Nordrhein-Westfalen
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hinaus bereits mehrfach Anlass zu Uberlegungen gegeben, die fir die

Verschuldung bisher geltenden Grundsatze zu Uiberdenken®.

Im Blickpunkt steht der in Art. 83 Satz 2 LV normierte Begriff der Ausga-
ben fir Investitionen als Gegengewicht zur Kreditaufnahme. Die zur Be-
stimmung der Kreditfinanzierungsgrenze herangezogenen Investitions-
ausgaben ergeben sich aus 8§ 13 Abs. 3 Nr. 2 LHO. Dabei werden die Ein-
nahmen, die aus der VeraufRerung von Vermdgen sowie der Ruckzahlung
von Darlehen dem Landeshaushalt zuflie3en, nicht von den Ausgaben fur
Investitionen abgesetzt. Wenn aber Ausgaben fiur Investitionen, Darle-
hensvergaben und Gewahrleistungen in die Berechnung der Kreditober-
grenze einbezogen werden, ware es bei wirtschaftlicher Betrachtung kon-
sequent, die aus ihnen erzielten Einnahmen bei der Berechnung der Kre-

ditobergrenze wieder abzuziehen.

Im Ubrigen entsprache der Abzug dem Ziel, dass jede Generation die
Ausgaben fir laufende Investitionen selbst tragen sollte®.

Danach ergaben sich fur die Jahre 2002 bis 2004, bezogen auf den Lan-
deshaushalt, die folgenden Betréage:

Uber die Verschuldungssituation des Bundes und der Lander und die fir die Kreditaufnahme geltenden Grundsétze ha-
ben sich die Prasidentinnen und Prasidenten der Rechnungshéfe des Bundes und der Lander in ihrer Konferenz vom 3.
bis 5. Mai 2004 besonders geaul3ert (vgl. Pressemitteilung 02/2004 des Prasidenten des Niedersachsischen Landesrech-
nungshofs als Ausrichter dieser Konferenz).

Vgl. Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 18.04.1989, BVerfGE Bd. 79, S. 311.
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Jahr 2002 2003 2004°
(Nachtragshaushalt) | (2. Nachtragshaushalt)
Soll Ist Soll Ist Soll Ist
in Mio. €

Anrechenbare Investitionen® 3.422,1| 3.298,0| 3.695.9 | 3.660,6 | 3.664,9| 3.532,7
Mogliche Abzugsposten
o Erldse aus der Verauflerung 232,2| 193,1| 1141 22,7 16,3 27,5

von Gegenstanden, Kapital-

rickzahlunaen
e Einnahmen aus der Inan- 0,5 2,9 0,5 6,5 1,5 3,6

spruchnahme von Gewahr-

leistunaen
e Darlehensriickfliisse 146,9 147,0 216,9 218,0 285,3 283,8
Verbleibende Investitionen 3.042,5]| 2.955,0| 3.364,4| 3.413,4| 3.361,8 3.217.8
Nettoneuverschuldung 3.352,5| 4.033,6 | 5.663,5| 6.566,8| 7.058,7 6.872,4
Die Nettoneuverschuldung 310,0| 1.078,6| 2.299,1 | 3.153,4| 3.696,9 3.654,6
Uberschritte die verbleiben-
den Investitionen um
Die Nettoneuverschuldung - - - - - -
unterschritte die verbleiben-
den Investitionen um

6.2.4.1

Wie in den Vorjahren Uberstiege bei dieser wirtschaftlichen Betrachtung
auch im Jahr 2004 die Nettoneuverschuldung die verbleibenden Investiti-
onen nicht nur im Haushaltsvollzug, sondern bereits in der Haushaltspla-

nung.

Globale Minderausgaben mit Auswirkungen auf die Kreditfinanzie-
rungsgrenze

Wie eingangs zu Ifd. Nr. 6.2.4 festgestellt, wird das zulassige Mal3 der
Kreditfinanzierung des Landeshaushalts durch Art. 83 Satz 2 LV bestimmt.
Danach durfen Einnahmen aus Krediten in der Regel nur bis zur Hohe der
Summe der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben fir Investitionen

in den Haushaltsplan eingestellt werden. Hierbei kommt der Frage nach

67

(Vorlaufige) Zahlen nach dem 2. NHG 2004 entsprechend der Darstellung in der Drs. 13/6200 (zum Haushalts-Soll) bzw.
entsprechend den Angaben des FM NRW zum vorlaufigen Kassenabschluss per 15.03.2005 (zum Haushalts-Ist).

68

Anrechenbare Investitionen = Investitionsausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 abzuglich der Zuweisungen, Zuschisse
und Beitrage fur Investitionen (Obergruppen 31 und 32).
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den im Haushalt ausgewiesenen globalen Minderausgaben eine besonde-
re Bedeutung zu, soweit sich Einsparungen auch auf Investitionsausgaben
erstrecken.

Der LRH hatte hierzu in seinem Jahresbericht fir 2004 Feststellungen ge-

troffen, die sich auf die Aufstellung des Haushaltsplans 2003 bezogen®.

Wie vorstehend zu Ifd. Nr. 5.3 ausgefiihrt, betrugen die im Haushaltsjahr
2003 in den Einzelplanen bei den Hauptgruppen 4, 5, 8 und 9 veran-
schlagten globalen Minderausgaben rd. 863,8 Mio. € (Sollbetrag); hiervon
entfallen auf den Bereich der Investitionsausgaben der Hauptgruppe 8
insgesamt rd. 0,7 Mio. €.

Im Haushaltsvollzug tatsachlich erwirtschaftet wurden bei den Investiti-

onsausgaben aber rd. 236,4 Mio. € (Istbetrag™).

Auch in den Haushaltsplanen fur die Jahre 2004 und 2005 wurden globale

Minderausgaben ausgebracht.

Fir das Haushaltsjahr 2004 wurden ausgewiesen:

e 47 Mio. € bei der Gruppe 972 und weitere 56,0 Mio. € in den Einzel-
planen 02 bis 15™.

Fur das Haushaltsjahr 2005 wurden veranschlagt:
e 402 Mio. € bei der Gruppe 972 im Einzelplan 20 und weitere
163,7 Mio. € Minderausgaben in den Einzelplanen 02 bis 15™.

Die Einsparungen in der Gruppe 972 durfen im disponiblen Bereich erwirt-
schaftet werden. Wenn auch tber die Aufteilung der globalen Minderaus-
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Drs. 13/5605, Abschnitt A Nr. 8 (Seiten 67/68).

Haushaltsrechnung 2003, Band | (Seite 95). Vor Erstellung der Haushaltsrechnung hatte das FM NRW den auf den Be-
reich der Investitionsausgaben entfallenden Anteil der globalen Minderausgabe 2003 noch mit 172,9 Mio. € angegeben
(Vorlage 13/2900 vom 23.06.2004).

Die Einzelheiten sind aus der Drs. 13/5490 vom 27.05.2004 zum Entwurf des (ersten) Nachtragshaushaltsgesetzes 2004,
dem (ersten) Nachtragshaushaltsgesetz 2004 vom 21.07.2004 (GV.NRW. S. 399) sowie aus der Finanzplanung 2004 bis
2008, Drs. 13/6100, ersichtlich.

Drs. 13/4860 vom 09.01.2004 beziglich der Aufstellung des Haushaltsplans 2004/2005, Drs.13/6201 vom 15.11.2004
beziiglich der Aufstellung des Nachtragshaushaltsplans 2005 und der Finanzplanung 2004 bis 2008, Drs. 13/6100.
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6.2.4.2

gaben auf die einzelnen Titel vom Haushaltsgesetzgeber keine Festle-
gungen getroffen wurde, ist — in Ermangelung eines entsprechenden
Haushaltsvermerks und entsprechend der Praxis der Vorjahre — damit zu
rechnen, dass zur Erwirtschaftung der globalen Minderausgaben auch die
veranschlagten Investitionsausgaben herangezogen werden. Dies wieder-

um hatte, wie dargestellt, Auswirkungen auf die Kreditobergrenze.

Wie sich aus der mittelfristigen Finanzplanung ergibt, sind auch fur die
Folgejahre 2006 bis 2008 erneut globale Minderausgaben in Héhe von je-
weils rd. 825 Mio. € vorgesehen™,

In seinen Vorgaben an die Ressorts zur Aufstellung des geplanten Dop-
pelhaushalts fur die Jahre 2006/2007 hat das FM die vom LRH aufgezeig-
te Problematik anerkannt, indem es darauf hinweist, dass die erforderli-
chen Einsparungen zur Erwirtschaftung der globalen Minderausgaben von
jeweils 850 Mio. € (damit 25 Mio. € zusatzlich) in 2006 und 2007 zur Ein-
haltung der Regelobergrenze bei der Kreditaufnahme ausschlielich bei

konsumtiven Ausgaben abzusetzen sind™.

Sondereffekt fur den Haushalt 2005 mit Auswirkungen auf die Kredit-
finanzierungsgrenze

Bezogen auf das Haushaltsjahr 2005 miussten bei wirtschaftlicher Betrach-
tung von den im Landeshaushalt veranschlagten Gesamtinvestitionen, die
die verfassungsmallige Verschuldungsobergrenze darstellen, ebenfalls
die einer nachhaltigen Finanzplanung™ entgegenstehenden Sondereffekte

in Abzug gebracht werden. Die eigenstandige Betrachtung fur den Haus-

73

Finanzplanung des FM NRW fir 2004 bis 2008 (Drs. 13/6100).

74

Erlass vom 29.01.2005 zur Aufstellung des Entwurfs eines Doppelhaushaltes fur die Haushaltsjahre 2006/2007 und der
Finanzplanung bis 2009 (Az.: | 1 — 1520 — 1/06-07) /I C4/1 -2 - 1).

75

Zu den Begriffen ,nachhaltige Finanzplanung® bzw. ,nachhaltige Finanzpolitik* vgl. Landtagszuschrift 13/2553 und Vorla-

ge 13/3177.
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halt 2005 — auch vom FM selbst als Sondereffekt bezeichnet — ergibt sich
aus der Umsetzung von Mal3hahmen in Zusammenhang mit der beihilfe-
rechtlichen Entscheidung der Europaischen Kommission in Sachen
WestLB"™.

Bei dem im Nachtragshaushaltsplan fiir 2005’ veranschlagten Betrag von
1.392 Mio. € handelt es sich um Einnahmen bei Kapitel 20 610 Titel
129 21 bzw. Ausgaben bei Kapitel 20 610 Titel 831 13. Der durch die zu-
satzlichen Investitionsausgaben von 1.392 Mio. € bewirkte Sondereffekt
erhoht das Investitionsvolumen des Nachtragshaushalts 2005 von bisher
3.822,7 Mio. € auf 5.214,7 Mio. €. Dem steht die nach dem Nachtrags-
haushalt 2005 von zuvor 3.762,2 Mio.€® um 1.410,0 Mio.€” auf
5.172,2 Mio. € erhohte Nettoneuverschuldung gegentuber. Die Nettoneu-
verschuldung liegt damit (nur) um 42,5 Mio. € unterhalb der Regelober-

grenze fur die Kreditaufnahme.

Ohne den einmaligen Sondereffekt des zusatzlichen Investitionsvolumens
von 1.392 Mio. € wirde die Regelobergrenze fir die Nettoneuverschul-

dung um 1.349,5 Mio. € allerdings — deutlich —tberschritten.

Hatte der Haushaltsgesetzgeber fir die Jahre 2003 und 2004 die Uber-
schreitung der Investitionsgrenze mit einer Stérung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts begrtindet, sieht er fur das zweite Jahr des Doppel-
haushalts 2004/2005, das Haushaltsjahr 2005, mit dem Unterschreiten der
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Das FM NRW fihrt hierzu in Abschnitt 3 der Finanzplanung des Landes Nordrhein-Westfalen fir die Jahre 2004 bis 2008,
Drs. 13/6100, aus: Der dem Land Nordrhein-Westfalen aufgrund der Festsetzung der Kommission von der WestLB AG
zuflieBende Rickzahlungsbetrag von 1.392 Mio.€, der die Neutralisierung von Wettbhewerbsvorteilen aus der seinerzeiti-
gen Einbringung des Vermdgens der landeseigenen Wohnungsbauférderungsanstalt dient, soll im Rahmen einer Beteili-
gungs- bzw. KapitalmaBnahme sofort in vollem Umfang wieder in die Landesbank eingelegt werden. Die entsprechenden
Einnahmen und Ausgaben sind daher bei Auswertungen auf der Basis haushaltsbezogener Kennzahlen aus der Ver-
gleichsbasis herauszurechnen.

S. Ausfihrungen des FM NRW in Abschnitt 3.2 der Finanzplanung des Landes Nordrhein-Westfalen fur die Jahre 2004
bis 2008 (Drs. 13/6100):

Darstellung in Drs. 13/4860 (Seite 14).

Darstellung in Drs. 13/6101 (Seite 17).
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6.2.5

Regelobergrenze fir die Kreditaufnahme um rund 40 Mio. €% die Voraus-
setzungen flr einen verfassungsgemallRen Haushalt im Sinne von
Art. 83 Satz 2 LV NRW wieder als erfullt an.

Zusammenfassung zu Nr. 6.2.4:

Die vorstehende Betrachtung der verbleibenden — anrechenbaren — In-
vestitionsausgaben des Landes im Haushaltsjahr 2005 verdeutlicht, dass
die Nettoneuverschuldung seit dem Jahre 2002 nun schon zum vierten
Mal in ununterbrochener Reihenfolge die kreditfinanzierten Investitionen

Uberschritte.

Schuldenstand

Zum Ende des Haushaltsjahres 2003 hatte sich der Schuldenstand® des
Landes gegeniuber dem Vorjahr wie folgt erhdht:

Von

93.158,8 Mio. €
um 6.565,8 Mio. €
auf 99.724,6 Mio. €

Von dem Schuldenstand entfielen

auf Kreditmarktschulden 96.183,5 Mio. €
auf andere Schulden (insbe-

sondere beim Bund) 3.541,0 Mio. €

Die Entwicklung der Gesamtschulden® stellt sich wie folgt dar:

80

Darstellung im Entwurf eines Nachtragshaushaltsgesetzes 2005 (Drs. 13/6201, Abschnitt E, Seite 17).

81

Angaben des FM NRW in der Haushaltsrechnung (Anlage VI a, Band I, Seite 134). Differenz durch Rundungen.

82

Fir 2004 handelt es sich um die Zahlen zum Stichtag 31.12.2004 (Vorlage 13/3211).



-69 - Vermogen und Schulden
des Landes

O Kreditmarktschulden @ andere Schulden
Mrd. €
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Die Entwicklung verdeutlicht einen stéandig ansteigenden Schuldenstand.
Die jahrlichen Steigerungsraten fallen mit 6,4 v. H. von 2000 auf 2001,
4,5v. H. von 2001 auf 2002, 7,1 v. H. von 2002 auf 2003 und 6,2 v. H. von
2003 auf 2004 allerdings unterschiedlich aus.

Der Schuldenstand des Landes zum Jahresende 2004 Ubersteigt mit rd.
105,9 Mrd. € sogar noch die fur das Jahr vorgenommene Prognose von
105,7 Mrd. €. Fur das Jahresende 2005 sieht der Finanzplan einen
Schuldenstand von 110,9 Mrd. € und fur das Jahresende 2006 einen von
114,8 Mrd. € vor. Das Planungsergebnis ist fir 2007 mit 118,5 Mrd. € und
fir 2008 mit 121,6 Mrd. € prognostiziert.

Finanzplanung 2004 bis 2008 (Drs. 13/6100) nach dem Stand von November 2004.
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6.2.6 Burgschaften und Garantien

In den Jahren 1994 bis 2003 beliefen sich die vom Land Nordrhein-West-
falen Ubernommenen Birgschaften und Garantien (Eventualverpflichtun-

gen) auf:

Haushaltsjahr Birgschaften und | Garantien und sons-| Insgesamt®
Ruckbirgschaften |[tige Gewahrleistungs-
verpflichtungen
in Mio. €
1994 2.017,01 793,99 2.810,99
1995 2.018,41 843,84 2.862,25
1996 2.126,49 902,89 3.029,38
1997 2.391,46 996,11 3.387,57
1998 3.007,07 1.650,34 4.657,41
1999 3.195,82 1.745,81 4.941,63
2000 3.288,17 1.827,12 5.115,29
2001 3.718,32 1.667,55% 5.385,87
2002 3.976,35 1.739,62% 5.715,97
2003 4.387,79 1.829,35% 6.217,14

84
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Differenzen durch Rundungen.

Der Betrag erhéht sich um die nach § 3 BLBG in Verbindung mit dem jahrlichen Haushaltsgesetz bestehende Haftung
des Landes fir die Kreditaufnahme durch den Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen.

Fir das Haushaltsjahr 2001 betrug die bestehende Haftung des Landes gemaR § 2a HG 2001 ausweislich der Haushalts-
rechnung, Anlage VI a, Abschnitt B 3, Gewahrleistungsverpflichtungen, 558.515.800 DM (entspricht 285.564.594 €). Im
Gegensatz zur Darstellung in der Haushaltsrechnung fir 2001 ist die den Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-
Westfalen betreffende Kreditaufnahme bei den das Haushaltsjahr 2001 betreffenden Angaben nicht in die das Land Nord-
rhein-Westfalen unmittelbar betreffende Aufstellung zu Biirgschafts- und Gewahrleistungsverpflichtungen eingerechnet
worden.

Fur das Haushaltsjahr 2002 betrug die aus den kumulierten Betrdgen der in den Jahren 2001 und 2002 getéatigten Kredit-
aufnahmen bestehende Haftung des Landes gemaR § 2a HG 2002 insgesamt 515.564.594 €.

Fir das Haushaltsjahr 2003 belief sich der mit den Vorjahreswerten kumulierte Haftungsbetrag geméan 8 2a HG 2003 auf
insgesamt 758.814.594 €.

Die Darstellungen fiir 2002 und 2003 entsprechen dem in der Anlage VI a der jeweiligen Haushaltsrechnung nachrichtlich
ausgewiesenen Schuldenstand des Bau- und Liegenschaftsbetriebs Nordrhein-Westfalen.
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In dem dargestellten Zeitraum haben sich die Eventualverpflichtungen um
3.406,15 Mio. € oder 121,17 v. H. erhoht. Dass diese Eventualverpflich-
tungen zu Belastungen des Landeshaushalts werden kénnen, zeigt die

folgende Darstellung:

Haushalts- Einnahmen im Zusam- Ausgaben im Zusammenhang mit Ge- Belastung
jahr menhang mit Gewahr- wahrleistungen des Landes-
leistungen haushalts
Gebihren | Einnahmen | Bearbei- Anteilige | Inanspruch- | (Spalten 4,5
aus der tungsent- Birg- nahmen aus | und 6 ./. Spal-
Inanspruch- gelte schafts- Gewahr- ten 2 + 3)
nahme aus entgelte des | leistungen
Gewabhr- Bundes (Ober-
leistungen gruppe 87)
(Ober-
gruppe 14)
1 2 3 4 5 6 7
in Mio. €
1995 6,48 1,94 3,81 0,08 40,33 35,80
1996 7,09 1,14 4,18 0,11 48,67 44,74
1997 13,91 0,53 10,13 0,12 29,01 24,82
1998 9,64 0,77 5,28 0,04 52,05 46,95
1999 9,42 1,85 5,13 0,04 110,14 104,04
2000 9,94 1,19 5,85 0,09 47,32 42,13
2001 10,47 2,77 6,09 0,09 52,59 45,54
2002 10,58 2,92 6,11 0,13 131,14 123,88
2003 10,76 6,47 6,02 0,08 110,89 99,76
2004 10,85 3,59 6,03 0,08 118,61 110,28

Zusammenfassende Betrachtung

Die Haushaltslage des Landes Nordrhein-Westfalen ist weiterhin &uf3erst
angespannt; sie hat sich im Haushaltsjahr 2003 gegeniber 2002 mit ei-

nem Anstieg der Nettokreditaufnahme um 2,5 Mrd. € weiter verschlechtert.
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Im Jahr 2004 erreichte die Nettokreditaufnahme mit 6,9 Mrd. € einen neu-

en Hochststand.

Die Gesamtverschuldung des Landes betrug zum Stichtag 31.12.2004
105,89 Mrd. €%.

Ungeachtet der in den vergangenen Jahren von der Landesregierung er-
griffenen MalRnahmen, die Ausgabensteigerungen zu begrenzen, hat die
Verschuldung des Landes mit dem inzwischen deutlich tUberschrittenen
Schwellenwert von 100 Mrd. € ein Ausmalf} erreicht, das dem Volumen

von mehr als zwei Haushaltsjahren entspricht.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat die zur Ruckfihrung des erreichten
hohen Niveaus der Verschuldung bestehende Notwendigkeit fur eine lang-
fristig angelegte und damit nachhaltige Finanzpolitik zwischenzeitlich zwar
seit geraumer Zeit erkannt®. Gleichwohl fihrt die Neuverschuldung der
Haushalte fur die Jahre 2004 und 2005 dazu, dass der Stand der erreich-

ten Verschuldung weiter ansteigt.

Die Umsetzung langfristig greifender Konzepte zur Kreditbegrenzung und
Haushaltskonsolidierung ist entgegen anderer Aussagen der Mittelfristigen

Finanzplanung® bisher noch nicht eindeutig erkennbar.

86

87

88

Vorlage 13/3211 und vorstehende Ausfiihrungen zu Nr. 6.2.5 — Schuldenstand —.

Sitzungsniederschrift 13/780 Uber die Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags am 06.02.2003;
Vorlage 13/3177.

Finanzplanung 2004 bis 2008 des FM NRW (Drs. 13/6100, S. 35 ff. und S. 49 f.).
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Feststellungen gemanR Art. 86 Abs. 2 Satz 1 LV und § 97
Abs. 2 Nr. 1 LHO

Gemal § 97 Abs. 2 Nr. 1 LHO wird mitgeteilt, dass die in der Haushalts-

rechnung und die in den Blichern aufgeflihrten Betrage Ubereinstimmen.

Ein Landschaftsverband hatte Buchungen zu Einnahme- und Ausgabeti-
teln vorgenommen, die nach der Neuordnung der Landesregierung® nicht
mehr Gegenstand der Veranschlagung im Haushaltsplan waren. Die Ur-
sache fur die bei unzutreffenden Einnahme- und Ausgabetiteln vorge-
nommenen Buchungen lag darin, dass der Landschaftsverband die Ande-

rungen der Buchungsstellen nicht nachvollzogen hatte.
Im Zuge des Jahresabschlusses 2003 konnten allerdings samtliche Bu-
chungen des Landschaftsverbands korrigiert werden. Das Ergebnis der

Haushaltsrechnung ist dadurch nicht beeintrachtigt.

Die gepriften Einnahmen und Ausgaben sind ordnungsgemal belegt.

89

Vgl. Entscheidung des Ministerprésidenten des Landes Nordrhein-Westfalen gemafR Art. 52 Abs. 3 LV NRW vom
25.11.2002 (bekannt gegeben mit Schreiben des Chefs der Staatskanzlei vom 28.11.2002, Az.: | 3) i. V. m. den Schrei-
ben des FM NRW vom 10.12.2002 und 11.03.2003 (Az.: 12 — 1700 — 7).
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8.1

Auswirkungen auf den Landeshaushalt durch Ausgliede-
rung von Verwaltungsteilen in Landesbetriebe und Sonder-

vermogen

Vorbemerkung

Das Land NRW hat, wie Bund und andere Lander auch, in den letzten
Jahren zunehmend Verwaltungsbereiche in Landesbetriebe nach § 14a
Landesorganisationsgesetz umgewandelt bzw. als Sondervermégen oder
als Anstalten des offentlichen Rechts ausgestaltet und aus dem Kernbe-
reich des Haushalts verlagert.

Im Jahr 2003 verfiigte das Land Uber zehn Landesbetriebe (s. Ifd. Nr. 5.1).
Bereits seit 2001 besteht das wie ein Landesbetrieb organisierte Sonder-
vermOogen Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW (BLB NRW); zum
01.01.2005 wurde der Landesbetrieb Wald und Holz geschaffen.

Seit 2001 werden die Fachbereiche Medizin der Universitdten Bonn,
Munster, KdIn, Aachen, Dusseldorf und Essen wie Landesbetriebe nach
§ 26 Landeshaushaltsordnung (LHO) behandelt; die sechs bisher wie Lan-
desbetriebe gefuhrten Universitatskliniken wurden als rechtsfahige Anstal-

ten des offentlichen Rechts errichtet.

Ferner werden mehrere Hochschulen mit einem Globalhaushalt wie Lan-
desbetriebe behandelt (Rheinisch-Westfdlische Technische Hochschule
Aachen, Universitat Bielefeld, Fachhochschulen Mdinster und Nieder-
rhein); eine weitere Fachhochschule (FH Bonn-Rhein-Sieg) ist mit Beginn

des Jahres 2005 hinzugekommen.



8.2

8.3

-75- Ausgliederung von Verwal-
tungsteilen in Landesbetriebe
und Sondervermégen

Erhebungen

Der Landesrechnungshof (LRH) hat in einer Untersuchung neben der Ge-
samtzahl der Ausgliederungen insbesondere das finanzielle und personel-
le Volumen der nicht mehr im Kernhaushalt enthaltenen Bereiche betrach-
tet. Er ist der Frage nachgegangen, inwieweit die Darstellung des Haus-
haltsgeschehens und die haushaltswirtschaftlichen Kennzahlen des Lan-
des durch die Ausgliederung von Verwaltungsteilen in Landesbetriebe und
Sondervermoégen verandert wurden. Schwerpunktmaf3ig wurden die Per-
sonalausgaben und die Personalausgabenquote untersucht. Mal3stab der
Untersuchung waren die Grundsatze der Haushaltsklarheit und Haus-
haltswahrheit sowie der Einheit und Vollstandigkeit, also die Transparenz
und Nachvollziehbarkeit des Haushalts.

Die Universitatskliniken sind als Anstalten des 6ffentlichen Rechts Einrich-
tungen mit eigener Rechtspersonlichkeit; sie wurden in die Untersuchung
nicht einbezogen.

Von einer Erfassung des Staatsbads Oeynhausen wurde wegen der an-

stehenden Kommunalisierung von Teilen des Staatsbades abgesehen.

Ergebnisse

Die Landesbetriebe, der BLB NRW und die wie Landesbetriebe behandel-
ten Fachbereiche Medizin und Hochschulen mit Globalhaushalten sowie
die Fachhochschulen sind rechtlich unselbststandig, d. h. ihr Handeln ist
dem Land zuzurechnen. Die Ausgaben und Einnahmen sind letztlich sol-
che des Landes; fur die Verbindlichkeiten haftet das Land unbegrenzt.

Bei Landesbetrieben und Sondervermégen sind nur die Zufihrungen oder
Ablieferungen im Haushaltsplan zu veranschlagen (826 Abs.1 und
2 LHO).

Mit der Umwandlung von Verwaltungsbereichen in Landesbetriebe entfallt

daher der Ausweis der entsprechenden Personalausgaben im Kernhaus-
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halt. Das Absinken der Ausgaben der Hauptgruppe 4 im Kernhaushalt
geht einher mit einem Anstieg der in der Hauptgruppe 6 erfassten Ausga-

ben fur Zuweisungen und Zuschisse.

Um ein vollstdndigeres Bild der Personalausgaben und ihrer Entwicklung
zu vermitteln und um die Vergleichbarkeit der Personalausgabenquote in
Zeitreinen und zwischen den La&ndern zu ermoglichen, missen die ent-
sprechenden Personalaufwendungen in den Landesbetrieben und Son-
dervermdgen den Ausgaben im Kernbereich des Haushalts hinzugerech-

net werden.

Zu diesem Zweck hat der LRH die zahlungswirksamen Personalauf-
wandsbetrage um die von den Landesbetrieben geleisteten Versorgungs-
zuschlage in Hohe von 30 v. H. der laufenden ruhegehaltsfahigen Dienst-
beziige und Sonderzuwendungen der Beamten bereinigt, um zu Betragen
zu gelangen, die den Personalausgaben des Kernhaushalts entsprechen.
Der um die Versorgungszuschlage bereinigte zahlungswirksame Perso-
nalaufwand der Landesbetriebe (LDS, Landesvermessungsamt, Geologi-
scher Dienst, Stral3enbau, BLB NRW, Mess- und Eichwesen, Materialpri-
fungsamt, drei GGRZ) betrug

far 2001 rd. 566.875,8 T€
flr 2002 rd. 573.911,9 T€
fr 2003 rd. 586.177,8 T€.

Der jeweilige Jahresbetrag ist mit den Personalausgaben des Kernhaus-
halts vergleichbar und muss daher dem Haushaltsbetrag der Personal-

ausgaben der Hauptgruppe 4 hinzugerechnet werden.

Die Personalaufwendungen der wie Landesbetriebe behandelten Fachbe-
reiche Medizin der Hochschulen betragen ausweislich der Wirtschaftspla-

ne
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far 2001 rd. 343.951,6 T€
flr 2002 rd. 349.826,0 T€
far 2003 rd. 353.966,4 T€.

Nach den Wirtschaftsplanen der wie Landesbetriebe behandelten Hoch-
schulen betragen die Personalaufwendungen fur 2003 rd. 454.077,8 T€.
Anders als bei den Landesbetrieben und dem BLB NRW wird ein Versor-

gungszuschlag nicht erhoben.

Die Summe aus den Personalausgaben der Hauptgruppe 4 und dem be-
reinigten zahlungswirksamen Personalaufwand der ausgelagerten Berei-

che betragt im Vergleich zu den Personalausgaben im Kernhaushalt:

Hj. Personalausgaben in Bereinigter zahlungswirk- Summe Personal-
Hauptgruppe 4 samer Personalaufwand der ausgaben
ausgelagerten Bereiche
(bisher) (insgesamt) (neu)
in Mio. €, gerundet
2001 19.193,7 910,8 20.104,5
2002 19.906,5 923,7 20.830,2
2003 19.573,6 1.394,3 20.967,9

Unter Bericksichtigung der so zusammengefassten Personalausgaben
betragt die Personalausgabenquote, das ist der Anteil der Personalausga-

ben (Hauptgruppe 4) an den bereinigten Gesamtausgaben:

Hj. Bereinigte Ge- Personalaus- | Summe Personal- Personalaus-
samtausgaben gabenquote ausgaben gabenquote
(unverandert) (bisher) (neu) (neu)

2001 47.436,9 40,5 20.104,5 42,4
2002 47.724,7 41,7 20.830,2 43,6
2003 47.416,7 41,3 20.967,9 44,2
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In den Jahren 2001 und 2002 lag die unter Berlcksichtigung des Perso-
nalaufwands in den ausgelagerten Bereichen berechnete Personalausga-
benquote damit um rd. 2 Prozentpunkte hoher. Fir das Jahr 2003 steigt
unter Einbeziehung der seit 2003 wie Landesbetriebe behandelten Hoch-
schulen die Personalausgabenquote auf tGber 44 v. H. an. Die so berech-
nete Personalausgabenquote liegt um mehr als 3 Prozentpunkte héher als
die vom FM in der Mittelfristigen Finanzplanung 2003 bis 2007 fur das
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Jahr 2003 angegebene Quote von 40,8 v. H.%

Die Beanspruchung der Einnahmen aus Steuern und steuerahnlichen Ab-

gaben (Hauptgruppe 0) durch Personalausgaben betragt fur den Kern-

haushalt:

Hj.

Personalausgaben in

Steuern und steuerahnli-

Anteil der Personal-

Hauptgruppe 4 che Abgaben ausgaben an den
Steuereinnahmen
(bisher) (unverandert) (bisher)
in Mio. €, gerundet v. H.
2001 19.193,7 33.883,0 56,7
2002 19.906,5 36.187,6 55,0
2003 19.573,6 33.673,7 58,1

Unter Bericksichtigung der zusammengefassten Personalausgaben wer-

den die nachgenannten Anteile der Steuereinnahmen fir Personal ausge-

geben:
Hj. Summe Personalaus- | Steuern und steuerahnli- Anteil der Personal-

gaben che Abgaben ausgaben an den
Steuereinnahmen

(neu) (unverandert) (neu)

in Mio. €, gerundet v. H.

2001 20.104,5 33.883,0 59,3

2002 20.830,2 36.187,6 57,6

2003 20.967,9 33.673,7 62,3

% brs. 13/4501, Ziffer 3.3.1 (S. 51 ff.)
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Fur das Jahr 2003 wird ein um mehr als 4 Prozentpunkte héherer Anteil

der Steuereinnahmen fir Personal ausgegeben.

Wirdigung und Vorschlage des LRH

Der LRH hat bereits anlasslich der Vorlage des Ergebnisses der Untersu-
chung zur Verbesserung der Information des Parlaments tber die Finanz-
lage des Landes im Jahr 1992°* als Beratung nach § 88 Abs. 2 Satz 1
LHO dargelegt, dass es an zusammengefassten Informationen fehlt, die
den Finanzstatus des Landes insgesamt und seine jahrliche Veranderung
anhand einiger weniger Kennzahlen verstandlich machen. Nach Auffas-
sung des LRH ist der Informationsgehalt der traditionellen Rechnungsle-
gung dadurch begrenzt, dass sie sich auf den Nachweis des Haushaltsge-
schehens im Kernbereich der Verwaltung beschrankt. Um mit Hilfe der
Rechnungslegung die finanzielle Gesamtlage einer Gebietskorperschaft
abzubilden, gilt es, die in unterschiedlicher Form verselbststéandigten Ein-
heiten daraufhin zu prufen, inwieweit sie in die staatliche Rechnungsle-

gung einbezogen werden sollen.

Die Bildung eigenstandiger Einheiten neben dem Kernhaushalt wirkt sich
nicht nur auf das Volumen und die Struktur der Einnahmen und Ausgaben
aus, sondern auch auf das Vermogen und die Schulden sowie die Kredit-

aufnahme und kinftige Zahlungsverpflichtungen des Landes.

Der LRH hat daher gegenuber dem FM angeregt, dem Parlament an ge-
eigneter Stelle kiinftig einen zusammenfassenden Uberblick tber die fi-
nanziellen Auswirkungen der Aktivitaten des Landes in den als Landesbe-
triebe und Sondervermégen ausgestalteten Bereichen zu geben.

oL Vorlage 11/1241, NRW 1990 — Finanzieller Jahresbericht fiir das Land Nordrhein-Westfalen (Prototyp)
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Einen solchen Uberblick halt der LRH auch in der kameralen Haushalts-

wirtschaft fur moglich und notwendig.

Es sollten die Voraussetzungen geschaffen werden, dass kinftig die un-
terschiedlichen haushaltswirtschaftlichen Kennzahlen fir den Kernhaus-
halt einschlief3lich der Landesbetriebe und Sondervermdgen ausgewiesen

werden.

Stellungnahme des FM

Das FM hat ausgefiihrt, dass eine nachrichtliche Korrekturrechnung der
Personalausgaben unter Einbeziehung des Personalaufwands der Lan-
desbetriebe zwar im Zeitvergleich zu einer héheren Transparenz fiihren
wurde, jedoch seien solche Vergleichsberechnungen mit einem erhebili-
chen Aufwand verbunden. Auch unter dem Aspekt der L&ndervergleich-
barkeit sieht das FM keine Handlungsnotwendigkeit, da diese nicht ver-
bindlich verlangt werde. Im Ubrigen durfte es aufgrund der Bildung von
Landesbetrieben in anderen Landern faktisch unmdglich sein, die Ver-

gleichbarkeit herzustellen.

Das FM beabsichtigt, die Darstellung von Personalstellen der ausgeglie-
derten Bereiche insgesamt einer kritischen Prifung zu unterziehen. Wenn
auch eine Korrekturrechnung in monetarer Hinsicht aufgrund des damit
verbundenen erheblichen Mehraufwandes abgelehnt werde, so kdnne ei-
ne verbesserte Darstellung der Stellen in den ausgelagerten Bereichen,
die zumindest mittelbar aus dem Landeshaushalt finanziert wirden, in Er-

wagung zu ziehen sein.
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Das FM erkenne das Bestreben des LRH an, dem Leser von Haushalts-
plan und —rechnung einen umfassenden Uberblick der jeweils aktuellen
Finanzlage des Landes zu ermoglichen. Das Informationsbedurfnis konne
aber schon mit der bisherigen Form der Darstellung ausreichend gestillt
werden. Inshesondere werde die vom LRH vorgeschlagene Parallelrech-
nung, die die tatsadchlich vorgenommenen haushaltsrechtlichen Verande-
rungen hinsichtlich der ausgelagerten Bereiche negiere, abgelehnt.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.
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B

Prufungsergebnisse aus dem Bereich der Landes-

regierung

Besondere Organisations-, System- und Verfahrens-

prifungen sowie Querschnittsuntersuchungen

Beteiligung des Landes an einer Immobiliengesellschaft

Der Landesrechnungshof sieht in der Betatigung des Landes als
Mehrheitsgesellschafter einer Immobiliengesellschaft ein wachsen-
des finanzielles Risiko; einhergehend tritt die urspringliche Kern-
aufgabe der Immobiliengesellschaft, die seinerzeit das wichtige Lan-
desinteresse begrundete, mehr und mehr in den Hintergrund.

Das Ministerium fur Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport hat die
Verwaltung der Beteiligung des Landes an der Immobiliengesell-
schaft unzureichend wahrgenommen, insbesondere fehlte die erfor-
derliche Steuerung der Beteiligungen an dem sich stetig ausweiten-

den Unternehmensverbund.

Der Landesrechnungshof hat frihzeitig und wiederholt dem Ministe-
rium fur Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport und dem Finanz-
ministerium die finanziellen Risiken aufgezeigt, die dem Mehrheits-
gesellschafter Land aus der nicht mehr mit den haushaltsrechtlichen
Bestimmungen im Einklang stehenden Beteiligung an der Immobi-
liengesellschaft erwachsen kénnen. Dies hat bislang zu keinem an-
deren, das finanzielle Risiko des Landes minimierenden Verhalten
des Ministeriums fir Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport ge-
fuhrt.
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Auch das Finanzministerium hat letztlich zu allen einwilligungspflich-
tigen Geschéaften dem Ministerium fur Stadtebau und Wohnen, Kultur
und Sport seine Einwilligung nicht versagt und damit der Fehlent-

wicklung nicht entgegen gewirkt.

Ausgangslage

Das Land ist seit 1970 Mehrheitsgesellschafter einer im Bereich Stadte-
bau und Wohnungswirtschaft tatigen Gesellschaft mit beschrankter Haf-
tung (nachfolgend Immobiliengesellschaft). Im Jahr 1997 Ubertrug das
Land seine Anteile an der Immobiliengesellschaft auf die landeseigene
Beteiligungsverwaltungsgesellschaft (BVG). Das Finanzministerium (FM)
hat hierzu dem Landesrechnungshof (LRH) mitgeteilt, dass ,die auf die
BVG Ubertragenen Beteiligungen in der Vermbgenssphare des Landes
verbleiben; an der Verantwortlichkeit des Landes fir seine Beteiligungen
andert sich durch die Ubertragung an die BVG nichts“. Die seither mittel-
bare Beteiligung des Landes an der Immobiliengesellschaft wird nach wie

vor wie eine unmittelbare Beteiligung behandelt.

Die Verwaltung der Beteiligung an der Immobiliengesellschaft einschliel3-
lich der Gesellschaften, an denen sie beteiligt ist, obliegt dem Ministerium
fur Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport (MSWKS), vormals Ministe-
rium fur Bauen und Wohnen (MBW). Grundlage fir das Eingehen und die
Verwaltung von Landesbeteiligungen sind die 88 65 ff. der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) und die hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften
sowie der Erlass des FM uber die ,Hinweise fur die Verwaltung von Betei-
ligungen des Landes Nordrhein-Westfalen“, nachfolgend Hinweise ge-
nannt. Das MSWKS hat die aus dem Beteiligungsverhéltnis erwachsenen
Rechte und Pflichten unter Berlicksichtigung der Interessen des Landes
wahrzunehmen. Bei einwilligungsbedirftigen Geschaften hat es das FM

einzubinden und den LRH zeitgleich zu unterrichten.
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Grundsatzlich birgt jede kapitalmafiige Beteiligung an einem Unternehmen
ein finanzielles Risiko. Insbesondere deshalb soll sich das Land gemali
8§ 65 Abs. 1 Nr. 1 LHO nur dann an der Grindung eines Unternehmens in
einer Rechtsform des privaten Rechts oder an einem bestehenden Unter-
nehmen in einer solchen Rechtsform beteiligen, wenn ein wichtiges Inte-
resse des Landes vorliegt und sich der vom Land angestrebte Zweck nicht
besser und wirtschaftlicher auf andere Weise erreichen lasst. Das ,wichti-
ge Interesse des Landes" ist gesetzlich nicht definiert. Es wird allgemein
dann bejaht, wenn hierdurch bedeutsame Aufgaben des Landes erfillt
werden. Eine blof3e Beteiligung zum Zweck der Steuerersparnis oder der
Geldanlage ist hingegen unzulassig. Damit dem mit der Beteiligung ver-
folgten Zweck Rechnung getragen werden kann, muss der Unterneh-
menszweck so konkret wie madglich im Gesellschaftsvertrag festgelegt

sein. Dies sehen auch die Hinweise vor.

Bereits im Jahr 1992 erhielt die Immobiliengesellschaft durch Anderung
des Gesellschaftsvertrags die Berechtigung, alle Geschéfte zu tatigen, die
dem Gesellschaftszweck forderlich sind, insbesondere Zweigniederlas-
sungen zu grinden, andere Unternehmen zu erwerben oder sich an sol-
chen zu beteiligen. Die aufgrund des friilheren Wohnungsgemeinnuitzig-
keitsgesetzes (WGG)* auf ,vier von Hundert‘ begrenzte Dividendenaus-
schittung wurde insoweit gedndert, dass nunmehr ,in der Regel der Ge-
winnanteil jahrlich 4 von Hundert der Einlagen der Gesellschafter nicht
Ubersteigen” soll. Gleichzeitig wurde der Téatigkeitsbereich der Immobilien-
gesellschaft, der bis dahin auf das Gebiet des Landes Nordrhein-
Westfalen begrenzt war, dahingehend erweitert, dass nur noch der
Schwerpunkt ihrer Tatigkeit in Nordrhein-Westfalen liegt. Dem LRH wurde

die Erweiterung des raumlichen Tatigkeitsbereichs damit erlautert, dies sei
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Das WGG wurde zum 1. Januar 1990 durch das Steuerreformgesetz 1990 aufgehoben.
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notwendig, um in den neuen Bundeslandern Aufbauhilfe leisten zu kon-
nen. Das FM hatte dem MBW seine erforderliche Einwilligung zur Ande-
rung des Gesellschaftsvertrags erteilt.

Im Jahr 1999 sollte der Gesellschaftsvertrag der Immobiliengesellschaft in

wesentlichen Punkten geandert werden:

e Waren der Gesellschaft urspringlich die Wahrnehmung von stadtebau-
lichen und wohnungswirtschaftlichen Aufgaben, Malinahmen der
Standortentwicklung und Strukturpolitik, die Entwicklung des landlichen
Raumes sowie die Bereitstellung preiswerten Wohnraums fiur breite
Schichten der Bevélkerung zugewiesen (nachfolgend Kernaufgabe ge-
nannt), so sollten nunmehr zu ihren Aufgaben die Errichtung, der Um-
und Ausbau, die Modernisierung, Betreuung, Bewirtschaftung und
Verwaltung von Wohnungen und sonstigen Bauten in allen Rechts-
und Nutzungsformen sowie die Planung und Durchfiihrung stadtebau-
licher Erschlielungs-, Sanierungs- und EntwicklungsmalRnahmen, ins-

besondere MalRnahmen der Standort- und Stadtentwicklung gehoren.

e Erstmals war vorgesehen, dass die Immobiliengesellschaft ihre Unter-

nehmensziele im Wettbewerb verwirklicht.

e Hinsichtlich der Dividendenausschittung war eine Begrenzung der

Hohe nach nicht mehr vorgesehen.

Das MBW bat das FM um Einwilligung zu den Anderungen und unterrich-
tete hieriber den LRH. Der LRH hatte bereits im Rahmen dieser Unter-
richtung eingewandt, dass die beabsichtigten Anderungen des Gesell-
schaftsvertrags nicht mehr mit dem wichtigen Interesse des Landes (8§ 65
LHO) im Einklang stehen und die Voraussetzungen fur die Beteiligung des
Landes an der Immobiliengesellschaft nicht mehr gegeben sind. Er hat

moniert, dass der geanderte Unternehmenszweck so weitlaufig gefasst ist,
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dass die Aufgaben der Gesellschaft auch von anderen Wohnungs-, Pla-
nungs- und Bautragergesellschaften durchgefuhrt werden konnen und die
bisherigen Regelungen tber eine sichere und verantwortbare Wohnungs-
versorgung breiter Schichten der Bevoélkerung entfallen sind. Zwar soll
nach den Bekundungen des MBW sowohl die traditionelle wohnungs- und
sozialpolitische Zielsetzung durch die landesbeteiligten Wohnungsgesell-
schaften langfristig gesichert werden als auch die Strukturpolitik eine ihrer
wesentlichen Aufgaben bleiben. Beide Aufgabenbereiche sind jedoch
nicht mehr genannt. Die Anderungen des Gesellschaftsvertrags eroffnen
zuséatzliche Geschéaftsmoglichkeiten, deren finanzielle Risiken letztlich vom
Land zu tragen sind. Im Wegfall der Begrenzung der Dividendenausschut-
tung sieht der LRH die Fortentwicklung des Unternehmens zu einer Ge-
sellschaft, die ausschlie3lich marktwirtschaftlich und ergebnisorientiert ta-
tig sein soll. Auch eine Tatigkeit der Gesellschaft au3erhalb von Nord-
rhein-Westfalen halt der LRH mit dem wichtigen Landesinteresse fur nicht

vereinbar.

Ungeachtet dieser auch dem FM mitgeteilten Bedenken hat das FM dem
MBW seine zu den Anderungen des Gesellschaftsvertrags erforderliche
Einwilligung erteilt. Der Gesellschaftsvertrag wurde entsprechend geéan-
dert.

Umfang und Ziel der Prifung

Ausgehend von den Anderungen des Gesellschaftsvertrags ist der LRH
bei seiner Prufung der Betatigung des Landes als Gesellschafter der Im-
mobiliengesellschaft insbesondere der Frage nachgegangen, wie sich die-
se Anderungen tatsachlich ausgewirkt haben, wie das MSWKS als beteili-
gungsverwaltendes Ressort seine Rechte und Pflichten wahrgenommen

und wie das FM bei einwilligungsbedurftigen Geschaften mitgewirkt hat.
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Hierbei wurden auch ortliche Erhebungen bei der Immobiliengesellschaft
durchgefuhrt. Der Schwerpunkt der Prufung betraf die Jahre 1999 bis
2002; soweit erforderlich wurden auch andere Jahre in die Prifung einbe-

zogen.

War im Jahr 2002 noch beabsichtigt, die von der BVG gehaltenen Gesell-
schaftsanteile des Landes an der Immobiliengesellschaft zu verkaufen, so
hat die Landesregierung Mitte 2004 die Entscheidung getroffen, diese An-

teile nicht mehr zu verauf3ern.

Feststellungen

Der LRH sieht in der Beteiligung an der Immobiliengesellschaft ein wach-
sendes hohes finanzielles Risiko fiir das Land; einhergehend tritt die ur-
springliche Kernaufgabe der Gesellschaft, die seinerzeit das wichtige

Landesinteresse begrtindete, mehr und mehr in den Hintergrund.

Insbesondere hat die Prifung des LRH Folgendes ergeben:

Ausweitung des Unternehmensverbundes

Der gesamte Unternehmensverbund der Immobiliengesellschaft hat sich
seit der Anderung des Gesellschaftsvertrags im Jahr 1992 ausgeweitet.
Betrug zum 31. Dezember 1991 die Anzahl der Beteiligungen der Immobi-
liengesellschaft noch 21, so hatte die Immobiliengesellschaft zum 31. De-

zember 1998 bereits 39% Beteiligungen. Bis Anfang des Jahres 2005 ist
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die Anzahl der Beteiligungen auf Gber 100** angestiegen. Die Bandbreite

der Beteiligungen zeigen exemplarisch die nachfolgenden Beispiele:

e Zusammen mit jeweils einer ihrer Tochtergesellschaften hat die Immo-

biliengesellschaft neue Gesellschaften mit dem Ziel gegrindet, in Hes-
sen, Sachsen und Baden-Wurttemberg Autohduser zu errichten und
diese anschliel3end zu verauf3ern; geplant sind weitere Autohauser in
Norddeutschland, Baden-Wirttemberg und einer GroR3stadt in Nord-
rhein-Westfalen.

Die Immobiliengesellschaft hat sich mit 50 v. H. an einer Gesellschaft
beteiligt, deren Aufgabe es ist, bebaute und unbebaute Immobilien zu
kaufen und zu verkaufen. Die gleichfalls mit 50 v. H. beteiligte Mitge-
sellschafterin tritt in der Offentlichkeit auch im Zusammenhang mit ge-
schlossenen Immobilienfonds und Abschreibungsprojekten fur instituti-
onelle Kapitalanleger sowie deren Betreuung in Finanzierungsfragen
auf.

Die Immobiliengesellschaft hat sich mit 49 v. H. an einer Musical-
Gesellschaft beteiligt. Die Mitgesellschafterin, eine Musicalbetreiberge-
sellschaft, ist inzwischen insolvent.

Die Immobiliengesellschaft ist inzwischen alleinige Gesellschafterin ei-
ner Wohnungsbaugesellschaft in Mainz. Das rdumliche Tatigkeitsfeld
dieser Gesellschaft soll sich nicht nur auf das Land Rheinland-Pfalz
erstrecken; es ist auch beabsichtigt, dass die Gesellschaft im gesamten
Rhein-Main-Gebiet im Bautragergeschaft tatig werden soll.

Die Immobiliengesellschaft hat Kommanditgesellschaften allein mit der
Absicht gegrindet, in diese zum Verkauf stehende Grundstiicke einzu-
bringen und den Kommanditanteil kurzfristig weiter zu verauf3ern, um
auf diese Weise Grunderwerbsteuer zu sparen (sog. kurzfristige Beteili-

gungen).
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Bei den Beteiligungen, die die Immobiliengesellschaft eingegangen ist,
zeigen sich die Auswirkungen der Anderungen des Gesellschaftsvertrags
besonders deutlich. Eine Vielzahl der Beteiligungen soll der Erzielung von
Rendite dienen. Bereits zur Anderung des Gesellschaftsvertrages in 1999
hatte das MBW ausgefuhrt, die Immobiliengesellschaft misse sich am
freien Markt dem Wettbewerb stellen. Das Ziel, eine sichere und verant-
wortbare Wohnungsversorgung breiter Schichten der Bevoélkerung zu ge-
wahrleisten, kdnne nur verwirklicht werden, wenn daftir ausreichende fi-
nanzielle Mittel zur Verfigung stinden. Das Land werde auf Dauer nur
dann in der Lage sein, eine verantwortungsbewusste Wohnungsbaupolitik
Uber eine eigene Wohnungsbaugesellschaft zu betreiben, wenn es die
Gesellschaft in die Lage versetze, sich am freien Markt zu behaupten. Da-
fur sei es unerlasslich, dass die Immobiliengesellschaft auch Geschéfte ta-
tigen oder sich an Gesellschaften beteiligen koénne, bei denen die

Gewinnerzielung im Vordergrund stehe.

Die vom MBW angefiihrten Griinde stellen jedoch nach Auffassung des
LRH kein wichtiges Landesinteresse dar. Ob sich die erwartete Rendite
spater tatsachlich realisieren lasst, ist von vielen Faktoren abhéngig, die
nicht ausschlie3lich im Einflussbereich des Landes bzw. der Immobilien-
gesellschaft liegen. Sollten statt der prognostizierten Renditen Verluste
entstehen, hatte das Land den finanziellen Nachteil zu tragen. Die Auffas-
sung des MSWKS, das finanzielle Risiko werde durch die Griindung von
Projektgesellschaften begrenzt, teilt der LRH nicht. Seiner Erfahrung nach
wird sich das Land aufgrund seiner Stellung und seines Ansehens dem
Druck einer finanziellen Einbindung auch tber das haftende Kapital hinaus
kaum entziehen konnen. Daruber hinaus konnte die Immobiliengesell-
schaft ihre urspriunglichen Kerngeschafte, die das wichtige Interesse beim
Eingehen der Beteiligung des Landes begrindeten, nicht mehr verwirkli-
chen. Gleichfalls sieht der LRH kein wichtiges Landesinteresse darin, dass
die Immobiliengesellschaft Beteiligungen aulRerhalb des Landes eingeht.
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Dies kann sogar dazu fuhren, dass von der Immobiliengesellschaft auch
Aufgaben wahrgenommen werden, die letztlich mit den wirtschaftspoliti-
schen Zielen des Landes kollidieren. Trotzdem tragt das Land fur diese
Tatigkeiten der Immobiliengesellschaft das finanzielle Risiko. Eine Beteili-
gung allein zum Zweck der Steuerersparnis stellt keine bedeutsame Auf-
gabe des Landes dar, die das Eingehen einer Beteiligung rechtfertigt. Mit
ihren Beteiligungsgesellschaften bewegt sich die Immobiliengesellschaft
weiter von ihrer Kernaufgabe weg und damit auch die Beteiligung des

Landes von den haushaltsrechtlichen Vorgaben.

Die Uberwiegende Anzahl der ab dem Jahr 1992 und alle ab dem Jahr
1999 eingegangenen Beteiligungen der Immobiliengesellschaft bedurften
als mittelbare Beteiligungen des Landes nach 8§ 65 Abs. 3 LHO der Zu-
stimmung des MSWKS und der vorherigen Einwilligung des FM.* Der
LRH wurde Uber die beabsichtigten Beteiligungen vom MSWKS unterrich-
tet. Er hat die Risiken und die Unvereinbarkeit der Beteiligungen mit
§ 65 LHO sowohl dem MSWKS als auch dem FM regelmallig aufgezeigt.
Dies hat in keinem Fall zu einem anderen Verhalten des MSWKS gefuhrt.

Im Rahmen der Unterrichtungen hatte der LRH das MSWKS auch gebe-
ten mitzuteilen, ob und wie es die Voraussetzungen des § 65 LHO beim
Eingehen der mittelbaren Beteiligungen gepruft habe. Das MSWKS hat
sich hierzu in einem Fall gegenuber dem LRH dahingehend ge&uliert,
dass es bisher gebréauchliches Verfahren in seinem Haus gewesen sei, im
Rahmen der Einholung der Einwilligung des FM in ein zustimmungspflich-
tiges Geschaft nach 8 65 LHO die Prufungsergebnisse nicht im Einzelnen
darzulegen. Die Bitte um Zustimmung des FM in ein zustimmungspflichti-
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Hinsichtlich der oben genannten kurzfristigen Beteiligungen wurde kein Zustimmungsverfahren nach § 65 LHO durchge-
fuhrt. Hierzu verweist der LRH auf seinen Jahresbericht 2003, Abschnitt 25 — S. 207 bis 212.
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ges Geschaft impliziere, dass die Prifung im MSWKS zu einem positiven

Ergebnis gefiihrt habe.

Aus den wahrend der ortlichen Erhebungen eingesehenen Vorgangen
konnte eine Prifung der Voraussetzungen zum Eingehen der mittelbaren
Beteiligungen durch das MSWKS nicht festgestellt werden. Auch war den
Unterlagen mangels Dokumentation nicht zu entnehmen, ob sich das
MSWKS mit dem vom LRH im Rahmen der Unterrichtungen jeweils auf-

gezeigten fehlenden wichtigen Landesinteresse auseinandergesetzt hatte.

Wegen der weiten Fassung des im Gesellschaftsvertrag niedergelegten
Unternehmensgegenstandes, der sich nicht auf die Erfullung bedeutsamer
Landesaufgaben beschréankt, kommt der Mitwirkung des MSWKS beim
Eingehen neuer Beteiligungen der Immobiliengesellschaft besondere Be-
deutung zu. Hierbei hat das MSWKS auch zu prufen, ob ein wichtiges
Landesinteresse an der Beteiligung vorliegt und ob sich der vom Land an-
gestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise ver-
wirklichen lasst. Bei einer gesetzeskonformen unmittelbaren Beteiligung,
deren Unternehmenszweck genau und eindeutig gefasst ist, bedarf es ei-
ner solchen Prufung nicht. Denn insoweit durfen nur solche mittelbaren
Beteiligungen eingegangen werden, die sich innerhalb dieses Rahmens
bewegen. Hierdurch wird auch sichergestellt, dass durch die mittelbaren
Beteiligungen der Unternehmenszweck der unmittelbaren Beteiligung
nicht unzulassig ausgehohlt wird. Im Rahmen des Schriftwechsels zur An-
derung des Gesellschaftsvertrags im Jahr 1999 hatte das MBW zugesi-
chert, dass ,durch die vorhandenen Kontrollinstanzen — wie z. B. Auf-
sichtsrat und Gesellschafterversammlung — ausreichende Regularien vor-
handen sind, die sicherstellen, dass das Landesinteresse bei allen Tatig-
keiten Berlcksichtigung findet und bei der Geschaftspolitik der Immobi-
liengesellschaft weiterhin oberste Prioritat genief3t*. Ob und wie dies um-

gesetzt wurde, war den Unterlagen nicht zu entnehmen.
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Das MSWKS hat vor Erteilung seiner Zustimmung zunéchst die Einwilli-
gung des FM einzuholen. Durch diese Regelung soll das FM als ,Haus-
haltsministerium® die Einhaltung des 8§ 65 LHO sicherstellen und die haus-
halts- und vermégensmaliigen Risiken der beabsichtigten Beteiligung pru-

fen.

Den vom LRH eingesehenen Unterlagen konnte weitgehend nicht ent-
nommen werden, ob das FM der Frage nachgegangen war, inwieweit sich
der vom Land angestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf an-
dere Weise erreichen lasst, und ob das FM eine Abwagung der haushalts-
und vermoégensmaiigen Risiken mit dem mit der Beteiligung verfolgten
Zweck vorgenommen hatte. Zudem hatte das FM vielfach das wichtige
Landesinteresse lediglich deshalb bejaht, weil ,das Landesinteresse an
einer mittelbaren Beteiligung i. d. R. unproblematisch ist, wenn sich der
Unternehmensgegenstand der Beteiligungsgesellschaft im Rahmen des
Gesellschaftszwecks der tbergeordneten Gesellschaft halt".

Auch soweit das FM bei einzelnen Beteiligungen ,eine gewisse Nahe zur
Argumentation des LRH" gesehen hatte, hatte es letztlich seine Einwilli-

gung zu allen einwilligungspflichtigen Geschéaften nicht versagt.

Sowohl die Immobiliengesellschaft als auch Tochtergesellschaften sind
seit Anderung des Gesellschaftsvertrags im Jahr 1999 vielfach dazu tiber-
gegangen, die jeweiligen Gesellschaftsvertrage neuer Beteiligungen unter
dem Vorbehalt der Zustimmung des MSWKS sowie der Einwilligung des
FM abzuschlieBen. Nach Auffassung des MSWKS dient diese Vorge-
hensweise dazu, die Gesellschaft am Markt handlungs- und konkurrenz-
fahig zu machen. Das FM hat das Verfahren mitgetragen.
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Fur den LRH sind durch den Vertragsabschluss unter Zustimmungsvorbe-
halt Entscheidungen in tatséchlicher Hinsicht bereits gefallen. Eine Ruck-
abwicklung kann regelméfig nachteilige Folgen fur die Immobiliengesell-
schaft und damit fir das Land haben. Der LRH hélt das Verfahren, Vertra-
ge unter Zustimmungsvorbehalt abzuschlieBen, mit § 65 Abs. 3 LHO nicht
vereinbar, es erschwert eine unvoreingenommene Prufung und birgt er-
hebliche Risiken.

Der LRH hat festgestellt, dass ohne das vorgesehene Verfahren eine
Tochtergesellschaft gegriindet, in das Handelsregister eingetragen war
und ihre Geschafte bereits aufgenommen hatte. Das FM sah aufgrund der
geschaffenen Fakten von einer Einwilligung ab und stellte dem MSWKS
die Zustimmung anheim. Das MSWKS sah sich daran gehindert, wegen
der erheblichen finanziellen Nachteile fur die Gesellschaft die Zustimmung

nicht zu erteilen.

Der LRH beanstandet, dass das gesetzlich vorgeschriebene Zustim-

mungsverfahren zu einem blof3en Formerfordernis herabgestuft wird.

Das Beteiligungscontrolling des MSWKS ist nicht geeignet, den sich stan-
dig ausweitenden Unternehmensverbund der Immobiliengesellschaft zu
Uberwachen und zu steuern. Die Auswirkungen zeigen sich auch daran,
dass - wie der LRH im Rahmen der 6rtlichen Erhebungen festgestellt hat -
sich die Immobiliengesellschaft ber eine Tochtergesellschaft an zwei wei-
teren Gesellschaften beteiligt hatte, von denen das MSWKS keine Kennt-
nis hatte. Das unzureichende Beteiligungscontrolling erhoht das Risiko

des Verlustes von Landesvermdgen.
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Der LRH hat stichprobenweise die Beteiligung der Immobiliengesellschaft
an 22 Gesellschaften®® geprift. In nahezu allen vom LRH untersuchten
Fallen ist die Immobiliengesellschaft die Beteiligungen in der Erwartung
eingegangen, eine madglichst hohe Rendite zu erzielen. Vielfach haben

sich jedoch die Renditeerwartungen nicht erfullt:

e Bei der Musical-Gesellschaft ist ein endgultiger Verlust in Hohe von
3,7 Mio. € zu verzeichnen.

e Bei drei Gesellschaften sind im Zeitraum 2000 bis 2003 kumulierte Ver-
luste zwischen 450 T€ und 1,2 Mio. € entstanden. In Jahresabschlis-
sen wurden weitere Verluste fur das Folgejahr prognostiziert. Ob diese
Verluste noch mit spateren Gewinnen kompensiert werden konnen,
bleibt abzuwarten.

e Bei einer Gesellschaft konnte durch friihzeitige VerduRerung der Ge-

schéaftsanteile ein Verlust vermieden werden.

Bei vier Beteiligungsgesellschaften kénnen noch keine Aussagen getrof-

fen werden, ob sich die Renditeerwartungen erfullen.

Selbst wenn die Zielsetzung fir das Eingehen dieser Beteiligungen war,
mittels renditetrachtiger Geschafte die urspriingliche Kernaufgabe der
Immobiliengesellschaft zu unterstitzen, begriindet dies kein wichtiges
Landesinteresse. Verluste aus diesen Beteiligungen gehen auch zu Las-
ten der urspringlichen Kernaufgabe. Das finanzielle Risiko, das jeder ka-
pitalmafRigen Beteiligung inne wohnt, darf nicht durch Geschéafte erhoht
werden, die ausschlief3lich von Renditelberlegungen getragen sind. Diese
Moglichkeit raumt die LHO nicht ein. Sie wirde vielmehr der Zielrichtung
von 8 65 LHO zuwiderlaufen. Denn eine Beteiligung des Landes darf nur

dann eingegangen werden, wenn damit auf besonders wirtschaftliche Wei-
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Die Gesellschaften, die ausschlie3lich Komplementarfunktionen wahrnehmen, sind hierbei nicht beriicksichtigt.
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se ein wichtiges Landesinteresse erflllt werden soll. Soweit die Immobi-
liengesellschaft nach Auffassung des MSWKS zur Finanzierung ihrer ur-
springlichen Kernaufgabe auch Geschéfte tatigen muss, die ausschliel3-
lich renditeorientiert sind und somit ein hohes finanzielles Risiko bergen,
stellt sich fur den LRH die Frage, ob die Beteiligung des Landes an der
Immobiliengesellschaft noch das geeignete Mittel ist, bedeutsame Aufga-
ben des Landes auf besonders wirtschaftliche Weise zu erfillen, so wie es
8 65 Abs. 1 Nr. 1 LHO voraussetzt.

Dividenden

Der LRH hat festgestellt, dass vom Gesellschafter Land die Vorgabe be-
stand, ein Ergebnis anzustreben, das eine Dividende in Hohe von zu-
nachst 6 v. H. , spater von 8 v. H. mdoglich machen sollte. Diese Dividen-
denvorgabe war erst durch den Wegfall der Dividendenbegrenzung im
Rahmen der Anderung des Gesellschaftsvertrags in 1999 mdglich. Die Di-
videndenvorgabe birgt fir den LRH die Gefahr, dass die Immobiliengesell-
schaft ihren Schwerpunkt auf renditeorientierte Geschéfte verlegt. Zudem
tritt die Immobiliengesellschaft zu anderen Wettbewerbern in Konkurrenz.
Die Tatigkeit im Wettbewerb zu anderen Unternehmen ist mit dem wichti-
gen Landesinteresse nicht vereinbar, da bei Vorliegen eines Wettbewerbs
regelmaRig Gesellschaften in privater Hand auf diesem Gebiet bereits ta-
tig sind. Insoweit bedarf es einer landesbeteiligten Gesellschaft nicht. So-
weit Uber renditetrachtige Geschéafte Dividendenausschuttungen als Ein-
nahmen dem Landeshaushalt zuflieRen sollen, stellt dies nicht die Erful-
lung einer bedeutsamen Aufgabe des Landes dar. Auch die Zielsetzung,
mittels renditetrachtiger Geschéfte die urspringliche Kernaufgabe der Ge-
sellschaft zu unterstitzen, begrindet - wie unter 9.3.1.6 dargestellt - kein

wichtiges Landesinteresse.
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Fur die Jahre 1999 bis 2001 sind jahrlich Dividenden in H6he von 6 v. H.
ausgeschuttet worden. Die von der Immobiliengesellschaft vorgenomme-
nen Gewinnausschuittungen gingen jedoch auch zu Lasten der Ricklagen
von Beteiligungsgesellschaften. Einerseits kann hierdurch eine Unterkapi-
talisierung bei den Beteiligungsgesellschaften entstehen, insbesondere
wenn sich Geschéafte nicht wie erwartet entwickeln. Andererseits stehen
die ausgeschuitteten Betrage fur die urspringliche Kernaufgabe dieser

Gesellschaften nicht mehr zur Verfigung.

Vergaberecht

Der LRH hat bei seiner Priifung festgestellt, dass die Anderungen des Ge-
sellschaftsvertrags im Jahr 1999 auch dem Anliegen Rechnung tragen
sollten, dass die Immobiliengesellschaft dem Vergaberecht nicht mehr un-
terliegt. Die Neufassung des Unternehmensgegenstandes sollte den ge-
werblichen Charakter der Gesellschaft unterstreichen und eine Verlage-
rung der Schwerpunkte eines o6ffentlichen Auftraggebers zum marktwirt-
schaftlich orientierten Wettbewerber bewirken. Das damalige MBW hat
hierzu gegeniber dem FM ausgefihrt, fir die Immobiliengesellschaft ,er-
geben sich durch die Anwendung der Vergabebestimmungen Behinde-
rungen, die ein gewinnorientiertes Wirtschaften im gewerblichen Bereich
erschweren“. Da FM und MBW eine ,optimierte Ausschuttungspolitik“ bei
der Immobiliengesellschaft verfolgten, erachtete es das MBW flr notwen-
dig, iber Mdglichkeiten zu diskutieren, die Erleichterungen fir die Immobi-
liengesellschaft in Verbindung mit der Pflicht zur Anwendung des Verga-

berechts im gewerblichen Bereich er6ffnen.

Zum 1. Januar 2004 hat sich der Unternehmensverbund der Immobilien-
gesellschaft neu organisiert. Dies sollte dem Anliegen dienen, nach wie
vor bestehende Rechtsunsicherheiten hinsichtlich des Vergaberechts zu

beseitigen. Hierzu wurden Geschéaftsbereiche ausgegliedert, neue Gesell-
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schaften gegrindet und Gesellschaftsvertrage entsprechend angepasst.
Zwei im Auftrag der Immobiliengesellschaft zum Vergaberecht erstellte
Gutachten gehen davon aus, das Ziel, vergaberechtliche Risiken zu be-
grenzen, kdnne mit der Umstrukturierung erreicht werden; beide Gutachter

weisen aber auch auf bestehende rechtliche Unsicherheiten hin.

Nach Auffassung des LRH liegen keine stichhaltigen Grinde vor, weshalb
eine mehrheitlich landesbeteiligte Immobiliengesellschaft nicht dem Ver-
gaberecht unterliegen soll. Um eventuelle finanzielle Nachteile fur das
Land zu vermeiden, halt es der LRH fir geboten, dass die Immobilienge-
sellschaft im Zweifel Vergaberecht anwendet. Den im Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschrankungen niedergelegten Grundprinzipien des Vergabe-
rechts, namlich freier Wettbewerb, Transparenz und Gleichbehandlung,
sollte auch die Immobiliengesellschaft unterworfen sein. Dies dient nicht

zuletzt der Korruptionsvorbeugung.

Der LRH rugt, dass sowohl das MBW und das MSWKS als auch das FM
die Anderungen bzw. Anpassungen der Gesellschaftsvertrage und damit
die Nichtanwendung des Vergaberechts zugelassen haben. Es zeigt sich
fur den LRH in dem Bestreben, Vergaberecht nicht anwenden zu muissen,
besonders deutlich, dass sich die Immobiliengesellschaft von den haus-

haltsrechtlichen Vorgaben wegbeweqgt.

Einzelne Geschaftsvorfalle

Die Auswirkungen der Anderungen des Gesellschaftsvertrags haben bei
der Immobiliengesellschaft beispielhaft zu folgenden Geschéaftsvorfallen
gefuhrt:
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9.3.4.2

9.3.5

9.3.5.1

Die Immobiliengesellschaft hat im Jahr 1999 die Sparte Immobilienwirt-
schaft neu ausgerichtet und ein renditeorientiertes Portfoliomanagement
eingerichtet. Der LRH hat hierzu festgestellt, dass statt erwarteter Gewin-
ne Verluste entstanden sind. So mussten Grundstickskaufvertrage rick-
abgewickelt werden, weil in einem Fall ein Kaufer in Zahlungsschwierig-
keiten geraten war; in einem anderen Fall hatte ein Erbbaurechtsgeber der
Ubertragung des Erbbaurechts auf den Erwerber nicht zugestimmt und in
einem weiteren Fall war ,versehentlich im Grundbuch die Léschung einer

Auflassungsvormerkung zugunsten eines Dritten versaumt worden.

Auch konnte der Erwerb von Gesellschaftsanteilen nicht, wie geplant,
durch Uberschiisse aus Blockverkaufen von Wohnungen und Mieterpriva-
tisierungen finanziert werden. In einem Fall wurden aus Blockverkaufen
nur 60 v. H. der erwarteten Uberschiisse erzielt; Mieterprivatisierungen
konnten nicht realisiert werden. In einem weiteren Fall konnten bis zum
Abschluss der ortlichen Erhebungen weder Mieterprivatisierungen noch
Blockverkaufe festgestellt werden. Dies fuhrte zu unvorhergesehenem
Zinsaufwand bei der Wohnungsbaugesellschatft.

Die aufgefuhrten Geschaftsaktivitdten zeigen, dass vielfach der erwartete
finanzielle Erfolg fir die Immobiliengesellschaft nicht eingetreten ist, son-

dern sich das wirtschaftliche Risiko erhoht hat.

Gehalter

Bis zum Wegfall des WGG zum 1. Januar 1990 waren die Gehalter der
Geschaftsfuhrer und der Leitenden Angestellten der Immobiliengesell-
schaft und ihrer Beteiligungsunternehmen an beamtenrechtlichen
Grundsatzen auszurichten. Erstmals flr das Geschéftsjahr 1991 wurden

den Geschaftsfihrern der wohnungsbestandhaltenden Unternehmen zu-
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satzlich zu dem jeweils gezahlten Festgehalt Tantiemen gewahrt. Damit
sollte im Rahmen der ,Umstrukturierung” der Geschaftsfihrergehélter ein
,=Zusatzlicher Anreiz fur ertragssteigerndes und kostendeckendes Handeln

der Geschéftsfihrung* geschaffen werden.

Der LRH hat fur die Jahre 1999 bis 2001 die Gewahrung von Tantiemen
an Geschaftsfuhrer und Leitende Angestellte der Immobiliengesellschaft
und von acht Tochtergesellschaften geprift. Er hat festgestellt, dass fur
den genannten Personenkreis Tantiemen in Hohe von insgesamt fast
2 Mio. € gezahlt wurden. Hervorzuheben ist, dass die Immobiliengesell-
schaft, obwohl sie im Jahr 1999 ohne die Ertrage aus Beteiligungen einen
Verlust in Hohe eines zweistelligen Millionenbetrages zu verzeichnen hat-
te, flr dieses Jahr Tantiemen an ihre Geschaftsfuhrer und Leitende Ange-

stellte in HOhe von nahezu 500 T€ gezahlt hat.

Die Gewéhrung von Tantiemen setzt die Weichenstellung in Richtung Er-
trag. Der LRH sieht die Gefahr, dass durch den Anreiz von Tantiemezah-
lungen die Bereitschaft, risikobehaftete Geschafte durchzufihren, weiter
zunimmt und sich die Immobiliengesellschaft unter dem Druck der Ge-

winnmaximierung weiter von den gesetzlichen Bestimmungen wegbewegt.

Zusatzlich sind seit Uber 10 Jahren zwei Geschaftsfuhrer der Immobilien-
gesellschaft als Beamte im Landesdienst beurlaubt, fur die Leerstellen der
B-Besoldung im Haushaltsplan des MSWKS ausgewiesen sind. Fir die
Beibehaltung von Leerstellen Uber einen solch langen Zeitraum sieht der
LRH grundsatzlich keine Notwendigkeit: Leerstellen werden nur fur solche
Beamte ausgebracht, die voriibergehend ihre bisherige Tatigkeit aufgege-
ben haben, fur die aber eine erneute Einweisung in die inzwischen ander-
weitig besetzte Planstelle offen gehalten werden soll. Der LRH halt es fur
nicht vertretbar, dass das Beschaftigungsrisiko doppelt gemindert wird,
sowohl durch die Ausbringung der Leerstellen als auch durch die Hohe
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des Gehalts. Zur Vermeidung von wirtschaftlichen Nachteilen fur das Land
sollten Leerstellen fiur Landesbedienstete, die in die Geschéftsfihrung von
Landesunternehmen berufen werden, nur befristet, d. h. fur eine Anlauf-

phase von langstens 2 Jahren, ausgebracht werden.””

Prifungspflichten des MSWKS nach § 69 LHO

Das MSWKS ist nach 8 69 LHO verpflichtet, innerhalb von drei Monaten
nach der Gesellschafterversammlung dem LRH den Bericht des Ab-
schlussprufers, den Lagebericht sowie die sonstigen Unterlagen, die fur
die Beurteilung der Situation des Unternehmens von Bedeutung sind, zu
Ubersenden. Es hat aul3erdem das Ergebnis seiner Prifung mitzuteilen.
Es hat daher jahrlich auch zu prifen, ob das wichtige Landesinteresse an
der Immobiliengesellschaft und ihren Beteiligungen (noch) vorliegt und ob
die mit der Beteiligung des Landes an der Immobiliengesellschaft verfolg-
ten Ziele nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise erreicht wer-

den konnen.

Insbesondere hat der LRH moniert, dass eine jahrliche Prufung durch das
MSWKS den eingereichten Unterlagen nicht zu entnehmen war. Vielmehr
hat das MSWKS jedes Jahr — zuletzt flir das Geschéaftsjahr 2003 - auf eine
Stellungnahme des MBW zum Landesinteresse verwiesen, die aus dem
Jahr 1988 stammt und damit tiber 15 Jahre zuriickliegt. Es hat regelmaliig
ausgefuhrt, das Land und die zustandigen Ressorts verfugten mit der Im-
mobiliengesellschaft und ihren Beteiligungen tber einen ,fachlich kompe-
tenten Mittler®, der die Umsetzung des fachpolitisch Gewollten bestmog-

lich gestatte.
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So auch die Entscheidung des GroRRen Kollegiums des LRH vom 24. Januar 2002 gegeniiber dem FM zur Neufassung
der Hinweise.
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Das MSWKS kann ohne eine jahrliche Priifung nach § 69 LHO Fehlent-
wicklungen nicht rechtzeitig erkennen und mit geeigneten Mal3hahmen
gegensteuern. Auch hier zeigt sich fir den LRH das unzureichende Betei-

ligungscontrolling des MSWKS.

Ergebnis

Der LRH sieht dringenden Handlungsbedarf. Soweit eine Veraul3erung der
Uber die BVG gehaltenen Anteile des Landes an der Immobiliengesell-
schaft nicht mehr beabsichtigt ist, halt der LRH es insbesondere fir unab-
dingbar, den Gesellschaftsvertrag der Immobiliengesellschaft an den
haushaltsrechtlichen Vorgaben auszurichten. Er hat das MSWKS auch
gebeten, alle mittelbaren Beteiligungen daraufhin zu Uberprifen, ob sie
das Landesinteresse und die Beteiligungsziele des Landes gefahrden und,
soweit sie mit 8§ 65 LHO nicht im Einklang stehen, darauf hinzuwirken,
dass sie den haushaltsrechtlichen Erfordernissen angepasst oder andern-

falls aufgegeben werden.

Das Prifungsverfahren dauert an.
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10.1

Ausgaben des Bau- und Liegenschaftsbetriebs NRW fir

Beratervertrage

Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nordrhein-Westfalen
ist bei der Vergabe von Beratervertragen vielfach ohne zutreffende
oder nachvollziehbare Begriindung vom Grundsatz der 6ffentlichen
Ausschreibung abgewichen und hat Auftrage in betréachtlicher Hohe
freihandig oder im Verhandlungsverfahren ohne vorherige Vergabe-
bekanntmachung erteilt. Dariber hinaus erfolgten in vielen Féllen
Nachbeauftragungen.

Eine umfassende Steuerung und Kontrolle des Beratungsbedarfs
und der -einsatze fand in der Vergangenheit nicht statt. Trotz um-
fangreicher externer Beratungen seit seiner Grindung war der Bau-
und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nordrhein-Westfalen auch En-
de 2003 nicht in der Lage, seine Aufgaben ohne weitere Beratungs-

leistungen in erheblichem Umfang selbststdndig wahrzunehmen.

Vorbemerkungen

Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nordrhein-Westfalen (BLB
NRW) ist ein teilrechtsfahiges Sondervermégen des Landes NRW mit ei-
gener Wirtschafts- und Rechnungsfiuhrung, das zum 01.01.2001 mit der
Aufgabe gegrindet wurde, Grundsticke und grundstiicksgleiche Rechte
fur Zwecke des Landes nach kaufmannischen Grundsatzen zu erwerben,

zu bewirtschaften, zu entwickeln und zu verwerten.

Als offentlicher Auftragnehmer im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschrankungen ist der BLB NRW an die allgemeinen Grundséatze
gebunden, Dienstleistungen im Wettbewerb und im Wege transparenter

Vergabeverfahren zu beschaffen. Zudem hat er das Gleichbehandlungs-
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gebot zu beachten. Nach Nr. 2.8 der Anweisungen Uber die Verwaltung
und Organisation des BLB NRW? sind o¢ffentliche Auftrage unter Beach-
tung der einschlagigen Regeln tber die offentliche Ausschreibung zu ver-
geben. Dementsprechend gelten die Verordnung tber die Vergabe offent-

licher Auftrage, die Verdingungsordnungen sowie § 55 LHO.

Die Zentrale des BLB NRW hat seit der Grindung bis Oktober 2004 tber
220 Auftrage fur Gutachten, Beratungen und ahnliche Unterstitzungsleis-
tungen, vornehmlich fir den Aufbau und die Neuorganisation des BLB
NRW, in H6he von rd. 50 Mio. € vergeben.*

— & — Unternehmensberatung
- M- Beratungen zur Einfiihrung eines Enterprise Resource Planning Systems (ERP-System)
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Zahlungen in den Jahren 2001 bis 2004
Fur 2004 wurden die Ausgaben nach dem 3. Quartal hochgerechnet.

Der LRH hat die Vergabe dieser Auftrage aus dem Zeitraum 01.01.2001
bis 31.12.2003 vollstandig und bis Oktober 2004 stichprobenartig gepriift.

RdETrl. des Finanzministers vom 20.12.2000, zuletzt geandert mit RdErl. des Finanzministers vom 30.10.2002

Die Auftrage des BLB NRW waren nicht Gegenstand der Kleinen Anfrage 1789 "Berater- und Gutachtertatigkeiten fir
die Landesregierung im weiteren Sinne" (Drs. 13/6092).
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10.2.1

Vergaben

Bei den untersuchten Auftragen ist eine Haufung sowohl nach der Anzahl
als auch nach dem Auftragsvolumen bei einigen Auftragnehmern festzu-
stellen. So entfielen die bis Ende 2003 abgeschlossenen 147 Vertrage -
mit Auftragswerten zwischen 600 € und 5,6 Mio. € - auf 47 Auftragnehmer.
Zehn dieser Berater bzw. Beratungsunternehmen erhielten jeweils mehre-
re Auftrage, deren Gesamtvolumen 600.000 € Uberschritt. Vier Unterneh-

men bekamen zehn und mehr Auftrage.

Bei der stichprobenartigen Uberpriifung der Vergaben im Jahre 2004 wur-

de festgestellt, dass sich diese Tendenz fortgesetzt hat.

Formliche Vergaben

Von den 147 Vergaben bis zum 31.12.2003 erfolgten nur acht nach einer
offentlichen Ausschreibung, wobei in sieben Fallen ein beschleunigtes
Verfahren durchgefiihrt wurde. Die Auftragswerte dieser 6ffentlichen Ver-
fahren machten etwa ein Viertel des in dieser Zeit vergebenen Auftragsvo-
lumens fur Beratervertradge aus. Stichhaltige Grunde fir die Notwendigkeit
eines beschleunigten Verfahrens waren nicht dokumentiert und konnten
anhand der Verfahrensablaufe nicht nachvollzogen werden. In vier Féllen
hatten die den Zuschlag erhaltenden Bewerber Vorteile durch den Um-
stand, dass sie vorab in vorbereitenden Projekten oder in den betroffenen
Einsatzgebieten beim BLB NRW beschéatftigt worden waren und damit tiber

einen Informationsvorsprung verfugten.
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Freihdndige Vergaben oder Vergaben im Verhandlungsverfahren oh-

ne vorherige Vergabebekanntmachung

Die Ubrigen 139 Vergaben bis Ende 2003 sowie die weiteren Vergaben bis
Oktober 2004 erfolgten entweder freihdndig oder in einem Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Vergabebekanntmachung, bei dem sich der Auf-
traggeber in einem nicht formlichen Verfahren an Unternehmen seiner
Wahl wendet und mit mehreren oder einem einzigen dieser Unternehmen

Uber die Auftragsvergabe verhandelt.

Als Begriundungen fur das Abweichen vom Grundsatz der offentlichen
Vergabeverfahren wurden hauptsachlich die Ausnahmetatbestande fir

zusatzliche oder neue, gleichartige Dienstleistungen angefihrt.

Als zusétzliche Dienstleistungen in diesem Sinne sind Dienstleistungen zu
verstehen, die weder in dem der Vergabe zugrunde liegenden Entwurf
noch im zuerst geschlossenen Vertrag vorgesehen waren, aber wegen ei-
nes unvorhergesehenen Ereignisses zur Ausfuhrung der darin beschrie-
benen Dienstleistungen erforderlich sind (8 3a Nr. 2 f VOL/A bzw. 8§ 5 Abs.
2 e VOF). Der Ausnahmetatbestand "neue Dienstleistung” liegt dann vor,
wenn es sich um die Wiederholung gleichartiger Leistungen handelt, wo-
bei allerdings die Mdglichkeit der Anwendung des Verhandlungsverfah-
rens ohne vorherige Vergabebekanntmachung bereits in der Ausschrei-
bung bzw. Bekanntmachung des ersten Vorhabens erfolgt sein muss (8
3a Nr. 2 g VOL/A bzw. 8 5 Abs. 2 f VOF).

Die Begriindungen fur das Vorliegen von Ausnahmetatbestanden waren
- auch bei Auftragen in Millionenhohe - in der Regel unzulanglich und for-
melhaft. Bei einem Auftrag von rd. 3 Mio. € im Jahre 2004 fehlte eine Be-

grindung ganz.
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10.3

Auftrage wurden haufig in verschiedene Projektphasen aufgeteilt und die
Teilauftrage, deren Auftragswerte dann unter dem Schwellenwert fir die
europaweite offentliche Ausschreibung von 200.000 € lagen, freihandig
vergeben. Zudem wurden Nachbeauftragungen in einer nennenswerten
Anzahl, in der Regel bis zum zulassigen Hochstbetrag von 50 v. H. des
Erstauftrages, festgestellt. Eine gesamtheitliche Betrachtung und eine um-
fassende Projektplanung, die in verschiedenen Fallen zu einer Uberschrei-
tung des Schwellenwertes flr eine 6ffentliche Ausschreibung geftihrt hat-

ten, erfolgten nicht.

Einsatz der Berater

Der BLB NRW hatte zuerst Auftrage erteilt, die sich auf Aufbau und Orga-
nisation des gesamten Geschaftsbetriebs bezogen. Im Laufe der Zeit bil-
deten sich Beratungsschwerpunkte in einzelnen Geschéftsbereichen, die
in der Folge jeweils durch verschiedene Beratungsunternehmen betreut
wurden. Das Zentrale Projektmanagement, das nach Entscheidung der
Betriebsleitung seit 2002 fur die Kontrolle und Steuerung der Projekte und
somit auch fur die Beratungsauftrdge verantwortlich sein sollte, wurde erst
2004 so eingerichtet, dass es seine Aufgabe ansatzweise wahrnehmen

konnte.
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Insgesamt entfielen auf die verschiedenen Geschéftsbereiche:

‘ I Auftragshohe in T€ —€=— Anzahl der Auftrage

Auftrdge vom 01.01.2001 bis 31.12.2003
*  mit Controlling
**  Geschaftsfihrung (Betriebsleitung)

Am Beispiel des Geschaftsbereichs Gebaudemanagement soll der Um-
gang mit Beratungsleistungen verdeutlicht werden. Bis Oktober 2004 wur-
den nach Feststellungen des LRH 39 Auftrage mit insgesamt mehr als
11 Mio. € Auftragswert vergeben. Hiervon waren bis Ende 2003 fast 3.800
Beratertage als Unterstlitzungsleistungen in Auftrag gegeben worden.
Trotzdem folgten 2004 weitere umfangreiche Beratungsauftrage von mehr
als 3 Mio. €, das entspricht ca. 1.500 weiteren Beratertagen. Die Begriin-
dung fur einen Auftrag Uber 2,5 Mio. € im Marz 2004 lautete, dass zum ei-
nen keine ausreichende Anzahl an Mitarbeitern vorhanden sei, zum ande-
ren ein Mangel an markt- und dienstleistungsorientiertem Know-how und
an differenzierten Kenntnissen der notwendigen Methoden und Instrumen-

te bestehe.
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Zwar konnte die Ausgestaltung des Geschéftsbereichs Gebaudemanage-
ment erst nach einer Kabinettsentscheidung im September 2003, die die
Art und den Umfang der Ubernahme der Gebaudemanagementleistungen
durch den BLB NRW festlegte, abschliel3end erfolgen, jedoch héatte auf-
grund der umfangreichen externen Beratungsleistungen bis Ende 2003 ein
eigenes Know-how aufgebaut werden kdnnen, das im Fruhjahr 2004 eine
zumindest teilweise selbststandige Erledigung der Arbeiten ermdglicht hat-

te.

In mehreren Geschaftsbereichen wurden Berater auch fir die Erledigung
des allgemeinen Tagesgeschafts eingesetzt. Des Weiteren wurden inzwi-
schen Auftrage vergeben, die sich auf die Uberarbeitung von Verfahren
und Instrumenten beziehen, die mit Hilfe von Beratern in der Anfangspha-

se des BLB NRW entwickelt worden waren.

Konzepte fur einen Wissenstransfer zwischen Beratern und BLB-
Mitarbeitern und zur selbststandigen Ubernahme der Aufgaben durch das
BLB-Personal waren nicht erkennbar. Umfassende Planungen der Auf-
bauprojekte lagen in der Regel nicht vor.

Zusammenfassende Bewertung durch den LRH

Fur alle Vergabeverfahren gilt - unabhangig von der zugrunde liegenden
Verdingungsordnung oder davon, ob ein férmliches Vergabeverfahren
durchzufiihren ist - der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
nach 88 7, 55 Abs. 1 LHO. In jedem Vergabeverfahren hat so viel Wett-
bewerb wie mdglich zu herrschen. In einer erheblichen Anzahl von Fallen
wurden Verstol3e gegen die Vergabegrundsatze Wettbewerb, Gleichbe-
handlung und Transparenz festgestellt. Insbesondere erfolgte durch die

freihandigen Vergaben keine ausreichende Preisermittlung am Markt.
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Der Umfang von Beratungsleistungen sollte nach Meinung des LRH auf
der Grundlage einer umfassenden Bedarfsermittlung geplant werden. Die
Vergabe von Teilauftragen und Nachbeauftragungen sind nur bei Vorlie-
gen der in den Vergabebestimmungen genannten Voraussetzungen fur
einen Ausnahmetatbestand zulassig. Die Entscheidungen sind einzelfall-

bezogen zu begrinden und zu dokumentieren.

Der LRH hélt - unabhangig von den bei den Vergaben und den Beratungs-
leistungen im Einzelnen getroffenen Feststellungen - den nach wie vor
hohen Bedarf an externen Beratungsleistungen durch den BLB NRW fur
bedenklich. Nach fast 4 Jahren seit seiner Griindung sollte der BLB NRW
MalRnahmen einleiten, um einen umfassenden Wissenstransfer von den
externen Beratern auf seine eigenen Mitarbeiter durchzufiihren. Ziel sollte
sein, dass der BLB NRW seine Aufgaben zum frihestmdglichen Zeitpunkt
selbststéandig mit eigenem Personal erledigen kann. Vergaben an externe
Berater sollten nur noch in zwingenden Ausnahmeféllen erfolgen und auf

ein Minimum begrenzt werden.

Stellungnahme des BLB NRW

Der BLB NRW teilt hierzu mit, dass aus den Feststellungen des LRH zwi-
schenzeitlich Anregungen aufgegriffen und Verfahrensdnderungen einge-
fuhrt worden seien, die aufgezeigte Mangel abstellten und die zu héherer

Verfahrenssicherheit fihren wirden.

Der Schriftwechsel mit dem BLB NRW insbesondere zu Einzelfeststellun-

gen des LRH dauert an.
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111

Prufung der IT-Services und IT-Schulungen in der Landes-

verwaltung

Der Landesrechnungshof hat die Bereitstellung von IT-Services und
die Durchfihrung von IT-Schulungen in der Landesverwaltung (ohne
Hochschulen) untersucht. Dabei wurden in allen Ressorts Optimie-
rungspotenziale festgestellt, die z. B. durch Zentralisierungen er-
reichbar sind. Durch den Wandel der IT und den fortschreitenden
Ausbau der Netzinfrastrukturen in Nordrhein-Westfalen haben sich
neue technische Mdglichkeiten ergeben. Die vorhandenen Effektivi-
tats- und Effizienzreserven sollten genutzt werden, um IT-Strukturen
far ,Morgen® aufzubauen, die nicht durch ressortinterne Lésungen

bei IT-Basisdiensten begrenzt werden.

Ausgangslage

Der Landesrechnungshof (LRH) hat mit Unterstitzung der Staatlichen
Rechnungsprifungsamter eine Querschnittsuntersuchung der IT-Services
und IT-Schulungen in der Landesverwaltung durchgefuhrt. Unter IT-
Services wurden dabei alle Dienstleistungen im Zusammenhang mit der
Installation und dem Betrieb von Hardware, Softwareverfahren und Netz-
werken verstanden. Ziel war es, generelle Erkenntnisse uber die Vorge-
hensweisen der einzelnen Ressorts zu gewinnen. Durch Ubergreifende
vergleichende Betrachtungen sollten Aussagen zur Wirtschaftlichkeit der
bestehenden Konzepte getroffen und Optimierungspotenziale identifiziert

werden.

Erhebungen sind in der Staatskanzlei sowie allen Ministerien und der
nachgeordneten Landesverwaltung erfolgt. In Verwaltungsbereichen mit
mehreren gleichartigen Dienststellen (z. B. Finanzamter innerhalb der Fi-
nanzverwaltung) wurden die Erhebungen nicht flachendeckend durchge-

fuhrt, sondern i. d. R. auf eine Stichprobe von 20 v. H. begrenzt. Insge-
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samt sind in der gesamten Landesverwaltung (ohne Hochschulen) rd. 200

mit dem Betrieb von IT befasste Organisationseinheiten gepruft worden.

Feststellungen und Empfehlungen

Nachgeordnete Landesverwaltung

IT-Anwenderbetreuung

In den gepriuften Verwaltungsbereichen wurden viele fachspezifische
Softwarel6sungen vorgefunden. Da sich diese bedingt durch die jeweiligen
Besonderheiten bezlglich des Betreuungsaufwands stark unterschieden,
hat sich der LRH auf eine Betrachtung der Standardbetreuung beschrankt;
diese beinhaltet die Bereitstellung von IT-Arbeitsplatzen sowie die Bear-
beitung von Problemen mit Hardware und Standardsoftware im laufenden
Betrieb.

Das Verhaltnis zwischen den fir die Standardbetreuung der IT-Anwender
zur Verflgung stehenden Stellen und den jeweils betreuten Endgeréaten
schwankte aufgrund heterogener Strukturen (z. B. unterschiedliche Ver-
netzungsgrade, Umorganisationen, Einfuhrung neuer Verfahren) erheb-
lich. Daher konnten ressortibergreifend keine Empfehlungen fir Betreu-

ungsrelationen bei IT-Arbeitsplatzen ausgesprochen werden.

Der LRH hat in ausgewahlten grof3en Verwaltungsbereichen untersucht,
welchen Einfluss die Grol3e einer Dienststelle auf die Betreuung des
Standardarbeitsplatzes hat. Dabei konnte nur in einem Bereich eine Zu-
nahme der betreuten Endgeréte pro IT-Betreuer mit steigender Dienststel-
lengrolRe festgestellt werden. Die Betreuung erfolgte hier also umso wirt-
schaftlicher, je grof3er der betreute Bereich war. Dieser Effekt misste
grundsatzlich in allen Verwaltungsbereichen realisierbar sein. Der LRH hat
daher empfohlen, die Zahl der betreuten Endgeréate einer Organisations-

einheit bei Personalbedarfsberechnungen einzubeziehen.
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Softwareverteilung

Rd. 43 v. H. der gepriften Dienststellen fiihrten Softwareinstallationen
manuell durch. Da hier oft erhebliche Personalkapazitadten gebunden wer-
den, wurde empfohlen, grundséatzlich automatisierte Verfahren zu nutzen.
In kleinen Dienststellen, in denen der Einsatz entsprechender Werkzeuge
aufgrund der GroR3e nicht wirtschaftlich moglich ist, sollten — ggf. dienst-
stelleniibergreifend — die dafur erforderlichen organisatorischen Rahmen-

bedingungen geschaffen werden.

Organisation des Fehlermanagements (Hotline)

Die Bearbeitung von Anwenderproblemen wurde von den gepriften Stel-
len entweder selbst wahrgenommen oder war dienststellentbergreifend
organisiert. In einem groB3en Verwaltungsbereich war ein zentrales Call-
Center im Aufbau, das Erstansprechpartner bei sdmtlichen Anwender-
problemen war. Soweit diese nicht direkt abschlieRend zentral bearbeitet
werden konnten, wurden regionale bzw. lokale Betreuungsinstanzen mit
der Folgebearbeitung beauftragt. Bei dem dienststellenibergreifend orga-
nisierten Fehlermanagement anderer Verwaltungsbereiche wurden Prob-
leme grundsatzlich zunachst von den betroffenen Dienststellen selbst be-
arbeitet, die Folgebearbeitung erfolgte dann, soweit erforderlich, durch ei-
ne oder mehrere Ubergeordnete Betreuungsinstanzen. Dies ist unter Be-
ricksichtigung der erforderlichen MaRnahmen zur Erlangung bzw. Auf-
rechterhaltung der bendétigten Fachkenntnisse problematisch. Insbesonde-
re bei einer geringen Zahl von eingesetzten und/oder betreuten Personen
ist eine wirtschaftliche Auslastung oft nicht gegeben. Zudem wird in meh-
reren Dienststellen gleichzeitig entsprechend qualifiziertes Personal vor-

gehalten.

Wie hoch das Gesamtaufkommen an Problemanfragen war, konnte viel-
fach nicht festgestellt werden. Zwar setzten rd. 46 v. H. aller gepriften

Dienststellen Fehlerverwaltungssoftware ein, auch in diesen Fallen wur-
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den aber oft nicht samtliche Anfragen erfasst. In der Konsequenz war kei-

ne Uberpriifung der Personalauslastung mdglich.

Der LRH hat daher empfohlen, die in den einzelnen Ressorts bestehen-
den Konzepte zu untersuchen und nach dem Grundsatz ,so zentral wie
madglich, so dezentral wie noétig“ zu Uberarbeiten. Mit Ausnahme von
Hardwaredefekten ist eine Vielzahl von Problemen heutzutage telefonisch
bzw. durch Fernadministrationssoftware zu losen, insoweit ist es unerheb-
lich, von welchem Ort aus die Betreuung erfolgt. Ziel sollte es daher sein,
das Fachpersonal zu bindeln, um eine wirtschaftliche Auslastung sicher-
zustellen. Mit dem Einsatz von einheitlicher Fehlerverwaltungssoftware
sollten durch die Erfassung aller Anfragen u. a. detaillierte Personalbe-
darfsberechnungen sowie Controllingverfahren (z. B. Auswertung des An-
wenderverhaltens zur Identifikation von Schulungsdefiziten) ermdglicht
werden. Eine Nutzung als Wissensdatenbank und gemeinsame Kommu-
nikationsplattform reduziert das Problem, dass Stérungen an mehreren
Stellen bzw. von verschiedenen Bearbeitern gleichzeitig bearbeitet

und/oder mehrfach gelost werden.

Administration von Webservern

Fur die Bereitstellung von Informationen wurden in den gepruften Dienst-
stellen vielfach eigene Webserver betrieben. Bedingt durch eine geringe
Anzahl von Servern erfolgte die Administration i. d. R. vergleichsweise
unwirtschaftlich. In einem ressortibergreifenden Vergleich wurde festge-
stellt, dass das Administrationspersonal umso wirtschaftlicher eingesetzt
werden kann, je hoher die Anzahl der zu betreuenden Webserver ist. Der
LRH hat daher empfohlen, eine Webserverkonsolidierung hin zu den Re-
chenzentren durchzufihren und auf lokaler Ebene nur noch die Daten-
pflege selbst wahrzunehmen. Auf diese Weise sind bei einer zentralen
Bindelung der Kompetenz zudem auch SchulungsmalRnahmen effizienter
durchzufiihren und Verbesserungen bei der Verfugbarkeit der Anwendun-
gen und der Erreichbarkeit der Administratoren zu erzielen. Soweit lokal
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noch Restriktionen aufgrund der Netzgeschwindigkeit bestehen, sollte die

Wirtschatftlichkeit einer Erhohung der Netzbandbreite untersucht werden.

Administration von E-Mail Servern

In den meisten gepriften Dienststellen wurden ein oder mehrere eigene
E-Mail Server betrieben, i. d. R. mit der Software Microsoft Exchange.
Diese waren hinsichtlich der eingerichteten Postfacher tberwiegend unzu-
reichend ausgelastet. Die durchschnittliche Anzahl betrug 243, die Band-
breite reichte von 14 bis 2.500 Postfachern. Der LRH hat deshalb empfoh-
len, eine Konsolidierung und Zentralisierung der bisher verteilten E-Mail
Server in die Rechenzentren durchzufiihren. Insbesondere beim Einsatz
der neuesten Microsoft Produktversionen, fur die sich das Land bereits
entschieden hat, bestehen diesbeziiglich Optimierungspotenziale, da z. B.
die Netzbelastung geringer ist. Durch hohe Fallzahlen kann auch unter
Berlcksichtigung von Verfugbarkeitsanspriichen die Auslastung der ein-
gesetzten Technik und des bendtigten Fachpersonals verbessert werden.
Auch hier sollte bei unzureichender Netzgeschwindigkeit die Wirtschaft-

lichkeit einer Erh6éhung der Netzbandbreite untersucht werden.

Einsatz von Content-Management-Systemen (CMS)

Im Jahr 2001 hat das Land NRW zentral ein System zur getrennten Ver-
waltung von Design und Inhalt von im Web bereitgestellten Informationen
(CMS) beschafft, fur das mittlerweile auch eine Landeslizenz erworben
wurde. Zur raschen Einfuhrung und erfolgreichen Verbreitung wurde u. a.
im Landesamt fur Datenverarbeitung und Statistik (LDS) ein Competence-
Center eingerichtet. Zum Erhebungsstichtag (01.01.2003) konnte nur in rd.
13 v. H. der Falle die Nutzung eines CMS festgestellt werden, dabei wur-
den verschiedene Produkte genutzt. Der LRH hat empfohlen, soweit ben6-
tigt kiinftig grundsétzlich die Landeslosung einzusetzen und bei bestehen-

den Systemen die Wirtschaftlichkeit einer Umstellung zu untersuchen.
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Netzwerkadministration

Der LRH hat untersucht, mit welchem durchschnittlichen Betreuungsauf-
wand in den gepruften Dienststellen lokale Netzwerke betrieben wurden.
Bei einer Gegenuberstellung des Personalaufwands und der NetzgroiRe
anhand der Zahl der betreuten Endgerate und Server wurden deutliche
wirtschatftliche Vorteile der Verfahren der Justiz und der Finanzverwaltung
festgestellt. Dies ist auf zentralisierte Netzmanagement- und Uberwa-
chungsverfahren mit hohen Fallzahlen zurtckzufiihren. Der LRH hat den
anderen Verwaltungsbereichen empfohlen zu analysieren, inwieweit diese
Konzepte fur deren Bereich nutzbare Effektivitdts- und Effizienzreserven
beinhalten, z. B. kbnnten diese Verwaltungsbereiche Leistungen der Re-

chenzentren in Anspruch nehmen.

Einstufung des IT-Personals

Bei der Einstufung des eingesetzten IT-Personals (mittlerer/gehobener
Dienst bzw. vergleichbare Angestellte) waren zwischen den Ressorts teil-
weise grof3e Unterschiede festzustellen, die sich aus Sicht des LRH bei
gleichen Aufgaben (z. B. Standard-Anwenderbetreuung, Administration
von Web- und E-Mail Servern) nicht begriinden lassen. Im Zuge der not-
wendigen Neustrukturierung der IT sollten hier einheitliche Anforderungs-
profile definiert werden, damit kiinftig kein unwirtschaftlicher Personalein-

satz erfolgt.

IT-Sicherheit

In der Landesverwaltung soll nach einem gemeinsamen Runderlass das
Grundschutzhandbuch (GSHB) des Bundesamtes flir Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI) eingesetzt werden. Kernbereich dieses Standard-
werks ist der Aufbau einer umfassenden IT-Sicherheitskonzeption durch
einen IT-Sicherheitsbeauftragten. Nach den Feststellungen des LRH war
das GSHB zum Erhebungsstichtag zwar in vielen Dienststellen bekannt,
IT-Sicherheitsbeauftragte und aus IT-Sicherheitskonzepten abgeleitete
Prozesse gab es jedoch nur selten. Schriftlich konnten i. d. R. nur Teilkon-
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zepte vorgelegt werden. Bei einer stichprobenhaften Uberpriifung von ein-
zelnen sicherheitsrelevanten Bereichen wurden vom LRH Defizite aufge-
zeigt, z. B. bei der Datensicherung oder beim Virenschutz. Das Problem
besteht darin, dass eine Sicherheitslicke in einer einzigen Dienststelle
Auswirkungen auf die gesamte Landesverwaltung haben kann, da alle
Dienststellen Uber das Landesverwaltungsnetz miteinander verbunden
sind. Der LRH halt in allen Bereichen der Landesverwaltung, die fir den
Betrieb von IT verantwortlich sind, umfassende IT-Sicherheitskonzepte

und daraus abgeleitete Prozesse flr erforderlich.

IT-Schulungen

Das Landesamt fur Datenverarbeitung und Statistik (LDS) fihrt im Auftrag
des Innenministeriums (IM) IT-Schulungen fir die Beschaftigten der Lan-
desverwaltung durch. Nach den Feststellungen des LRH wurde dieses
Angebot im Erhebungszeitraum (01.01.2002 — 30.06.2003) oft nicht wahr-
genommen. Im Ressortdurchschnitt wurden zwei Drittel aller damit ver-
gleichbaren IT-Schulungen selbst organisiert und durchgefuhrt. Der LRH
hat empfohlen, die Gesamtverantwortung fur diese Aufgabe kinftig kon-
sequent dem LDS fur die gesamte Landesverwaltung zu ubertragen, um
durch eine zentrale Koordination vorhandenes Fachwissen optimiert und

gebundelt einsetzen zu kdnnen.

Die in den einzelnen Verwaltungsbereichen vielfach vorgehaltenen und
dafir mit Informationstechnik dauerhaft ausgestatteten IT-Schulungs-
raume werden nur in geringem Umfang fur IT-Zwecke genutzt. Soweit
entsprechende Aufzeichnungen fir den Erhebungszeitraum Uberhaupt
vorlagen bzw. die Auslastung zumindest schatzbar war, betrug die Raum-
belegungsquote durchschnittlich nur 27 v. H. Da die eingerichteten Schu-
lungspléatze bei den selbst durchgefiihrten IT-Schulungen im Durchschnitt
zu weniger als 50 v. H. belegt waren, ergab sich sogar noch eine wesent-
lich niedrigere Platzbelegungsquote. Der LRH hat daher empfohlen, IT-
Schulungsraume nicht weiter Uber Bedarf vorzuhalten und kinftig auch
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gemeinsam mit anderen Dienststellen zu nutzen. Dazu sollten verwal-

tungsubergreifende Modelle unter Beteiligung des LDS entwickelt werden.

Staatskanzlei/Ministerien

In der Staatskanzlei sowie den Ministerien existierte zum Erhebungsstich-
tag fur die Erbringung der betrachteten IT-Basisdienste kein einheitliches
dienststellentibergreifendes Automationsmodell; jedes Haus war vielmehr
eigenverantwortlich tatig. Der LRH hat eine breite Palette von teilweise
auch selbst entwickelten Losungen vorgefunden. Durch diese heterogene
Situation sind organisatorische Veradnderungen innerhalb der Ministerien
zeit- und kostenintensiv. Dies zeigte sich daran, dass die am 25.11.2002
beschlossenen Umressortierungen zum Zeitpunkt der ortlichen Erhebun-
gen im Sommer 2003 in Bezug auf die IT noch nicht abgeschlossen wa-
ren. Weiterhin hat der LRH festgestellt, dass die Aufteilung eines Ministe-
riums zu einer Erhéhung der Gesamtserverzahl um mehr als 70 v. H. fihr-
te. Der Ubergang von Aufgabengebieten fiihrte ferner in einem aufneh-
menden Ministerium zu Integrationsproblemen aufgrund von unterschied-

lichen E-Mail Systemen.

Nach Auffassung des LRH sind seine hinsichtlich der nachgeordneten
Landesverwaltung ausgesprochenen Empfehlungen auch auf die Staats-
kanzlei sowie die Ministerien tUbertragbar. Dies gilt umso mehr, als der An-
teil der Standardbetreuung der IT-Arbeitsplatze am gesamten Betreu-
ungsaufwand in den Ministerien (78 v. H.) signifikant héher war als im
nachgeordneten Bereich (48 v. H.). Darlber hinaus hat der LRH eine Kon-
solidierung und Vereinheitlichung der IT-Services verbunden mit einer
Auslagerung in ein gemeinsames Rechenzentrum empfohlen. Die Umset-
zung dieser MalRnahmen ist aus Sicht des LRH technisch sofort mdglich,
da alle obersten Landesbehérden an das landeseigene Hochgeschwindig-

keitsnetz GON angeschlossen sind.
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11.3

Zusammenfassung

Wie dargestellt sind beim Betrieb der IT-Basisdienste aufgrund des Wan-
dels der IT und des fortschreitenden Ausbaus der Netzinfrastrukturen in
der gesamten Landesverwaltung Effektivitats-und Effizienzreserven vor-
handen. Diese sollten genutzt werden, um IT-Strukturen fir "Morgen" auf-
zubauen. Die derzeitigen ressortinternen Losungen zu IT-Basisdiensten

sind insofern nicht zukunftsweisend.

Stellungnahmen der Staatskanzlei und der Ministerien

Die Stellungnahmen der Staatskanzlei sowie der Ministerien zu den ein-
zelnen Vorschlagen des LRH sind in Aufbau, Umfang und Detailtiefe sehr
unterschiedlich. Allgemein wird ausgefihrt, es hatten sich seit dem Zeit-
punkt der Erhebungen bereits vielfaltige, den Vorschlagen des LRH ent-
sprechende Anderungen in den jeweiligen IT-Strukturen ergeben bzw.

seien vorgesehen.

Die meisten Ressorts stehen vielen Empfehlungen positiv gegentiber,
z. B. bezuglich des Einsatzes von automatisierten Softwareverteilungs-
mechanismen/Fehlerverwaltungssoftware, der Konsolidierung/Zentrali-
sierung von Servern und Netzmanagementverfahren oder der Einrichtung

von IT-Sicherheitsprozessen.

Hinsichtlich der Empfehlungen zur Quantitat und zur Wertigkeit der Stellen
des einzusetzenden Personals haben die Ressorts liberwiegend nicht o-

der nicht eindeutig Stellung genommen.

Die Empfehlung zur Auslagerung der IT-Services der obersten Landesbe-
horden in ein gemeinsames Rechenzentrum wird vielfach als problema-
tisch angesehen. Bedenken bestehen u. a. aufgrund der Heterogenitat der

eingesetzten Verfahren, der Vertraulichkeit der Daten und der Servicequa-
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litat. Einige haben allerdings bereits einzelne Aufgaben (z. B. Anwender-
betreuung, Betrieb von Web- und E-Mail Servern sowie Netzwerken) an
das LDS oder externe Dienstleister vergeben.

Nach den Angaben der Ressorts werden allgemeine IT-Schulungen in vie-
len Bereichen mittlerweile vom oder unter Beteiligung des LDS durchge-
fuhrt. Die Stellungnahmen enthalten jedoch Uberwiegend keine Aussagen
zur Ubertragung der Gesamtverantwortung fur allgemeine IT-Schulungen
auf das LDS.

Der empfohlenen Entwicklung eines verwaltungsubergreifenden Modells
zur gemeinsamen Nutzung von IT-Schulungsraumen unter Beteiligung
des LDS stehen die Ressorts u. a. aus Grinden der Flexibilitat ablehnend
gegeniber. Die vorhandenen Raume wirden teilweise auch fir andere
Zwecke genutzt, wodurch sich verbesserte Raumauslastungsquoten er-

gaben.

Die ausgesprochenen Empfehlungen des LRH werden mit den Ressorts,
auch hinsichtlich der konkreten Umsetzung, weiter diskutiert. Das Pri-
fungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.
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12.1

Priufung des IT-Einsatzes in den Bezirksregierungen

Der Landesrechnungshof hat den IT-Einsatz in den Bezirksregierun-
gen sowohl in den IT-Dezernaten als auch in allen Fachdezernaten
gepruft. Dabei wurde festgestellt, dass der IT-Einsatz in den Fachde-
zernaten der Bezirksregierungen eine Vielzahl von Schwachpunkten
aufweist, die zu umfangreichen Empfehlungen des Landesrech-

nungshofs gefihrt hat.

Ausgangslage

Die Bezirksregierungen (BR’en) wurden 1993 im Auftrag des Arbeitssta-
bes Aufgabenkritik durch eine Unternehmensberatung untersucht. Durch
den im Gutachten beschriebenen Einsatz von Automationslésungen wa-
ren Einsparpotenziale gesehen worden, die zu ca. 750 kw-Vermerken ge-
fuhrt haben. Zur Realisierung dieser Automationslésungen wurden insge-
samt 100 zusatzliche Stellen des gehobenen Dienstes fur IT-Krafte ge-
schaffen, davon 40 in den BR’en fiir den ortlichen Rechnerbetrieb und die
Betreuung der Anwender und 60 Stellen bei den Gemeinsamen Gebiets-
rechenzentren (GGRZ) in Hagen (20 Stellen) und Koln (40 Stellen) far
Programmieraufgaben. Die 60 Stellen bei den GGRZ waren in einer ge-
sonderten Titelgruppe ausgewiesen, wurden aber im Vorfeld der Einrich-

tung der GGRZ als Landesbetriebe in den Stammhaushalt Uberfihrt.

Die Umsetzung des Gutachtens war mehr als finf Jahre vor Prifungsbe-
ginn eingeleitet worden, mithin ein Zeitraum, der eine Wirksamkeits-

Analyse der damaligen Malinahmen zulasst.

Der Landesrechnungshof (LRH) hat Erhebungen bei allen BR’en (sowohl
in den IT-Dezernaten als auch in allen Fachbereichen) sowie in den fur die

BR’en tatigen Rechenzentren vorgenommen. Die BR’en umfassen 37 bis
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47 Dezernate. Aus arbeitsékonomischen Griinden wurden von den De-
zernaten, die in allen funf BR’en vorhanden sind, nur zwei bis drei Dezer-
nate aufgesucht. Die Erhebungen in den Polizeidezernaten beschrankten
sich auf die IT-Infrastruktur. Hinsichtlich der dort eingesetzten IT-
Verfahren wurden keine Erhebungen vorgenommen, da der LRH den IT-

Einsatz bei der Polizei in anderen Prifungen ausfihrlich untersucht hat.

Priafungsfeststellungen

Hardware und systemnahe Software

Der IT-Einsatz in den BR’en wird zwar durch das Innenministerium (IM)
koordiniert, trotzdem haben die BR’en ihre IT-Infrastruktur weitestgehend
selbststandig aufgebaut, was zu unterschiedlichen IT-Systemlandschaften
gefuhrt hat. Dartiber hinaus waren die Systemanforderungen der einzel-
nen Fachbereiche bzw. der sie steuernden Ministerien in der Vergangen-
heit so unterschiedlich, dass die BR’en eine sehr heterogene IT-
Infrastruktur (Server, Betriebssysteme, Datenbanken, systemnahe Soft-
ware) betreiben muissen, auf der eine Vielzahl unterschiedlichster IT-
Verfahren eingesetzt wird. Die IT-Dezernate der BR’en sowie das IM sind
daher seit Jahren bemdiht, die Anforderungen an die IT-Infrastruktur zu
standardisieren. Durch die Standardisierungen sehen sich die BR’en der-
zeit in der Lage, IT-Verfahren, die den Standards gerecht werden, in allen
funf Dienststellen zu betreiben. Fir eine Harmonisierung der IT-
Infrastruktur sehen die BR’en aktuell keine Notwendigkeit. Diese wirde
sowohl erhebliche personelle als auch finanzielle Ressourcen binden, die

gegenwartig nicht zur Verfigung stiinden.

Daneben war in den vergangenen Jahren auch die Landesregierung be-
miht, den IT-Einsatz in der Landesverwaltung insgesamt zu standardisie-
ren und zu vereinheitlichen. Trotzdem ist es bis heute nicht gelungen,

.konzernweite* IT-Strukturen aufzubauen. Jeder ,Teilbetrieb* (oberste
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Landesbehoérden, Landesober- und Mittelbehérden) hat friher ggf. eigene
Konzepte entwickelt und realisiert und steht nunmehr vor dem Problem
der eingeschrankten Kompatibilitat mit anderen Konzepten. Die Probleme
werden bei den BR’en als Biundelungsbehérde besonders sichtbar. Sie
lassen sich nach Auffassung des LRH nur dadurch beheben, dass die IT-
Infrastruktur der gesamten Landesverwaltung zentraler geplant und be-
trieben wird. Ohne eine landesweite Lésung bleibt den BR’en auch weiter-
hin nur die Moglichkeit, ihre Systemumgebungen mit hohem Aufwand

kompatibel zu den einzelnen Ressortstrukturen zu gestalten.

Vorleistungen fur Software-Entwicklungen (Aufgabenkritik, Steue-
rungsmechanismen)

Der LRH hat festgestellt, dass bei dem Einsatz von IT-Verfahren eine e-
norme Vielfalt vorherrscht, die sich in vielen Dezernaten auf den Einsatz
von Standard-Burokommunikationssoftware beschrankt. Wegen der Viel-
falt der Aufgaben ist vor einer Intensivierung des IT-Einsatzes eine aufga-
benkritische Betrachtung der Arbeitsinhalte angebracht, um auf diese
Weise die Effektivitat der BR’en zu steigern. Erst nach einer Optimierung

der Arbeitsinhalte macht die Optimierung der Geschaftsprozesse Sinn.

Durch die Einfihrung von Steuerungsmechanismen (Produkthaushalt,
Kosten- und Leistungsrechnung, Budgetierung) in den BR’en sieht der
LRH gute Voraussetzungen, Grundlagen fur eine zielgerichtete Aufgaben-
kritik und Optimierung der Geschaftsprozesse durch verbesserten Einsatz
der IT zu gewinnen. Bisher war eine aufgabengerechte und bedarfsorien-
tierte Zuweisung von Ressourcen aufl3erst schwierig. In vielen Dezernaten
liegt der Schwerpunkt der Aufgabenerledigung auf der fachlichen Abwick-
lung. Aufgabenkritik, Prozessoptimierung und IT-Nutzung zur Steigerung
der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns (8 7 Landeshaushalts-
ordnung) finden nach Auffassung des LRH nicht die notwendige Beach-

tung.
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Bei der Planung des Einsatzes von Steuerungsinstrumenten ist zu beden-
ken, dass diese auch Kosten verursachen und der Einsatz deshalb wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten gerecht werden muss. Bei der Einfiihrung
der Personalkostenbudgetierung sowie der Kosten- und Leistungsrech-
nung (Einsatz des Produktes M1) wurden entweder gar keine oder aber
verspatete Mal3nahmen zur automatisierten Prozessunterstiitzung vorge-

nommen, die zu unnétigem Mehraufwand gefiihrt haben.

Zentrale Leistungen der BR’en

Zur Optimierung der Software-Entwicklung fur die BR’en hat das IM zu-
sammen mit den BR’en und weiteren Dienststellen des Geschéaftsbereichs
ein IT-Architekturmodell entwickelt, das den Entwicklern konkrete Vorga-
ben fur das technische Umfeld gibt und somit technische Ermessensspiel-
raume, die in der Vergangenheit zu aufwandigen Nacharbeiten gefuhrt
hatten, unterbinden soll. Der LRH hat den Eindruck gewonnen, dass los-
gelést von den neuen Strukturen die Kommunikation und Abstimmung
zwischen den BR'en in den letzten Jahren besser geworden ist. Darliber
hinaus arbeiten die BR’en daran, ein System zur Verwaltung der eigenen
Ressourcen (Integriertes Ressourcen-Management) zu erstellen. Das Pro-
jekt scheint dem LRH geeignet, einige Probleme mit der Nutzung von IT-

Verfahren in den BR'en zu beheben.

Entwicklungen der Rechenzentren

Bei der Zusammenarbeit der BR’en mit IT-Dienstleistern der Landesver-
waltung sind zwei Gruppen zu unterscheiden.

Das Landesamt fur Datenverarbeitung und Statistik und die GGRZ entwi-
ckeln Software unmittelbar fir den Einsatz in den BR’en, so dass die fach-
lichen Anforderungen deren Bedirfnissen weitestgehend entsprechen.
Dagegen entwickeln das Rechenzentrum der Finanzverwaltung, die Lan-
desanstalt fiir Okologie, Bodenordnung und Forsten, das Landesumwelt-
amt, die Landesanstalt fur Arbeitsschutz sowie der Landesbetrieb Stra-
Renbau Software fur Einsatzbereiche, bei denen die Nutzung in den BR’en
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eine untergeordnete Rolle spielt. Aufgrund der Konzentration auf eine an-
dere oder eine Vielzahl von Zielgruppen sind die Zielsetzungen dieser IT-
Verfahren und die dadurch bedingten Restriktionen fur die BR’en den dor-
tigen Sachbearbeitern nicht genltigend transparent. Dadurch entsteht Un-
zufriedenheit mit der Software, die sich auf die Qualitat der IT-gestlutzten
Arbeitsabwicklung auswirken und somit die Qualitat der Sachbearbeitung
behindern kann. Diese Unzufriedenheit lie3e sich durch eine intensivere
Teilnahme der BR’en an der Entwicklung der IT-Verfahren, die von den IT-

Dienstleistern i. d. R. angeboten wird, beheben.

Elektronische Kommunikation mit den Kommunen

In vielen Aufgabenbereichen der BR’en herrscht ein enger Kontakt zum
kommunalen Bereich, der die Nutzung der elektronischen Kommunikation
sinnvoll erscheinen lasst. Wahrend bei Aufgaben aus dem Geschaftsbe-
reich des Ministeriums fir Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (MUNLV) kommunale und staatliche Aufgaben auch
innerhalb des Landesverwaltungsnetzes abgewickelt werden, beschrankt
sich die elektronische Kommunikation bei Aufgaben aus dem Geschafts-
bereich des Ministerium fir Schule, Jugend und Kinder (MSJK) auf die E-
Mail-Nutzung und auf Anwendungen im Internet, die aufgrund der Sicher-
heitsanforderungen nur einen begrenzten Leistungsumfang haben. Hier
besteht Bedarf nach einer aktiven ressortiibergreifenden Steuerung zur
Nutzung der elektronischen Kommunikation zwischen dem Land und dem

kommunalen Bereich.

Datenaustausch und elektronische Vorgangsbearbeitung

Auch wenn es in den BR’en Uberlegungen und Ansatze zur elektroni-
schen Vorgangsbearbeitung gibt, sind die Geschéaftsprozesse der BR’en
fast ausschlie3lich auf den Informationstrager Papier ausgelegt, auch
dann, wenn die E-Mail-Nutzung in die Prozesse integriert ist. Sowohl auf
der Eingangs- als auch auf der Ausgangsseite wird fir die Initiierung bzw.
Abwicklung von Geschéaftsprozessen uberwiegend das Medium Papier
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verwendet. Dadurch entstehen Medienbriche, die zu Mehraufwand und
Qualitatsverlusten fuhren. Auch wenn fur den vollelektronischen Daten-
austausch die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen i. d. R. noch
nicht erfillt werden kénnen, so sollten die BR’en nach Auffassung des
LRH mdglichst viele Verarbeitungsdaten elektronisch tbernehmen und
weiterleiten, um so zumindest fur die Informationen den Medienbruch und

die damit verbundenen Nachteile beheben zu kénnen.

Schwachpunkt der bisherigen Entwicklungen von IT-Verfahren war die fast
ausschlie3liche Beschrankung auf Verarbeitungs-Prozesse (klassische
Automation fur Massenverfahren). Aufgrund der Vielfalt der Aufgaben der
BR’en bieten sich fir eine derartige Automation nur eine beschrankte An-
zahl von Aufgaben an und selbst bei diesen ist der Aufwand flr die Auto-
mation in Relation zum Nutzen recht hoch. Die Unterstiitzung von Ge-
schaftsprozessen oblag bislang den Fachdezernaten durch Nutzung der
Standard-Office-Produkte. Diese Nutzung der Standard-Office-Produkte
fuhrte dazu, dass in den meisten Dezernaten Produktionsdaten im norma-
len Datei-System abgelegt werden, was qualitativ einer Ablage in Daten-
banken unterlegen ist. Zudem werden mit den Werkzeugen der Standard-
Office-Produkte Automationslésungen entwickelt, die aufgrund der Viel-
zahl der Verfahren einen erheblichen Pflegeaufwand erfordern, ohne dass
die Bearbeiter gezielt fur die Entwicklung solcher Anwendungen fortgebil-
det waren. Der LRH sieht daher die Notwendigkeit zur Installation eines
standardisierten Basis-Verfahrens, mit dem die Datenablage in einer ein-
heitlichen Datenbank ermdéglicht wird, die Geschaftsprozesse vereinheit-
licht und Schnittstellen zu wesentlichen zentralen Programmen und Daten
geschaffen werden. Nach Auffassung des LRH kdnnte ein solches Verfah-
ren auch als Grundlage fir die Einfihrung eines elektronischen Dokumen-

ten-Management-Systems in den BR’en dienen.
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Organisationsmalinahmen

Der LRH sieht durch die Konzentration von einzelnen, insbesondere tech-
nisch gepragten Aufgaben, die schon heute nicht an allen finf Standorten
wahrgenommen werden (z. B. die Regionalen Verkehrsleitzentralen), die
Maoglichkeit, den IT-Einsatz und damit die Wirtschaftlichkeit des Verwal-

tungshandelns zu optimieren.

Die IT-Unterstitzung von Genehmigungsverfahren ist in den einzelnen
Aufgabenbereichen der BR’en sehr unterschiedlich. Wahrend kleinere
Genehmigungsverfahren mit bis zu 50 Beteiligten i. d. R. ohne spezielle
Softwareprodukte abgewickelt werden, werden fur groRere Verfahren un-
terschiedliche Anwendungen oder externe Hilfe genutzt. Der LRH halt es
fur erforderlich, dass alle groReren Genehmigungsverfahren durch Pro-
jektteams abgewickelt werden, die aus einem zentral in den BR’en ange-
siedelten organisatorischem Dienstleister, der uber das notwendige Pro-
zess- und Verfahrens-Know-How sowie eine bedarfsgerechte Softwareun-
terstitzung verfligt und damit eine rechtssichere Abwicklung gewabhrleis-
ten kann, und den jeweils fachlich zustandigen Dezernatsvertretern beste-
hen, die das aufgabenspezifische Rechtswissen einbringen.

Automationsunterstitzung der Schulverwaltung

Die IT-Unterstiutzung im Aufgabenbereich Schulverwaltung, der eines der
wenigen Massengeschafte in den BR’en beinhaltet, ist gepragt durch
Uberalterte Grolirechnerverfahren, die bereits seit Jahren ausgemustert
werden sollen, aber aus von den BR’en nicht zu vertretenden Griinden
immer noch eingesetzt werden. Der LRH hat in seinem Jahresbericht
2004 (Beitrag Nr. 12) zu der damit im Zusammenhang stehenden Entwick-
lung von Personalverwaltungssystemen ausfuhrlich Stellung genommen.
Der Einsatz der Altverfahren ist insbesondere deshalb problematisch, da
diese auch inhaltlich den fachlichen Anforderungen nicht hinreichend ge-
recht werden und so Mehraufwand in den BR’en verursachen.
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Software-Entwicklung fir mehrere Aufgabenbereiche
Die gezielte Entwicklung von Softwareprodukten fir mehrere Aufgabenbe-
reiche (Dezernate) ist bislang Giberwiegend gescheitert.

Die Entwicklung eines IT-Verfahrens fur die Abwicklung von Zuwendun-
gen scheint erst mit dem in der Freigabe befindlichen Produkt "DeZuG3"
zu gelingen, nachdem die Vorgangerversionen nur in der BR Munster auf
Anweisung der dortigen Hausspitze verpflichtend eingesetzt wurden. Der
LRH geht davon aus, dass mit dem Verfahren "DeZuG3" Produktivitats-
fortschritte erzielt werden kénnen sowie eine gezieltere Steuerung von
Zuwendungen (Fordercontrolling) moglich wird, soweit denn die BR’en

auch zukunftig Forderverfahren zu bearbeiten haben.

Der LRH sieht in der verstarkten Bereitstellung und Nutzung georeferen-
zierter Daten (Daten mit Bezug zu einem geographischen Koordinatensys-
tem, das die Darstellung in Kartenwerken ermdglicht) zahlreiche Mdglich-
keiten zur Optimierung der qualitativen und quantitativen Aufgabenabwick-
lung in den BR’en. Nach den Analysen des LRH kénnten in rd. 20 Dezer-
naten der BR’en georeferenzierte Informationen fur die Aufgabenerledi-
gung genutzt und Informationen fir andere Nutzer bereitgestellt werden.
Insbesondere durch die Verknipfung vielfaltiger Informationen in einem
IT-System lassen sich komplexe Probleme bei Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren wesentlich effektiver und effizienter erledigen als mit klas-
sischen Beteiligungsverfahren innerhalb der BR'en. Der LRH sieht daher
die Notwendigkeit, das Leistungsvermogen, die Inhalte und die Verknlp-
fung der Geo-Informationsdienste weiter auszubauen und maéglichst viele

Datenlieferanten bzw. —anbieter zu integrieren.

Automationsunterstitzung der Polizeli
Den IT-Einsatz bei den Polizeiaufgaben der BR’en hat der LRH aus-
schlie3lich unter technischen Gesichtspunkten gepriift. Dabei wurde fest-

gestellt, dass durch die Trennung des Polizeinetzes vom Landesverwal-
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tungsnetz (und damit den lokalen Netzwerken der BR’en) erhebliche Prob-
leme bei der Ausstattung der Arbeitsplatze in den BR’en auftreten. Zudem
bewirken die relativ kleinen Organisationseinheiten der Polizei in den
BR’en sowie die rdumliche Ausdehnung der Autobahnpolizei praktische

Probleme bei der Betreuung der polizeieigenen IT-Arbeitsplatze.

Neustrukturierung der Bezirksregierungen

Aufgrund der dargestellten unterschiedlichen Systemumgebungen in den
einzelnen BR’en wéaren bei einem Neuzuschnitt der BR’en, der zurzeit po-
litisch diskutiert wird, von den aufnehmenden BR’en Investitionen in die
Infrastruktur und Lizenzen erforderlich, da die entsprechenden Komponen-
ten der abgebenden BR’en nur eingeschréankt genutzt werden kdnnten.
Die technische Einbindung erscheint dem LRH aber in angemessener Zeit
maoglich. Ebenso wére der Betrieb der IT-Verfahren auch bei einem Neu-
zuschnitt der BR’en nicht gefahrdet. Zu erheblichen Problemen kann je-
doch die Datenhaltung fuhren, da bestehende Datenbestédnde nach dort
zum Teil nicht hinterlegten Kritierien auf verschiedene Standorte aufgeteilt
werden mussten. Bei der Ubernahme von Daten des Landschaftsverban-
des im Rahmen des zweiten Gesetzes zur Modernisierung von Regierung
und Verwaltung in NRW hatten die BR’en bereits entsprechende Proble-
me zu bewadltigen. Im Einzelfall kbnnen aufwandige Programmierungen
oder manuelle Dateneingaben erforderlich werden. Der Aufwand dafir ist

ohne intensive Prufung aller betroffenen Verfahren nicht abschatzbar.

Prafungsempfehlungen

Aufgrund seiner Feststellungen hat der LRH insgesamt 134 Empfehlungen
gegenuber den betroffenen Ressorts ausgesprochen, die den Einsatz der
IT in den BR’en optimieren und die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungs-
handelns verbessern sollen. In vielen Fallen regt der LRH zusatzliche oder

erweiterte Mal3Bhahmen zum IT-Einsatz an. Unabhé&ngig davon, dass die
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empfohlenen MalRhahmen fir sich als wirtschaftlich erachtet werden (vor-
behaltlich noch vorzunehmender Wirtschatftlichkeitsbetrachtungen), sollten
die dafur erforderlichen Haushaltsmittel auch bereit gestellt werden. Der
LRH sieht in den bei den BR’en nach den Gutachten erbrachten Stellen-
einsparungen Vorleistungen. Die vom IM zentral zu erbringenden Gegen-
leistungen, fur die bei den GGRZ 60 Stellen zur Verfiigung gestellt worden
waren, sieht der LRH noch nicht als komplett erbracht an. Die Auflésung
der entsprechenden Titelgruppe bei den GGRZ im Zuge der Grindung der
Landesbetriebe ist aus Sicht des LRH lediglich ein Instrument zur flexible-
ren Nutzung der Kapazitaten bei den Rechenzentren, bedeutet jedoch
keinen Abschluss der IT-Entwicklung als Ausgleich fur die erbrachten Stel-

leneinsparungen.

Stellungnahmen der Ressorts

Die Ergebnisse der Prifung des LRH wurden mit Vertretern des IM sowie
weiterer Ressorts ausgiebig diskutiert. Uber die Einschatzung der Poten-
ziale und Probleme wurde dabei grundsatzliche Ubereinstimmung festge-

stellt.

In seiner Stellungnahme vom 25.01.2005 fihrt das IM zu den hier darge-

stellten Bemerkungen aus, dass

e die Probleme im Zusammenhang mit der Einfuhrung der Kosten- und
Leistungsrechnung durch umfangreiche SchulungsmalRnahmen zwi-
schenzeitlich weitestgehend behoben werden konnten,

e die Forderung des LRH, das Leistungsvermdgen, die Inhalte und die
Verknupfung der Geo-Informationsdienste weiter auszubauen und még-
lichst viele Datenlieferanten bzw. —anbieter zu integrieren, ausdrtcklich
begruf3t wird, diese MalRnahmen jedoch unter Beachtung der Ziele der

Landesinitiative Geodateninfrastruktur (GDI.NRW) vorzunehmen seien,
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e Empfehlungen zu organisatorischen Anderungen geprift werden miiss-
ten und daher eine endgultige Einschatzung noch nicht mdglich sei so-
wie

e die durch den Betrieb eigener Netze und Technik in den Polizeidezer-
naten beschriebenen Probleme im Rahmen der anstehenden Diskussi-
on und Umsetzung des Berichtes der so genannten Scheu-Kommission

aufgel6st werden sollen.

Das MSJK verweist in seiner Stellungnahme vom 26.01.2005 darauf, dass
es innerhalb seines Zustandigkeitsbereiches nur geringe Risiken bei der
Datenmigration im Falle einer Restrukturierung der BR’en sehen wurde,

da die meisten Daten zentral im LDS gespeichert wirden.

Das Ministerium fur Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport hat in seiner

Stellungnahme vom 31.01.2005 keine Bedenken geéaul3ert.

Das Ministerium fur Verkehr, Energie und Landesplanung bemerkt in sei-
ner Stellungnahme vom 01.02.2005, dass sich die Beauftragung externer
Verwaltungshelfer bei der Durchfihrung von groRen Genehmigungsver-
fahren in der Bergverwaltung (Abteilung 8 der BR Arnsberg in der Aul3en-
stelle Dortmund) bewéahrt habe. Eine organisatorische und raumliche
Trennung der verschiedenen an einem Projekt beteiligten Bediensteten
wirde zu unnétigen Erschwernissen und damit letztendlich zu Verzoge-

rungen fihren.

Das Prufungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.
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Prufung der Softwareentwicklung bei der Polizei

Der Landesrechnungshof hat die Softwareentwicklung bei der Polizei
gepruft. Er hat dabei festgestellt, dass die in 2003 eingefiihrte Richt-
linie fur das IT-Projektmanagement der Polizei NRW zwar als ein be-
deutsamer Fortschritt bei der Steuerung und Fuhrung von IT-
Projekten angesehen werden kann; die in ihr enthaltenen organisato-
rischen Regelungen weisen jedoch noch eine Vielzahl von Defiziten
auf, so dass sie eine wirtschaftliche Softwareentwicklung nicht si-
cherstellen konnen und den haushaltsrechtlichen Vorschriften nicht
vollstandig gerecht werden. Dartber hinaus hat der Landesrech-
nungshof festgestellt, dass das Innenministerium und die Polizei seit
Jahren regelmalig keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (8 7

Abs. 2 LHO) zu Beginn einer Softwareentwicklung durchfuhren.

Weiterhin entsprechen die Haushaltsunterlagen fir mehrjahrige
Softwareentwicklungen nicht den wesentlichen Vorgaben des
§ 24 LHO. Durch eine fehlende Sachentscheidung vor Aufstellung der
Haushaltsunterlagen und vor Veranschlagung im Haushalt wurden in
einem Fall Mittel im Haushaltsplan ausgewiesen, die die voraussicht-
lichen Gesamtausgaben von rund 3,0 Mio. € um rund 5,0 Mio. € Uber-

steigen.

Ausgangslage

Der Landesrechnungshof (LRH) hat in den vergangenen Jahren (vgl. Jah-
resbericht 2003 Uber das Ergebnis der Prifungen im Geschaftsjahr 2002,
Beitrag Nr. 12) den IT-Einsatz bei der Polizei mit dem Schwerpunkt der
Schaffung einer IT-Infrastruktur fir ein vernetztes Arbeiten gepruft und
insbesondere die Einrichtung von Controllingmechanismen sowie eines

Multiprojektmanagements empfohlen. Das Innenministerium (IM) hat dar-
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aufhin mit Erlass vom 07.01.2003 erstmals eine Richtlinie fur das IT-
Projektmanagement der Polizei NRW (IT-Projektrichtlinie) verbindlich ein-
gefuihrt. Diese beschreibt die wesentlichen organisatorischen Regelungen
zur Unterstlitzung der Planung, Entwicklung und Umsetzung von IT-
Lésungen in Projekten. Sie definiert fir den Projektmanagementprozess

Projektinstanzen, Rollen, Verantwortlichkeiten, Ablaufe und Dokumente.

Der LRH hat nunmehr die von den Zentralen Polizeitechnischen Diensten
(ZPD) fur die Kreispolizeibehérden (KPB) entwickelten oder erworbenen
Softwareprodukte gepruft. Ziele der Prifung waren dabei neben der An-
wendung der neuen Projektmanagementregelungen auch die Einhaltung
der haushaltsrechtlichen Vorschriften insbesondere zur Durchfiihrung von
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sowie von begleitenden und abschlie-
Renden Erfolgskontrollen. Ausdrtcklich nicht Gegenstand dieser Prifung
waren die von den KPB auf der Grundlage von Standardsoftware in Eigen-
regie entwickelten lokalen IT-Verfahren und vergaberechtliche Aspekte ei-

ner Softwareentwicklung.

Die ortlichen Erhebungen wurden im IM und in den ZPD durchgefhrt.

Prafungsfeststellungen

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen fir Softwareentwicklungen

Neben § 7 Landeshaushaltsordnung (LHO), der seit April 1999 fir alle fi-
nanzwirksamen MalRnahmen die Durchfihrung angemessener Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen gesetzlich vorschreibt, fordern auch die vom IM
durch RdErl. vom 15.07.1996 fur die gesamte Landesverwaltung verbind-
lich eingefiihrten Richtlinien fir den Einsatz der Informationstechnik (IT-
Richtlinien NW) fir die Initierung von IT-Vorhaben den Nachweis der
Wirtschaftlichkeit. Nach Nr. 2.1 Verwaltungsvorschriften (VV) zu 8 7 LHO
bzw. dem Erlass des Finanzministeriums (FM) vom 11.12.2003 muissen

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen Aussagen u. a. zu den Teilaspekten
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Analyse der Ausgangslage und des Handlungsbedarfs, Ziele, relevante
Losungsmaglichkeiten sowie deren Nutzen und Kosten (einschlieflich
Personal- und Folgekosten), auch soweit sie nicht in Geld auszudriicken
sind, finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt, Zeitplan fur die Durch-
fuhrung der MalRnahme sowie Kriterien und Verfahren fur Erfolgskontrol-

len umfassen.

Vom LRH wurden 61 prifungsrelevante Softwareentwicklungen in dem
Zeitraum ab 1995 geprift. In keinem dieser Félle wurde vom IM oder von
den ZPD eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgefihrt.

Seit dem 01.01.2004 sind umfassend Uberarbeitete VV zu 8 7 Abs. 2 LHO
in Kraft getreten. Diese schreiben nunmehr grundsatzlich begleitende und
abschlieBende Erfolgskontrollen fir alle finanzwirksamen Malinahmen
zwingend vor. Diese Kontrollen sind auf der Grundlage der vor Beginn der
finanzwirksamen Malinahmen zu erstellenden Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen durchzufuhren. Hierzu sind jedoch weder das IM noch die ZPD in
der Lage, da von ihnen schon die grundlegenden Wirtschaftlichkeitsunter-

suchungen nicht erstellt wurden.

Nach den Feststellungen des LRH ist ein wesentlicher Grund fur das Feh-
len der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, dass die Polizei hierfur nicht
das ausreichende betriebswirtschaftliche Know-how besitzt. Der LRH hat
daher zur Erfullung der gesetzlichen Vorgaben der LHO gebeten zu pri-
fen, ob Personal mit entsprechender Qualifikation einzusetzen ist, da

Fortbildungsmaflinahmen alleine nicht ausreichen.

Richtlinie fur das IT-Projektmanagement der Polizei NRW

Der LRH geht nach seinen Feststellungen davon aus, dass im Vergleich
zu den bei der vorangegangenen Prifung des IT-Einsatzes bemangelten
Schwachstellen durch die IT-Projektrichtlinie ein bedeutsamer Fortschritt
bei der Steuerung und Fihrung von IT-Projekten der Polizei NRW erreicht
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werden kann. Gemeinsam mit den IT-Standards und der Umsetzung der
IT-Strategie erwartet der LRH eine splrbare Verbesserung des Multi-
Projektmanagements.

Ausgehend von den gepriften 61 Softwareentwicklungen hat der LRH
analysiert, ob die Festlegungen der IT-Projektrichtlinie ausreichend sind,

eine wirtschaftliche Softwareentwicklung zu gewahrleisten.

Nach der IT-Projektrichtlinie ist die Prufung der Wirtschaftlichkeit von ge-
planten und laufenden Softwareentwicklungen als Teil des strategischen
Controllings (Multi-Projektcontrolling) Aufgabe des IM. Sie beinhaltet ins-
besondere Aussagen zur Dringlichkeit und zur qualitativ-strategischen Be-
deutung der Softwareentwicklung (Wirtschaftlichkeit im weiteren Sinne).
Die Aufgaben des operativen Controllings (Einzelprojektcontrolling) sind
nach den Priufungsfeststellungen den ZPD Ubertragen. Sie umfassen ins-
besondere die Ermittlung der Kosten und des monetér quantifizierbaren
Nutzens (Wirtschaftlichkeit im monetéaren Sinne), allerdings weder in der

Auswabhl- noch in der Planungsphase.

Diese Aufgabenverteilung und der vom Vorhabensantrag bis zum Projekt-
kontrollbericht vorgeschriebene Prozessablauf, nach dem das operative
Controlling erst nach der Erteilung eines Projektauftrages durch den IT-
Lenkungsausschuss (IT-LA) als Auftraggeber in der Steuerungsphase
einsetzt, verhindern jedoch, dass eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu
dem malfgeblichen Zeitpunkt der Sachentscheidung Uber die Software-

entwicklung vorliegen kann.

Der LRH hat weiterhin festgestellt, dass die IT-Projektrichtlinie die Durch-
fuhrung von Geschéftsprozessanalysen vor dem Beginn einer Software-
entwicklung nicht vorsieht. Das Fehlen einer Geschéftsprozessanalyse,
die ein methodisches Verfahren zur Gestaltung und Dokumentation von
Verwaltungsvorgangen mit dem Ziel einer Verbesserung der Ablaufe und
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der Wirtschaftlichkeit darstellt, erndht die Gefahr, dass mit der zu entwi-

ckelnden Software lediglich der derzeitige Ist-Zustand automatisiert wird.

Dem IM fehlt nach eigener Aussage aufRerdem regelmallig die Kenntnis
grundlegender Kennzahlen des Ist-Zustandes, deshalb muss auch aus
diesem Grund die Durchfihrung einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

scheitern.

Zu den Aufgaben der Projektleiter gehdren neben der Erstellung des Pro-
jekthandbuchs u. a. die Planung und Uberwachung der Projektkosten.
Nach den Feststellungen des LRH enthalten die gefertigten Unterlagen al-
lenfalls Angaben zur geplanten Verwendung der Haushaltsmittel des lau-
fenden Haushaltsjahres und erfassen regelméaRig nicht die Kosten des in-
ternen Personaleinsatzes. Sie scheiden daher als Grundlage einer voll-
standigen Projektkostenplanung fur eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

aus.

Entsprechendes gilt fir die Risikoanalyse in den Projekthandblchern. Bei-
spielsweise sind Mallnahmen zur Risikominimierung mit Formulierungen
wie ,Eskalation beim Auftraggeber* oder ,Uberpriifung von Alternativen*
vollig unzureichend beschrieben. Eine detaillierte Risikoanalyse ist jedoch
eine wesentliche Grundlage fur die Beurteilung des Nutzens einer geplan-

ten Softwareentwicklung.

Haushalt

In dem Haushaltsplan 2004/2005 sind bei Kapitel 03 110 Titel 812 60 u. a.
Mittel flr drei mehrjahrige SoftwareentwicklungsmalRnahmen in Héhe von
insgesamt ca. 23,5 Mio. € veranschlagt. Die hierfur vom IM erstellten und
vom FM genehmigten Haushaltsunterlagen (HU) gem. 8§ 24 LHO sind
nach den Feststellungen des LRH jedoch nicht prifbar. Sie entsprechen in

allen Fallen nicht den gesetzlichen Erfordernissen des 8 24 LHO. Durch
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die HU wird insbesondere nicht erlautert, welche konkreten Mal3nahmen
mit den geschatzten Kosten und Folgekosten durchgefuhrt werden sollen
und wie die Kosten hierfur ermittelt wurden. Auch sind den HU entgegen
den Forderungen der Nr. 2.4.3 VV zu 8§ 7 LHO keine Wirtschaftlichkeitsun-

tersuchungen beigeflugt.

AulRerdem standen in zwei Féllen im Zeitpunkt der Vorlage und Genehmi-
gung der HU wesentliche begriindende Unterlagen noch nicht zur Verfu-
gung. In einem dieser Falle fuhrte zudem eine fehlende Sachentscheidung
vor Aufstellung der HU und vor der Veranschlagung im Haushalt zur Aus-
weisung von Mitteln im Haushaltsplan, die die voraussichtlichen Gesamt-
ausgaben von rd. 3,0 Mio. € um rd. 5,0 Mio. € Ubersteigen. In einem gleich
gelagerten Fall erwartet der LRH durch eine nunmehr geplante Einbezie-
hung einer weiteren Massendatenauswertung eine deutliche Kostenstei-
gerung, diese ist durch den Haushaltsplan nicht abgedeckt. Die Sachent-

scheidungen lagen auch im Prifungszeitpunkt noch nicht vor.

Der LRH hat weiterhin festgestellt, dass das IM den Projektleitern und den
ZPD die genehmigten HU i. S. d. 8 24 LHO nicht mitteilt. Den Projektlei-
tern fehlt dadurch die Grundlage fur die ihnen nach der IT-Projektrichtlinie
ubertragene Aufgabe der Planung und Uberwachung der Projektkosten.
Die ZPD sind wegen der fehlenden Kenntnis der HU im Rahmen des ope-
rativen Controllings nicht in der Lage, ihre Kontrolle der Wirtschaftlichkeit
der Projektdurchfihrung auszuiben.

Empfehlungen

Zur Behebung der festgestellten Defizite hat der LRH eine Uberarbeitung
und Ergénzung der IT-Projektrichtlinie gefordert mit dem Ziel einer Be-
ricksichtigung der gesetzlichen Vorgaben der LHO zur Durchfihrung von

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sowie von begleitenden und abschlie-
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Renden Erfolgskontrollen. Weiterhin hat der LRH eine Neustrukturierung
der Managementprozesse verbunden mit einer eindeutigen Festlegung
der Zustandigkeiten und des Zeitpunktes fur die Durchfihrung von Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen empfohlen. In die IT-Projektrichtlinie sollte
auch eine Verpflichtung zur Durchfiihrung von Geschéftsprozessanalysen

zu Beginn einer Softwareentwicklung aufgenommen werden.

Aulerdem hat der LRH zur Vermeidung einer unzutreffenden Veranschla-
gung von Haushaltsmitteln gefordert, HU unter Berlicksichtigung der ge-
setzlichen Vorgaben erst nach Vorliegen einer Sachentscheidung zur
Softwareentwicklung zu erstellen. Damit verbunden hat der LRH die Er-
wartung, dass das IM kunftig die genehmigten HU den Projektleitern und
den ZPD mitteilt, damit diese die ihnen nach der IT-Projektrichtlinie zuge-

wiesenen Aufgaben wahrnehmen kdnnen.

Stellungnahme des IM

Das IM hat eine erste Stellungnahme zu den wesentlichen Feststellungen

des Prufungsberichts abgegeben und folgendes ausgefihrt:

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen fur Softwareentwicklungen

Jeder IT-Projektauftrag werde vor Beauftragung an die ZPD im IT-
Lenkungsausschuss umfangreich unter den Aspekten Dringlichkeit des
Vorhabens, qualitativ-strategische Bedeutung des Vorhabens und mone-
tare Erwagungen diskutiert und entschieden. Alle Mitglieder des IT-
Lenkungsausschusses erhielten im Vorfeld den Entwurf eines Projektauf-
trages, der im Wesentlichen den Anforderungen der VV zu 8 7 LHO ,Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen als Planungsinstrument® entspreche. Prob-
lematisch in diesem Zusammenhang seien unter Umstanden die moneta-

ren Wirtschaftlichkeitskriterien, die aufgrund polizeifachlicher Anforderun-
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gen nicht immer mit den theoretischen Anforderungen der LHO in Ein-

klang zu bringen seien.

Mit Erlass vom 22.12.2004 sei klargestellt worden, dass ausnahmsilos alle
Projektauftrage, die dem IT-Lenkungsausschuss vorgelegt werden, vorab
eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung gem. 8 7 LHO umfassen mussten.
Auch sollten die IT-Projektrichtlinien im Hinblick auf die Begrifflichkeiten
der LHO und die haushaltsrechtlichen Anforderungen u. a. hinsichtlich in-

terner Personalkosten entsprechend angepasst werden.

Darlber hinaus habe das IM im Aufstellungserlass fur den Doppelhaushalt
2006/2007 vom 17.01.2005 ausdrucklich auf die 88 7, 17 und 24 LHO so-
wie die hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften und auf einen Runder-
lass von Dezember 2003 (Hinweise zur Durchfihrung von Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen) hingewiesen.

Das IM habe sich infolge der Prifung des LRH intensiv mit der Frage der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auseinander gesetzt. Es habe nicht nur
eine Schulung der betroffenen Referate und auch bei den ZPD initiiert,
sondern dartber hinaus auch die ZPD beauftragt, ein schliissiges Konzept
bis Ende Februar 2005 zu entwickeln, wie die Wirtschaftlichkeitsbetrach-

tungen bei IT-Vorhaben der Polizei und § 7 LHO zusammenwirken.

Richtlinie fur das IT-Projektmanagement der Polizei NRW

Das IM habe vor dem Hintergrund der von der Landesregierung beauftrag-
ten Kommission zur Neuausrichtung von Polizeifihrung und Polizeiverwal-
tung (Scheu-Kommission) sowie der mit der vom LRH geforderten profes-
sionellen Umsetzung der Bereiche Geschéaftsprozessmanagement und
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung verbundenen personellen Auswirkungen
auf eine vorgezogene organisatorische Festlegung bislang verzichtet. Die
am 11.01.2005 vorgelegten Empfehlungen der Scheu-Kommission zu den
prufungsrelevanten Bereichen seien nach Auffassung des IM eine geeig-

nete Grundlage zur Festlegung der organisatorischen Strukturen.
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Haushalt

In allen vom LRH gepriften Fallen habe das IM dem FM eine knappe
haushaltsbegriindende Unterlage vorgelegt, die dann vom FM genehmigt
worden sei. Auf die Vorlage weiterer Unterlagen habe das FM verzichtet.
Zum Zeitpunkt der Aufstellung dieser Unterlagen héatten haushaltsbegrin-
dende Unterlagen beim IM bzw. den ZPD vorgelegen, wenn auch nicht
immer in der vom LRH gewinschten Form, insbesondere was § 7 LHO

anbelange.

Das Prufungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.
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Prufungen in spezifischen Verwaltungsbereichen

Polizei

Landespolizeiorchester

Nach einem Beschluss der Landesregierung will das Land ein Lan-
despolizeiorchester mit 45 Musikern unterhalten, obwohl nach einer
friheren Entscheidung die seinerzeit bestehenden funf Polizeimusik-
korps ersatzlos aufgelost werden sollten. Der Landesrechnungshof
bewertet dies angesichts der angespannten Haushaltslage kritisch.
Fur den Fall, dass an einem landeseigenen Polizeiorchester fest-
gehalten werden soll, hat er gefordert, dieses besser auf seine Auf-
gabe auszurichten, zur polizeilichen Offentlichkeitsarbeit beizutra-

gen.

Als Beitrag zur polizeilichen Offentlichkeitsarbeit unterhalt das Land seit
Anfang 1999 ein Landespolizeiorchester (LPO), das organisatorisch dem
Institut fir Aus- und Fortbildung der Polizei zugeordnet ist. Nach einem
Runderlass des Innenministeriums (IM) vom 24.08.1999 kann das LPO

eingesetzt werden

e Dbei dienstlichen Veranstaltungen,

e zu Anlassen, bei denen die Teilnahme im dienstlichen oder offentli-
chen Interesse liegt,

e bei sonstigen Veranstaltungen, sofern deren Art und Bedeutung der

Mitwirkung des LPO nicht entgegenstehen.

Im Rahmen seiner Prifung hat sich der Landesrechnungshof (LRH) mit
Einsatz und inhaltlicher Ausrichtung des LPO, insbesondere aber auch mit
der grundsatzlichen Frage der Existenz eines eigenen Orchesters bei der

Polizei befasst.
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Unterhaltung eines Landespolizeiorchesters

Das LPO war aus den an funf Standorten bestehenden Polizeimusikkorps
gebildet worden, denen Mitte der 90er Jahre insgesamt 77 beamtete
— ausnahmslos Polizeivollzugsbeamte — und 70 angestellte Musiker ange-
horten. Die Polizeimusikkorps waren seinerzeit Gegenstand einer aufga-
benkritischen Untersuchung polizeilicher Téatigkeiten durch eine Bera-
tungsgesellschaft. Sie hatte Zweifel an der Wirksamkeit der Offentlich-
keitsarbeit der Polizeimusikkorps aufgezeigt und aus Kostengesichtspunk-
ten empfohlen, auf hauptberufliche Krafte zu verzichten und — wie bei den
Polizeichoren — auf ehrenamtliche Musiker zurtickzugreifen. Dieser Emp-
fehlung folgend beschloss die Landesregierung im Marz 1997, die Poli-
zeimusikkorps bis 2005 ersatzlos aufzulésen und entsprechende Perso-
nalstellen einzusparen. Ubergangsweise wurden die noch vorhandenen

Polizeimusiker Anfang 1999 im LPO zusammengefihrt.

Abweichend von der 1997 getroffenen Entscheidung beschloss die Lan-
desregierung im April 2001, das LPO auch tber das Jahr 2005 hinaus zu
erhalten. Das Orchester sei aufgrund seiner positiven musikalischen Ent-
wicklung zu einem wichtigen Bestandteil polizeilicher Offentlichkeitsarbeit
geworden und solle mit einer Endstarke von 45 angestellten Musikern fort-
bestehen. An den 1997 beschlossenen Stelleneinsparungen werde unver-
andert festgehalten; die fur das LPO erforderlichen Personalstellen wiir-

den aus dem Polizeihaushalt zur Verfiigung gestellt.

Zu Beginn des Prifungsverfahrens im September 2002 war das LPO noch
mit 57 Musikern besetzt; allein die Personalkosten beliefen sich hier auf
rd. 2,5 Mio. € jahrlich. Bis Ende 2004 verringerte sich die Mitgliederzahl
des Orchesters — alle dort tatigen Polizeivollzugsbeamten waren unter-
dessen in andere Funktionen umgesetzt oder in den Ruhestand getreten —
weiter auf insgesamt 53 angestellte Musiker. Die vorgesehene Endstarke

von 45 Musikern wirde nach Feststellungen des LRH — soweit man allein
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auf ein Ausscheiden aus Altersgrinden abstellt — erst im Jahr 2013 er-
reicht. Durch Nachbesetzungen, die bis dahin aus musikalischen Grinden
erforderlich werden, wird sich dieser Zeitpunkt aber noch verschieben.

Nach Ansicht des LRH waren keine hinreichenden Grinde erkennbar, von
dem auch unter Kostengesichtspunkten gefassten Beschluss von 1997
abzuweichen, wonach die Polizeimusikkorps ersatzlos aufzulésen waren
und der Ressourceneinsatz fur die Polizeimusik beendet werden sollte. Er
hat das IM darauf hingewiesen, dass keine Verbesserung der allgemeinen
Rahmenbedingungen erkennbar sei, die eine dauerhafte Belastung mit
den Kosten eines Polizeiorchesters mit 45 Musikern vertretbar erscheinen
lieBen; im Gegenteil habe sich die Finanzlage des Landes weiter ver-
schlechtert. Die Feststellungen des LRH zeigten auf3erdem, dass das LPO
nicht hinreichend darauf ausgerichtet sei, seine Aufgabe, Offentlichkeits-
arbeit zu betreiben, wirksam zu erfillen. Schliel3lich sei zu bedenken, dass
ein Polizeiorchester fur die eigentliche Polizeiarbeit nicht benoétigt werde

und allenfalls mittelbar Nutzen fir die Polizei entfalten kdnne.

Das IM fihrt in seiner Stellungnahme vom 06.07.2004 aus, nach kritischer
Uberprifung und Abwagung der Vor- und Nachteile, wobei auch die Fest-
stellungen des LRH berlcksichtigt worden seien, habe es sich fur den Er-
halt des LPO entschieden. Das LPO stelle einen wichtigen Sympathietra-
ger fur die Polizei dar, es fungiere als Bindeglied zwischen Polizei und Be-
vilkerung und sei ein bedeutsames Instrumentarium fur die Offentlich-
keitsarbeit. Des Weiteren habe Polizeimusik eine lange Tradition und ver-
korpere einen Teil der "Polizeikultur" nach auf3en und nach innen, die sich
— wie Kultur tiberhaupt — einer reinen Kosten-Nutzen-Analyse entziehe.

Das Ministerium macht weiter geltend, die personellen und sachlichen Mit-
tel fur die Polizeimusik seien deutlich zuriickgefahren worden. Die vom

Kabinett seinerzeit beschlossenen Stelleneinsparungen wirden von der
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Entscheidung, das LPO zu erhalten, nicht berlhrt; sie wirden bis Ende

2005 vollstandig realisiert.

Schliel3lich weist das IM darauf hin, dass es sich bei den Beschaftigten
des LPO um ausgebildete und studierte Berufsmusiker handele, denen bei
einer Auflosung des LPO keine adaquaten Arbeitsplatze im Bereich der
Polizei angeboten werden konnten; ihnen musse dann betriebsbedingt
gekiindigt werden. Eine Reduzierung uber Altersabgange kdnne auch
nicht erfolgen, da die Spielfahigkeit des Orchesters schon bei fehlender

Besetzung einiger Instrumente nicht mehr gewahrleistet sei.

Zur Frage des LRH, welche Kriterien fur die geplante Endstarke des LPO
malf3geblich waren und ob nicht eine Verkleinerung des Klangkoérpers
denkbar sei, fuhrt das Ministerium aus, die Zielsollstarke von 45 Musikern
entspreche der durchschnittlichen Konzertbesetzung eines sinfonischen
Blasorchesters. Es sollten damit aber auch die Belange einer Big-Band
abgedeckt und attraktive Ensembles der E- und U-Musik erméglicht wer-
den. Im Vergleich zu anderen Bundesléandern liege das LPO damit im mitt-
leren Bereich. Eine Verkleinerung komme nicht in Betracht.

Die Bedenken des LRH gegen den Fortbestand des LPO sind nicht aus-
gerdaumt. Auch wenn die seinerzeit beschlossenen Stelleneinsparungen
vollstandig realisiert werden, bleibt doch festzuhalten, dass die fur das
LPO genutzten Personalstellen dem eigentlichen Aufgabenbereich der Po-

lizei dauerhaft entzogen sind.

Ausrichtung des Landespolizeiorchesters

Seine Aufgabe, zur polizeilichen Offentlichkeitsarbeit beizutragen, soll das
LPO durch Auftritte bei den eingangs genannten dienstlichen und aul3er-
dienstlichen Anlassen erfullen. Nahere Vorgaben zur Auswahl der Einsat-

ze — etwa hinsichtlich anzusprechender Zielgruppen — waren nicht festzu-
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stellen. Auch fand keine systematische Auswertung der Tatigkeit des LPO
im Sinne einer Effektivitatskontrolle nach Kriterien wie Auslastung des
LPO, Zuhotrerzahlen usw. statt; nur zeitweise waren so genannte Veran-
staltungsprotokolle mit Angaben zu Veranstaltern, geschatzten Zuhorer-

zahlen und qualitativer Bewertung der Auftritte gefihrt worden.

In finanzieller Hinsicht bestimmt der genannte Runderlass, dass fur Ein-
satze des LPO bei Anlassen ohne dienstliches oder 6ffentliches Interesse
eine marktibliche Vergitung auszuhandeln ist; nach einem entsprechen-
den Vermerk im Haushaltsplan kann bei Veranstaltungen, die wohltatigen
oder ahnlichen Zwecken dienen, auf ein Entgelt ganz oder teilweise ver-
zichtet werden. Feste Vergutungssatze waren nicht vorgegeben, es exis-
tierte lediglich eine ungefahre "Richtschnur”. Die Vergltungen wurden im
Einzelfall mit dem jeweiligen Veranstalter vereinbart, wobei Faktoren wie
z. B. Offentlichkeitswirkung, Bedeutung des Veranstalters, eigenes Inte-
resse des LPO eine Rolle spielten. Die vom LPO erzielten Einnahmen
standen dem Orchester fur Instrumente, Noten usw. zur Verfigung. Im
Jahr 2002 handelte es sich dabei um rd. 61.000 €, die im Landeshaushalt
indes nicht vollstandig erfasst wurden.

Nach den Feststellungen des LRH war das LPO im Jahr 2001 bei 127 und
2002 bei 141 Gelegenheiten in unterschiedlicher Besetzung aufgetreten.
Dabei hatte mehr als ein Viertel der Veranstaltungen innerdienstlichen
Charakter.

Der LRH kam aufgrund seiner Prufungsfeststellungen zu der Auffassung,
falls ein LPO uberhaupt auf Dauer unterhalten werden sollte, misse es
besser auf eine optimale Erfullung seiner Aufgabe ausgerichtet werden,
zur polizeilichen Offentlichkeitsarbeit beizutragen. Dazu gehore vor allem
die Entwicklung sachgerechter Leistungskriterien, mit denen sich die Ta-
tigkeit des LPO messen und steuern lasse. Genannt hat der LRH in die-
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sem Zusammenhang u. a. die Zahl der jahrlichen Auftritte, das anzuspre-
chende Publikum (Zielgruppen und Anzahl der Zuhorer) sowie die Art der
Veranstaltungen (innerdienstliche und sonstige), die fiir einen Einsatz des
LPO geeignet sind. Dabei sei im Hinblick auf die Aufgabe des LPO — Of-
fentlichkeitsarbeit fur die Polizei — erforderlich, den Einsatz bei innerdienst-

lichen Veranstaltungen deutlich einzuschranken.

Fur die gegebenenfalls zu vereinbarenden Vergitungen sollten nachvoll-
ziehbare Bemessungskriterien entwickelt werden. Auch wenn die Tatigkeit
des LPO nicht in erster Linie der Einnahmeerzielung diene, sollten doch
Moglichkeiten, einen Beitrag zur Kostendeckung zu erreichen, ausge-
schopft werden. Bedenken hat der LRH dabei auch dagegen erhoben,
dass die Einnahmen dem Orchester in vollem Umfang fur Instrumente und
Noten zur Verfugung standen. Die Einnahmen sollten seiner Ansicht nach
zur Deckung aller durch das LPO verursachten Kosten herangezogen

werden.

Das IM weist in seinem Schreiben vom 06.07.2004 darauf hin, dass mit
dem Erhalt des LPO auch tiber das Jahr 2005 hinaus eine Uberarbeitung
der bisherigen Ausrichtung einhergehe. Leitgedanke dabei sei, die dem
LPO zugewiesenen Aufgaben der Offentlichkeitsarbeit starker mit der poli-
zeilichen Aufgabenerledigung zu verzahnen. Die Effektivitat des LPO, die
sich in Geldwert nur schwer ausdriicken lasse, ergebe sich im Wesentli-
chen aus der musikalischen Qualitat, einem hohen Auslastungsgrad, einer
groRen Offentlichkeitswirkung bei den Auftritten sowie einer ausgepragten

Birgernédhe und Zielgruppenorientierung.

Das Ministerium zeigt weiter detailliert die Aktionsfelder auf, die von der
Offentlichkeitsarbeit des LPO kiinftig umfasst werden sollen. Die daruiber
hinausgehende Wahrnehmung von Reprasentationsaufgaben fir die Poli-

zei, die nur eine eingeschréankte Publikumswirksamkeit entfalten, soll auf
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definierte Einzelfélle (z. B. Einfuhrung oder Verabschiedung von Behor-
denleiterinnen/-leitern) beschréankt werden.

Die Auftritte des LPO sollen somit vorrangig im dienstlichen oder o6ffentli-
chen Interesse liegen, so dass keine Entgelte zu erheben sind. In anderen
Fallen werden nach Angaben des IM im Rahmen des Mdglichen Kosten-
deckungsbeitrdge geltend gemacht. Als Verhandlungsbasis dienten dabei
— nach Veranstaltungsart und eingesetztem Klangkorper gestaffelte —
Pauschsétze, die entsprechend der Forderung des LRH angemessen an-
gehoben worden seien. Zur Frage der Verwendung der Einnahmen hat
sich das IM bisher nicht geaul3ert. Das Finanzministerium hat mitgeteilt, es
werde geprift, ob die Zweckbestimmung insoweit auf "Ausgaben fir das

LPO" erweitert werden solle.

SchlieB3lich weist das IM darauf hin, dass auf den dargestellten Grundla-
gen jahrliche Zielvereinbarungen getroffen werden sollen. Hierfur relevan-
te Daten wdirden kinftig u. a. Uber Veranstaltungsberichte/Con-
trollingbdgen erhoben. Der die Aufgaben des LPO regelnde Erlass vom

24.08.1999 werde den neuen Gegebenheiten angepasst.

Damit sind die vom LRH im Fall des Fortbestands des LPO fiir erforderlich

gehaltenen MalRnahmen weitgehend getroffen oder eingeleitet worden.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.
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Dienstsport bei der Polizei

Die Prifung des Landesrechnungshofs bei verschiedenen Polizeibe-
horden zeigte im Bereich des Dienstsports fur Polizeibeamtinnen und
-beamte im Aul3endienst erhebliche Defizite auf. Diese bezogen sich
insbesondere auf die Erfullung der Verpflichtung zur Teilnahme und
auf die Anzahl der Ubungsleiterinnen und Ubungsleiter, die zwecks
Durchfihrung des Dienstsports in einer polizeieigenen Einrichtung

aus- und fortgebildet wurden.

Aufgrund der auch von ihm erkannten Mangel beabsichtigt das In-
nenministerium, ein Konzept fur die kiunftige Ausgestaltung des
Dienstsports zu entwickeln. Ziel ist, mit dem Dienstsport mehr als
bisher zur Gewahrleistung der fur den Polizeiberuf erforderlichen

korperlichen Leistungsféahigkeit beizutragen.

Ausgangslage

Der Polizeiberuf erfordert eine hohe korperliche Leistungsfahigkeit der Po-
lizeivollzugsbeamtinnen und -beamten (PVB); sie zahlt zu den Vorausset-
zungen fur professionelles Handeln. Das Innenministerium (IM) hat des-
halb in einem Erlass Regelungen uber den Sport in der Polizei getroffen.
Darin ist u. a. festgelegt, dass — unabhéngig von besonderen Trainings-
mal3nahmen oder sportlichen Aktivitaten in Einsatz- und Spezialeinheiten
— alle im Aul3endienst tatigen PVB wegen der erhéhten Anforderungen an
ihre Fitness nicht unter zwei Stunden Dienstsport im Monat zu leisten ha-
ben. Das IM geht davon aus, dass zur Erhaltung der korperlichen Fitness
auch eine sportliche Betatigung der PVB in der Freizeit erforderlich ist; mit
der Verpflichtung zum Dienstsport soll insoweit auch ein Anreiz geschatf-

fen werden.
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Der Dienstsport wird zumeist wochentlich in verschiedenen Sportarten an-
geboten und Uberwiegend von PVB geleitet, die in einer polizeieigenen
Einrichtung zu Ubungsleitern ausgebildet wurden. Er findet in den Polizei-
behorden teils zentral, teils aber auch — insbesondere fir die im Wach-
und Wechseldienst eingesetzten PVB — vor Ort in den einzelnen Dienst-

stellen statt.

Der grundsatzlich wahrend der Dienstzeit auszutibende Dienstsport bindet
bei den Polizeibehdrden Personalressourcen in erheblichem Umfang. Aus
einem Arbeitspapier des IM aus dem Jahr 2002 ergibt sich, dass bei Ein-
haltung der festgelegten Mindestzeit von monatlich zwei Stunden landes-
weit rechnerisch 480 Personalstellen durch den Dienstsport gebunden wéa-
ren. Hinzu kommen noch weitere Stellenbindungen durch die mit Organi-
sation und Durchfiihrung befassten Sportbeauftragten und Ubungsleiter

bei den Polizeibehorden.

Der LRH hat den Dienstsport bei drei grof3en Polizeiprasidien naher unter-
sucht und dariber hinaus die Sportbeauftragten bei weiteren Polizeibe-
horden befragt. Mit einbezogen in seine Erhebungen hat er auch die mit
der Ausbildung der Ubungsleiter befasste Einrichtung.

Teilnahme am Dienstsport

Im Rahmen seiner Prifung ist der LRH insbesondere der Frage nachge-
gangen, inwieweit PVB ihrer Verpflichtung nachkommen, mindestens zwei
Stunden Dienstsport im Monat zu leisten. Dabei ist er, um monatliche
Schwankungen auszugleichen, von einem Soll von 24 Stunden im Jahr
ausgegangen. Feststellungen zur tatsachlichen Teilnahme am Dienstsport
wurden dadurch erschwert, dass sie nur bei einem Polizeiprasidium mit
einem vom jeweiligen PVB zu fuhrenden Nachweis erfasst wurde. In den

beiden anderen Polizeiprasidien waren Unterlagen, aus denen Erkennt-
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nisse zum Teilnahmeverhalten zu entnehmen waren, teils tberhaupt nicht,

teils nur bezogen auf einzelne Dienststellen verflgbar.

Der LRH kam zu dem Ergebnis, dass nicht einmal die Halfte der bei den
drei Prasidien im AuRRendienst tatigen PVB der Mindestanforderung von
zwei Stunden Dienstsport im Monat bzw. 24 Stunden pro Jahr gentgt hat-
te; soweit feststellbar, lagen die Anteile zwischen 34 v. H. und 49 v. H. .
Erganzend durchgefiihrte Befragungen der Sportbeauftragten bei weiteren
Polizeibehdrden ergaben, dass dort allenfalls 50 v. H. der PVB im Aul3en-
dienst die Dienstsportverpflichtung erfullen durften. Das IM ging in dem
eingangs erwahnten Arbeitspapier landesweit von einem Anteil von "erfah-
rungsgeman zwischen 35 und 45v. H." aus. Diese Annahme erscheint

dem LRH aufgrund seiner Feststellungen realistisch.

Nahezu alle befragten Sportbeauftragten wiesen darauf hin, dass der
Dienstsport in erster Linie die ohnehin sportlich aktiven PVB erreiche. Die
Gruppe der Nichtsportler unter den PVB kénne hingegen nicht in nen-
nenswertem Umfang zur Teilnahme am Dienstsport bewegt werden. Wie-
derholt fuhrten Sportbeauftragte an, dass keine positiven Effekte fur den
Dienstsport zu erwarten seien, solange die Nichtteilnahme ohne Konse-
guenzen bliebe. Angesprochen wurde auch die Notwendigkeit, die korper-
liche Fitness der PVB zu Uberprifen (z. B. entsprechend den Anforderun-

gen fur den Erwerb des Sportabzeichens).

Als Fazit seiner Feststellungen hat der LRH dem IM in seinen Prifungs-

mitteilungen vom Februar 2004 Folgendes mitgeteilt:

Die PVB im AuRRendienst kommen ihrer Dienstsportverpflichtung tGberwie-
gend nicht nach. Es gibt keine gesicherten Erkenntnisse dariber, dass der
Dienstsport die erwartete Anreizfunktion entfaltet, also zu weiteren sportli-
chen Aktivitaten in der Freizeit fuhrt. Nach den Auskinften der Sportbeauf-

tragten nehmen vielmehr in erster Linie diejenigen PVB am Dienstsport
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teil, die ohnehin sportlich aktiv sind; die Gruppe der Nichtsportler wird da-
gegen praktisch nicht erreicht. Die korperliche Leistungsfahigkeit der PVB

wird nicht systematisch tberpruft.

Der LRH hat darauf hingewiesen, dass das Teilnahmeverhalten der PVB,
die damit Uberwiegend einer dienstlichen Verpflichtung nicht nachkom-
men, aullerst kritisch zu sehen ist. Daran &ndere auch der Umstand
nichts, dass aufgrund der geringen Beteiligung weniger Personal fur den
Dienstsport gebunden und damit anderen polizeilichen Aufgaben entzo-
gen wird. Das mit dem Dienstsport verfolgte Ziel, die sportliche Betatigung
der PVB auch auf3erhalb der Dienstzeit im Interesse ihrer Fitness zu for-
dern, werde weitgehend verfehlt, wenn — wofir die Feststellungen spre-
chen — hauptsachlich sportlich ohnehin aktive PVB am Dienstsport teil-
nehmen, wahrend sportlich inaktive PVB ihre Teilnahmepflicht nicht erful-

len.

Der LRH hat, auch zur Verbesserung des Teilnahmeverhaltens, Hand-
lungsbedarf gesehen und insbesondere die folgenden Empfehlungen ge-

geben:

e Es sollten Daten zum Dienstsportgeschehen erhoben und verfigbar
gemacht werden. Dabei ware u. a. die Teilnahme der PVB am
Dienstsport zu dokumentieren.

e Die fur den Polizeiberuf notwendige korperliche Leistungsfahigkeit der
PVB im AuRRendienst sollte systematisch Uberprift werden. Auf diese
Weise liel3e sich auch am ehesten feststellen, ob der Dienstsport sei-
nen Zweck erfullt.

e Auf Defizite bei der kérperlichen Leistungsfahigkeit sollte in geeigneter

Weise reagiert werden.
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Aus- und Fortbildung von Ubungsleiterinnen und Ubungsleitern

Dienstsport fur PVB im Aul3endienst findet in der Regel unter Leitung von
PVB statt. Diese werden in einer mit zahlreichen Aufgaben im Bereich des
Polizeisports betrauten polizeieigenen Einrichtung aus- und fortgebildet.
Ilhre Funktion als Ubungsleiter nehmen die PVB neben ihren sonstigen
Aufgaben wahr. Die Ausbildungslehrgdnge dauern jeweils vier Wochen,
Fortbildungslehrgange zwei bzw. eine Woche.

Die Aus- und Fortbildung von Ubungsleitern stellt einen nicht unerhebli-
chen Kostenfaktor dar; dabei sind zum einen die Kosten der Ausbildungs-
einrichtung und zum anderen die Personalkosten der Teilnehmer zu be-
ricksichtigen. Fur eine Aus- bzw. Fortbildungswoche hat der LRH — ab-
hangig von der Besoldungsgruppe der teilnehmenden PVB — Kosten in
Hohe zwischen rd. 1.140 € und rd. 1.770 € errechnet.

Zum Einsatz der Ubungsleiter bei den Polizeibehdrden hat der LRH fest-
gestellt, dass die genaue Anzahl der verfiigbaren Ubungsleiter nur bei ei-
nem der drei gepriften Polizeiprasidien bekannt war. Von den namentlich
erfassten Ubungsleitern — dies waren im Einzelnen zwischen 27 und 79
Personen — war nur ein Teil auch im Dienstsport aktiv. Gleichwohl wurden
fortwahrend — z. T. ohne Bedarfsermittiung — weitere Ubungsleiter aus-
und fortgebildet. Bei einer der gepruften Polizeibehdrden richtete sich die
Meldung zu Aus- bzw. Fortbildungslehrgangen im Wesentlichen nach der
Zahl der verfugbaren Platze.

Der LRH hat kritisiert, dass weitgehend ohne genaue Kenntnis Uber die
Zahl der vorhandenen Ubungsleiter und damit letztlich ohne Riicksicht auf
einen festgestellten Bedarf immer neue Ubungsleiter ausgebildet und vor-
handene regelméaRig fortgebildet wurden. Der LRH hat es fur notwendig
erachtet, dass bei den einzelnen Polizeibehorden die vorhandenen U-

bungsleiter erfasst werden. Die Meldung zu Aus- und Fortbildungsmal3-
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nahmen sei dann am (zusatzlichen) Bedarf an Ubungsleitern auszurich-

ten. Hierzu sei ein verbindlicher Bedarfsschlissel zu entwickeln.

Stellungnahme des Innenministeriums

In seiner ersten schriftichen Stellungnahme vom Januar 2005 unter-
streicht das IM erneut die Bedeutung der korperlichen Leistungsféahigkeit
der PVB fiur professionelles polizeiliches Handeln. Die Prifungserkennt-
nisse des LRH deckten sich im Wesentlichen mit eigenen Feststellungen.
Auch das Ministerium habe deshalb Handlungsbedarf gesehen. Bereits
anlasslich der Schlussbesprechung mit dem LRH habe man auf die Ab-
sicht hingewiesen, eine Arbeitsgruppe mit der Zielsetzung einzurichten,
den Sport in der Polizei einer kritischen Bestandsaufnahme zu unterzie-
hen und Optimierungsvorschlage zu erarbeiten. Dabei sollten auch die Er-

kenntnisse aus der Prufung des LRH einbezogen werden.

Aufgrund der Ergebnisse der Arbeitsgruppe werde nach intensiver Pru-
fung ein (Umsetzungs-) Konzept entwickelt. Dabei wirden auch beim
Bund und bei den anderen La&ndern vorhandene Erfahrungen bertcksich-
tigt. Ziel etwa notwendiger MalRnahmen werde insbesondere sein, das
Verhalten der PVB zu verandern, um die erforderliche kérperliche Leis-
tungsfahigkeit zu gewahrleisten. Da es hierbei besonders darauf ankom-
me, die Akzeptanz der Betroffenen zu gewinnen, sei eine eingehende

Vorbereitung des neuen Konzepts notwendig.

Der Schriftwechsel mit dem Ministerium dauert an.
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Schulen und Hochschulen

Offentliche Grundschulen

Nach den Feststellungen des Landesrechnungshofs sind viele
offentliche Grundschulen in Nordrhein-Westfalen zu klein. Die sich
hieraus fur das Land ergebenden Probleme werden sich bei weiterhin

stark rucklaufigen Schulerzahlen deutlich verstéarken.

Der Landesrechnungshof hélt es fur geboten, die Anzahl der Grund-
schulen durch Zusammenlegung oder Schlielung den sinkenden

Schiulerzahlen anzupassen.

Ausgangslage

In Nordrhein-Westfalen gibt es rd. 3.400 o6ffentliche Grundschulen, fur die
im Landeshaushalt 2003 rd. 32.000 Lehrerstellen ausgebracht waren. Sie
sind nach der Landesverfassung Gemeinschaftsschulen, Bekenntnisschu-
len oder Weltanschauungsschulen. Die jeweilige Schulart wird von den
Erziehungsberechtigten bestimmt. Derzeit gibt es in Nordrhein-Westfalen
nur Gemeinschaftsgrundschulen sowie katholische und evangelische Be-
kenntnisgrundschulen. In den anderen Landern - bis auf Ausnahmen in
Niedersachsen - sind die offentlichen Grundschulen Gemeinschaftsschu-

len.

Schultrager der 6ffentlichen Grundschulen sind die Gemeinden. Sie sind
verpflichtet, Grundschulen von Amts wegen oder auf Antrag der Erzie-
hungsberechtigten zu errichten und fortzufihren. Der Beschluss des
Schultragers uber die Errichtung, Anderung und Auflésung offentlicher
Grundschulen bedarf der Genehmigung der Bezirksregierung als Schul-

aufsichtsbehorde.
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Fur jede offentliche Grundschule hat der Schultrédger ein raumlich abge-
grenztes Gebiet als Schulbezirk zu bilden; benachbarte Schulbezirke kon-
nen sich Uberschneiden. Die Grundschule wird im Rahmen der allgemei-
nen Schulpflicht grundsatzlich von den Kindern, die in dem Bezirk woh-

nen, besucht.

Jede Grundschule muss nach der Landesverfassung entsprechend ihren
Bildungszielen nach Organisation und Ausstattung die Voraussetzungen
eines geordneten Schulbetriebs erfullen. Dazu gehoért in der Regel, dass
Grundschulen mindestens einziigig gegliedert sind, also je Jahrgang eine
Klasse haben. Fir die Errichtung einer einztigigen Grundschule sind der-
zeit 112 Schuler erforderlich. Die Grundschule kann fortgefihrt werden,
wenn sie mindestens zwei aufsteigende Klassen hat und den Schulern der
Weg zu einer anderen, mindestens einztigigen Grundschule nicht zuge-

mutet werden kann.

Der Landesrechnungshof (LRH) hat die Grol3e der o6ffentlichen Grund-
schulen und Grundschulklassen allein unter Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten am Beispiel eines Regierungsbezirks untersucht.

Wesentliche Prufungsfeststellungen

Grundschulen in einem Regierungsbezirk

Im Schuljahr 2003/2004 besuchten in dem untersuchten Regierungsbezirk
rd. 120.000 Schiler 526 offentliche Grundschulen; sie wurden in 5.039
Klassen unterrichtet. Die Grundschulen hatten durchschnittlich 227 Schu-
ler; die Bandbreite reichte von 16 Schilern in einer in Auflésung befindli-
chen Schule bis zu 661 Schilern. Rd. 44 v. H. der Grundschulen hatten
weniger als 200 Schiiler; 63 Schulen (rd. 12 v. H.) erreichten die fir die
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Neugrindung einer Grundschule erforderliche Anzahl von 112 Schilern
nicht (mehr).

Insgesamt 300 Grundschulen (57 v. H.) hielten den fur die Klassenbildung
vorgegebenen Klassenfrequenzrichtwert von 24 Schilern je Grundschul-
klasse nicht ein. Dazu gehdrten inshesondere die kleinen Schulen, die bis
zu 200 Schiler aufwiesen. Bei ihnen war der Anteil der Schulen, die den
Richtwert unterschritten, berdurchschnittlich hoch.

Schuler Schulen | Klassenfrequyenz unter 24
Schulen v. H.
bis 100 45 41 91,1 v. H.
101 bis 200 185 151 82,1v. H.
201 bis 300 193 91 47,1 v. H
tber 300 103 17 16,5v. H.
Gesamt 526 300 57,0v.H

GrundschulgréRe und Klassenfrequenz

Grinde fur kleine Schulen

Eine wesentliche Ursache fur die Vielzahl kleiner Grundschulen stellten
die rucklaufigen Schilerzahlen dar. Sie waren an den Grundschulen im
gepriften Regierungsbezirk in den Schuljahren 1998/1999 bis 2003/2004
von rd. 131.000 auf rd. 120.000, d. h. um 8,5 v. H., zurickgegangen. An

einzelnen Schulen betrug der Rickgang bis zu 48,5 v. H.

Ein weiterer Grund war in dem Nebeneinander von Gemeinschafts- und
Bekenntnisgrundschulen zu sehen. Von den 526 6ffentlichen Grundschu-
len waren 224 Gemeinschafts-, 278 katholische und 24 evangelische Be-
kenntnisgrundschulen. Es gab Gemeinden, in denen es nur eine katholi-

sche oder nur eine Gemeinschaftsgrundschule gab. In anderen Gemein-
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den wurden - in sich dUberschneidenden, héaufig unterschiedlich grol3en
Schulbezirken - sowohl Gemeinschafts- wie Bekenntnisgrundschulen vor-
gehalten; in diesen Fallen fuhrte das Nebeneinander dieser Schulen

zwangslaufig zu geringeren Schilerzahlen an den einzelnen Schulen.

DarlUber hinaus hatte der Zuschnitt einzelner Schulbezirke es ermoglicht,
Grundschulen in unmittelbarer rdumlicher N&he zueinander zu errichten
und weiterzufiihren. Der LRH hat 127 Grundschulen ermittelt, die nicht
mehr als 1.000 Meter von einer anderen Grundschule entfernt waren. Das
waren 24 v. H. der 526 Grundschulen des Regierungsbezirks. Oftmals be-
fanden sich die jeweiligen Grundschulen sogar in einem Gebaude mit i-
dentischer Postanschrift und gemeinsamem Schulhof oder sie teilten sich
bei verschiedenen Gebauden einen Schulhof. Bei 42 Schulen gehorte die
nahe gelegene Schule zu derselben Schulart; dabei handelte es sich in
zehn Fallen um zwei Gemeinschaftsgrundschulen und in elf Fallen um
zwei katholische Grundschulen. Dies deutet darauf hin, dass die Schulbe-
zirke entweder von Anfang an nicht oder nicht mehr optimal zugeschnitten

waren.

Nach den Feststellungen des LRH hatten nur wenige Schultrager auf die
Schiler- und Bevoélkerungsentwicklung durch Fortschreibung ihrer Schul-
entwicklungsplanung und SchlieBung bzw. Zusammenlegung Kkleiner

Grundschulen oder Anderung der Schulbezirke reagiert.

Auswirkungen kleiner Grundschulen

Kleine Grundschulen mit zu kleinen Klassen verursachen in vielfaltiger
Weise Probleme. Sie bendtigen, da sie mehr Klassen als vorgesehen bil-
den, auch mehr - vom Land zu bezahlendes - Lehrpersonal, als ihnen

nach der Lehrerbedarfsermittlung zusteht.
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Neben dem ohnehin erhdhten Personalbedarf benétigen kleine Grund-
schulen, wie der LRH in einem anderen Prufungsverfahren festgestellt hat,
auch mehr Landesmittel fur Vertretungsunterricht, da sie wegen der gerin-
gen Anzahl von zur Verfligung stehenden Lehrerstellen keine tragfahigen

Vertretungskonzepte entwickeln kénnen.

Im Ubrigen bendtigt auch jede noch so kleine Grundschule einen Schullei-

ter.

Voraussichtliche Entwicklung der Schulerzahlen

Die Grundschilerzahlen werden nach allen Prognosen bundes- wie lan-
desweit in den nachsten Jahren stark zurtickgehen. Im untersuchten Re-
gierungsbezirk wird diese Entwicklung - je nach Schulamts- und Schulbe-
zirk der einzelnen Schule - sehr unterschiedlich verlaufen. So wurde bei-
spielsweise ein besonders starker Ruckgang der Zahl der Grundschdiler in
den Innenstadtbereichen gré3erer Gemeinden prognostiziert, wahrend die
entsprechenden Anmeldezahlen in Neubaugebieten im Wesentlichen
gleich bleiben werden.

In zahlreichen Schulbezirken wird sich die aufgezeigte Problematik kleiner
Grundschulen weiter rasant beschleunigen, wenn die geringer werdenden
Schulerzahlen weiterhin auf eine unverédnderte Anzahl von Schulen verteilt

werden sollen.

Schliefung/Zusammenlegung von Grundschulen

Da nach alldem fir den LRH aulRer Frage steht, dass die Anzahl der
Grundschulen den sinkenden Schilerzahlen angepasst werden muss, hat
er untersucht, welche Schulen als erste fur eine SchlieRung oder Zusam-
menlegung mit einer anderen Grundschule in Betracht kamen. Nach sei-

ner Auffassung sind dies die bereits erwdhnten 127 Grundschulen, die
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nicht mehr als 1.000 Meter voneinander entfernt liegen. Unzumutbare
Schulwegezeiten oder Schulwegestrecken wirden in diesen Fallen in der
Regel nicht entstehen.

Fur die 127 Grundschulen im untersuchten Regierungsbezirk ergaben sich
insgesamt 71 Mdoglichkeiten zur Zusammenlegung; bei einigen Schulen
boten sich mehrere Alternativen an. Theoretisch kbnnten auf diese Weise,
nach einer Auswertung des LRH, bis zu 147 Klassen entfallen. Dabei ist
dem LRH bewusst, dass es in jedem Einzelfall weitergehender Untersu-

chungen vor Ort bedarf.

Dies gilt auch bezuglich des benétigten Schulraums. Vergleichsweise un-
problematisch misste eine Zusammenlegung in den Fallen mdglich sein,
in denen die Schulen in demselben oder in nebeneinander liegenden Ge-
baude(n) untergebracht sind oder nur wenige hundert Meter auseinander
liegen, sodass ggf. auch an eine (voriibergehende) Unterbringung an zwei

Standorten gedacht werden kénnte.

Wirdigung und Empfehlungen

Der LRH hat das Ministerium fur Schule, Jugend und Kinder im Oktober
2004 lber die Untersuchungsergebnisse unterrichtet und darauf hinge-
wiesen, dass der untersuchte Regierungsbezirk als reprasentativ fur das

Land NRW angesehen werden koénne.

Angesichts der aufgezeigten Handlungsmoglichkeiten und im Hinblick
darauf, dass die Schultrager bisher nur in unzureichendem MaRRe Konse-
guenzen aus den stark ricklaufigen Grundschulerzahlen gezogen hatten,
halte es der LRH in Zeiten standig knapper werdender Finanzmittel der 6f-
fentlichen Hand fur geboten, zu prufen, ob sich das Land in Zukunft noch

eine so groRe Anzahl von Grundschulen in raumlicher Nahe leisten kénne.
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Aus der Sicht des LRH sei vordringlich zu entscheiden, was mit den 6f-
fentlichen Grundschulen geschehen solle, bei denen die Voraussetzungen
eines geordneten Schulbetriebs nicht mehr gewahrleistet sind. Konse-
guenterweise mussten sie aufgelost werden.

Darlber hinaus stelle sich die Frage, ob nicht Mindestgré3en, die deutlich
oberhalb der derzeitigen Voraussetzungen eines geordneten Schulbe-
triebs angesiedelt sind, fir den Regelfall festgeschrieben werden sollten,

etwa im Sinne einer zweizlgigen Grundschule.

Unabhé&ngig davon sollten Grundschulen, die sich in unmittelbarer Nach-
barschaft oder in einer Entfernung von weniger als 1.000 Metern befinden,
regelmaRig zusammengefasst werden und auch bei dariber hinausge-
henden Entfernungen sollten Zusammenschliisse in Betracht gezogen

werden.

Schlief3lich hat der LRH angeregt, ggf. Gesetzesanderungen in Betracht

ZuU ziehen.

Weiterer Schriftwechsel

Das Ministerium hat in einer ersten Stellungnahme die Feststellungen des

LRH weitgehend bestatigt und im Wesentlichen Folgendes mitgeteilt:

Dem Ziel, die Grundschullandschaft effizienter zu gestalten, ohne dass
dies auf Kosten der Kinder geschehe (,kurze Beine, kurze Wege*), werde
zugestimmt. Dieser Zielsetzung sei grundsatzlich auch die Schulentwick-
lungsplanung der Schultrager verpflichtet, die im Rahmen des kommuna-
len Selbstverwaltungsrechtes nicht nur tber die Errichtung, sondern auch
Uber die SchlieBung von Schulen zu entscheiden hatten. Zur Umsetzung
dieses Ziels enthalte die Analyse des LRH wertvolle Hinweise Uber beste-

hende Optimierungspotenziale.
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Angesichts dieser bereits bestehenden Potenziale, der absehbaren de-
mografischen Entwicklung insgesamt und der spezifischen Entwicklung in
einzelnen Kommunen sei eine Uberprifung und grundlegende Uberarbei-
tung der kommunalen Planungen durch die Schultrdger angezeigt. Das
schlieBe eine Prifung von bestehenden Schulbezirken und die Zusam-

menlegung bestehender Schulstandorte durch die Schultrager ein.

Die der Schulaufsicht zu Verfigung stehenden rechtlichen Instrumenta-
rien, Schultrager anzuhalten, ihrer gesetzlichen Verpflichtung zur Gewahr-
leistung angemessener Klassen- und Schulgréf3en nachzukommen, seien
begrenzt. Um ggf. auch gegen den Willen eines Schultragers Schliel3un-
gen oder Zusammenlegungen zu erreichen, misse die Kommunalaufsicht
eingebunden werden. Ziel des Ministeriums sei es, - auch wegen der ab-
sehbaren demografischen Entwicklung - fur eine starkere Kooperation

Sorge zu tragen.

Von den vom LRH genannten 63 Schulen mit weniger als 112 Schilern
seien zwischenzeitlich zwei Schulen aufgelost worden. Fir die Gbrigen
Schulen, die weniger als 72 Schuiler aufwiesen, habe das Ministerium eine
Uberpriifung durch die Schulaufsicht sowie eine enge Kooperation mit der
Kommunalaufsicht angeregt. Fur die Schulen, die mehr als 72 und weni-
ger als 112 Schuler hatten, bestehe angesichts der demografischen Ent-

wicklung in der Perspektive Handlungsbedarf fir den Schultrager.

Bei den vom LRH aufgezeigten 71 Mdglichkeiten einer Zusammenlegung
von Schulen, die nicht mehr als 1.000 Meter auseinander liegen, handele
es sich in 49 Fallen um unterschiedliche Schularten. Zwar sei auch eine
solche Zusammenlegung grundsatzlich moglich, es miusse dann jedoch
ein Bestimmungsverfahren zur Festlegung der Schulart durch die Erzie-
hungsberechtigten durchgefuhrt werden. Fiur die 22 Falle, in denen die
Schulen zur gleichen Schulart gehoérten, werde das Ministerium den
Schultragern optimierende MalRnahmen empfehlen. Dartber hinaus habe
der LRH nicht hinreichend bertcksichtigt, dass das Nebeneinander von
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Gemeinschafts- und Bekenntnisgrundschulen verfassungsrechtlich ge-

schutzt sei.

Bezuglich der vom LRH genannten Zahl nicht bendtigter Klassen gibt das
Ministerium zu bedenken, ob die rechnerisch richtige Berechnung des
LRH der tatsachlichen Situation einer Schule gerecht werde. Die der Be-
rechnung zugrunde gelegte hochste zulassige Anzahl von Schilern je

Klasse sei nicht die Zielmarke des Ministeriums.

Der LRH hat klar gestellt, dass dies auch nicht sein Ziel sei. Der Hochst-
wert sei lediglich Ausgangspunkt seiner Berechnung gewesen; die sich
daraus ergebenden tatsachlichen Klassenfrequenzen waren ganz Uber-

wiegend deutlich niedriger.

Hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Verankerung von Gemeinschafts-
und Bekenntnisgrundschulen hat der LRH deutlich gemacht, dass er diese
nicht in Frage gestellt habe. Aus der Sicht der Finanzkontrolle sei nicht
entscheidend, welcher Schulart die ,neuen* Grundschulen nach Durchfiih-
rung eines Bestimmungsverfahrens angehoren, sondern dass Grundschu-

len wirtschaftlich betrieben werden.

Schliel3lich hat der LRH das Ministerium gebeten, nicht nur bei den Klei-
nen oder nah beieinander liegenden Schulen des untersuchten Regie-
rungsbezirks eine SchlieRung oder Zusammenlegung zu prifen, sondern

auch bei den Grundschulen in den anderen Regierungsbezirken.

Darluber hinaus hat der LRH darauf hingewiesen, dass sich das Ministeri-
um zu den vom LRH angeregten Gesetzesadnderungen nicht geauf3ert ha-
be. Dasselbe gelte fir die vom LRH aufgeworfene Frage, ob nicht Min-
destgroRen, die deutlich oberhalb der derzeitigen Voraussetzungen eines
geordneten Schulbetriebs angesiedelt seien, fur den Regelfall festge-
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schrieben werden sollten, etwa im Sinne einer zweizugigen Grundschule.

Insoweit hat der LRH das Ministerium erneut um Stellungnahme gebeten.

Der Schriftwechsel dauert an.
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Gymnasiale Oberstufen der Gesamtschulen

Der Landesrechnungshof hat die gymnasialen Oberstufen der 6ffent-
lichen Gesamtschulen hinsichtlich ihrer Grof3e und des vorgehalte-
nen Unterrichtsangebots untersucht. Jede vierte Oberstufe erreichte
nicht die in der urspringlichen Regelung zur Schulentwicklungspla-
nung vorgesehene MindestgroRe. Uber die Halfte der Gesamtschulen
hatte kleinere und mehr Kurse gebildet, als nach den Landesvorga-
ben Uber die durchschnittliche KursgréRe zuldssig waren. Den hier-
aus resultierenden Lehrermehrbedarf glichen sie auch durch die In-
anspruchnahme von Lehrerressourcen aus, die fur die Sekundarstu-
fe | vorgesehen waren. Kooperationsmoglichkeiten mit anderen Ge-
samtschulen oder Gymnasien blieben hingegen weitgehend unge-

nutzt.

Der Landesrechnungshof hélt es bei kleinen Oberstufen fur erforder-
lich, bereits getroffene Standortentscheidungen kritisch zu hinterfra-
gen und bestehende Oberstufen notfalls auslaufen zu lassen. Insge-
samt erscheint es notwendig, die Beratung und Kontrolle durch die
Schulaufsicht zu intensivieren und Kooperationsmadglichkeiten bes-

Ser zu nutzen.

Vorbemerkung

In Nordrhein-Westfalen bilden die Jahrgangsstufen 11 bis 13 an Gymna-

sien und Gesamtschulen die gymnasiale Oberstufe. Sie besteht aus einer

100

einjahrigen Einfuhrungsphase™ und einer zweijahrigen Qualifikationspha-

100

Nach § 18 Absatz 1 Schulgesetz NRW vom 15. Februar 2005 umfasst die gymnasiale Oberstufe eine zweijahrige Qualifi-

kationsphase, der eine einjahrge Einfuhrungsphase vorgeschaltet werden kann.
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se, in der der Unterricht anstatt in Klassen in Grund- und Leistungskursen
durchgefuhrt wird.

Wegen der vergleichsweise geringen Anzahl von Oberstufenschilern an
Gesamtschulen und im Hinblick darauf, dass nach einer Prognose des
Ministeriums fur Schule, Jugend und Kinder (MSJK) auch die Schilerzah-
len der Gesamtschulen ab dem Schuljahr 2005/2006 deutlich zurtickge-
hen werden, hat der Landesrechnungshof (LRH) die Organisation der
gymnasialen Oberstufen an den offentlichen Gesamtschulen des Landes
mit dem Ziel untersucht, Optimierungspotentiale aufzuzeigen. Er ist dabei
insbesondere den Fragen nachgegangen,

¢ wie grof3 die Oberstufen der einzelnen Gesamtschulen waren,

e wie viele Kurse sie gebildet hatten und wie grof3 diese Kurse waren,

e in welchem Umfang Kooperationsmoglichkeiten mit anderen Schulen

genutzt wurden.

Untersuchungszeitraum war das Schuljahr 2002/2003.

Wesentliche Prifungsfeststellungen

OberstufengrofRen der Gesamtschulen

Die Gesamtschule wurde im Jahr 1981 in Nordrhein-Westfalen als eigen-
standige Schulform eingefuhrt. In einem differenzierten Unterrichtssystem
ermdglicht sie Bildungsgange, die ohne Zuordnung zu den traditionellen
Schulformen - Hauptschule, Realschule, Gymnasien - zu allen Abschlis-
sen der Sekundarstufe | fihren; die Sekundarstufe Il wird in der Regel als

gymnasiale Oberstufe gefuhrt.

Im Untersuchungszeitraum gab es 203 - z. T. noch im Aufbau befindliche -
offentliche Gesamtschulen, die von rd. 214.000 Schiilern besucht wurden.

Mit Ausnahme einer staatlichen Versuchsschule waren alle Gesamtschu-
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len als Schulen der Sekundarstufen | und Il genehmigt worden. An 188
Gesamtschulen war bereits eine gymnasiale Oberstufe eingerichtet; diese
umfasste bisher allerdings nur an 180 Schulen alle Jahrgangsstufen von
11 bis 13.

Diese 180 Oberstufen hatten durchschnittlich 156 Schuler; die Bandbreite
reichte von 78 bis zu 337 Schilern. Jede vierte Gesamtschule wies weni-
ger als 120 Oberstufenschiler auf und lag damit unter der Mindestzahl
von 42 Schilern je Jahrgangsstufe, die eine - spater weggefallene - Rege-

lung zur Schulentwicklungsplanung urspriinglich vorgesehen hatte.

Ein direkter Zusammenhang zwischen den Schiilerzahlen einer Gesamt-
schule insgesamt und der Grol3e ihrer Oberstufe war nicht erkennbar; es
gab sowohl grof3e Schulen mit kleinen Oberstufen als auch umgekehrt.
Erhebliche Unterschiede bei den Ubergangsquoten von der Sekundarstu-
fel in die Sekundarstufe Il in einer Bandbreite zwischen 16 v. H. und
85 v. H. wiesen standortbezogen vielmehr auf unterschiedliche Schilerzu-
sammensetzungen hin. So bestand eine wesentliche Ursache fur kleine
Oberstufen selbst an grofien Gesamtschulen darin, dass diese Standorte
einen Uberproportionalen Anteil an Schilern mit Hauptschulbefahigung
auswiesen. Einzelne Gesamtschulen waren bewusst als Hauptschulersatz
geplant und errichtet worden. In 27 Gemeinden mit Gesamtschulen gab es
Uberhaupt keine Hauptschulen. Die sonst als Angebotsschulen betriebe-
nen Gesamtschulen hatten dort faktisch die Funktion einer Pflichtschule
Ubernommen. Diese Entwicklung verursachte standortbezogen erhebliche
Schwierigkeiten, ausreichend Schiler fur die gymnasiale Oberstufe zu

gewinnen.

Konsequenzen waren aus dieser Entwicklung bisher nur vereinzelt gezo-
gen worden. Dazu zahlte etwa eine Gesamtschule, die durch einen Schul-
verband in der Weise betrieben wurde, dass die Sekundarstufe | an zwei
Standorten und die Sekundarstufe Il an einem Standort vorgehalten wur-
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de. In zwei weiteren Féllen hatte die Bezirksregierung (BR) die Einrichtung
einer gymnasialen Oberstufe mit der Begriindung ausgesetzt, dass eine
ausreichende Zahl hinreichend qualifizierter Schuler nicht prognostiziert

werden kénne.

Anzahl und Grof3e der durchgefihrten Kurse

Die Grundstruktur des Unterrichts in der gymnasialen Oberstufe ist in ei-
ner Verordnung abschlielend vorgegeben. Hiernach wahlen die Schiler
die fur ihre jeweilige Schullaufbahn erforderlichen Grund- und Leistungs-
kurse aus dem Unterrichtsangebot der Schule. Dabei sind Mindestbele-
gungspflichten zu beachten. In der Jahrgangsstufe 11 missen die Schuler
in mindestens zehn Fachern unterrichtet werden; die Schule muss unter
bestimmten Voraussetzungen dariber hinaus noch zwei weitere Facher
anbieten. Aus diesen Fachern wahlen die Schiler zu Beginn der Jahr-
gangsstufe 12 mindestens sechs Grund- und zwei Leistungskurse; die

Schule hat funf Facher als Leistungskurse zur Wahl zu stellen.

Daraus folgt, dass die Schulen bereits bei der erstmaligen Einrichtung von
Kursen die sich daraus ergebenden individuellen Fortfiihrungs- und Bele-
gungspflichten der Schuiler bertucksichtigen mussen. Dabei liegt auf der
Hand, dass in groRen Oberstufen, denen entsprechend mehr Lehrer zur
Verfigung stehen, grundséatzlich mehr Unterrichtsfacher angeboten wer-

den kdnnen als in kleinen.

Nach den Feststellungen des Landesrechnungshofs (LRH) wurde dieser
Tatsache gleichwohl an vielen Schulen nicht Rechnung getragen. Zwar
gab es einerseits kleine Oberstufen, die ihr Angebot in der Jahrgangsstufe
11 auf zwolf Grundkursfacher und in der Jahrgangsstufe 12 auf zwei Leis-
tungskursfacher beschrankten. Es gab aber auch Oberstufen mit weniger

als 100 Schulern, die in der Jahrgangsstufe 11 in bis zu 17 F&chern
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Grundkurse und in der Jahrgangsstufe 12 bis zu funf Leistungskurse
durchfihrten. Vertreter der Schulaufsicht und der Schulen erklarten dazu,
in vielen Oberstufen wirden haufig deswegen so viele verschiedene Kur-
se angeboten, um die Attraktivitdit der Gesamtschulen und damit den
Schulerzulauf zu erhéhen.

Die Konsequenz aus der Einrichtung zu vieler Kurse ist, dass der in der
Verordnung zu 8 5 Schulfinanzgesetz fur die gymnasiale Oberstufe vorge-
gebene Klassenfrequenzrichtwert nicht eingehalten werden kann, nach
dem die durchschnittliche Teilnehmerzahl aller Oberstufenkurse einer

Schule den Wert von 19,5 nicht unterschreiten darf.

Im Schuljahr 2002/2003 wurde dieser Klassenfrequenzrichtwert - wie auch
in den Jahren zuvor - bereits bei einer landesweiten Betrachtung unter-
schritten; bezogen auf alle Gesamtschulen des Landes lag die durch-
schnittliche Kursgrof3e bei rd. 19,17. Bezogen auf die einzelnen Schulen
bewegten sich die aus allen Kursen gebildeten Durchschnittswerte zwi-
schen rd. 14 und 23 Teilnehmern. Insgesamt hielten 110 Gesamtschulen
den Richtwert im Durchschnitt ihrer Kurse nicht ein; dazu gehorten bis auf
eine Ausnahme alle Oberstufen mit weniger als 120 Schilern.

Der Klassenfrequenzrichtwert ist eine (von mehreren) Berechnungsgrof3en
fur den Bedarf an Lehrerstellen, die fur eine bestimmte Anzahl von Schi-
lern in der gymnasialen Oberstufe benétigt werden. Werden - wie im
Schuljahr 2002/2003 - mehr Kurse gebildet, als nach dem Richtwert vor-
gesehen, fuhrt dies zwangslaufig dazu, dass der ermittelte Lehrerbedarf

nicht auskommlich sein kann.

Da die Kurse gleichwohl stattgefunden hatten, ist der LRH der Frage nach
der Herkunft dieser zusatzlich bendétigten Lehrerressourcen nachgegan-
gen. Ein Ausgleich durch Stelleniberhdnge schied, von méglichen Einzel-
fallen abgesehen, aus, da landesweit nur rd. 99 v. H. der ausgewiesenen
Stellen besetzt waren. Nach den Feststellungen des LRH kam nur die In-
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anspruchnahme von Lehrerressourcen aus dem fur die Sekundarstufe |
ermittelten Bedarf in Betracht, und zwar aus den Stellenzuschlagen fur
Mehrbedarfe in der Sekundarstufe | wie Ganztagsunterricht und Forder-
mal3nahmen fir ausléandische und ausgesiedelte Schiler. Der Schulauf-
sicht lagen keine aussagekraftigen Erkenntnisse Uber die tatsachliche
Verwendung dieser Stellenzuschlage vor. Vertreter betroffener Schulen
raumten ein, dass die fur die gymnasiale Oberstufe benotigten zuséatzli-
chen Lehrerkapazitaten zumindest teilweise aus Ganztagszuschlagen ab-

gedeckt wirden.

Die Uber- oder Unterschreitung des Klassenfrequenzrichtwertes durch die
einzelnen Schulen ist den Amtlichen Schuldaten zu entnehmen, die auf
Meldungen der Schulen zum 15.10. des laufenden Schuljahres beruhen.
Zu diesem Zeitpunkt ist eine Einflussnahme auf die Kursbildung kaum
noch moglich. Gleichwohl hatte sich nur eine Bezirksregierung (BR) von
den Schulen bereits im Mai Uber die Kursplanungen fur das kommende
Schuljahr unterrichten lassen, um ggf. noch korrigierend eingreifen zu

kdénnen.

Kooperation

Eine Mdglichkeit, das Kursangebot zu erweitern, bietet die Kooperation mit
anderen Schulen. Dementsprechend sind Gesamtschulen und Gymnasien
mit gymnasialer Oberstufe grundsétzlich zur Zusammenarbeit verpflichtet,
um ein gréRtmaogliches Wahlangebot an Grund- und Leistungskursen in al-

len Fachern zu gewahrleisten.

Trotz dieser Verpflichtung und obwohl die rdumlichen Voraussetzungen
grof3tenteils vorlagen, waren rd. 58 v. H. der untersuchten Gesamtschulen
keine Kooperation mit anderen Schulen mit gymnasialer Oberstufe einge-

gangen. Soweit es eine Zusammenarbeit gab, beschrankte sie sich vor-
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wiegend auf ein Fach oder wenige Facher. Weitergehende mittelfristig ab-
gestimmte Kooperationsformen stellten die absolute Ausnahme dar. Eine
Zusammenarbeit unterblieb selbst dann, wenn die Gesamtschulen nicht in
der Lage waren, das notwendige Differenzierungsangebot im Leistungs-
kursbereich zu unterbreiten. Die Ursachen fur diese Zurlickhaltung waren
lokal unterschiedlich, genannt wurde u. a. die fehlende gegenseitige Ak-

zeptanz von Gesamtschulen und Gymnasien.

Wiurdigung und weiterer Schriftwechsel

OberstufengrofRen der Gesamtschulen

e Der LRH hat das MSJK uber die Untersuchungsergebnisse informiert
und nachdrtcklich insbesondere auf die Vielzahl kleiner Oberstufen an
den Gesamtschulen hingewiesen, die kaum in der Lage seien, den
vorgegebenen Klassenfrequenzrichtwert einzuhalten. Insbesondere
kleine Oberstufen mit weniger als 120 Schilern hatten zudem erkenn-
bare Schwierigkeiten, im Rahmen ihrer geringen Personalressourcen
ein grol3tmogliches Wahlangebot an Grund- und Leistungskursen vor-
zuhalten. Bei einem minimalen Differenzierungsangebot seien aber
negative Auswirkungen auf das Anmeldeverhalten der Schuler insbe-
sondere an Standorten mit alternativen Mdglichkeiten nicht auszu-
schlieRen. Damit stelle sich zwangslaufig erneut die - bereits im Jahr
1999 in einem Ministerschreiben an die Schulleitungen problematisier-
te - Frage, an welchen Gesamtschulen kiinftig noch eine eigene gym-

nasiale Oberstufe betrieben werden solle.

Insoweit habe der LRH zur Kenntnis genommen, dass nach dem neu-
en (unterdessen verabschiedeten) Schulgesetz die Einrichtung gym-
nasialer Oberstufen schulformubergreifend kinftig wieder an Mindest-
schilerzahlen gebunden werden solle. Er halte es allerdings fiir gebo-

ten, dartber hinaus auch bereits getroffene Standortentscheidungen
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kritisch zu hinterfragen und bestehende Oberstufen notfalls auslaufen

Zu lassen.

Im Ubrigen hat der LRH das MSJK gebeten, ihm fir die Oberstufen
mit weniger als 100 Schilern eine Prognose Uber die Entwicklung der
Schilerzahlen fur einen Zeitraum von mindestens fiinf Jahren vorzu-
legen. Erganzend sollte es mitteilen, welche Mal3nahmen beabsichtigt
seien, um die Einhaltung des Klassenfrequenzrichtwertes bei Beibe-
haltung eines auch unter padagogischen Gesichtspunkten vertretba-
ren Mindestdifferenzierungsangebots - ggf. unter Berlcksichtigung
vorhandener Kooperationsmaglichkeiten - zu gewahrleisten.

Zur Thematik ,OberstufengréRe” hat das MSJK zunéachst ausgefihrt,
die Ursachen fir zu kleine Oberstufen seien unterschiedlich und
missten in jedem Einzelfall bewertet werden. Dabei sei allerdings zu
berticksichtigen, dass allein der Schultrager im Rahmen seines kom-
munalen Planungsermessens entscheide, wo eine Gesamtschule er-
richtet werden solle. Bei der dann erforderlichen Prifung der Geneh-
migungsvoraussetzungen fur die Schule durch die Schulaufsicht spiel-

ten sozialdemografische Daten keine Rolle.

Die Frage, ob Gesamtschulen tber die zwei bestehenden Félle hinaus
bei Problemen mit der Oberstufengréf3e nur als Schulen der Sekun-
darstufe | gefuhrt werden sollten, bedirfe letztlich einer bildungspoliti-
schen Entscheidung. Soweit im Einzelfall die Grb3e der gymnasialen
Oberstufe auf Dauer nicht deutlich Gber 100 Schilern liege, sei in
mehreren Schritten zu untersuchen,

= welche Bedeutung die bestehende kleine gymnasiale Oberstufe

fur die regionale Schulversorgung habe,
= ob durch Zusammenlegung von zwei Schulen das Oberstufen-

problem ohne Nachteile gelést werden kénne und
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= welche wirtschaftlichen Auswirkungen Organisationslosungen héat-

ten, die als Alternative zur Verfligung stinden.

Im Ubrigen ist das MSJK der Bitte des LRH nachgekommen und hat
fur die insgesamt 15 Schulen, die auch im Schuljahr 2003/2004 nicht
mehr als 100 Oberstufenschuler hatten, jeweils eine ausfihrliche
Prognose Uber die zukiinftige Entwicklung abgegeben.

Auf diese Einzelprognosen hin hat der LRH in vier der 15 Féalle die
Prufungsmitteilungen wegen zwischenzeitlich vollzogener Umstruktu-
rierungsmalRnahmen bzw. deutlich angestiegener Schilerzahlen und
Klassenfrequenzen flur erledigt erklart. Bezuglich weiterer funf Ge-
samtschulen hat der LRH das MSJK um Vorlage erganzender Unter-
lagen bzw. Auskiinfte gebeten. Beziglich einer Gesamtschule hat der
LRH gebeten, die Entwicklung der Schule weiter zu beobachten, bis-
her nicht ausgeschopfte Kooperationsmdglichkeiten zu initiieren und
ihn Uber den Fortgang der Angelegenheit zu unterrichten, sobald die
Schulerzahlen fur das Schuljahr 2005/2006 vorliegen.

Den funf verbleibenden Gesamtschulen dirfte es nach der vom MSJK
vorgelegten Prognose allerdings nicht gelingen, Oberstufen von mehr
als 100 Schulern zu erreichen. Insoweit hat der LRH einzelfallbezogen
unterschiedlichen Handlungsbedarf gesehen.

Der Auffassung des MSJK, bei der Genehmigung einer Schule (bzw.
der gymnasialen Oberstufe dieser Schule) spielten sozialdemografi-
sche Daten keine Rolle, hat der LRH widersprochen. Nach den Ge-
setzesvorgaben sei es durchaus zulassig, die Genehmigung zu ver-
sagen, soweit die vom Schultrdger vorgelegte Schilerprognose nicht
den Vorschriften tber die Schulentwicklungsplanung entspreche bzw.
nicht realistisch erscheine. Von dieser Moglichkeit sei in der Vergan-

genheit allerdings, wie Genehmigungen zeigten, die trotz erheblicher
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Bedenken erteilt worden seien, zu zurtickhaltend Gebrauch gemacht

worden.

Den vom MSJK vorgesehenen mehreren Untersuchungsschritten bei
Oberstufen, die auf Dauer weniger als 100 Schuler aufweisen, hat der
LRH grundsétzlich zugestimmt. Der Begriff ,auf Dauer* bedurfe ange-
sichts der seit Jahren bekannten Defizite an einzelnen Standorten al-

lerdings einer Konkretisierung.

Unabhangig davon sei zudem zu fragen, welche Einflussmoglichkeiten
das Land habe, wenn bereits genehmigte gymnasiale Oberstufen eine
MindestgréRe unterschritten und mangels der vom MSJK aufgezeig-
ten vorrangig zu untersuchenden Handlungsalternativen eine padago-
gischen wie wirtschaftlichen Gesichtspunkten Rechnung tragende
Oberstufenorganisation nicht gewahrleistet werden kénne. Vor dem
Hintergrund der defizitdren Haushaltslage des Landes und angesichts
der prognostizierten rucklaufigen Schilerentwicklung sei es erforder-
lich, entsprechende Handlungsspielraume des Landes zu nutzen oder
gof. durch Anderung des Schulgesetzes zu schaffen. Insoweit sei zu
begrifRen, dass fir die Errichtung gymnasialer Oberstufen wieder
Mindestschilerzahlen vorgeschrieben wirden. Es fehlten jedoch - an-
ders als bei den Ubrigen Schulstufen - vergleichbare Mindestzahlen fur

den fortlaufenden Schulbetrieb.

Anzahl und Gr6R3e der durchgefihrten Kurse

Zur Unterschreitung des Klassenfrequenzrichtwertes hat der LRH ins-
besondere darauf hingewiesen, dass dies nicht nur unter formellen
Gesichtspunkten zu beanstanden sei. Denn die daftr urséachliche Ein-
richtung zusatzlicher Kurse fihre im Regelfall dazu, dass auch fur die

Sekundarstufe | vorgesehene Lehrerressourcen in Anspruch genom-
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men werden mussten. Dies mége im Einzelfall zwar sachgerecht sein.
Grundsatzlich sei jedoch zu bedenken, dass diese Ressourcen auch
fur weitere Angebote in der Sekundarstufe | genutzt werden kénnten.
Daher sei ihr Einsatz in der Oberstufe zumindest insoweit kritisch zu
hinterfragen, als diese Praxis zu Lasten einer - im Vergleich zu den
gymnasialen Oberstufen - unverhaltnismalig grofReren Anzahl von
Schilern gehe, die zudem nach dem Bildungsansatz der Gesamt-
schule eine besonders intensive Férderung erfahren sollten.

Soweit die fraglichen Ressourcen aus dem fir die Sekundarstufe | be-
stimmten Unterrichtsmehrbedarf resultierten, habe der LRH im Verlauf
des Prifungsverfahrens zur Kenntnis genommen, dass auch nach
Auffassung des MSJK eine Nutzung dieser Stellenzuschlage fir die
Oberstufe unzuléssig sei und dass neue bzw. in Vorbereitung befindli-

che Erlassregelungen insoweit Abhilfe schaffen sollten.

Im Ubrigen sei es nach Auffassung des LRH dringend erforderlich,
dass die Schulaufsichtsbehtérden, denen die Unterschreitung des
Klassenfrequenzrichtwertes durch eine erhebliche Anzahl von Schulen
seit Jahren bekannt sei, in verstarktem Mal3e ihren Aufsichts- und Be-
ratungsfunktionen nachkdmen. Das nur von einer BR praktizierte Ver-
fahren einer generellen Abstimmung der Kursplanung bereits vor Be-
ginn des neuen Schuljahres erscheine besonders geeignet, Fehlpla-
nungen rechtzeitig zu korrigieren, und sollte deshalb bei allen BR ein-

gefuhrt werden.

Das MSJK hat dazu mitgeteilt, die Nichteinhaltung des Klassenfre-
guenzrichtwertes im Schuljahr 2002/2003 l6se insbesondere wegen
der stark von den Normwerten abweichenden Kursbildung an einzel-
nen Gesamtschulen Handlungsbedarf aus. Die Vorschlage fur ein
stringenteres Handeln der Schulaufsicht seien bereits aufgegriffen
worden. In einer ersten Dienstbesprechung sei erdrtert worden, wie

das bei einer BR bereits mit Erfolg angewandte Verfahren der Bera-
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tung und Kontrolle der KursgroR3en flachendeckend praktiziert werden
konne.

Der Einschatzung des LRH, dass Planungsfehler insbesondere bei
der Einrichtung von Grund- und Leistungskursen ursachlich fur die Un-
terschreitung des Klassenfrequenzrichtwertes seien, stimme das
MSJK zu. Als weitere Ursache kbnne angenommen werden, dass ein
Teil der Gesamtschulen relativ wenig Erfahrungen mit der Planung
und Organisation von gymnasialen Oberstufen habe. Handlungsbe-
darf fur die Schulaufsicht bestehe bezlglich der Neujustierung des
Kursangebots an den Schulen, die in den letzten drei Jahren die
Richtfrequenz verfehlt hatten.

Kooperationen

Der LRH hat die fehlenden Kooperationen zwischen gymnasialen O-
berstufen verschiedener Schulen bemangelt. Nach seiner Auffassung
sollten die BR’en im Interesse eines moglichst breiten Differenzie-
rungsangebotes nachhaltig auf eine Kooperation von Schulen mit
gymnasialer Oberstufe hinwirken, die bisher allerdings nur auf freiwilli-
ger Basis erfolgen kdnne. Der LRH begrif3e es daher ausdriicklich,
dass das Schulgesetz der Schulaufsicht insoweit mehr Kompetenzen
einrdume, und gehe davon aus, dass entsprechende schulaufsichtli-
che MalBnahmen kinftig unter Berticksichtigung der jeweiligen lokalen

Verhéltnisse auch ergriffen wirden.

Das MSJK hat die Feststellungen des LRH zur fehlenden Kooperation
zwischen den gymnasialen Oberstufen bestétigt. Auch nach Einschat-
zung der Schulaufsichtsbeamten bei den BR gebe es bei der Zusam-
menarbeit zwischen Schulen mit kleinen gymnasialen Oberstufen

noch ungenutzte Mdglichkeiten.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.
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Priufung einer Kunsthochschule

Eine Kunsthochschule beachtete die Bestimmungen des Vergabe-
rechts nicht und fuhrte keine brauchbaren Aufzeichnungen tber den

Verbleib von Ausstattungsgegenstanden.

Die Hochschule besald auch keine verwertbaren Daten Utber die Aus-
nutzung ihrer Ressourcen. So vermochte sie nicht nachzuweisen, ob
ihre Ausbildungskapazitat voll ausgeschopft wurde. Nach Berech-
nungen des LRH kann die Hochschule bei unveréandertem Bestand

an Lehrpersonal ihre Ausbildungskapazitat deutlich erhéhen.

Aufgrund seiner Feststellungen hat der LRH die Schaffung allgemein
verbindlicher Regelungen uber die Lehrverpflichtung und die Pré&-
senzpflicht des Lehrpersonals an Kunst- und Musikhochschulen so-

wie die Einfuhrung entsprechender Kontrollmechanismen gefordert.

Der Landesrechnungshof (LRH) hat eine in den neunziger Jahren gegrin-
dete Kunsthochschule gepriift, deren Schwerpunkt in den Bereichen Film,
Fernsehen und moderne Medien liegt. Zur Zeit der Prifung (2003) verfig-
te die Hochschule tber ein Haushaltsvolumen von jahrlich 10,5 Mio. € und
eine Personalausstattung von 97 Stellen. Mit diesen Ressourcen bildete

sie 264 Studierende aus.

Beschaffungen, Inventarisierung

Die Hochschule hatte bei nahezu allen vom LRH untersuchten Beschaf-
fungen, die sich allein im Jahr 2002 auf ca. 1 Mio. € beliefen, die Auftrage
ohne nachvollziehbare Begrindung freihdndig vergeben. Auch war den
Beschaffungen regelmafiig keine Bedarfsprifung vorausgegangen, und
haufig wurden fur den gleichen Einsatzzweck nacheinander jeweils ein-

zelne Geréte angeschafft.
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Seit Bestehen der Hochschule wurden die beschafften Gegenstande nicht
in den nach Haushaltsrecht vorgeschriebenen zentralen Verzeichnissen
nachgewiesen. Soweit Unterlagen dezentral vorgehalten wurden, waren
diese vielfach unzutreffend, unvollstdndig oder nicht mehr aktuell. Nahezu
die gesamte Ausstattung der Studios, Labore und Seminarraume sowie
der Verwaltung war Uberhaupt nicht erfasst worden. So waren der Hoch-
schule keine Aussagen uber den Bestand oder den Verbleib von Geraten
madglich, die sie allein in den vom LRH untersuchten Jahren 1996 bis 2002

fur mindestens 14,5 Mio. € angeschafft hatte.

Der LRH hat die Missachtung der Bestimmungen des Vergaberechts so-
wie zur Inventarisierung von Landeseigentum beanstandet. Er hat die
Hochschule aufgefordert, die versdumte Inventarisierung - auch fur die zu-

rickliegende Zeit - nachzuholen.

Die Hochschule hat die VerstoRRe eingeraumt und fur die Zukunft die strik-
te Einhaltung der einschlagigen Bestimmungen zugesagt. Sie hat ange-
kindigt, die Inventarisierung flr den Zeitraum ab 1998 nachzuholen. Fur
die davor liegende Zeit sei eine Inventarisierung nicht moéglich, weil die O-
riginalbelege nicht mehr vorhanden seien. Dem ist der LRH mit dem Hin-
weis entgegengetreten, ein Verzicht auf die Erfassung von im Landesei-
gentum stehenden Gegenstdnden mit betrachtlichem Wert kdnne nicht
hingenommen werden, solange eine Erfassung durch Auswertung anderer
Informationsquellen und durch erganzende korperliche Bestandsaufnah-

men noch moglich sei.

Zwischenzeitlich hat die Hochschule zugesagt, auch die Beschaffungen
aus der Zeit vor 1998 zu erfassen. Nach erganzenden Informationen des
Ministeriums fur Wissenschaft und Forschung (MWF) ist bis Ende 2006
mit dem Abschluss aller Arbeiten zu rechnen.

Auslastung der sachlichen und personellen Ressourcen
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Die Hochschule hatte keine gesicherten Kenntnisse Uber die tatséachliche
Nutzung ihrer sachlichen Ressourcen (Einrichtungen, Gerate und Raume).
Regelungen uber eine Dokumentation der Nutzung hatte sie nicht getrof-
fen. Soweit in verschiedenen Bereichen (digitale Schnittplatze, Fotolabore,
Seminarrdume etc.) Belegungslisten gefuhrt wurden, waren diese durch-

weg unvollstandig und dienten lediglich zu Reservierungszwecken.

Auch verfugte die Hochschule Uber keine Kapazitatsberechnungen, die
Auskunft dartber hatten geben kénnen, ob das vorhandene Lehrpersonal

ausgelastet war.

Diese Gegebenheiten hat der LRH zum Anlass genommen zu prifen, ob
mit den vorhandenen Ressourcen mehr Studierende ausgebildet werden
kénnen oder ob - bei unverénderter Zahl der Studierenden - die Anzahl

der Lehrenden reduziert werden kann.

Fur Personal mit Lehraufgaben (Professorinnen und Professoren sowie
kunstlerisch - wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) standen
der Kunsthochschule 50 Stellen zur Verfugung. Im Jahr 2003 bildete sie
mit diesem Personal 264 Studierende aus. Hiernach entfielen auf jede
Lehrperson rechnerisch nur rd. 5,3 Studierende.

Im Verlauf des Prufungsschriftwechsels hat der LRH aufgezeigt, dass
nach seinen Berechnungen mit dem vorhandenen Personal anstelle von
264 etwa 365 Studierende ausgebildet werden kdnnten. Nicht zuletzt im
Hinblick auf die vergleichsweise hohen Ausbildungskosten an der Hoch-
schule halte er eine konsequente Umsetzung aller sich bietenden Mdg-
lichkeiten zur erschépfenden Ausnutzung der Ausbildungskapazitat fir er-

forderlich.

Die Hochschule erklarte sich in Ubereinstimmung mit dem MWF zun&chst
lediglich bereit, jahrlich funf bis zehn weitere Studierende bis zu einer Ge-
samtzahl von 300 Studierenden aufzunehmen. Mit ihrem jingsten Schrei-
ben vom 02.03.2005 hat die Kunsthochschule nunmehr eine Berechnung

vorgelegt, die weitgehend an diejenige des LRH anknipft und in der sie
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eine Aufnahmekapazitat von 330 Studierenden darstellt. Allerdings hat die
Hochschule keine konkrete Aussage gemacht, ob sie diese Zahl tatséch-
lich anstreben werde.

Das MWEF hat in seiner Stellungnahme vom 30.03.2005 mitgeteilt, zurzeit
werde ein Zahlen- und Berichtssystem fir Kunsthochschulen erarbeitet,

mit dem auch die Frage der Ausbildungskapazitat gelost werden kénne.

Vor dem Hintergrund der bisher vorliegenden Informationen ist der LRH
der Auffassung, dass die Hochschule mit dem vorhandenen Personal
mindestens die von ihr errechneten 330 Studierenden ausbilden kann.
Angesichts der Ankindigung des MWF wird er aber zunachst die Entwick-

lung von Parametern zur Ermittlung der Ausbildungskapazitat abwarten.

Der Schriftwechsel hierzu ist noch nicht abgeschlossen.

Regelungen zur Lehrverpflichtung

Im Zusammenhang mit der Untersuchung der Auslastung personeller
Ressourcen ist der LRH auch der Frage nachgegangen, wie die Lehrver-
pflichtung des an der Hochschule tatigen Personals festgelegt ist und wie

ihre Erfallung kontrolliert wird.

Zum Umfang der Lehrverpflichtung existierten keine allgemein verbindli-
chen Regelungen, so dass entsprechende Festlegungen in jedem Einzel-
fall bei der Berufung der Professorinnen und Professoren getroffen wer-
den mussten.

Nachweise Uber die konkrete Durchfiihrung von Lehrveranstaltungen wur-
den nicht gefihrt. Dementsprechend fanden durchweg auch keine diesbe-
zuglichen Kontrollen statt. Vielmehr ging die Hochschule regelmaRig da-
von aus, dass angekindigte Veranstaltungen auch tatsachlich stattgefun-
den hatten und die Lehrenden ihren individuell festgelegten Verpflichtun-

gen in vollem Umfang nachgekommen waren.
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Gleichartige Feststellungen wurden im Ubrigen auch von den Staatlichen
Rechnungsprufungsamtern bei den anderen Kunst- und Musikhochschu-
len des Landes getroffen.

Fir das Personal an den Universitaten und Fachhochschulen des Landes
ist der Umfang der Lehrverpflichtung in der Lehrverpflichtungsverordnung
(LVV)** verbindlich festgelegt. Darliber hinaus schreibt die LVV u. a. eine
Verteilung des Lehrangebots auf mindestens drei Tage je Woche in der
Vorlesungszeit, eine Prasenzpflicht in der Hochschule fir Professorinnen
und Professoren an wodchentlich mindestens vier Tagen und Nachweis-
pflichten in Bezug auf die tatsachliche Durchfihrung von Lehrveranstal-

tungen verbindlich vor.

Eine Reihe anderer Bundeslander hat auch fir die Kunst- und Musikhoch-
schulen Lehrverpflichtungsverordnungen erlassen und dabei weitgehend
auf eine Empfehlung der Kultusministerkonferenz aus dem Jahr 1996 zu-

rackgegriffen.

Der LRH sieht auch in Nordrhein-Westfalen generellen Regelungsbedarf
hinsichtlich der Lehrverpflichtung des Personals an Kunst- und Musik-
hochschulen. Er hat daher dem MWF mitgeteilt, auch im Bereich der
Kunst- und Musikhochschulen missten verbindliche Regelungen zur
Lehrverpflichtung und zur Prasenzpflicht sowie Nachweis- und Berichts-

pflichten eingefuhrt werden.

Hierzu hat das MWF mitgeteilt, es werde die Anregung des LRH aufgrei-
fen und eine Lehrverpflichtungsverordnung fir die Kunst- und Musikhoch-
schulen erlassen. Auf die Fragen der Prasenzpflicht und der Nachweis-
und Berichtspflichten ist das MWF zuné&chst nicht eingegangen. aufgrund
weiterer Hinweise des LRH hat das MWF mit Schreiben vom 30.03.2005
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angekindigt, in der geplanten Lehrverpflichtungsverordnung wirden auch
Regelungen zum Nachweis erbrachter Lehrleistungen, zur Prasenzpflicht
der Lehrenden und zu Kontrollmechanismen getroffen werden.

Es sei vorgesehen, die Lehrverpflichtungsverordnung nach den notwendi-

gen Abstimmungsschritten im Winter 2005/06 zu erlassen.

Der LRH wird den Fortgang der Angelegenheit weiter beobachten.
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Prifung des Hochschulbibliothekszentrums NRW

Die Aufgaben des Hochschulbibliothekszentrums NRW haben sich
durch zunehmenden IT-Einsatz grundlegend gewandelt. Als Ergebnis
einer umfassenden Priufung hat der Landesrechnungshof beim
Hochschulbibliothekszentrum ein Einspar- und Verlagerungspoten-
zial von rund 44 Stellen ermittelt. Weiterhin hat er auf Moéglichkeiten
zur Kostensenkung bei der Aufgabenerledigung hingewiesen. Dar-
Uber hinaus hat er dem Hochschulbibliothekszentrum empfohlen,
seine Dienstleistungen grundsatzlich nur gegen kostendeckende
Entgelte anzubieten. Schliel3lich hat sich der Landesrechnungshof
fir eine Reorganisation des Hochschulbibliothekszentrums ausge-

sprochen.

Das Ministerium fur Wissenschaft und Forschung und das Hoch-
schulbibliothekszentrum haben das vom Landesrechnungshof ermit-
telte Stelleneinsparpotenzial weitgehend anerkannt. Auch die Ubrigen
Empfehlungen des Landesrechnungshofs sollen aufgegriffen und ein
Reorganisationsprozess des Hochschulbibliothekszentrums eingelei-

tet werden.

Ausgangslage

Das Hochschulbibliothekszentrum des Landes Nordrhein-Westfalen (HBZ)
ist eine zentrale Dienstleistungs- und Entwicklungseinrichtung im Ge-
schéaftsbereich des Ministeriums fur Wissenschaft und Forschung (MWF).
Das HBZ ist 1973 gegriundet worden, um als Zentrale eines Bibliotheks-
verbunds der Gesamthochschulen die Arbeitsablaufe in den Gesamthoch-
schulbibliotheken zu unterstiitzen. Weiterhin wurde dem HBZ die Aufgabe
Ubertragen, Bibliotheksbestande zentral nachzuweisen und Ausleihen

zwischen verschiedenen Bibliotheken zu organisieren. Dem Verbund der
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Gesamthochschulbibliotheken schloss sich im Lauf der Jahre eine Vielzahl
weiterer Bibliotheken an. Heute gehdren dem nordrhein-westféalischen Bib-
liotheksverbund alle Universitats- und Fachhochschulbibliotheken des
Landes sowie weitere Bibliotheken in NRW und in Rheinland-Pfalz an. Die
Bestande dieser Bibliotheken werden in einem elektronischen Gesamt-

nachweis — dem Verbundkatalog — dokumentiert.

Das HBZ verflugt seit seiner Griindung tber einen grof3en Personalstamm
mit bibliothekarischer Ausbildung. Seine urspringlich stark bibliotheka-
risch ausgerichteten Arbeiten wurden jedoch zunehmend automatisiert. So
hat sich das HBZ im Laufe der Jahre zu einem IT-Dienstleister fir Hoch-
schulbibliotheken entwickelt, der zur Erfullung seiner Aufgaben ein eige-
nes Fachrechenzentrum betreibt. Das Personal des HBZ mit bibliothekari-
scher Ausbildung wird mittlerweile in unterschiedlichen Bereichen des
HBZ eingesetzt.

Im Haushalt 2003 waren fur das HBZ insgesamt 100 Stellen ausgewiesen.
Weitere 10,5 Stellen standen dem HBZ Uber befristete Arbeitsvertrage zur
Verfigung. Im Jahre 2004 hat der Landesrechnungshof (LRH) die Haus-
halts- und Wirtschaftsfihrung sowie die Organisation des HBZ gepruft.

Feststellungen und Empfehlungen des LRH

Stelleneinsparungen

Der LRH hat festgestellt, dass im Bereich ,Bibliothekarischer Service" bis-
her manuell erledigte Arbeiten weggefallen sind. Insbesondere durch die
Automatisierung des Fernleihverkehrs und der Katalogisierung von Biblio-
theksbestanden sind herkommliche Tatigkeiten entfallen. Der LRH hat
empfohlen, die 8,6 Stellen des bisher mit diesen manuellen Arbeiten be-

fassten Personals einzusparen.
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Das HBZ stellt Bibliotheken, die selbst keine Datenverarbeitung betreiben
kobnnen oder wollen, ein zentrales, automatisiertes Bibliotheksverwal-
tungssystem fir den Erwerb, die Katalogisierung und die Ausleihe von
Medien zur Verfugung. Der LRH hat den Personaleinsatz des HBZ fir die-
se Aufgabe mit dem Personaleinsatz eines konkurrierenden Bibliotheks-
verbunds, der ebenso wie das HBZ die Nutzung eines zentralen Biblio-
theksverwaltungssystems anbietet, verglichen. Auf der Grundlage dieses
Vergleichs hat der LRH empfohlen, das Dienstleistungsangebot des HBZ
in Zusammenhang mit dem Bibliotheksverwaltungssystem auf das not-
wendige Mindestmal3 zu beschranken. Dadurch kdonnen 6,6 Stellen einge-

spart werden.

Vom HBZ werden umfangreiche Fortbildungen fir Bibliotheksbedienstete
organisiert, die in der Regel durch externe Dozenten durchgefiihrt werden.
Ein Grof3teil dieser Schulungen befasst sich mit nicht bibliotheksspezifi-

schen Themen wie z. B. Rhetorik.

Im Hinblick auf die Vielzahl der vorhandenen Fortbildungseinrichtungen
des Landes hat sich der LRH dagegen ausgesprochen, dass das HBZ
weiterhin Fortbildungen organisiert. Der LRH hat das MWF gebeten, den
gesamten Fortbildungsbereich des HBZ aufzulésen und einer anderen
geeigneten Bildungseinrichtung des Landes zu Ubertragen. Er hat vorge-
schlagen, zwei Stellen an die in Frage kommende Bildungseinrichtung zu

verlagern und finf weitere Stellen abzubauen.

Der Bereich der EDV-Grunddienste des HBZ ist im Wesentlichen zustan-
dig fur den Betrieb des Rechenzentrums und des Netzwerkes, fur die In-
stallation von Software und fur die Anwenderbetreuung. Der LRH hat die
personelle Ausstattung in diesem Aufgabenbereich untersucht und als un-
angemessen hoch eingestuft, da umfangreiche Arbeiten in andere Organi-
sationseinheiten des HBZ verlagert worden sind. Zusatzlich wird die Auf-
gabenerledigung durch arbeitsorganisatorisch ungunstig verteilte Spei-



MWF
(Epl. 06)

19.2.2

- 184 -

cherkapazitaten der insgesamt 35 verschiedenen Server negativ beein-
flusst. Der LRH hat sich dafir ausgesprochen, im Bereich der EDV-
Grunddienste 6,6 Stellen abzubauen und dartiber hinaus ein Gesamtkon-

zept fur eine Server- und Speicherplatzkonsolidierung zu erstellen.

Kostensenkungen und Einnahmeverbesserungen

In Deutschland gibt es neben dem HBZ funf weitere Verbundzentralen, die
ahnliche Aufgaben wie das HBZ erflllen. Durch einen Vergleich mit einer
dieser funf Verbundzentralen ist der LRH zu dem Ergebnis gekommen,
dass die Kosten des nordrhein-westfalischen Verbundsystems zu hoch
sind. Bei einem — grundsatzlich moglichen — Wechsel zu einer konkurrie-
renden Verbundzentrale kdonnten die Kosten um rd. 1 Mio. € verringert
werden. Der LRH hat die Auffassung vertreten, dass der Betrieb des nord-
rhein-westfalischen Bibliotheksverbundes zu vergleichbar niedrigen Kos-
ten moglich sein misse. Dieser Auffassung hat sich die Leitung des HBZ
angeschlossen und angekundigt, das nordrhein-westfalische Verbundsys-
tem kinftig mit erheblich geringeren Kosten als bisher betreiben zu wollen.
Diese Kostenreduzierung werde das HBZ primar durch einen Personalab-
bau von 11 Stellen im Bereich des Verbundsystems realisieren. Der LRH
hat dies im Grundsatz zustimmend zur Kenntnis genommen, zugleich hat
er aber das HBZ aufgefordert, eine Machbarkeitsstudie auf der Basis einer

Vollkostenrechnung vorzulegen.

Unabhangig davon hat der LRH das MWF gebeten, auf der Grundlage der
vom HBZ zu erstellenden Machbarkeitsstudie Verhandlungen mit den Ub-
rigen deutschen Verbundzentralen und ggf. Dritten aufzunehmen. Ziel der
Verhandlungen sollten Kostenreduzierungen durch Zusammenschlisse

von Verblinden oder durch Zentralisierungen von Verbundleistungen sein.
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Das HBZ leistet, anders als andere Verbundzentralen, keine Unterstit-
zung (Support) der lokalen Bibliotheksverwaltungssysteme der ange-
schlossenen Bibliotheken. Nach Meinung des LRH und befragter Hoch-
schulbibliotheken kénnte ein zentraler Support dieser Systeme zu erhebli-
chen finanziellen und personellen Einsparungen in den Hochschulen fiih-
ren. Diesen Support kdnnten das HBZ, die Softwareanbieter oder sonstige
Dritte leisten. Der LRH hat das HBZ gebeten, verschiedene Supportmo-
delle gemeinsam mit den Hochschulen auf ihre Machbarkeit zu untersu-

chen sowie ggf. Marktsondierungen durchzufthren.

Die Nutzung des zentralen Bibliotheksverwaltungssystems im HBZ ist fur
alle Bibliotheken, die diese Leistung in Anspruch nehmen, entgeltpflichtig.
Der LRH hat festgestellt, dass die Kostenermittlung des HBZ, die den Nut-
zungsentgelten zugrunde liegt, den tatsachlichen Aufwand nicht anna-
hernd widerspiegelt. Er hat das HBZ aufgefordert, die Entgelte auf der
Grundlage einer Vollkostenrechnung zu berechnen und die bestehenden
Vereinbarungen mit den teilnehmenden Bibliotheken entsprechend anzu-

passen.

Die Digitale Bibliothek ist ein Internet-Portal des HBZ, welches allen Nut-
zern den elektronischen Zugang zu Fachinformationen ermdglicht. Neben
gebuhrenfreien Leistungen bietet das HBZ im Rahmen der Digitalen Bib-
liothek auch kostenpflichtige Leistungen an, zum Beispiel den Zugriff auf
Datenbanken und Volltexte. Von den 127 Bibliotheken, die das HBZ im
Rahmen der Digitalen Bibliothek betreut, stehen 95 nicht in der Trager-
schaft des Landes NRW. Diesen Bibliotheken wird nach Feststellung des
LRH kein kostendeckendes Entgelt in Rechnung gestellt. Der LRH hat das
HBZ aufgefordert, die Entgelte fur die Teilnahme an der Digitalen Biblio-
thek auf der Basis einer Vollkostenrechnung zu berechnen und die beste-

henden Vereinbarungen entsprechend anzupassen.
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Anderungen der Organisation

Das HBZ wurde zum Zeitpunkt der Prifung von einem dreikopfigen ,Vor-
stand” geleitet. Der LRH hat die Auffassung vertreten, eine Einrichtung
von der Grol3e des HBZ bendtige keine Flhrungsebene von drei Perso-
nen, deren alleinige Aufgabe die Leitung und Steuerung des HBZ ist. Zu-
dem erzeuge die Bezeichnung ,Vorstand“ bei Aul3enstehenden ein fal-
sches Bild uber die Rechtsform des HBZ, da sie ublicherweise nur bei Ge-
sellschaften des Privatrechts verwendet werde. Der LRH hat gefordert,
den ,Vorstand“ aufzulésen, die Geschéaftsordnung des HBZ entsprechend

neu zu fassen und zwei Stellen einzusparen.

Beschaffungen, Inventarisierung

Der LRH hat alle Beschaffungsvorgange des Jahres 2003 mit einem Vo-
lumen von insgesamt rd. 3,8 Mio. € sowie stichprobenweise weitere Be-
schaffungen aus den Vorjahren geprift. Dabei hat er festgestellt, dass na-
hezu alle Beschaffungen ohne Bedarfsprifung allein aufgrund von Anfor-
derungen der jeweiligen Fachbereiche und ohne Beachtung der Vergabe-
vorschriften durchgefuhrt worden waren. Die vorgeschriebene Beteiligung
des Beauftragten fur den Haushalt an den Beschaffungsmaflinahmen war
regelmaRig unterblieben. Im IT-Bereich kamen bei Beschaffungen die vor-

geschriebenen ,Besonderen Vertragsbedingungen“ nicht zur Anwendung.

Der LRH hat die schwer wiegenden Verstol3e gegen das Vergaberecht

beanstandet.

Des Weiteren hat der LRH festgestellt, dass seit Grindung des HBZ keine
zentralen Verzeichnisse gefuhrt werden, die Aussagen uber den Bestand
oder Verbleib von Geréaten ermdglichten. Lediglich eine - in ihren Angaben

unvollstandige - Liste aktuell im Einsatz befindlicher Server und Arbeits-
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platzrechner konnte zu Beginn der ortlichen Erhebungen vorgelegt wer-

den. Die gesamte Ubrige Ausstattung des HBZ war nicht erfasst.

Der LRH hat die Nichtbeachtung der einschlagigen Inventarisierungsbe-

stimmungen nachdricklich beanstandet.

Neuausrichtung des HBZ

Im Ergebnis ist der LRH zu einem Einspar- und Verlagerungspotenzial von
rd. 39 Stellen im operativen Bereich des HBZ gekommen, hinzu tritt das
Einsparpotenzial von zwei Stellen bei der Leitung des HBZ.

Im Hinblick auf dieses Ergebnis wird nach Auffassung des LRH auch fur
die Querschnittsaufgaben der Verwaltung weniger Personal bendtigt. Der
LRH hat daher den Abbau von 2,7 Stellen in der Verwaltung gefordert.
Insgesamt hat sich somit ein Einspar- und Verlagerungspotenzial von rd.

44 Stellen ergeben.

In anderen Bereichen hingegen, in denen innovative Verfahren entwickelt
werden, ist das HBZ personell nicht hinreichend ausgestattet. Der LRH hat
sich daher der Auffassung des HBZ angeschlossen, dass zur Erflllung der
innovativen technischen Aufgaben zuséatzliches qualifiziertes IT-Personal
im Umfang von acht Stellen benotigt werde.

Hinsichtlich des Personals, das fur die Aufgabenerledigung des HBZ nicht
mehr benotigt wird, hat der LRH eine Versetzung oder Abordnung an an-
dere Einrichtungen im Geschéftsbereich des MWF vorgeschlagen. Der
LRH hat angeregt, insbesondere Personal mit bibliothekarischer Vorbil-
dung aus dem HBZ herauszulésen und entsprechend seiner Qualifikation
beispielsweise in Hochschulbibliotheken einzusetzen. Gegebenenfalls
sollten die entsprechenden Stellen aus dem HBZ verlagert werden. Nicht
mehr benétigte Stellen muissten wegfallen bzw. mit einem kw-Vermerk

versehen werden.
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Stellungnahmen des HBZ und des Ministeriums

Das MWF hat sich mit Schreiben vom 06.04.2005 zu den Feststellungen
und Empfehlungen des LRH geaul3ert. Das HBZ hat am 28.04.2005 eine

erste Stellungnahme abgegeben.

Das MWF hat mitgeteilt, es beabsichtige, den Empfehlungen des LRH zur

Neuorganisation und Neuaufstellung des HBZ zu folgen.

MWF und HBZ haben das vom LRH festgestellte Einspar- und Verlage-
rungspotenzial von 44 Stellen im Umfang von 38 Stellen bestétigt. Das
MWEF strebe an, Stellen, die fur die Aufgabenerledigung des HBZ nicht
mehr bendtigt werden, an Hochschulen zu verlagern. Weiter sei beabsich-
tigt, die Aufgabe ,Fortbildung” an eine Fachhochschule zu verlagern. Ein
Konzept zur Fortfihrung der Fortbildung werde durch die Fachhochschule
derzeit erarbeitet und dem LRH nach Abstimmung aller Beteiligten zur

Kenntnis gegeben.

Beziiglich der kurzfristigen Ubernahme von Personal, das auf zu verla-
gernden Stellen gefiihrt werde, habe das HBZ mit den aufnehmenden Ein-
richtungen bereits grundséatzliches Einvernehmen erzielt. Die betroffenen
Beschaftigten hatten ihr Einverstéandnis zu einer Versetzung erteilt und
auch die Zustimmungen der Gleichstellungsbeauftragten und des Perso-
nalrats des HBZ lagen vor. Zur Frage, in welchem Umfang Stellen mit kw-
Vermerken versehen werden, haben sich das MWF und das HBZ noch

nicht gedufert.

Zum Verbundsystem hat das HBZ mitgeteilt, es sei bereits im Begriff, Per-
sonalstellen abzubauen. Noch im Jahr 2005 werde es eine Studie vorle-

gen, mit der die Kostenreduzierung bei Vollkostenrechnung belegt werde.
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Zur Frage des Zusammenschlusses von Verblinden hat das MWF ausge-
fuhrt, es seien Verhandlungen mit anderen deutschen Verbundsystemen
aufgenommen worden, um die vom LRH geforderten Kostenreduzierun-
gen zu erzielen. Das HBZ erstelle derzeit ein Leistungsheft fur die Ver-
bundarbeit, auf dessen Grundlage Verhandlungen Uber ein Zusammen-

fuhren von Verblinden oder tUber Teilfusionen gefuhrt werden sollen.

Fur die Digitale Bibliothek werde, wie vom LRH gefordert, fir alle Teil-
nehmer mit Ausnahme der NRW-Hochschulbibliotheken die Leistungsab-
rechnung auf Vollkostenbasis erfolgen. Auch den weiteren Vorschlagen
des LRH zur Kostenreduzierung bzw. Einnahmesteigerung beabsichtige

das HBZ zu folgen.

Als erste organisatorische Mal3hahmen zur Einleitung des Innovations-
und Reorganisationsprozesses des HBZ seien die Leitungsebene des
HBZ zwischenzeitlich reduziert, die Haushaltsabteilung neu besetzt und
reorganisiert und der Organisationsaufbau insgesamt erheblich ver-

schlankt worden.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.
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Medizinische Hochschulforschung mit Mitteln Dritter

Der Landesrechnungshof hat die medizinische Hochschulforschung
mit Mitteln Dritter gepruft. Hierbei hat er erhebliche Méangel insbe-
sondere bei der Einwerbung, Verwaltung und Verwendung der Mittel
Privater festgestellt. Er hat das Ministerium fiur Wissenschaft und
Forschung gebeten, Drittmittelrichtlinien zu erlassen, um Rechtssi-
cherheit zu schaffen und straf- und dienstrechtliche Risiken mo6g-

lichst weitgehend zu minimieren.

Das Ministerium hat zugesagt, im Rahmen der Einfiuhrung des Glo-
balhaushalts im Hochschulbereich in einem Handbuch auch Rege-
lungen hinsichtlich der Drittmittel zu treffen. Zum Abschluss von
Drittmittelvertragen sei bereits ein Erlass an die Hochschulen und
Universitatsklinika in Vorbereitung. Des Weiteren sei beabsichtigt,
aufgrund der Feststellungen des Landesrechnungshofs diejenigen
Drittmittel einzugrenzen, die in das Verfahren zur leistungsgesteuer-

ten Mittelzuweisung einzubeziehen sind.

Vorbemerkung

Die medizinische Hochschulforschung wird mit Haushaltsmitteln des Lan-
des und Mitteln Dritter (sog. Drittmittel) bestritten. Drittmittel sind alle Geld-
leistungen, Sachleistungen und geldwerten Vorteile mit Ausnahme der re-
gularen Haushaltsmittel der Hochschulen, wobei es gleichgdltig ist, ob sie
von Offentlicher oder privater Seite erbracht werden.

Die zunehmende Bedeutung der Drittmittel fir die medizinische Forschung
war fur den Landesrechnungshof (LRH) Anlass, deren Einwerbung, Ver-
waltung und Verwendung zusammen mit den Staatlichen Rechnungspru-

fungsamtern (RPA) bei allen Hochschulen des Landes mit Fachbereich
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Medizin sowie den Universitatsklinika®

zu prufen. Die Universitatsklinika
dienen den Fachbereichen Medizin zur Erfullung ihrer Aufgaben in For-
schung und Lehre; sie verwalten die Drittmittel. Die Prifung bezog sich

auf das Haushaltsjahr 2002.

Rechtliche Grundlagen

Nach 8 101 des Hochschulgesetzes NRW (HG) sind die in der Forschung
tatigen Hochschulmitglieder berechtigt, im Rahmen ihrer dienstlichen Auf-
gaben auch Forschungsvorhaben durchzufihren, die aus Mitteln Dritter fi-
nanziert werden. Die Durchfihrung eines solchen Vorhabens ist Teil der
Hochschulforschung. Das Hochschulmitglied ist verpflichtet, das Vorhaben
dem Rektorat der Hochschule Uber den Fachbereich anzuzeigen. Die

Hochschule muss das Vorhaben billigen.

Der Offenlegung des Forschungsvorhabens und seiner Billigung durch die
Hochschule kommt auch im Hinblick auf die Korruptionsbekdmpfung gro-
Be Bedeutung zu, weil die Drittmitteleinwerbung in den Grenzbereich zur
strafrechtlich relevanten Vorteilsannahme geraten kann. Der Bundesge-
richtshof'® hat im Jahr 2002 hierzu entschieden, dass dann nicht von ei-
ner Verwirklichung des Tatbestandes der Vorteilsannahme ausgegangen
werden kdnne, wenn das in einem anderen Gesetz vorgesehene Verfah-
ren - z. B. 8 101 HG - eingehalten, d. h. die Annahme der Drittmittel der
Hochschule angezeigt und von ihr genehmigt worden sei.

Das Ministerium fur Wissenschaft und Forschung (MWF) hatte mit Erlass
vom 20.12.1989 Richtlinien zur Durchfihrung von Drittmittelvorhaben

nach dem seinerzeit geltenden Hochschulrecht erlassen. Diese Drittmittel-
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EinschlieBlich der Medizinischen Einrichtungen der Universitat Bochum.

BGH, 1. Strafsenat, Urteil vom 23.05.2002 — 1 StR 372/01, BGHSt 47, S. 295 — 311.
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richtlinien enthielten insbesondere nahere Vorschriften zur Bewirtschaf-
tung der Drittmittel. Das MWF hat die v. g. Richtlinien mit Erlass vom
23.03.2001 aufgehoben. Dies wurde damit begriindet, dass angesichts
der umfassenden und detaillierten Regelungen des Hochschulgesetzes

kein weiterer Bedarf fur Drittmittelrichtlinien zu erkennen sei.

Wesentliche Feststellungen

Die Universitatsklinika haben im Haushaltsjahr 2002 Drittmittel in Hohe
von rd. 138 Mio. € eingenommen. Rd. 88 Mio. € der als Drittmittel gebuch-
ten Einnahmen stammten aus dem 6ffentlichen Bereich, insbesondere von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), dem Bund und der EU.
Private steuerten rd. 50 Mio. € zu den Einnahmen bei. Hier fiel das

Schwergewicht mit rd. 31 Mio. € auf die Industrie."®

Der LRH hat den Schwerpunkt seiner Prifung auf die Einwerbung, Ver-
waltung und Verwendung der von privater Seite erbrachten Mittel gelegt.

Hierbei hat er erhebliche Mangel festgestellt.

Anzeige von Drittmittelvorhaben

Nach § 101 HG muss ein Drittmittelvorhaben der Hochschule angezeigt
werden. Die Hochschule muss das Vorhaben billigen. Im Rahmen dieser
Entscheidung hat sie zu prifen, ob durch das Forschungsvorhaben die Er-
fullung anderer Aufgaben der Hochschule oder die Rechte und Pflichten
anderer Personen beeintrachtigt werden und ob entstehende Folgelasten

angemessen berucksichtigt sind.

Die akquirierten Drittmittelprojekte wurden den Hochschulen zwar grund-

satzlich angezeigt. Die Projektanzeigen erfolgten jedoch durchweg form-
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Hierbei ist das Universitéatsklinikum Essen noch nicht berticksichtigt, da dessen rd. 9,9 Mio € an privaten Drittmitteln mit
vertretbarem Aufwand nicht nach Drittmittelgebern differenziert werden konnte.
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los. Die Angaben zu den beabsichtigten Forschungsvorhaben waren li-
ckenhaft. Es gab weder Vordrucke noch Vorgaben Uber Art, Form und In-
halt der Anzeige. Nur ein Universitatsklinikum hatte ein standardisiertes
Verfahren eingefuhrt. Finanzierungsplane waren in der weit Uberwiegen-
den Zahl der Falle in den Drittmittelverwaltungen nicht aktenkundig. So-
weit sie vorlagen, waren sie mangels Detalilliertheit haufig nicht aussage-
kraftig. Eine Prufung der Vorhaben durch die Hochschulen i. S. d.
§ 101 HG war wegen der haufig unzulanglichen Anzeigen nicht vollstandig

maoglich.

Abschluss von Forschungsvertragen

Forschungsvertrage konnen nach 8 101 HG nur von dem in der For-
schung tatigen Hochschulmitglied selbst oder von der Hochschule abge-
schlossen werden. Ublicherweise schlieRt die Hochschule den Vertrag.
Nach den Feststellungen des LRH wiesen die Forschungsvertradge im Be-
reich der Hochschulmedizin die jeweilige Hochschule jedoch nur an zwei
Standorten als Vertragspartner aus. Vier Universitatsklinika schlossen da-
gegen die Vertrage regelwidrig im eigenen Namen ab.

Interessenkonflikte

Bei der Einwerbung von Drittmitteln wurden in zwei Fallen Interessenkon-
flikte festgestellt. In beiden Fallen bestanden rechtliche Beziehungen zwi-
schen dem Projektleiter und dem Drittmittelgeber. So war der Wissen-
schaftler in einem Fall Mitglied des Vorstands einer Aktiengesellschaft und
als solches von den Beschrankungen des § 181 Birgerliches Gesetzbuch
befreit. Die Aktiengesellschaft forderte zwei seiner Forschungsvorhaben.
Im Rahmen der Durchfiihrung eines dieser Projekte erhielt die Aktienge-
sellschaft auf Vorschlag des Wissenschaftlers mehrfach Auftrage der Uni-
versitat. Diesbezuglich finden staatsanwaltschaftliche Ermittlungen statt. In

einem weiteren Fall war der Projektleiter Prasident des Mittelgebers. Aus
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den Drittmitteln wurden Rechnungen beglichen, die teilweise an den Mit-

telgeber oder dessen Prasidenten gerichtet waren.

Beschaffungen

Fur Beschaffungen aus Drittmitteln ist in den Universitatsklinika das jewei-
lige zentrale Beschaffungsdezernat bzw. Materialcenter zustéandig. Trotz
der Zentralisierung des Beschaffungswesens wurden an allen Standorten
Beschaffungen ohne Beteiligung der zustandigen Verwaltungseinheiten
festgestellt. Dabei handelte es sich sowohl um Einzelfélle als auch um ei-
ne regelmé&Rige Praxis. Bei Einbindung der Beschaffungsabteilungen war
gleichwohl keine konsequente personelle Trennung von Bedarfsbeschrei-
bung einerseits und Auftragsvergabe andererseits gegeben. Dies fihrte in
einem Fall dazu, dass im Rahmen eines Vergabeverfahrens ein Unter-
nehmen, welches im Wege der freihAndigen Vergabe zwei Auftrage tber
jeweils 200.000 € erhalten hatte, einem wissenschaftlichen Institut Note-
books und Beamer zur Verbesserung der Institutsausstattung im Wert von
22.000 € uberlassen hatte. Nach Unterrichtung durch das RPA sah die
Hochschule auch bei diesem Sachverhalt einen Anfangsverdacht fir kor-
ruptive Handlungen gegeben und hat ihn der zustandigen Staatsanwalt-

schaft angezeigt.

Eingrenzung der Drittmittel

Seit 1999 wird ein Teil der Mittel des Landes fir die Fachbereiche Medizin
nach leistungsorientierten Kriterien zugewiesen. Im Haushaltsjahr 1999
betrug das Volumen der in das Verfahren einbezogenen Mittel 5 v. H. der
Summe der insgesamt vorgesehenen Zufiihrungen'®. Im Haushaltsjahr
2000 belief sich der Anteil auf 7,5 v. H. und seit dem Haushaltsjahr 2003
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Als Basis wurden die Zufuihrungen des Vorjahres ohne Drittmittel und Zuschisse fir Investitionen genommen.
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auf 10 v. H. Als Parameter im Rahmen der Finanzierung dienen der
Gleichstellungserfolg sowie die Forschungs- und Lehrleistungen. Die Indi-
katoren gehen nicht gleichgewichtig in die Berechnungen ein. Von den
Mitteln werden zunachst 5 v. H. nach den Fortschritten bei der Erfullung
des Gleichstellungsauftrages vergeben. Die Vergabe der verbleibenden
Mittel erfolgt zu 30 v. H. nach Drittmitteln, 45 v. H. nach Publikationen
und 25 v. H. nach Lehrleistungen.

Die Hohe der Drittmittel hat damit Einfluss auf die Hohe der Zufuihrungen
fur den laufenden Betrieb an die Fachbereiche Medizin. Entscheidend sind
hierbei die Ist-Ausgaben. Um jahrliche Schwankungen nicht zu sehr
durchschlagen zu lassen, werden jeweils die Ausgaben von drei Haus-

haltsjahren zugrunde gelegt.

Die ortlichen Erhebungen der RPA haben ergeben, dass Einnahmen als
Beitrage Dritter ausgewiesen wurden, die nicht den Drittmitteln i. S. d.
§ 101 HG zugerechnet werden konnten. Dabei handelte es sich beispiels-

weise um

Einnahmen aus der Krankenbehandlung,

Bearbeitungsgebihren der Ethikkommission,

Aufwandsentschadigungen,

Sponsorbeitrage,

Einnahmen aus Nebentatigkeiten,

Zuwendungen des Landes NRW nach 88 23 und 44 Landeshaushaltsord-
nung,

Entgelte fur die Teilnahme an arztlichen Fortbildungen,

Erlose aus dem Verkauf von Studienberichten,

Eintrittsgelder einer anatomischen Schausammlung.
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Neben den vorgenannten Einnahmen wurden auch solche Spenden als
Beitrage Diritter i. S. d. 8§ 101 HG gebucht, die nicht der Forschung gewid-
met waren.

Im Rahmen der ortlichen Erhebungen war nicht immer erkennbar, ob und
inwieweit die geleisteten Ausgaben fest umrissenen Forschungsvorhaben
zuzuordnen waren. In vielen Fallen war der fehlende Forschungsbezug of-
fenkundig, wie z. B. bei BaumalRnahmen zur Erweiterung klinischer Ein-
richtungen. So richtete z. B. die Drittmittelverwaltung eines Universitatskli-
nikums zur finanziellen Abwicklung eines Klinikanbaus mehrere Drittmit-
telkonten ein. Zur Finanzierung der Bau- und Baunebenkosten wurden
zweckgebundene Mittel von verschiedenen Institutionen eingeworben.
Hinzu kamen Haushaltsmittel des Universitatsklinikums. Die Baumal3-
nahmen verursachten im Haushaltsjahr 2002 Ausgaben in H6he von rd.
1,2 Mio. € einschlie3lich des aus Haushaltsmitteln des Klinikums zu tra-
genden Anteils. Sdmtliche Ausgaben wurden in die Meldung der Drittmit-

telausgaben zur leistungsgesteuerten Zufiihrungsbemessung einbezogen.

Leistungsgesteuerte Mittelzuweisung

Die Universitatsklinika teilen dem MWF jahrlich in dem Verfahren zur Be-
messung der Zufuhrungen fir den laufenden Betrieb das Drittmittelvolu-
men auf der Basis der Ist—Ausgaben der drei vorausgegangenen Haus-
haltsjahre mit. Neben der HOohe der Drittmittel soll dabei auch deren Quali-
tat bertcksichtigt werden. Dies geschieht durch Einteilung der Drittmittel in
drei Gruppen, die mit unterschiedlicher Gewichtung in die Berechnung des
Zufihrungsbetrages einflieen. Die Gewichtung ist davon abhéangig, ob
das Forschungsvorhaben begutachtet ist oder nicht. Mit dem Faktor 1
werden ,begutachtete Drittmittel“ der Gruppe 1 belegt. Hierzu gehéren
beispielsweise die Mittel fir Sonderforschungsbereiche und die Mittel der
DFG. ,(Sonstige) begutachtete Drittmittel” fallen in die Gruppe 2 und erhal-
ten den Faktor 0,7; dies sind vor allem Mittel von Bundesministerien, der
EU, der WHO, der Krebshilfe und von Stiftungen. Die Gruppe 3 mit dem
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Faktor 0,3 umfasst ,nicht begutachtete Drittmittel“; das sind Mittel von pri-
vater Seite, beispielsweise Mittel der Industrie, von Verbanden, Vereinen
und naturlichen Personen.

Im Rahmen der 6rtlichen Erhebungen zeigte sich, dass die Drittmittel an
den jeweiligen Medizinstandorten, aber auch innerhalb eines Universitats-
klinikums, den Kategorien nicht einheitlich zugeordnet wurden. So stuften
sechs Universitatsklinika samtliche von Stiftungen gewahrten Drittmittel in
die Kategorie, ,(sonstige) begutachtete Drittmittel* mit dem Bewertungs-
faktor 0,7 ein. Ein Universitatsklinikum rechnete Stiftungsmittel auch den
»hicht begutachteten Drittmitteln* (Faktor 0,3) zu. Von Vereinen zur Verfi-
gung gestellte Drittmittel wurden entweder als 6ffentliche Mittel angesehen
und in die Kategorie der ,(sonstigen) begutachteten Drittmittel* (Faktor
0,7) eingeordnet oder als Gelder privater Mittelgeber den ,nicht begutach-
teten Drittmitteln” (Faktor 0,3) zugeschlagen. Innerhalb eines Universitats-
klinikums wiesen verschiedene Sachbearbeiter teilweise Mittel desselben
Forschungsfoérderers verschiedenen Kategorien zu. AuRerdem stellten die
RPA gelegentlich Mehrfachmeldungen von Drittmittelausgaben fest. Diese
beruhten beispielsweise auf Dienstleistungsauftragen zwischen verschie-
denen Abteilungen desselben Universitatsklinikums, die jeweils uber
Drittmittelkonten abgewickelt wurden, oder auf der Umbuchung von Rest-
mitteln auf dem abgebenden Konto als Ausgabe und auf dem empfangen-

den Konto als Einnahme.

Empfehlungen

Drittmittelrichtlinien

Der LRH hat seine Feststellungen dem MWF im November 2004 mitgeteilt
und gebeten, wieder Drittmittelrichtlinien zu erlassen, die den Hochschul-
mitgliedern sowie Hochschul- und Klinikumsverwaltungen Hilfestellung zur

rechtmafRigen Vorgehensweise geben. Insbesondere sollten die Richtli-
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nien auch dazu beitragen, Rechtssicherheit zu schaffen sowie straf- und

dienstrechtliche Risiken moglichst weitgehend zu minimieren.

Drittmittel als Leistungsindikator

Die Priufung hat nach Auffassung des LRH gezeigt, dass die gemeldeten
Drittmittelausgaben nur eingeschrankt als Indikator fur die Bewertung der

Leistungen in der Forschung geeignet waren.

Die Prufung ergab, dass die Universitatsklinika in ihre jahrlichen Meldun-
gen an das MWF zahlreiche Ausgaben einfliel3en liel3en, die entweder aus
Einnahmen stammten, die nicht fur Forschungszwecke bestimmt waren,

oder nicht flr Forschungsprojekte verausgabt wurden.

Die Prufung hat ferner gezeigt, dass den Universitatsklinika die Einord-
nung der Drittmittel in die Gruppen ,begutachtete Drittmittel* (Faktor 1,0),
~(sonstige) begutachtete Drittmittel* (Faktor 0,7) und ,nicht begutachtete
Drittmittel* (Faktor 0,3) teilweise Probleme bereitete. Unproblematisch wa-
ren die Falle der ,klassischen* 6ffentlichen Forschungsforderer (insbeson-
dere DFG, Bund, EU). Unsicherheiten und unterschiedliche Handhabun-
gen gab es jedoch insbesondere bei Drittmitteln von Stiftungen und Verei-
nen. Dies ist nach Ansicht des LRH vor allem darauf zurickzufihren, dass
der Begriff der Begutachtung nicht definiert ist. Insbesondere ist die sei-
tens des MWF vorgenommene Einordnung von Stiftungen sowohl in die
Gruppe 2 mit Faktor 0,7 als auch in die Gruppe 3 mit Faktor 0,3 ohne wei-

tere Differenzierung nicht zweckmafig.

Der LRH hat dem MWF daher empfohlen, bei der Bewertung der For-
schungsleistungen im Rahmen der leistungsgesteuerten Mittelzuweisung
an die Fachbereiche Medizin nur die Drittmittel zu berlcksichtigen, die fur
Forschungszwecke vereinnahmt und auch zur Finanzierung von For-

schungsvorhaben verausgabt wurden, und das Meldeverfahren entspre-
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chend restriktiver zu gestalten. Aul3erdem sollte das Ministerium eine ein-
deutige und abschlie3ende Einordnung von Drittmittelgebern in die Grup-
pen mit den Faktoren 1,0 und 0,7 vornehmen.

Stellungnahme des Ministeriums

Im April 2005 fand zwischen dem Ministerium und dem LRH eine einge-
hende Ertrterung der vorgenannten Problemkreise statt. Dabei hat das

Ministerium eine erste vorlaufige Stellungnahme abgegeben.

Drittmittelrichtlinien

Das Ministerium mdchte von einem neuerlichen Erlass von Drittmittelricht-
linien, die fur den gesamten Hochschul- und nicht nur fur den Medizinbe-
reich geschaffen werden missten, absehen. Es sehe angesichts der Re-
gelungen im Hochschulgesetz keinen Bedarf mehr flr Drittmittelrichtlinien.
Die Aufhebung der Drittmittelrichtlinien im Jahre 2001 sei auch von den
Universitaten und Fachhochschulen eindeutig begrift worden, die darin
einen Beitrag zur Entbirokratisierung und Starkung der Hochschulen ge-
sehen hatten. Die Rechtslage sei im Ubrigen im Hinblick auf die Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs eindeutig. Versttf3e koénnten auch
durch Richtlinien nicht ausgeschlossen werden. Dies schliel3e allerdings
nicht aus, dass in Besprechungen mit den Verantwortlichen der Hoch-
schulen und Universitatsklinika die Rechtslage noch einmal verdeutlicht

und in Einzelféallen Erlassregelungen getroffen wirden.

Im Ubrigen verwies das Ministerium auf die Einfiihrung des Globalhaus-
halts im Hochschulbereich. Hierbei sei vorgesehen, die Drittmittel nicht im
Haushaltsplan zu veranschlagen, so dass es in diesem Bereich keine U-
berjahrige Vorfinanzierung durch Landesmittel mehr geben werde. Man
beabsichtige, eine Arbeitsgruppe einzurichten, die in einem Handbuch

~Spielregeln” fur die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung nach Einfihrung
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des Globalhaushalts festlegen solle. Die Empfehlungen des LRH koénne
man in die Arbeitsgruppe einbringen. In dem Handbuch seien dann auch
verbindliche Aussagen hinsichtlich der Drittmittel zu treffen.

Zum Abschluss von Drittmittelvertragen sei bereits ein Erlass an eine
Hochschule und das entsprechende Universitatsklinikum in Vorbereitung,
der die Berechtigung zum Vertragsabschluss allein fir die Universitat klar-
stellen werde. Dieser Erlass solle auch den anderen Hochschulen mit

Fachbereich Medizin und Universitatsklinika zugehen.

Drittmittel als Leistungsindikator

Zum Verfahren der leistungsgesteuerten Mittelvergabe fuhrten die Vertre-
ter des Ministeriums aus, dass im April/Mai 2005 eine Besprechung mit
den Universitatsklinika und den Fachbereichen Medizin stattfinden werde.
Hierbei wirden die Veranderungen gegeniuber den bisherigen Verfahren
festgelegt werden. So sei aufgrund der Feststellungen des LRH vorgese-
hen, die in das Verfahren einzubeziehenden Mittel Dritter einzugrenzen.
Mittel, die keinen Bezug zur Forschung hatten, wie z. B. die Ausgaben flr
die Errichtung eines Klinikanbaus, sollten ausgeschlossen werden. Au-
Rerdem wolle man eine klarere Aufteilung der Mittel auf begutachtete und
nicht begutachtete Drittmittel sicherstellen. SchlieZlich solle ein Verfahren

abgestimmt werden, das Doppelzahlungen vermeide.

Der Schriftwechsel mit dem Ministerium dauert an.
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Finanzverwaltung

Einkommensteuerliche Behandlung von Verlusten be-

schrankt haftender Mitunternehmer

Das Staatliche Rechnungspriufungsamt fir Steuern in Mldnster hat
bei zwdolf Finanzamtern die steuerliche Behandlung von Verlusten

beschrankt haftender Mitunternehmer gepruft.

Als Ergebnis wurde eine durchschnittliche Beanstandungsquote von
rund 29 v. H. festgestellt, wobei die Betriebsprifungsdienste bei der
Bearbeitung des weit Giberwiegenden Anteils der untersuchten Steu-

erfalle beteiligt waren.

Der Landesrechnungshof hat dem Finanzministerium Vorschlage zur
Verbesserung der Bearbeitungsqualitat gemacht. Mit deren Umset-

zung wurde bereits begonnen.

Rechtliche Ausgangslage

In § 15a Einkommensteuergesetz (EStG) ist die steuerrechtliche Behand-
lung von Verlusten beschréankt haftender Mitunternehmer geregelt. Als
Hauptanwendungsfall bezieht sich diese Norm in Absatz 1 auf Kommandi-
tisten einer Kommanditgesellschaft. Diese Gesellschaft besteht aus einem
bzw. mehreren Gesellschaftern, fir den bzw. die die Haftung gegenuber
den Gesellschaftsglaubigern auf den Betrag der Vermogenseinlage be-
schrankt ist (Kommanditisten), wahrend bei dem anderen Teil der Gesell-
schafter eine Beschrankung der Haftung nicht stattfindet (§ 161 Abs. 1
Handelsgesetzbuch (HBG)). Die Haftung des Kommanditisten ist nach
§ 171 Abs. 1 HGB ausgeschlossen, soweit die Einlage geleistet ist.
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Der auf einen Kommanditisten entfallende Verlust, der Uber den Betrag
seiner geleisteten Einlage hinausgeht, wird den Kommanditisten nach Ein-
lageleistung aufgrund der eingeschréankten Haftung regelmafllig weder
rechtlich noch wirtschaftlich belastet. Eine Belastung entsteht in diesem
Fall nur aufschiebend bedingt, wenn und soweit spatere Gesellschaftsge-
winne entstehen. In der Handelsbilanz werden die einem Kommanditisten
gesellschaftsvertraglich zugerechneten Verlustanteile auch dann auf sein
Kapital- bzw. Einlagekonto verbucht, wenn dieses dadurch negativ wird.
Nach § 15a EStG hingegen kdnnen Verluste - als Ausdruck der im Ein-
kommensteuerrecht herrschenden wirtschaftlichen Betrachtungsweise -
steuerlich nur ausgeglichen, das heil3t mit anderweitigen positiven Ein-
kinften saldiert werden, wenn der Kommanditist auch tatsachlich mit den
Verlusten belastet ist. Die Ausgleichsfahigkeit von Verlusten wird damit
grundsétzlich auf die Hohe des positiven Kapitalkontos des Kommanditis-
ten beschrankt.

Die Regelung des § 15a Abs. 2 EStG sieht aus diesen Grinden vor, dass,
soweit ein negatives Kapitalkonto entsteht oder sich erhoht, die Verluste
regelméaRig nicht ausgleichsfahig sind, sondern nur mit zukinftigen Ge-
winnen dieser Einkunftsquelle in spateren Wirtschaftsjahren verrechnet
werden kénnen. Die lediglich verrechenbaren Verluste sind jahrlich durch

einen gesonderten Bescheid von der Finanzverwaltung festzustellen.

Die vorstehenden Grundsétze gelten sinngemalf fir andere Mitunterneh-
mer, soweit deren Haftung der eines Kommanditisten vergleichbar ist
(8 15a Abs. 5 EStG).

Anlass und Ablauf der Prifung

Ortliche Erhebungen des Landesrechnungshofs (LRH) und des Staatli-
chen Rechnungsprufungsamtes fur Steuern in Munster (RPASt) bei den
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Finanzamtern haben in der Vergangenheit immer wieder zu Beanstan-
dungen bei der Anwendung des 8§ 15a EStG gefuhrt. Aufgrund dieser Er-
fahrungen beauftragte der LRH das RPASt, dieser Thematik landesweit

nachzugehen.

Die Prufung wurde in zwdlf reprasentativ ausgewahlten Festsetzungsfi-
nanzamtern anhand von Steuerveranlagungen durchgefiihrt, in denen
Verluste von Gesellschaften mit beschrénkt haftenden Mitunternehmern
von mehr als 500.000 DM (ca. 255.000 €) in mindestens einem Veranla-
gungszeitraum zwischen 1996 und 2001 bericksichtigt wurden.

Ergebnis der Prifung

In den Anwendungsbereich des 8 15a EStG fielen 304 Steuerfélle. Davon
waren 236 Félle fur eine AuRenprifung (88 193 ff. Abgabenordnung (AO))
durch die Betriebsprufungsdienste vorgesehen. Insgesamt wurden 89 Fal-
le beanstandet. Dies entspricht einer durchschnittlichen Beanstandungs-

quote von rd. 29 v. H.

Die Einzelfeststellungen haben bislang zu einem vorlaufigen steuerlichen
Ergebnis von rd. 2,6 Mio. € gefuhrt. Wegen eingetretener Bestandskraft
der unrichtigen Bescheide konnen rd. 1,0 Mio. € (fast 39 v. H.) dieses Be-

trages nicht mehr festgesetzt werden.

Zudem haben die Finanzamter unzutreffend weitere Verluste in Héhe von
rd. 5,5 Mio. € zum sofortigen Verlustausgleich zugelassen. Dies hatte nur
deswegen keine steuerliche Auswirkung, weil die jeweiligen Mitunterneh-
mer bislang keine anderweitigen positiven Einkunfte hatten.

Unberucksichtigt ist, dass fur fast 1/3 der Falle ein Ergebnis wegen derzeit
nicht abgeschlossener Fallbearbeitung durch die Finanzamter noch nicht

hinreichend bestimmt werden kann.
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Das RPASt hat in Betriebsprifungsfallen die haufig nicht genligende Zu-
sammenarbeit zwischen Veranlagungsstellen und Betriebsprufungsdiens-
ten beanstandet. Weiterhin hat das RPASt als Fehlerursachen Bearbei-
tungsmangel kritisiert, die darauf beruhten, dass die rechtlichen Probleme
des 8§ 15a EStG nicht erkannt oder falsch beurteilt wurden, fehlende Un-
terlagen nicht angefordert sowie unklare Sachverhalte nicht konsequent

aufgeklart wurden.

Méangel bei der Bearbeitung

Die Beanstandungen waren sowohl bei Steuerveranlagungen gegeben,
die nicht der Betriebspriifung unterlegen haben, als auch in Steuerfallen,
in denen eine Betriebsprufung durchgefuhrt wurde oder eine Betriebspri-
fung zwar zunachst vorgesehen war, diese allerdings aus unterschiedli-
chen Grinden spater nicht stattfand (Absetzungsfélle). Die Quote der Be-
anstandungen lag bei diesen einzelnen Gruppen zwischen nahezu
22 v.H.und 39 v. H.

Steuerfélle, die nicht der regelmafigen Betriebsprifung unterlagen

In Anbetracht der mit der Regelung des § 15a EStG verbundenen rechtli-
chen und tatsachlichen Problemstellungen hat die Finanzverwaltung in der
Geschaftsordnung der Finanzamter (FAGO) und deren Ergadnzende Be-
stimmungen vorgesehen, dass derartige Falle dem Zeichnungsvorbehalt

des Sachgebietsleiters unterliegen.

Trotz dieser vorgesehenen zusatzlichen Prifung durch den Sachgebiets-
leiter war bei der Bearbeitung der betroffenen Veranlagungen eine Bean-

standungsquote von nahezu 28 v. H. gegeben.
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Falle, in denen eine Betriebsprifung stattgefunden hat

Zur Vermeidung von Doppelarbeit soll nach den Ergdnzenden Bestim-
mungen zur FAGO in Steuerfallen, in denen eine Betriebsprifung vorge-
sehen ist, die Veranlagungsstelle grundsatzlich nur eine Uberschlagige
Erstbearbeitung durchfihren. Nur wenn aufféllige Veranderungen im Ver-
gleich zum Vorjahr vorliegen, die voraussichtlich mit angemessenem Er-
mittlungsaufwand geklart werden konnen, hat die Veranlagungsstelle dem
nachzugehen. Die Veranlagungsstelle hat dann darauf hinzuwirken, dass
der Steuerpflichtige fehlende Unterlagen nachreicht und ggf. seine Anga-

ben vervollstandigt, erlautert und belegt.

Nach Uberschlagiger Erstbearbeitung durch die Veranlagungsstelle und
anschlieBend durchgefihrter Betriebsprifung waren zur Problematik des
8 15a EStG nahezu 22 v. H. der Steuerfélle zu beanstanden. Diese Quote
hatte sich sogar auf rd. 30 v. H. erhdht, wenn die Falle mit einbezogen
worden waren, in denen die Veranlagungsstelle Fehler in den Betriebspru-

fungsberichten bei der Auswertung von sich aus korrigiert hat.

Aufgrund der bei der Fallauswahl gesetzten Auswahlkriterien - Verluste
von mehr als 500.000 DM (ca. 255.000 €) - fiel der weitaus tGberwiegende
Teil der Steuerfalle in die Prufungszustandigkeit der Finanzamter flr

Grof3- und Konzernbetriebsprifung.

Absetzungsfalle

Wird ein Steuerfall, fir den zunéchst eine Betriebsprifung vorgesehen
war, spater tatsachlich nicht gepruift, haben die Betriebsprifungsfinanzam-
ter nach den Ergénzenden Bestimmungen zur FAGO den Veranlagungs-
stellen Hinweise zum Abschluss der Veranlagungsarbeiten zu erteilen.
Durch diese Verfahrensweise soll sichergestellt werden, dass die bei der

Prufungsvorbereitung durch die Betriebsprufungsdienste gewonnenen Er-
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kenntnisse weitergegeben werden. Die Hinweise sollen den Veranla-
gungsstellen die Entscheidung erleichtern, ob eine weitere grindliche Be-

arbeitung erforderlich ist.

Von den Féallen, die fur eine Betriebsprifung vorgesehen waren, wurden

rd. 45 v. H. nicht gepruift, d. h. abgesetzt.

Das RPASt hat festgestellt, dass die erforderlichen Bearbeitungshinweise
haufig gar nicht erteilt wurden. Die Veranlagungsstellen hatten diese Hin-
weise aber auch in Zweifelsfallen nicht eingefordert. Zudem ergaben die
drtlichen Erhebungen, dass von den Betriebsprifungsfinanzamtern erteilte

Hinweise teilweise unvollstandig bzw. sogar fehlerhaft waren.

Insgesamt belief sich in Absetzungsfallen die Beanstandungsquote auf

nahezu 39 v. H.

Besondere Mangel bei der Rechtsanwendung

Allgemeines

Die Feststellungen des RPASt zur fehlerhaften Anwendung des § 15a
EStG beziehen sich insbesondere auf die Themen ,Umfang des Kapital-
kontos* und ,,Abgrenzungsfragen im Zusammenhang mit Sonderbilanzen
und dem hierin ausgewiesenen Sonderbetriebsvermdgen®. Zudem wurden
weitere Fehler bei der Auflosung negativer Kapitalkonten, der Entstehung
oder Erh6éhung negativer Kapitalkonten sowie zum Zeitpunkt der Leistung

von Einlagen festgestellt.
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Umfang des Kapitalkontos im Sinne des 8§ 15a EStG

Der einem beschrankt haftenden Mitunternehmer zuzurechnende Verlust-
anteil ist nur in Hohe des Kapitalkontos sofort ausgleichsfahig oder an-
sonsten nur mit kiinftigen Gewinnen nach 8§ 15a Abs. 2 EStG verrechen-

bar.

Die Nichtbeachtung von gesellschaftsvertraglichen Vereinbarungen hat
insbesondere bei der tatsachlichen bilanziellen Behandlung von Gesell-
schafterdarlehenskonten oftmals zu fehlerhaften Abgrenzungen der zum
Eigenkapital nach 8§ 15a EStG gehotrenden Konten gefluhrt. Fir die Zuord-
nung eines Kontos zum haftenden Kapital kommt es entscheidend darauf
an, ob das Kapital durch Buchung von Verlusten eines Kommanditisten
gemindert oder ganzlich aufgezehrt werden kann. Ein Eigenkapitalkonto,
das wegen der Verlustbuchung auf einem gesonderten Konto keine Ver-
luste aufnimmt, wird zu einer Darlehensverbindlichkeit der Gesellschaft
gegenuber dem Gesellschafter und aus dessen Sicht zu einem Darlehens-
forderungskonto, das Sonderbetriebsvermdgen darstellt und als Verrech-
nungsmoglichkeit ausscheidet. Alleine aus der Bezeichnung der Konten
im Jahresabschluss der Gesellschatft ist eine Qualifizierung als Eigenkapi-
tal aber nicht ohne weiteres méglich.

So wurden in einem Steuerfall durch die unzutreffende Einbeziehung ei-
nes Gesellschafterdarlehenskontos in das Kapitalkonto im Sinne des
§ 15a EStG Steuern um rd. 55.000 € zu niedrig festgesetzt.

Fur die rechtliche Wirdigung einschlagiger Anwendungsfalle des § 15a
EStG ist es erforderlich, dass dem Finanzamt insbesondere die aktuellen
Gesellschaftsvertrage, die Handelsregisterausziige und die vollstandigen
Kapitalkontenentwicklungen zur Verfigung stehen. Diese fur die Sachbe-
arbeitung unerlasslichen Unterlagen ermoglichen erst die Bestimmung der

Rechtsstellung eines Kommanditisten im Sinne des § 15a EStG, die Ab-
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grenzung der Kapitalkonten oder die Ermittlung des Haftungsumfangs fir
den jeweiligen Mitunternehmer.

Zudem haben die Prifungsfeststellungen gezeigt, dass sich die fiir eine
steuerrechtliche Prifung erforderlichen Unterlagen vielfach nicht in den
Steuerakten befanden und damit die vom Steuerpflichtigen behauptete
Mdoglichkeit des Verlustausgleichs nicht von den Finanzamtern tberprift

werden konnte.

Abgrenzungsfragen im Zusammenhang mit Sonderbilanzen

Die Nichtbeachtung der Trennung des Gesamthandsvermégens vom Son-
derbetriebsvermégen eines Mitunternehmers war ein weiterer Schwer-

punkt der Prufungsfeststellungen.

In einer Sonderbilanz werden als Sonderbetriebsvermégen im Eigentum
eines Mitunternehmers stehende Wirtschaftsguter ausgewiesen, die wirt-
schaftlich eng mit dem Betrieb der Gesellschaft verbunden sind. Dies sind
insbesondere Wirtschaftsguter, die der Gesellschaft zur Nutzung Uberlas-
sen werden und die damit zusammenhangenden Verbindlichkeiten. Fur
die Wirtschaftsguter des Sonderbetriebsverméogens tragt der Gesellschaf-
ter ein eigenes Mitunternehmerrisiko. Das dem beschrankt haftenden Mit-
unternehmer zuzurechnende Sonderbetriebsvermdgen darf somit nicht in
die Ermittlung des Kapitalkontos im Sinne des § 15a EStG einbezogen
werden. Gewinne aus Sonderbilanzen einschlie3lich Sondervergttungen
eines beschrankt haftenden Mitunternehmers dirfen daher nicht um ver-

rechenbare Verluste gemindert werden.

Beispielhaft wurden in einem Steuerfall aufgrund einer schuldrechtlichen
Vereinbarung zwischen einem Kommanditisten und Gesellschaft Tatig-
keitsvergutungen von jahrlich rd. 212.000 DM (rd. 108.000 €) als Vorab-
gewinn und nicht als Sondervergutung behandelt. Verluste, die dem Ge-
sellschafter aus dem Gesamthandsvermdgen zuzurechnen waren, wurden

damit zu Unrecht ausgeglichen.
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Anregungen des LRH zur Verbesserung der Bearbeitungsqualitat

Der LRH hat in seinem Bericht an das Finanzministerium (FM) vom
27.04.2004 das Ergebnis der Prifung mitgeteilt und Anregungen zur Stei-

gerung der Arbeitsqualitat gemacht.

Zur Erreichung dieses Zieles hat der LRH Verbesserungen im Bereich der
Fortbildung, bei der Erstbearbeitung sowie bei der Erstellung von Arbeits-
hilfen und bei der Zusammenarbeit mit den Betriebsprifungsdiensten fir

erforderlich gehalten.

Fortbildung

Nur durch ein fundiertes Fachwissen und wirtschaftliches Verstandnis
kann nach den Erfahrungen des LRH gewéhrleistet werden, dass Félle, in
denen 8§ 15a EStG einschlagig ist, erkannt und zutreffend bearbeitet wer-

den.

Nach Auffassung des LRH ist daher soweit wie moglich anzustreben, dass
alle Bediensteten vor ihrem Einsatz in einem Personengesellschaftsbezirk
einen entsprechenden Lehrgang absolviert haben. Dieser Lehrgang sollte
erganzt werden durch praxisgerechte (dezentrale) Fortbildungsmaf3nah-
men. Insbesondere ist im Rahmen dieser Fortbildungen auch die Fahigkeit
zu vermitteln, wie man in der taglichen Praxis Falle mit verdeckter § 15a
EStG-Problematik erkennt und wie diese Falle sachdienlich weiterverfolgt
werden. Nach Auffassung des LRH sollten in diese Malinhahmen auch die
bei den Betriebsprifungsdiensten mit diesen Fallen befassten Priferinnen

und Prifer einbezogen werden.
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Konsequente Erstbearbeitung und Arbeitshilfen

Der LRH halt es fur notwendig, dass in den Fallen des § 15a EStG allge-
mein eine konsequente Erstbearbeitung erfolgt. Dabei ist auf die Anforde-
rung fehlender Unterlagen und die Klarung von Sachverhalten besonderer
Wert zu legen. Diese Arbeit sollte durch das Angebot einheitlicher Arbeits-
hilfen unterstitzt werden. Der LRH halt es fir méglich, dass eine konse-
guente Anforderung von Unterlagen und eine Klarung von Sachverhalten
langfristig dazu beitragen, dass sich das Erklarungsverhalten in diesem

Punkte verbessern wird.

Zum Einsatz von Arbeitshilfen bei den Steuerveranlagungen hat der LRH

dem FM konkrete Vorschlage unterbreitet.

Zusammenarbeit mit den Betriebsprifungsdiensten

Um das Ziel einer moglichst fehlerfreien Bearbeitung bei Vermeidung von
Doppelarbeit im Zusammenwirken von Veranlagungsstellen und Betriebs-
prifungsdiensten zu erreichen, hat es der LRH fur unerlasslich gehalten,
dass sowohl fur den Fall der Absetzung als auch fur den Fall der Durch-
fuhrung einer AufR3enprifung eindeutig und verlasslich geregelt wird, was

von der jeweiligen Stelle an Bearbeitungsintensitat erwartet wird.

Der LRH hat auf das Erfordernis hingewiesen, die dazu bestehenden und
naturgemald generalklauselartigen Regeln der Ergédnzenden Bestimmun-
gen zur FAGO fur den Praxisgebrauch klarstellend so zu prazisieren und
zu konkretisieren, dass die jeweils andere Stelle in jedem Stadium des

Besteuerungsverfahrens weil3, worauf sie sich verlassen kann.
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Stellungnahme des Finanzministeriums

Das FM hat mit Schreiben vom 30.09.2004 zu den vorgeschlagenen Mal3-

nahmen zur Verbesserung der Arbeitsqualitat Stellung genommen.

Die Vorschlage zu den Bereichen Fortbildung sowie konsequente Erstbe-
arbeitung und Arbeitshilfen wurden von der Finanzverwaltung aufgegriffen.
Mit der konkreten Umsetzung wurde bereits begonnen. So haben die
Fortbildungsreferate der Oberfinanzdirektionen ein landesweites Schu-
lungskonzept entwickelt, das die festgestellten Fehlerschwerpunkte be-
ricksichtigt. Besonderer Wert wurde auf eine praxisorientierte Fortbildung
gelegt. In den Fortbildungsveranstaltungen wird auch auf das Erfordernis
der Anforderung fehlender Unterlagen und die Klarung von Sachverhalten

eingegangen, die bei der Erstbearbeitung unentbehrlich sind.

Weiterhin beabsichtigt die Finanzverwaltung, eine umfangreiche maschi-
nelle Unterstitzung zur Bearbeitung der Félle des 8§ 15a EStG insbeson-

dere bei der Ermittlung des steuerlichen Kapitalkontos einzuftihren.

Zur Verbesserung der Zusammenarbeit mit den Betriebsprifungsdiensten
wird das FM Uber zunéchst zuriickgestellte MalRnahmen noch berichten.
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22.1

22.1.1

Bedarfsbewertung von Grundstlcken

Der Landesrechnungshof hat in sechs Finanzamtern die Bearbei-
tungsqualitat bei der Ermittlung von Grundstiickswerten in Fallen der

Bedarfsbewertung gepruft.

Die festgestellte Beanstandungsquote von durchschnittlich 37 v. H.
ist nicht zufrieden stellend. In vielen Fallen fuhrte die Anwendung ei-
nes unzutreffenden Bewertungsverfahrens zu unrichtigen Grund-

stiickswerten.

Der Landesrechnungshof hat eine Reihe von Vorschlagen zur Ver-
besserung der Arbeitsqualitat gemacht. Das Finanzministerium hat
die Vorschlage des Landesrechnungshofs aufgegriffen und gréi3ten-

teils umgesetzt.

Allgemeines
Ausgangslage

Das Verfahren zur Bedarfsbewertung nach den 88 138 bis 150 Bewer-
tungsgesetz (BewG) fur Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer so-
wie Grunderwerbsteuer setzt Grundbesitzwerte an die Stelle der bisheri-
gen Einheitswerte. Die damit verbundene Rechtsanderung geht auf eine
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) aus dem Jahr
1995 zurtck, durch die der Ansatz der bis dahin gultigen Einheitswerte fur
Grundsticke nach den Wertverhéltnissen zum 01.01.1964 bei der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer wegen der zu starken Abweichung von den
Verkehrswerten als verfassungswidrig beurteilt wurde. Die Vorschriften fur
die Bewertung von Grundbesitz gelten fur die Erbschaft- und Schenkung-
steuer ab dem 01.01.1996 und fir die Grunderwerbsteuer ab dem
01.01.1997.
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Fur die Festsetzung der Grunderwerbsteuer ist der Grundbesitzwert im-
mer dann anzusetzen, wenn bei einer Grundstiicksuibertragung eine Ge-
genleistung fehlt, ein Gesellschafterwechsel stattfindet oder ein anderer
Erwerbsvorgang auf gesellschaftsvertraglicher Grundlage eine Steuer-

pflicht auslost.

Besteht ein Bedarf, den Grundbesitzwert zu ermitteln, so erfragt die mit
der Steuerfestsetzung beauftragte Stelle den Grundstickswert bei der zu-
standigen Bewertungsstelle, die den Grundstickswert sodann ermittelt
und mitteilt. Der Grundbesitzwert wird daher auch als Bedarfswert be-

zeichnet.

Die steuerliche Bedeutung der Wertfeststellung ist einerseits abhangig von
der Hohe des Grundstickswerts bzw. des Wertes des Ubergegangenen
Anteils und andererseits von der Hohe des Steuersatzes. Die Steuersatze
reichen von 3,5 v. H. bei der Grunderwerbsteuer bis zu 50 v. H. bei der
Erbschaft- und Schenkungsteuer. Der Wert wird ausschlie3lich fur Steuer-

arten bendtigt, deren Aufkommen den Landern zusteht.

Die Ermittlung der Grundbesitzwerte fir Zwecke der Erbschafts- und
Schenkungsbesteuerung ist aufgrund eines Beschlusses des Bundesfi-
nanzhofs aus dem Jahr 2002 u. a. erneut Gegenstand eines Normenkon-
trollverfahrens vor dem BVerfG. Bedeutsam ist in diesem Zusammenhang,
dass die Bedarfswerte durchschnittlich nur gut die Halfte der entsprechen-
den Verkehrswerte der bebauten Grundstiicke erreichen.

Prifungsansatz

Bei den ortlichen Erhebungen des Landesrechnungshofs (LRH) zu den
abgeschlossenen Prufungen der Grunderwerbsbesteuerung (vgl. Jahres-
bericht 2001 Gber das Ergebnis der Prifungen im Geschéftsjahr 2000 Ab-

schnitt 31) und zur Erbschaft- und Schenkungsbesteuerung (vgl. Jahres-
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22.1.3

22.2

bericht 2003 Uber das Ergebnis der Prifungen im Geschéftsjahr 2002 Ab-
schnitt 29) wurden die mit diesen Prufungen im thematischen Zusammen-
hang stehenden Bedarfsbewertungsvorgange gepriift. Die daraus sich er-
gebenden Beanstandungen gaben Anlass, systematisch der Frage nach-
zugehen, inwieweit die Bewertungsstellen zu zutreffenden Bedarfsbewer-
tungsergebnissen kommen. Hinzu kam der Aspekt, dass die Tatigkeit in
der Bewertungsstelle nach wie vor tberwiegend durch die allein fur die
Grundsteuer erforderliche Einheitsbewertung gepragt ist, die zudem seit
Jahrzehnten nur verhaltnismaRig geringe Anderungen der Rechtsvor-

schriften erfahren hat.

Durchgefihrte Prifungen

Die Prufungen wurden in insgesamt sechs reprasentativ ausgewéhlten Fi-

nanzamtern durchgefihrt.

Im Vordergrund der Prufung stand die Bewertung bebauter Grundstlicke

ohne solche des land- und forstwirtschaftlichen Grundbesitzes.

Beanstandet wurden nur solche Falle, die ein feststehendes oder wahr-
scheinliches Prifungsergebnis von mindestens 1.000 €, bezogen auf die
Erbschaft-, Schenkung- oder Grunderwerbsteuer als Folgesteuer, aufwie-
sen. Falle mit unterlassener oder unzureichender Aufklarung des besteue-
rungserheblichen Sachverhalts wurden beanstandet, wenn das ausste-

hende Prifungsergebnis ebenfalls den vorstehenden Betrag erwarten liel3.

Gesamtergebnis

Von den insgesamt gepruften 809 Fallen wurden 303 Falle (37,5 v. H.)
beanstandet. Die Beanstandungsquoten bei den einzelnen Finanzamtern

betrugen zwischen 29,1 v. H. und 53,6 v. H.
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Nach vorsichtiger Schatzung veranschlagt der LRH das vorlaufige fiskali-
sche Ergebnis der Feststellungen bei den gepriiften 6 der insgesamt 112
nordrhein-westfalischen Festsetzungsfinanzamter auf rd. 1,6 Mio. €. Ein
Grolteil des Gesamtbetrages kann wegen fehlender Korrekturmaoglichkeit
der entsprechenden Bescheide nicht mehr realisiert werden. Bisher konn-

ten rd. 720.000 € vereinnahmt werden.

Der LRH beurteilt die Bearbeitungsqualitat der eingesehenen Bedarfsbe-
wertungsfalle als nicht zufrieden stellend, zum Teil sogar als bedenklich
niedrig. In einigen Bewertungsbezirken war eine oberflachliche und sche-
matische Arbeitsweise festzustellen. Nur wenige Bewertungsbezirke er-

reichten eine akzeptable Bearbeitungsqualitat.

Der LRH hat in seinem Bericht an das FM vom 02.04.2004 das Ergebnis
der Prifung mitgeteilt und Anregungen zur Steigerung der Bearbeitungs-

gualitat gemacht.

Bearbeitungsmangel

Beanstandungen ergaben sich hauptsachlich bei der Wertermittlung be-
bauter Grundsticke sowohl nach dem grundsatzlich zu verwendenden
sog. Ertragswertverfahren nach § 146 BewG als auch nach dem fur Son-
derfalle zu verwendenden Wertermittlungsverfahren nach § 147 BewG.
Insoweit waren 650 Falle betroffen, die den wesentlichen Schwerpunkt der
Prifung bildeten. Davon hat der LRH mehr als ein Drittel beanstandet
(235 Falle). Die weiteren 159 Falle von den insgesamt gepriften 809
Grundstiickswerten entfielen insbesondere auf Festsetzungen, in denen
mehrere Bewertungsverfahren gleichzeitig anzuwenden waren (sog.
Mischfélle). Durch die Anderung der bundeseinheitlichen Erbschaftsteuer-
Richtlinien 2003 ist die sog. Mischbewertung aufgegeben worden, so dass

dieser Bereich im Folgenden nicht dargestellt wird.
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22.3.1.1

22.3.1.2

Ertragswertverfahren nach § 146 BewG

Grundsatze

Der Wert eines bebauten Grundsticks wird grundsatzlich auf Basis der
durchschnittlichen vereinbarten Jahresmiete der vergangenen drei Jahre
vor dem Bewertungsstichtag, multipliziert mit dem Vervielfaltiger von 12,5
und unter Berucksichtigung einer Alterswertminderung ermittelt. Die malf3-
gebende Jahresmiete ist das aufgrund vertraglicher Vereinbarung zu zah-
lende Gesamtentgelt ohne Umlagen; Mietausfalle bleiben unbertcksich-

tigt.

Bei eigener Nutzung, unentgeltlicher Uberlassung oder Vermietung an
Angehdrige bzw. Arbeitnehmer ist anstelle der Jahresmiete die Ubliche
Miete anzusetzen. Der Erwerber kann einen niedrigeren Grundstiickswert

nachweisen.

Prifungsergebnis

Der LRH hat im Wesentlichen Félle gepruft, in denen ein Grundstickswert
von 1 Mio. DM oder hoher festgestellt worden war und deren Besteue-
rungsstichtag in den Jahren 1999 bis 2001 lag. Im Regelfall wurden die
Ertragsteuerakten der Beteiligten hinzugezogen, um zusatzliche Erkennt-

nisse zu gewinnen.

Von 339 gepriften Féllen des Ertragswertverfahrens war die Bearbeitung
in 89 Fallen zu beanstanden. Dies entspricht einer Beanstandungsquote
von 26,3 v. H. Die Beanstandungsquoten der einzelnen Finanzamter la-
gen zwischen 19,2 v. H. und 40,0 v. H.
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Die Feststellungen der Grundstiickswerte waren in folgenden Punkten be-

sonders fehlerbehaftet:

e Es wurde ein unzutreffender Mietermittlungszeitraum zugrunde gelegt,
weil nicht beachtet wurde, dass vom Bewertungsstichtag zurtick zu

rechnen ist.

e Haufig fehlte der erforderliche Ansatz einer tblichen Miete.
Griunde fur stark schwankende Mieteinnahmen waren nicht aufgeklart
worden. Da die vereinbarten Mieten maf3gebend sind, mindern Mietaus-

falle oder Leerstande die anzusetzende Jahresmiete nicht.

e Andert sich bei einem Geb&ude infolge von Anbau-, Umbau- oder Aus-
baumalnahmen die Miethdhe innerhalb der drei Jahre vor dem Be-
steuerungsstichtag, ist die durchschnittliche Miete regelmafiig fur den
Mietermittlungszeitraum ab Fertigstellung der Baumal3nahme zu ermit-
teln. In einer nicht geringen Anzahl von Fallen wurden die Griinde flr
hohe Mietsteigerungen nicht aufgeklart, obwohl hierzu Anlass bestan-
den hatte.

Sonderfalle nach § 147 BewG

Grundsatze

Abweichend vom Regelfall der Bewertung eines bebauten Grundstiicks im
Ertragswertverfahren ist 8 147 BewG grundséatzlich dann anzuwenden,
wenn ein Grundstiick nicht vermietet oder an Angehdorige oder Arbeitneh-
mer des Eigentimers vermietet und keine Ubliche Miete zu ermitteln ist
(Sonderfalle). Dies gilt insbesondere fur Grundstiicke mit Gebauden, die
fur besondere Zwecke wie zur Durchfiihrung bestimmter Fertigungsverfah-

ren, zu Spezialnutzungen oder zur Aufnahme bestimmter technischer Ein-
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richtungen errichtet worden und kaum fir andere Nutzungen geeignet
sind, wenn keine tatsachliche oder Ubliche Miete zu beriicksichtigen ist.

Der Grundstickswert dieser Sonderfélle wird unter getrenntem Ansatz ei-
nes Bodenwertes und des nach ertragsteuerlichen Grundsatzen ermittel-

ten Gebaudewertes errechnet.

Prafungsergebnis

Bei seinen Erhebungen hat der LRH die nach § 147 BewG ermittelten Be-
darfswerte mit Besteuerungsstichtagen in den Jahren 1996 bis 2001 ge-
pruft. Im Gegensatz zur Prifung der Félle des Ertragswertverfahrens hatte
der LRH von einer betragsmafiigen Begrenzung abgesehen, da die er-
tragsteuerlichen Gebaudewerte durch die bilanztechnische Behandlung
des Gebéaudes (z. B. durch die Ubertragung von Riicklagen oder durch die
Verrechnung von Zuschissen) beeinflusst sein und damit auf Zuféllen be-

ruhen konnten.

Der LRH hat insgesamt 311 Falle gepruft, in denen der Grundstuckswert
nach 8§ 147 BewG festgestellt bzw. ermittelt worden ist. In der weit Uber-
wiegenden Zahl der Falle war der ertragsteuerliche Gebdudewert aus Bi-
lanzen abzuleiten. Die Ertragssteuerakten der beteiligten Firmen bzw.
Personen, die weitgehend auch im fur die Grundstiicksbewertung zustén-
digen Finanzamt gefihrt wurden, sind hinzugezogen worden, um alle vor-
handenen Erkenntnisse zu nutzen. Es wurden insgesamt 146 Falle bean-
standet, was einer Quote von 46,9 v. H. entspricht. Die Beanstandungs-
guoten bezogen auf die einzelnen Finanzamter lagen zwischen 29,2 v. H.
und 66,2 v. H.

Die festgestellten Fehler und Mangel lassen sich im Wesentlichen zu zwei

Fehlergruppen zusammenfassen.
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Aus den Ertragsteuerakten konnte der LRH in 101 der gepriften Falle
Hinweise auf eine entgeltliche Nutzungsiuberlassung des Grundsticks
gewinnen, so dass die Bewertung nicht — wie vorgefunden — im Sonder-
verfahren, sondern regelméfiig auf der Grundlage der vereinbarten Miete
hatte erfolgen miussen. Die Anwendung des zutreffenden Bewertungsver-
fahrens hatte zum Teil erhebliche finanzielle Bedeutung, da der nach den
Grundsatzen des Ertragswertverfahrens zu ermittelnde Wert regelmaliig
betragsmalRig Uber dem nach § 147 BewG ermittelten Wert liegt. Es ist
somit von entscheidender Bedeutung, dass die Bewertungsstellen, soweit
die Voraussetzungen vorliegen, die Anwendung des Ertragswertverfah-

rens sicher stellen.

Festzuhalten ist in diesem Zusammenhang, dass den Feststellungserkla-
rungen haufig keine Angaben uber die bestehenden Miet- oder Pachtver-
haltnisse zu entnehmen waren. Dem gegentber wurde in einigen Féallen
trotz der Erklarung von Miet- und Pachtverhaltnissen durch die Bewer-

tungsstellen eine Wertermittlung nach § 147 BewG vorgenommen.

AulRRerdem hat der LRH in einer Reihe von Féllen trotz zutreffender An-
wendung des Sonderverfahrens Fehler bei der Hohe des ertragsteuerli-

chen Gebéaudewertes festgestellt.

Der Wert des Gebaudes ist auf den Besteuerungszeitpunkt zu ermitteln
und richtet sich nach ertragsteuerlichen Bewertungsvorschriften, wobei
dieser Wert regelmafdig dem fortentwickelten Wert der Steuerbilanz ent-
spricht. Insbesondere bei Personen- und Kapitalgesellschaften ergeben
sich aber haufig bilanzielle Besonderheiten, deren Nichtbeachtung mehr-
fach zur Festsetzung eines zu niedrigen Gebaudewertes gefuhrt hat.
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Besondere formelle Mangel

Fur die Bedarfsbewertung ist eine Feststellungserklarung abzugeben,
wenn das Finanzamt sie anfordert. Nach dem Ergebnis der Prifung des
LRH sahen die Bewertungsstellen von der Anforderung einer Erkléarung
jedoch haufig ab und legten der Feststellung lediglich die Angaben
zugrunde, die vom Steuerpflichtigen fir Erbschaft- und Schenkung- bzw.
Grunderwerbsteuerzwecke bereits mitgeteilt und an die Bewertungsstellen
weitergeleitet worden waren. Durch die fehlende formelle Feststellungser-
klarung entsteht inshesondere eine rechtliche Unsicherheit beziglich der
Anwendbarkeit etwaiger Anderungsvorschriften und des Ablaufs von Fest-

stellungsfristen.

Weisungsgemal sollten sich die Bewertungsstellen durch Ruckfrage die
Feststellungen der Betriebsprifungsstellen zu Nutze machen. Der Fest-
stellungsbescheid tber den Grundstickswert sollte deshalb von den Be-
wertungsstellen nicht endgiiltig erlassen werden, damit spatere Anderun-

gen nicht aus formellen Griinden scheitern.

Bei seiner Prufung hat der LRH nur in wenigen Fallen eine Kontaktauf-
nahme der Bewertungsstellen mit Betriebs- oder Betriebsprifungsfinanz-
amtern feststellen kénnen. Aul3erdem waren 91 v. H. aller vom LRH ge-
pruften Feststellungen endgiltig durchgefihrt worden. Darunter waren

auch Feststellungen, fir die noch eine Betriebsprifung vorgesehen war.

Wirdigung und Forderungen des LRH

Die Bewertung im Ertragswertverfahren bereitete den gepruften Bewer-
tungsstellen Uber die dargestellten Bearbeitungsméngel hinaus kaum er-
kennbare Schwierigkeiten. Bei der Sonderbewertung nach 8 147 BewG
zeigten sich hingegen deutliche Schwachen. Das erforderliche ertrag- und
bilanzsteuerliche Wissen konnte in den Bewertungsstellen nur bedingt
festgestellt werden. Nach Ansicht des LRH war hierfur die wesentliche Ur-
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sache, dass die Bearbeiter vor ihrem Einsatz in den Bewertungsstellen
durchweg nicht in einer Veranlagungs- oder Betriebsprufungsstelle tatig
waren und deshalb keine praktische Erfahrung auf diesem Wissensgebiet

sammeln konnten.

Der LRH hat gefordert, diesem Umstand durch eine intensive Fortbildung
Rechnung zu tragen, um die Qualitat der Bearbeitung insbesondere im
Hinblick auf die Anwendung des zutreffenden Bewertungsverfahrens

nachhaltig zu verbessern.

Weiterhin hat der LRH angeregt, dass die Einsichtnahme in die Er-
tragsteuerakten regelmanig in den Sonderfallen nach § 147 BewG und im
Ertragswertverfahren ab einer bestimmten Grol3enordnung erfolgen muss,
um die darin enthaltenen Informationen fur die Zwecke der Bedarfshewer-
tung zu nutzen. Aulerdem sollten die Bewertungsstellen angewiesen

werden, regelmaf3ig Feststellungserklarungen anzufordern.

Der LRH hat das FM zudem gebeten, die Zusammenarbeit zwischen den
Bewertungsstellen und den Betriebsprifungsdiensten genauer zu regeln,

um eine intensivere Zusammenarbeit zu erreichen.

Stellungnahme des Finanzministeriums

Das FM hat dem LRH mit dem Schreiben vom 10.11.2004 eine umfas-
sende Stellungnahme Ubersandt. Den Vorschlagen des LRH hat das Mi-
nisterium in den wesentlichen Punkten zugestimmt. Der Uberwiegende
Teil der vorgeschlagenen Mal3nahmen ist bereits realisiert worden. Die

Ubrigen Vorschlage sollen kurzfristig umgesetzt werden.

Das FM hat im Wesentlichen folgendes mitgeteilt:

e Mit Datum vom 02.08.2004 seien ,Grundsatze zur gewichtenden Ar-

beitsweise in den Bewertungsstellen® festgelegt worden. Vordringliches
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Ziel dieser Anweisungen sei die Erh6hung der Bearbeitungsqualitat von
Bedarfsbewertungsfallen. In diesem Zusammenhang sei eine Auswei-
tung des Zeichnungsvorbehaltes des Sachgebietsleiters in die Wege

geleitet worden.

Die Finanzamter seien angewiesen worden, bei intensiv zu prifenden
Bedarfswertfallen stets die Ertragsteuerakten hinzuzuziehen. Aul3erdem
seien in diesen Fallen ausnahmslos Feststellungserklarungen von den

Steuerpflichtigen anzufordern.

Sowohl fur die Ertragswertfalle wie auch fur die Sonderfélle seien von
den Bearbeitern zukinftig neu eingefiihrte Checklisten zu verwenden,
um insbesondere die zutreffende Abgrenzung der Bewertungsmetho-

den sicher zu stellen.

Der uberortliche Erfahrungsaustausch solle durch die neu eingerichtete
.Info-Tagung Bewertung" verstarkt gefordert werden. Weiterhin wirden
intensive Schulungen der Bearbeiter insbhesondere auf dem Gebiet des
8§ 147 BewG durchgefiihrt.

Die Zusammenarbeit der Bewertungsstellen mit den Betriebsprifungs-
diensten sei umfassend neu geregelt worden. Die Grundbesitzwerte
seien unter dem Vorbehalt der Nachprifung festzustellen, wenn eine
Uberpriifung eines Bedarfswertes durch die Betriebspriifung noch erfol-
gen werde. Es sei beabsichtigt, die in den Betriebsprifungsdiensten be-
reits eingesetzten Ansprechpartner fir den Bereich der Erbschaft- und
Schenkungsteuer bzw. Grunderwerbsteuer auch mit dem Gebiet der

Bedarfsbewertung vertraut zu machen.

Der LRH begrifdt die hohe Akzeptanz und die ziigig begonnene Umset-

zung seiner Vorschlage.
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Prifungen von weiteren Fallen von besonderer Be-

deutung fur die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung

Personaleinsatz bei einer Bezirksregierung

Nach Feststellungen des Landesrechnungshofs wurde nur noch rund
die Halfte der Personalstellen, die einer Bezirksregierung fur einen
konkreten Aufgabenbereich zugewiesen waren, im Rahmen ihrer —
auch im Haushaltsplan festgelegten — Zweckbestimmung genutzt.
Die tbrigen Stellen wurden in anderen Abteilungen der Bezirksregie-
rung verwendet. Nachdem der Landesrechnungshof dies beanstan-
det hat, sollen die nicht zweckentsprechend eingesetzten Personal-

stellen nunmehr abgebaut werden.

Die Prufung des Landesrechnungshofs ergab aul3erdem, dass weite-
re Personalstellen eingespart werden kdénnen, weil der Arbeitsanfall
in diesem Aufgabenbereich eine geringere Personalausstattung er-

fordert.

Eine vorwiegend mit der Zahlung von Geldrenten und Heilfirsorgeleistun-
gen befasste Landesbehtérde wurde Ende 1994 aufgel6st. lhre Aufgaben
werden seither von einer Bezirksregierung wahrgenommen, bei der dazu
eine Abteilung eingerichtet wurde. Da der Arbeitsanfall in diesem Bereich
racklaufig war, sahen die Haushaltplane ab 1995 den Abbau von insge-
samt 27 Personalstellen vor. Bei seiner Ende 2003 begonnenen Prifung
ist der Landesrechnungshof (LRH) insbesondere der Frage nachgegan-
gen, ob Personalbestand und Organisation dem aktuellen Arbeitsanfall in

diesem Arbeitsbereich angepasst worden waren.
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Personalstellenbestand

Der bei Eingliederung der friheren Landesbehdrde in die Bezirksregierung
festgelegte Stellenabbau war zum Zeitpunkt der ortlichen Erhebungen des
LRH nahezu vollstandig realisiert. Im Haushaltsplan 2003 waren fir die-
sen Aufgabenbereich noch 92 Personalstellen (32 Planstellen fir Beamte
und 60 Stellen fur Angestellte) ausgebracht; 91 davon hatte das IM der
Bezirksregierung zur Bewirtschaftung zugewiesen. Allerdings wurde nach
den Feststellungen des LRH nur noch etwa die Halfte der Personalstellen
fur die Wahrnehmung der eingangs genannten Aufgaben und damit ent-
sprechend der im Haushaltsplan festgelegten Zweckbestimmung genutzt.
Die Bezirksregierung hatte den Personalbestand in der zustandigen Abtei-
lung reduziert, um ihn dem weiter ricklaufigen Arbeitsanfall anzupassen.
Die Ubrigen Personalstellen wurden in anderen Abteilungen der Bezirks-
regierung verwandt. Zur Begriindung wurde angefiihrt, dass dort Engpéas-
se abzudecken seien, die insbesondere auf Abordnungen und Versetzun-

gen zu den Ministerien zurickgefuhrt wurden.

Der LRH hat die nicht der verbindlichen Zweckbestimmung im Haushalts-
plan entsprechende Nutzung von Personalstellen fiur andere Aufgaben der
Bezirksregierung beanstandet. Er hat darauf hingewiesen, dass diese
Stellen hatten wegfallen missen, nachdem sie fiir den vorgesehenen Auf-

gabenbereich entbehrlich geworden waren.

In seiner Stellungnahme vom 29.12.2004 raumt das IM - im Einvernehmen
mit dem Finanzministerium (FM) und der betroffenen Bezirksregierung -
die nicht zweckentsprechende Nutzung von Personalstellen ein. Das Mi-
nisterium kundigt an, dass insgesamt 43 anderweitig genutzte Stellen ab-
gebaut und die hierzu erforderlichen kw-Vermerke fir den Haushalt 2006

angemeldet werden sollen.
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Der Arbeitsanfall in dem gepruften Aufgabenbereich nahm — von einzel-
nen Ausnahmen abgesehen — standig ab; z. B. hatten sich die Renten-
zahlféalle im Jahr 2002 gegeniber 1994 um rd. 42 v. H. verringert. Der
LRH hat deshalb ansatzweise auch untersucht, ob Uber die von der Be-
zirksregierung bereits vorgenommene Reduzierung des hier eingesetzten
Personals hinaus weitere Stelleneinsparungen geboten sind. Dabei hat er
auf vorliegende Statistiken und Unterlagen sowie auf Auskinfte der leiten-

den Mitarbeiter zurlickgegriffen.

Nach Einschatzung des LRH waren aufgrund der geringeren Fallzahlen
sowie durch von ihm angeregte Veranderungen im Geschéftsablauf bis zu
elf weitere Personalstellen entbehrlich. Dariber hinaus hat er darauf hin-
gewiesen, dass dem sich auch fur die Zukunft abzeichnenden Rickgang
des Arbeitsanfalls durch einen weiteren Stellenabbau Rechnung zu tragen

sei.

Nach der Stellungnahme vom 29.12.2004 sieht das IM derzeit die M6g-
lichkeit, insgesamt acht weitere Personalstellen abzubauen. Dabei hande-
le es sich um zwei Stellen, die dem arztlichen Dienst und jeweils drei Stel-
len, die dem gehobenen bzw. mittleren Dienst zuzuordnen sind. Die Anre-
gung des LRH, durch Anderungen im Geschaftsablauf weitere Stellen ein-

zusparen, werde noch gepruft.

Im Ubrigen bestehe Einvernehmen mit dem LRH, dass die Personalaus-
stattung kontinuierlich dem Wandel der Aufgaben anzupassen sei. Die
Bezirksregierung werde auch kinftig entsprechend dem Ruckgang der

Fallzahlen Personal abbauen.
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Organisation

Wie bereits dargestellt, hatte die Bezirkregierung das Personal in der flr
den gepruften Aufgabenbereich zustadndigen Abteilung im Laufe der Jahre
auf rd. die Halfte der im Haushaltsplan noch ausgewiesenen 92 Personal-
stellen reduziert. Damit stellte sich fir den LRH die Frage, ob eine Organi-
sationseinheit dieser GroRenordnung als eigene Abteilung der Bezirksre-
gierung fortgefuhrt werden sollte. Auch seitens der Verwaltung gab es
entsprechende Uberlegungen. Als Ergebnis wurde die bisherige Abteilung
aufgeldst und Anfang 2004 als Dezernat in eine andere Abteilung der Be-
zirksregierung integriert. In diesem Zusammenhang wurde eine Planstelle
der Besoldungsgruppe B 2 (Abteilungsleitung) in eine solche der Besol-
dungsgruppe A 16 (Hauptdezernent) umgewandelt; weiterhin konnten
nach Angaben des IM eine Dezernentenstelle und eine Stelle fur eine

Vorzimmerkraft eingespart werden.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.
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Juristische Staatspriufungen und juristischer Vorberei-

tungsdienst

In Nordrhein-Westfalen erhalten Rechtsreferendare die bundesweit
héchste Unterhaltsbeihilfe. Die Personalausgaben fir die rund 6.500
Referendarstellen des Landes belaufen sich auf rund 79 Mio. €.

Das Land halt eine um etwa 1.000 Referendarstellen gré3ere Ausbil-
dungskapazitat vor, als zur Aufnahme von Studenten bendtigt wird,
die ihre erste juristische Staatsprifung in Nordrhein-Westfalen abge-
legt haben. Der Landesrechnungshof hat das Justizministerium hier-

zu um Stellungnahme gebeten.

In den meisten Bundeslandern sind Widerspriche gegen Ergebnisse
juristischer  Staatsprifungen gebuUhrenpflichtig. In  Nordrhein-
Westfalen fehlt es hierfur bislang an der notwendigen Rechtsgrund-
lage. Das Justizministerium erwagt, diese Rechtsgrundlage nunmehr

zu schaffen.

Nach den Bestimmungen des Deutschen Richtergesetzes erwirbt die Be-
fahigung zum Richteramt, wer ein rechtswissenschaftliches Studium an
einer Universitat mit der ersten Staatspriufung und einen anschliel3enden
Vorbereitungsdienst mit der zweiten Staatsprifung abschlief3t. In NRW
nahmen die drei Justizprifungsamter bei den Oberlandesgerichten (OLG)
des Landes im Jahr 2003 insgesamt rd. 2.500 erste juristische Staatsprui-
fungen ab; die Zahl der vom Landesjustizprifungsamt abgenommenen

zweiten juristischen Staatsprufungen lag bei knapp 3.000.

Im Justizhaushalt 2005 sind 6.557 Stellen fir Rechtsreferendare mit Per-
sonalausgaben von rd. 79 Mio. € veranschlagt. Jahrlich werden rd. 3.000

Rechtsreferendare neu in den Vorbereitungsdienst eingestellt.
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Vor diesem Hintergrund hat der Landesrechnungshof (LRH) den juristi-
schen Vorbereitungsdienst und die juristischen Staatsprifungen im Hin-
blick auf die den Landern obliegende personelle und organisatorische
Ausgestaltung der Juristenausbildung untersucht. Die dazu in den Bun-

deslandern getroffenen Regelungen weichen z. T. stark von einander ab.

Die nachfolgenden, wesentlichen Feststellungen des LRH vergleichen da-
her die Ausgestaltung der Juristenausbildung in NRW mit der in anderen

Bundeslandern.

Unterhaltsbeihilfe

Wer die erste juristische Staatsprifung bestanden hat, kann im Rahmen
eines Offentlich-rechtlichen Ausbildungsverhaltnisses zum Land mit der
Dienstbezeichnung ,Rechtsreferendarin® oder ,Rechtsreferendar* in den
Vorbereitungsdienst aufgenommen werden. Der Vorbereitungsdienst dau-
ert regelmafig 24 Monate, endet allerdings erst mit der Verkindung der
Entscheidung Uber das Bestehen der Prifung, das Nichtbestehen der ers-
ten Wiederholungspriufung oder Uber den Ausschluss von einer Wiederho-
lungsprifung.

Fur die gesamte Dauer des Ausbildungsverhéltnisses erhalten die Rechts-
referendare eine monatliche Unterhaltsbeihilfe, welche aus einem monatli-
chen Grundbetrag und ggf. einem Familienzuschlag besteht. In NRW ent-
spricht der Grundbetrag dem héchsten nach dem Bundesbesoldungsge-
setz moglichen Anwartergrundbetrag; er nimmt an Besoldungsanpassun-
gen teil. Seit dem 01.08.2004 betragt er 1.052,06 €. Zuséatzlich hat das
Land nach Beendigung der Ausbildung regelméaflig Nachversicherungsbei-
trdge in Hohe von 19,5 v. H. der insgesamt gezahlten Unterhaltsbeihilfe

abzufthren.
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In anderen Bundesléandern werden Rechtsreferendaren entweder Festbe-
trdge gezahlt oder die Hohe der Unterhaltsbeihilfen wird in anderer Weise
ermittelt. Im ersten Halbjahr 2004 lagen die geringsten monatlichen Unter-
haltsbeihilfen bei 848,23 € und die héchsten bei 1.041,64 € (NRW); die
Spannbreite betrug damit rd. 20 v. H. In den meisten Bundeslandern lagen

die monatlichen Unterhaltsbeihilfen unter 900 €.

Der LRH hat das Justizministerium (JM) und das Finanzministerium (FM)
um Erlauterung gebeten, warum die aufgrund eines rechtlich vergleichba-
ren Anstellungsverhéltnisses gezahlten Unterhaltsbeihilfen in NRW dieje-
nigen in den anderen L&ndern derart deutlich tGbersteigen.

Das FM hat hierzu ausgefihrt, die Umstellung vom Beamtenverhéltnis auf
Widerruf auf das offentlich-rechtliche Ausbildungsverhaltnis im Jahre 1999
sei fur die Rechtsreferendare mit erheblichen finanziellen Belastungen wie
dem Wegfall der Sonderzuwendung und der vermégenswirksamen Leis-
tungen sowie der Verschiebung des Auszahlungszeitpunktes auf den 15.
des Monats verbunden gewesen. Inzwischen sei auch das Urlaubsgeld
entfallen und der Auszahlungszeitpunkt nochmals verschoben worden.
Vor diesem Hintergrd. sei ,eine weitere Absenkung der Unterhaltsbeihilfe
aus besoldungsfachlicher Sicht nicht zu empfehlen®. Das JM hat sich die-

ser Auffassung ohne eigene Begrindung angeschlossen.

Der LRH hat demgegeniber darauf hingewiesen, dass die genannten fi-
nanziellen Einschnitte nicht ausschlie3lich NRW betreffen. In Bundeslan-
dern mit Unterhaltsbeihilfen um rd. 900 € seien weiter gehende Leistungen
wie jahrliche Sonderzuwendungen, Urlaubsgeld und vermégenswirksame
Leistungen durch Rechtsverordnungen ausdricklich ausgeschlossen, so
beispielsweise in  Baden-Wurttemberg, @ Hessen,  Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und in Rheinland-Pfalz.
Auch in Niedersachsen, das urspriinglich Unterhaltsbeihilfen in gleicher
Hohe wie in NRW gezahlt habe, wirden ,Beihilfen ... sowie eine jahrliche
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Sonderzuwendung, vermogenswirksame Leistungen und Urlaubsgeld”
nicht gewahrt. Gleichwohl seien die Unterhaltsbeihilfen dort zunachst auf
90 v. H. und inzwischen auf 85 v. H. der in NRW gezahlten Satze zurick-
gefuhrt worden, und zwar ausschlie3lich aus Griinden der Haushaltskon-
solidierung. Sozialen Aspekten, so die Begriindung in Niedersachen, wer-
de durch den - wie in NRW gewahrten - Familienzuschlag auch bei einer
Absenkung der Unterhaltsbeihilfe Rechnung getragen.

Nach Auffassung des LRH kénnen im Hinblick auf den finanziellen Auf-
wand von jahrlich rd. 79 Mio. € fur die in NRW zur Verfligung stehenden
Ausbildungskapazitaten die Unterhaltsbeihilfen fur Rechtsreferendare

nicht von allgemeinen Spardiskussionen ausgeschlossen werden.

Der LRH hat beide Ministerien um eine weitere Stellungnahme gebeten.

Kriterien fur die Einstellung in den Referendardienst

Der juristische Vorbereitungsdienst in NRW steht — wie in den anderen
Bundeslandern auch — allen Bewerbern offen, unabhangig davon, ob sie
in NRW leben, hier ihr Studium absolviert und die erste juristische Staats-
prufung abgelegt haben oder in sonstiger Beziehung zum Land stehen.
Mit Ausnahme von Hartefallen und von Bewerbungen mit gesetzlichem
Vorrang (z. B. Wehrdienstleistende) werden grundsatzlich alle Bewerber
einheitlich in der Reihenfolge des Einganges ihrer Antrage eingestellt. Die
von den Bewerbern in der ersten juristischen Staatsprifung erzielte Note

stellt kein Kriterium fur die Reihenfolge der Einstellungen dar.

In den drei OLG-Bezirken des Landes werden Einstellungen in den Vorbe-
reitungsdienst im Rahmen der verfigbaren Ausbildungsplatze monatlich
vorgenommen. Wahrend in den OLG-Bezirken Dusseldorf und Hamm U-

berwiegend geniigend Ausbildungsplatze zur Verfigung stehen, um allen
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Bewerbern ohne langere Wartezeiten eine Aufnahme in den Vorberei-
tungsdienst anbieten zu kdonnen, wird im OLG-Bezirk Koln wegen nur be-
grenzt vorhandener Ausbildungsplatze eine Auswahl nach dem personli-

chen Bezug zum Bezirk getroffen.

In den meisten anderen Bundesléndern, so auch in den an NRW angren-
zenden Landern Hessen, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz, ist die Auf-
nahme in den Vorbereitungsdienst durch so genannte ,Kapazitatsverord-
nungen“ geregelt. Dort werden die Ausbildungsplatze, abgesehen von
Hartefallregelungen, unter Berilicksichtigung der Leistung, d. h. nach der
im ersten juristischen Staatsexamen erreichten Punktzahl, und nach War-

tezeiten vergeben.

Die in den Bundeslandern und auch innerhalb NRW unterschiedliche Auf-
nahmepraxis wirkt sich nach den Feststellungen des LRH insbesondere
im OLG-Bezirk Hamm aus. Dort betragt der Anteil der in den Vorberei-
tungsdienst aufgenommenen Bewerber ohne personlichen Bezug zu NRW
rd. 20 v. H.. Von diesen Bewerbern haben zudem uberdurchschnittlich vie-
le das erste juristische Staatsexamen mit einem ,ausreichenden” Ergebnis
abgeschlossen. Als Grund hierfir wurde seitens des OLG in Betracht ge-
zogen, dass die leistungsbezogenen ,Kapazitatsverordnungen® in den an-
grenzenden Bundeslandern dazu fuhren, dass Bewerber mit einem ,aus-
reichenden” Ergebnis in diesen Landern langere Wartezeiten vor der Auf-
nahme in den Vorbereitungsdienst hinnehmen mussen, wéhrend ihre Be-

werbung beim OLG Hamm zeitnah berucksichtigt werden kann.

Auch die Stichprobenprifung des LRH ergab, dass im OLG-Bezirk Hamm
haufig Bewerber ohne Bezug zu NRW um Einstellung in den Vorberei-
tungsdienst nachsuchten. Es zeigte sich, dass diese Rechtsreferendare
wahrend des Vorbereitungsdienstes meist ihren Wohnort beibehielten und
oft auch die Ausbildung in der Pflichtwahlstation und in der Wabhlstation in

einem anderen Bundesland wahrnahmen. In den besagten Fallen kam es
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haufig zu einer Verlangerung des Vorbereitungsdienstes, weil die zweite
juristische Staatsprufung nicht im ersten Versuch erfolgreich abgelegt
wurde. Nach den Erkenntnissen des OLG Hamm lag in Landgerichtsbezir-
ken, in denen uberdurchschnittlich viele ,Nichtlandeskinder® eingestellt
wurden, der Anteil der Pradikatsexamina unter dem Bezirks- und dem

Landesdurchschnitt.

Vor dem Hintergrund, dass die Aufnahme des juristischen Vorbereitungs-
dienstes in NRW unter Berlcksichtigung der Vorzige der bundesweit
hdchsten Unterhaltsbeihilfe und der kirzeren Wartezeiten fir Bewerber
aus anderen Bundeslandern eine erwagenswerte Alternative darzustellen
scheint, hat der LRH um Stellungnahme zu der Frage gebeten, ob die Ein-
fuhrung einer ,Kapazitatsverordnung” mit leistungsbezogenen Auswabhlkri-
terien auch fir NRW sinnvoll sein kdnnte. Dabei sollte auch daran gedacht
werden, die Ausbildungskapazitaten mehr am ,Binnenbedarf‘ des Landes

auszurichten.

In seiner Stellungnahme hat das JM die Einfihrung regulierender Kriterien
fur die Einstellung in den Referendardienst abgelehnt und dies mit Beden-
ken im Hinblick auf die verfassungsrechtlichen Grundsatze der freien Be-
rufswahl und des freien Zugangs zu 6ffentlichen Amtern begriindet. Objek-
tive Zulassungsbeschrankungen bedirften einer gesetzlichen Grundlage,
die fur eine leistungsbezogene Kapazitatsverordnung in NRW fehle. Auch
sei fraglich, ob Antrage abgelehnt werden kénnten, wenn der Einstellung
zu dem betreffenden Termin weder eine ausgeschoépfte Ausbildungskapa-
zitdt noch haushaltsrechtliche Griinde entgegenstinden. Zudem sei die im
Haushaltsplan festgelegte Hochstzahl von Rechtsreferendarstellen so be-
messen, dass sie grundsatzlich die Aufnahme aller Absolventen der ersten
juristischen Staatsprifung in den Vorbereitungsdienst ermdégliche. Eine O-
rientierung der Einstellung in den juristischen Vorbereitungsdienst am
.Binnenbedarf* des Landes komme nach Auffassung des JM aus verfas-
sungsrechtlichen Grinden nicht in Betracht.
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Der LRH hat dem JM darin zugestimmt, dass bestehende Ausbildungska-
pazitaten ausgeschopft werden mussten, bevor kapazitatsrechtliche Rege-
lungen in Betracht kdmen. Auch entspreche es den Feststellungen des
LRH, dass die im Haushaltsplan festgelegte Hochstzahl von Rechtsrefe-
rendarstellen so bemessen sei, dass sie grundsatzlich nicht nur nordrhein-
westfélischen Absolventen der ersten juristischen Staatsprifung die Auf-
nahme in den Vorbereitungsdienst ermogliche.

Hingegen vermag der LRH nicht nachzuvollziehen, warum eine Orientie-
rung der Einstellung in den juristischen Vorbereitungsdienst am ,Binnen-
bedarf* des Landes nach Auffassung des JM nicht in Betracht kommt.
Denn aus den Erlauterungen zu Kapitel 04 210 Titel 422 02 folgt, dass sich
die Einstellungsquote fir Referendare nach der Zahl der die erste juristi-
sche Staatsprifung bestehenden Jurastudenten richtet. In NRW ist die
Zahl der Absolventen der ersten juristischen Staatsprifung von 2.641 im
Jahr 2000 auf 2.056 im Jahr 2004 um rd. 22 v. H. gesunken. Demgegen-
Uber ist die Zahl der Referendarstellen im gleichen Zeitraum nahezu un-
verandert geblieben (6.650 im Jahr 2000 und 6.557 im Jahr 2004). Fur
derzeit rd. 2.100 Absolventen der ersten juristischen Staatsprufung in
NRW ergibt sich rechnerisch bei einer Dauer des Vorbereitungsdienstes
von grundsatzlich 26 Monaten ein Bedarf von rd. 4.550 Stellen (= 2.100 x
2,16 Jahre). Unter Berlcksichtigung eines zusatzlichen Bedarfs fur Refe-
rendare mit Ausbildungsverlangerungen wegen Nichtbestehens der Pri-
fung (ca. 15 v. H.) oder aus sonstigen Grinden (ca. 5 v. H.) ergibt sich ein
Hochstbedarf von rd. 5.500 Stellen. Somit fallt der ,Binnenbedarf* fir Ab-
solventen der ersten juristischen Staatsprifung in NRW rd. 1.000 Stellen
geringer aus als die derzeit vorgehaltenen Ausbildungskapazitaten.

Der LRH bezweifelt, dass in dem bisherigen Umfang Ausbildungskapazita-
ten haushaltsseitig vorgehalten werden mussen. Er hat das JM um erneu-

te Stellungnahme gebeten.
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Verwaltungskosten fur das Widerspruchsverfahren und die Wieder-
holungsprifung zur Verbesserung der Gesamtnote

Gegen Entscheidungen, die eine Beurteilung seiner Priufungsleistungen
enthalten, kann der Prufling Widerspruch einlegen und schliel3lich Klage
vor dem Verwaltungsgericht erheben. Von der Mdglichkeit des Wider-
spruchs machten die Pruflinge in beiden juristischen Staatsprufungen in
nicht unerheblichem Umfang Gebrauch. Hierbei wendeten sie sich Uber-

wiegend gegen die Bewertung der Aufsichtsarbeiten.

Gegen Entscheidungen des Landesjustizprifungsamtes wurde im Jahr
2002 in 130 Fallen Widerspruch eingelegt. Vergleichbare Fallzahlen wur-
den von den Justizprufungsamtern fur das Jahr 2003 angegeben. Nach
Angaben des OLG Hamm sind die Fallzahlen in den letzten Jahren stark
angestiegen. Dort werde in 7 bis 8 v. H. aller Prifungsverfahren Wider-
spruch eingelegt. Zunehmend seien die Pruflinge dabei anwaltlich vertre-
ten; gerade solche Falle seien sehr arbeitsintensiv, da die Widersprliche

oft umfangreich begriindet seien.

Die Widerspruche fuhrten indes nur in einzelnen Féllen zum Erfolg. So
wurde beispielsweise in den vom Landesjustizprifungsamt fir 2002 ge-
nannten 130 Fallen nur in acht Verfahren ganz oder teilweise dem Wider-
spruch stattgegeben; beim Justizprifungsamt Hamm war dies lediglich in

zwei von 83 Widerspruchsverfahren der Fall.

Uber einen Widerspruch entscheidet der Vorsitzende des Justizprifungs-
amtes auf der Grundlage der Stellungnahmen der an der Beurteilung be-
teiligten Prufer. Das Verfahren birgt einen hohen Verwaltungsaufwand, der
sich noch erheblich erhdht, wenn gegen einen ablehnenden Wider-
spruchsbescheid Klage erhoben wird. Zudem entstehen weitere Kosten
durch die Vergutung der nebenamtlichen Prufer fir die Mitwirkung am Wi-

derspruchsverfahren.
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Um fur den Aufwand einen Ausgleich zu erlangen, erheben verschiedene
Bundeslander Verwaltungsgebihren und Auslagen fur das Widerspruchs-
verfahren. In einigen Landern werden auch fiir die unter bestimmten Vor-
aussetzungen mogliche Wiederholungsprufung zur Verbesserung der Ge-
samtnote Gebulhren erhoben. Derzeit erheben sieben Bundeslander Ge-
bidhren, zumeist in Form einer Rahmengebiihr oder als gestaffelte Ge-
bihr. In sechs Landern ist dies nicht der Fall. Drei Lander beabsichtigten
die Einflhrung. Soweit Gebuhren erhoben werden, liegt deren Hohe fir
die Wiederholungsprifung zur Verbesserung der Gesamtnote zwischen
300 € und 400 €. Fur das Widerspruchsverfahren werden Rahmengebiih-
ren bis zu 510 € (Rheinland-Pfalz) erhoben oder die Gebihrenhéhe vom

Umfang des Widerspruchs abhéngig gemacht (Berlin).

In NRW fehlt bislang eine Rechtsgrundlage, um in diesen Fallen Gebih-
ren erheben zu kénnen. Der LRH hat daher angeregt, eine entsprechende

Rechtsgrundlage zu schaffen.

Das JM hat gegen die Einfihrung von Gebihren fur das Widerspruchsver-
fahren keine rechtlichen, wohl aber soziale Bedenken erhoben. Sozial
schwachere Kandidaten konnten durch eine GebUhr abgeschreckt wer-
den, begrindete Widerspriiche einzulegen. Gleichwohl erwage das JM,

auf die Schaffung einer entsprechenden Rechtsgrundlage hinzuwirken.

Die Einfihrung von Gebuhren fur die Wiederholungsprifung zur Verbes-
serung der Gesamtnote erwagt das JM hingegen nicht. Es hat dazu aus-
gefuhrt, die so genannte Freiversuchsregelung bilde einen starken Anreiz
zu einer friheren Meldung zum Examen und fuhre entscheidend zu einer
Verkirzung der Studiendauer. Wenn die Madoglichkeit einer Wiederho-
lungsprufung zur Verbesserung der Gesamtnote von der Zahlung einer
Gebuhr abhéangig gemacht werde, kdonne dies die Studierenden mogli-

cherweise davon abhalten, sich friihzeitig zu melden. Dartber hinaus
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sprachen auch soziale Griinde sowie ein erhéhter Verwaltungsaufwand

bei den Justizprifungsdmtern gegen eine solche Gebuhr.

Der LRH sieht der Initiative des JM zur Einfuhrung und Erhebung von Ge-
bidhren fur das Widerspruchsverfahren und zur Schaffung einer entspre-
chenden Rechtsgrundlage entgegen. Den gegen die Einfiihrung von Ge-
buhren fur den Notenverbesserungsversuch vorgetragenen Grinden ver-
schlie3t sich der LRH nicht, wenngleich sich aus den Geschaftsstatistiken
der Justizprifungsamter derjenigen Bundeslander, die eine solche Gebihr
bereits erheben, der Eintritt der befurchteten nachteiligen Effekte nicht be-
legen lasst.

Der Schriftwechsel dauert an.
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Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen an Unter-

nehmen des Offentlichen Personennahverkehrs

Das Land gewahrt den Unternehmen des Offentlichen Personennah-
verkehrs auf der Grundlage von § 45a Personenbeférderungsgesetz
fur die Beférderung von Schulern und Auszubildenden mit verbillig-
ten Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs einen Ausgleich fir

die durch die ErmaRigung entstandenen Einnahmeausfalle.

Den Verkehrsunternehmen werden auch Leistungen zum Ausgleich
der zu einem stark verbilligten Tarif ausgegebenen Job Tickets ge-
wahrt, soweit diese Fahrausweise von Auszubildenden erworben
werden. Die Anerkennung der unbeschrénkten Ausgleichsfahigkeit
dieser Tickets fuihrte dazu, dass zulasten des Landes Einnahmeaus-
falle der Verkehrunternehmen ausgeglichen wurden, die ihre Ursache

nicht in der Erbringung gemeinwirtschaftlicher Leistungen haben.

Die Prufung des Landesrechnungshofs fuhrt zu Einsparungen von
jahrlich rd. 2,5 Mio. €.

Im Verkehr mit StraBenbahnen und Obussen sowie im Linienverkehr er-
halten Unternehmer fur die verbilligte Beforderung von Auszubildenden
auf Antrag einen Ausgleich nach 8§ 45a Personenbeférderungsgesetz
(PBefG). Die Berechnung des Ausgleichs erfolgt fur die von den Ver-
kehrsunternehmen verkauften Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs
im Rahmen eines Preis-Kosten-Vergleichs. Dabei werden die Kosten pau-
schal nach einer durch die Personenbeférderungsausgleichsverordnung

vorgegebenen Berechnungsmethode ermittelt.

Bereits seit dem Jahre 1979 war die Ausgleichsfahigkeit der Rabattierung
begrenzt auf diejenigen Einnahmeausfalle, die ihre Ursache ausschlief3lich
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in der Erbringung gemeinwirtschaftlicher — also nicht kostendeckender —
Leistungen haben. Diese wurden pauschal mit 25 v. H. des Normalpreises
bemessen. Zeitkarten des Ausbildungsverkehrs durften daher nicht weni-
ger als 75 v. H. des Preises fur allgemeine Zeitkarten der Ausgleichsbe-
rechnung zugrunde gelegt werden. Weitergehende, z. B. auf betriebswirt-
schaftlichen Erwagungen der Verkehrsunternehmen beruhende Rabatte,

waren einem Ausgleich nicht zuganglich.

Anfang der 90er Jahre fuhrten die Verkehrsunternehmen so genannte Job
bzw. Firmen Tickets (nachfolgend einheitlich Job Tickets genannt) ein.
Das Job Ticket ist ein Fahrausweis, den Unternehmen und Behdrden zu
einem stark verbilligten Preis erwerben und ihren Mitarbeitern zur Verfu-
gung stellen. Die Preise fur diese Zeitfahrausweise liegen deutlich, sogar
bis zu 30 v. H. unterhalb der Preise fir die bereits verbilligten Zeitfahraus-
weise des Ausbildungsverkehrs.

Auch diese Job Tickets wurden, soweit sie von Auszubildenden erworben
wurden, mit Billigung des Ministeriums fiur Verkehr, Energie und Landes-
planung (MVEL) in die Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG einbezo-
gen. Dabei wurden die Ausgleichsberechnungen fir die von den Auszubil-
denden erworbenen Job Tickets jedoch nicht auf mindestens 75 v. H. des
Preises fur allgemeine Zeitkarten begrenzt. Dies fuhrte dazu, dass fur Job
Tickets, soweit sie von Auszubildenden bezogen wurden, deutlich héhere
Ausgleichszahlungen gewahrt wurden als fur Zeitfahrausweise des Aus-

bildungsverkehrs.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofs (LRH) wurden auf diese Wei-
se Preisnachlasse ausgeglichen, die ihre Ursache nicht ausschlie3lich in
der Erbringung gemeinwirtschaftlicher Leistungen haben, die vielmehr von
den Verkehrsunternehmen aus rein betriebswirtschaftlichen Grinden kal-
kuliert sind. Verkehrsunternehmen sind aus verschiedenen Griinden in der

Lage, die Preise fur Job Tickets gegeniber Zeitfahrausweisen fir jeder-
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mann besonders glnstig zu gestalten. Ein wesentlicher Grund ist, dass
die von den Unternehmen, Betrieben und Behdrden fur alle ihre Mitarbei-
ter/innen erworbenen Job Tickets nicht auch von allen Mitarbeitern/innen
fur Fahrten im Offentlichen Personennahverkehr genutzt werden. Ein wei-
terer Grund fur die Gewahrung von Preisnachlassen ist, dass die Ver-
kehrsunternehmen durch die Abgabe von Zeitfahrausweisen in grof3en
Mengen einen deutlich geringeren Verwaltungsaufwand haben und so

Kosten einsparen kdénnen.

Der LRH ist der Auffassung, dass die Tarifverbilligung von Job Tickets ei-
ner Ausgleichszahlung nach 8§ 45a PBefG nicht zuganglich ist. Die Rege-
lungen des § 45a PBefG erfassen nur solche Zeitfahrausweise, die — an-
ders als Job Tickets — ausschlie3lich von Auszubildenden erworben wer-
den. Daher kdnnen Job Tickets auch dann nicht als Zeitfahrausweise des
Ausbildungsverkehrs anerkannt werden, wenn sie von einem Auszubil-

denden genutzt werden.

Entgegen der Auffassung des LRH sieht das MVEL jedoch diese Voraus-
setzung auch bei den von Auszubildenden erworbenen Job Tickets als er-

fullt an.

Da zu dieser Frage trotz ausfiihrlichen Schriftwechsels eine Einigung mit
dem Verkehrsministerium nicht zu erreichen war, war die Problematik Ge-
genstand eines im November 2004 gefiihrten Gesprachs zwischen Vertre-
tern des Ministeriums und des LRH.

Die Vertreter des Ministeriums wiesen darauf hin, bei einer grundsatzli-
chen Verneinung der Ausgleichsfahigkeit der von Auszubildenden erwor-
benen Job Tickets bestehe die Gefahr, dass Verkehrsunternehmen — um
sich den Ausgleichsanspruch nach § 45a PBefG zu erhalten — Job Tickets
kinftig nicht mehr an Auszubildende ausgeben wurden. Dies hatte die fur
alle Beteiligten unerwtinschte Folge, dass Auszubildende fur ihre Fahrten
zum Ausbildungsplatz mehr bezahlen mussten als die lbrigen Mitarbei-

ter/innen der jeweiligen Unternehmen und Behérden.
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Zur Vermeidung entsprechender nachteiliger Folgen fir Auszubildende
hat sich der LRH unter Zurlckstellung seiner rechtlichen Bedenken letzt-
lich damit einverstanden erklart, die von Auszubildenden erworbenen Job
Tickets als Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs i. S. des § 45a
PBefG anzuerkennen, um damit grundsatzlich den Ausgleich von Ein-
nahmeverlusten der Verkehrsunternehmen fir die Beforderung von Aus-

zubildenden zu ermoglichen.

Um jedoch kinftig eine versteckte und unzulassige Subventionierung der
Verkehrsunternehmen durch nicht auf der Erbringung gemeinwirtschatftli-
cher Leistungen beruhender Ausgleichszahlungen zu unterbinden, erfolgte
die Zustimmung mit der Mal3gabe, dass flir die Job Tickets kein hdherer
Ausgleich gewahrt werden darf als fur die regularen Zeitfahrausweise des
Ausbildungsverkehrs.

Das MVEL hat diese Verstandigung zum Anlass genommen, die Bezirks-
regierungen anzuweisen, bei der Berechnung der Ausgleichsleistungen fur
Job Tickets der Auszubildenden als Ertrage nur noch die Preise fur regulé-
re Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs anzuerkennen. Es hat fer-
ner veranlasst, diese Regelung durch Aufnahme einer entsprechenden

Auflage in allen kinftigen Bewilligungsbescheiden abzusichern.

Der Forderung des LRH nach einer sinnvollen, dem Zweck der gesetzli-
chen Bestimmungen entsprechenden Begrenzung der Ausgleichsleistun-
gen wurde damit Rechnung getragen.

Nach den Erhebungen des Verkehrsministeriums ist ab dem Jahre 2006
mit jahrlichen Einsparungen in einer Gré3enordnung von rd. 2,5 Mio. € zu

rechnen.

Das Prufungsverfahren ist abgeschlossen.
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Zuwendungen zur Holzabsatzforderung

Das Land gewéhrt seit dem Jahr 1998 in erheblichem Umfang Zu-
wendungen zur Forderung des Holzabsatzes. Die Prifung durch den
Landesrechnungshof und ein Staatliches Rechnungspriufungsamt
hat eine Reihe von Verfahrensméangeln bei der Férderabwicklung und
VerstbBe gegen die Forderbestimmungen aufgezeigt. Die Landes-
forstverwaltung hat aufgrund der Prufungsfeststellungen verschie-
dene MalRnahmen ergriffen, um die aufgetretenen Fehler kinftig zu
vermeiden. In den beanstandeten Forderféllen sind teilweise Zuwen-

dungsmittel zurtickgefordert worden.

Gegenstand der Prifung

Mit dem Ziel einer Erh6hung des Holzabsatzes gewahrt das Land auf der
Grundlage der Holzabsatzforderrichtlinie (Hafd) Zuwendungen zur Ver-
besserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen forstwirt-
schaftlicher Erzeugnisse und zur Verbesserung des Einsatzes von Holz
bei der energetischen Verwertung.

Die Holzabsatzforderung wird seit dem Jahr 1998 durchgefihrt. Die Gber-
wiegende Zahl der bisher geférderten Malinahmen betraf die Errichtung
bzw. den Erwerb von Feuerungsanlagen, bei denen Hackschnitzel oder
Holzpellets als Heizmaterial verwendet werden. Bis zum 30.06.2004 sind
nach den Angaben des Ministeriums mehr als 2.200 Feuerungsanlagen
nach der Hafoé geférdert worden.

Als Finanzierungsart sieht die Haf¢ fur Feuerungsanlagen und die meisten
anderen Fordergegenstande eine Anteilfinanzierung bis zu einem be-
stimmten Fordersatz - bei Feuerungsanlagen 40 v. H. der zuwendungsfa-
higen Ausgaben - vor. Mitte des Jahres 2002 wurde (in Angleichung an

das Marktanreizprogramm des Bundes zur Férderung von MalRhahmen
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zur Nutzung erneuerbarer Energien) die Forderung von Feuerungsanla-
gen bis 100 kW Nennwarmeleistung durch einen Erlass des Ministeriums
dahingehend geéndert, dass seitdem je kW Nennwarmeleistung ein fester
Betrag von 55 €, mindestens jedoch ein Gesamtbetrag von 1.500 € je An-

lage, gewahrt wurde.

Bewilligungsbehdrde ist nach der Hafo die drtlich zustéandige untere Forst-
behdrde (Forstamt). Fur die Férderung von Feuerungsanlagen ist in der
Haf6 vorgeschrieben, dass die Bewilligungsbehdrde bei Anlagen Gber 100
kW Nennwarmeleistung sowie in Zweifelsfallen die Energieagentur NRW
vor der Entscheidung tber den Forderantrag beratend hinzuzieht.

Durch Gesetz vom 01.03.2005 (GV. NRW. S. 69) ist u. a. das Landes-
forstgesetz geandert und der Landesbetrieb Wald und Holz errichtet wor-
den. Dem Landesbetrieb sind die Aufgaben der hdoheren Forstbehérde
(bisher: Direktor der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen als
Landesbeauftragter) und der unteren Forstbehdrden tbertragen worden.
Der Landesbetrieb unterhélt AuRenstellen, die weiterhin die Bezeichnung

,Forstamt” fihren konnen.

Der Landesrechnungshof (LRH) hat, gemeinsam mit dem Staatlichen
Rechnungsprifungsamt (RPA) Arnsberg, die Gewahrung von Zuwendun-
gen nach der Hafo geprift. Die Prifung bezog sich auf die in den Jahren
1998 bis 2002 bewilligten Zuwendungen. In diesem Zeitraum wurden rd.
16,7 Mio. € fur Fordermalinahmen nach der Hafd verausgabt; die Ausga-
ben wurden von der EU mit einem Satz von 25 v. H. kofinanziert. Die Pru-

fung erstreckte sich auf zehn der insgesamt 35 Forstamter.

Die bei den gepriften Forstamtern getroffenen Einzelfeststellungen zur
Forderabwicklung hat der LRH mit Entscheidung vom 09.07.2004 der
(damaligen) hoheren Forstbehdrde mitgeteilt. Dem Ministerium hat er die
Prifungsfeststellungen, die grundsétzliche Bedeutung haben, mit Ent-
scheidung vom gleichen Tage Ubersandt.
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Die (damalige) héhere Forstbehérde hat mit Schreiben vom 13.12.2004
und das Ministerium mit Schreiben vom 08.01.2005 gegeniber dem LRH

Stellung genommen.

Wesentliche Prufungsfeststellungen

Forderabwicklung durch die gepriuften Forstamter

Die Prifung hat ergeben, dass bei der Forderabwicklung Verfahrensman-
gel sowie VerstoRe gegen materielle zuwendungsrechtliche Bestimmun-
gen auftraten. Im Wesentlichen sind folgende Feststellungen getroffen

worden:

e Die Forstamter fuhrten die Prifung der Forderantrdge ohne die hierfir

vorgeschriebene Checkliste durch.

e Die Zuwendungsbescheide waren nicht immer inhaltlich hinreichend
bestimmt. So war z. B. in einigen Fallen nicht ersichtlich, welche Aus-
gabepositionen der von den Antragstellern eingereichten Angebote die
Forstamter bei der Ermittlung der zuwendungsfahigen Ausgaben be-

rucksichtigt hatten.

¢ In einer Reihe von Foérderfallen wurden nicht zuwendungsfahige Aus-
gabepositionen anerkannt. In zwei Fallen erfolgte die Anerkennung,
obwohl das Forstamt sowohl in den Stellungnahmen der Energieagen-
tur NRW, die es im Rahmen der Antragsprifungen eingeholt hatte, als
auch in einer Dienstbesprechung unter Beteiligung des Ministeriums auf

die fehlende Zuwendungsfahigkeit hingewiesen worden war.

e Zum Teil erlielen die Forstamter Zuwendungsbescheide, obwohl die

Antragsunterlagen unvollstandig waren. Teilweise wichen sie bei ihren
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Bewilligungen von dem nach der Hafé verbindlich vorgegebenen Zu-
wendungsbescheidmuster ab. In einem Fdrderfall wurde z. B. die nach
dem Muster vorgesehene Nebenbestimmung, welche die Beachtung
der VOB bzw. VOL bei der Auftragsvergabe vorschrieb, ohne erkennba-

ren Grund vom Forstamt fiir nicht anwendbar erklart.

In einigen Forderfallen wurden Zuwendungen gewaéhrt, obwohl die in
der Haf6 festgelegte Bagatellgrenze in Hohe von 500 € (fur aul3erge-

meindliche Zuwendungsempfanger) nicht erreicht wurde.

Bewilligte Fordermittel wurden zum Teil vorzeitig ausgezahlt. Ob diesen
Auszahlungen entsprechende Mittelanforderungen durch die Zuwen-
dungsempfanger zugrunde lagen, war den Férderakten nicht zu ent-

nehmen.

In einigen Forderféallen begannen die Zuwendungsempfanger mit der
Durchfihrung des Vorhabens vor Bewilligung der Zuwendung oder so-
gar vor Stellung des Forderantrags, ohne dass nach Aktenlage eine
Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Vorhabenbeginns beantragt o-
der zugelassen worden war. Gleichwohl priften die Forstdmter nicht die
Frage der Ruckforderung der Zuwendungen. Ob im Hinblick auf die im
Forderantrag abgegebene Erklarung, dass mit der Malihahme noch
nicht begonnen worden sei und auch vor Bekanntgabe des Zuwen-
dungsbescheids nicht begonnen werde, eine Einschaltung der Strafver-
folgungsbehdrden wegen Verdachts des Subventionsbetrugs angezeigt

war, wurde von den Forstamtern ebenfalls nicht gepruft.

In der Uberwiegenden Zahl der gepruften Forderfalle vergaben die Zu-
wendungsempfanger Auftrage zur Erfillung des Zuwendungszwecks
freihandig, nachdem sie in vielen Fallen lediglich ein Angebot oder zwei
Angebote eingeholt hatten. Obwohl Leistungen — unabhangig von der

Vergabeart — grundsatzlich im Wettbewerb zu vergeben sind, forderten
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die Forstamter, denen die eingeholten Angebote als Anlagen zu den
Forderantragen vorgelegt wurden, die Zuwendungsempfanger nur teil-

weise zur Vorlage weiterer Angebote auf.

e Im Rahmen des Verwendungsnachweisverfahrens akzeptierten die
Forstamter zum Teil nicht ordnungsgemalR ausgefillte Verwendungs-
nachweise sowie die Vorlage von unquittierten Rechnungen oder
Durchschriften von Uberweisungstragern, obwohl diese keine geeigne-
ten Zahlungsbeweise darstellen.

Das Ergebnis der Verwendungsnachweisprifung durch die Forstamter
war nicht immer hinreichend nachvollziehbar dokumentiert. Méglichkei-
ten des Skonto-Abzugs, die aus den von Zuwendungsempfangern vor-
gelegten Rechnungen ersichtlich waren, wurden von den Forstamtern

teilweise nicht zuwendungsmindernd bericksichtigt.

Eine Ursache fir die festgestellten Verfahrensmangel und VerstoR3e gegen
die Forderbestimmungen war aus Sicht des LRH, dass den mit Aufgaben
der Holzabsatzférderung betrauten Bediensteten der Forstamter nicht sel-
ten die erforderlichen Kenntnisse des Verwaltungs- und Zuwendungs-
rechts fehlten. Als weitere Ursache kam hinzu, dass aufgrund der Vielzahl
der Bewilligungsbehorden bei einer Reihe von Forstamtern im gepruften
Zeitraum nicht in dem Umfang FordermalRnahmen abgewickelt wurden,
dass in hinreichendem MalRRe Lerneffekte eintreten konnten, die zu einer

sicheren, fehlerfreien Aufgabenerledigung beigetragen hatten.

Probleme bei der Anwendung der Hafo

Bei der Prifung ist ferner festgestellt worden, dass die gepriften Forstam-
ter zum Teil Schwierigkeiten bei der Beurteilung der Zuwendungsfahigkeit
von Ausgaben hatten, die durch nicht hinreichend prazise bzw. fehlende

Regelungen der Hafé zumindest mit verursacht wurden. So fehlten z. B. in
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der Hafé konkretisierende Regelungen, welche Investitionsausgaben im
Einzelnen fir die Errichtung bzw. den Erwerb von Feuerungsanlagen oder

welche Ausgaben bei BaumalRnahmen zuwendungsféahig waren.

Zu einer teilweise uneinheitlichen Anwendung von Forderbestimmungen
fuhrte auch die Verfahrensweise des Ministeriums bei der Bekanntgabe
von (bevorstehenden) Anderungen der Hafo.

Nach Erlass und Veroffentlichung der Forderrichtlinie in ihrer Erstfassung
(Hafé 98) wurde sie im gepriften Zeitraum zweimal durch — nicht verof-
fentlichte — Runderlasse des Ministeriums gedndert, und zwar zun&chst im
Jahr 2000 (Hafo 2000) und danach nochmals im Jahr 2002 (Hafé 2002).
Vor Inkraftsetzen der Haft 2002 teilte das Ministerium den Forstamtern
einige der beabsichtigten Richtlinienanderungen mit der Bitte mit, die neu-
en Regelungen bereits im Vorgriff auf die Anderungen anzuwenden. Diese
Mitteilungen erfolgten jedoch weder gegenuber allen Forstamtern noch zu
einem einheitlichen Zeitpunkt. Als Folge wurde z. B. eine Anderung der
Hafé hinsichtlich der Zuwendungsfahigkeit der Umsatzsteuer von den
Forstamtern — je nach Kenntnisstand — ab Juni 2001, Oktober 2001, Ja-
nuar 2002, April 2002 oder Juli 2002 bertcksichtigt.

Empfehlungen des LRH

Der LRH hat dem Ministerium eine Zentralisierung der Forderabwicklung
bei der héheren Forstbehdrde empfohlen. Ferner hat er das Ministerium
gebeten, die festgestellten Regelungsdefizite der Hafé zu beseitigen und
Anderungen der Hafo in Zukunft im Ministerialblatt NRW zu veroffentli-

chen.

Die hohere Forstbehorde hat der LRH gebeten, dafir Sorge zu tragen,
dass die festgestellten Mangel im Antrags-, Bewilligungs- und Verwen-

dungsnachweisverfahren kinftig vermieden werden. Sie ist ferner gebeten
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worden zu veranlassen, dass in den beanstandeten Forderfallen die zu-
wendungsrechtlichen Konsequenzen geprift und die gewahrten Zuwen-
dungen ggf. ganz oder teilweise zuriickgefordert werden. Im Hinblick auf
unrichtige Angaben bzw. Erklarungen einzelner Zuwendungsempfanger in
ihren Forderantragen hat der LRH darauf hingewiesen, dass bei Verdacht
eines Subventionsbetrugs die Strafverfolgungsbehérden einzuschalten
sind.

Stellungnahmen des Ministeriums und der hoheren Forstbehorde

Stellungnahme des Ministeriums

Das Ministerium hat dem LRH in seiner Antwort vom 08.01.2005 mitge-
teilt, die Bemerkungen des LRH seien vom Ministerium ,grof3tenteils be-
rucksichtigt worden*®; soweit Mangel aufgetreten seien, wiirden diese ab-
gestellt.

Es hat darauf hingewiesen, dass es sich bei der Holzabsatzférderung um
eine neue Rechtsmaterie in Nordrhein-Westfalen handle, die im Bundes-
gebiet einmalig sei. Mit der Abwicklung der Fordertatbestéande, die bei Ein-
fuhrung der Holzabsatzférderung wegen der damals noch unklaren Kontu-
ren im Investitionsbereich bewusst offen definiert worden seien, habe die
Verwaltung zuerst Erfahrung sammeln muissen. Die Schwerpunkte not-
wendiger Hilfestellungen sowie die potenziellen Fordertatbestande hatten
sich erst im Laufe der Zeit herauskristallisiert.

Zur Organisation der Holzabsatzférderung hat das Ministerium u. a. aus-
gefuhrt, die Zustandigkeit der unteren Forstbehdrden fir die Durchfiihrung
der forstlichen und holzwirtschaftlichen Forderprogramme sei grundsatz-
lich durch die 88 60, 61 Landesforstgesetz vorgegeben gewesen. Die Ar-
beit der Forstdmter sei auch unerlasslich fur die notwendige Akquisition,
Beratung der Antragsteller sowie zur Entwicklung entsprechender Holzbe-

reitstellungslogistik im Energieholzsektor. Da das ausgesprochen spezifi-
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sche Verwaltungsfachwissen offensichtlich nicht in allen 35 Forstamtern
vorgehalten werden konne, seien mittlerweile umfangreiche Mal3nahmen
zur einheitlichen Handhabung und zur Senkung der Fehlerquote im Be-
reich der Holzabsatzférderung eingeleitet worden. So sei im Jahr 2004
durch Erlass des Ministeriums die Zusténdigkeit der Forstamter fur die
Forderung von Feuerungsanlagen auf solche Anlagen beschrankt worden,
die mit einem festen Betrag je kW Nennwarmeleistung gefdrdert wirden;
gleichzeitig sei die Forderung mit einem festen Betrag auf Feuerungsanla-
gen bis 300 kW Nennwarmeleistung ausgedehnt worden. Eine Anteilfi-
nanzierung in Hohe von bis zu 40 v. H. der zuwendungsféahigen Ausga-
ben finde nur noch bei Feuerungsanlagen tber 300 kW Nennwarmeleis-
tung statt; hierfir sei der hoheren Forstbehdrde die zentrale Bearbei-
tungszustandigkeit Ubertragen worden. Bevor weitere organisatorische
Schritte eingeleitet wirden, sollten zuerst die Erfahrungen mit der einge-

fuhrten Teilzentralisierung ausgewertet werden.

Weiter hat das Ministerium fur Umwelt und Naturschutz, Landschaft und
Umweltschutz (MUNLV) mitgeteilt, durch die landesweite Einflihrung einer
zentralisierten, programmunterstitzten Fordermittelverwaltung werde der
enorme Koordinationsaufwand, der bisher fir eine bedarfsgerechte Mittel-
zuweisung an die Forstdmter entstanden sei, erheblich reduziert und eine
Ubersichtliche Mittelverwaltung gewahrleistet. Hierdurch werde ein Teil
des Arbeitsdrucks, der sicherlich mitverantwortlich fir die aufgezeigten
Fehler gewesen sei, von den Forstamtern genommen.

Zur weiteren Verfahrensvereinheitlichung seien Checklisten fur Bewilli-
gung, Verwendungsnachweisprifung und Abnahme sowie eine Berech-
nungsdatei zur Ermittlung der Zuwendungshéhe entwickelt worden. Die
Einfuhrung einer automatisierten Zuwendungsbescheiderstellung werde
zurzeit gepruft. Ferner sei ein Qualitdtsmanagement eingefiuhrt worden,
das dem mit der Foérderabwicklung betrauten Personal bei der Anwendung

der Rechtsgrundlagen helfe.
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Die Anmerkungen des LRH zu Regelungsdefiziten der Hafé will das Minis-
terium bei der bevorstehenden Novellierung der Forderrichtlinie bertck-
sichtigen. Es hat mitgeteilt, dass die Neufassung der Haft im Ministerial-
blatt NRW verd6ffentlicht werde; dartber hinaus erforderlich werdende
Durchfiihrungsbestimmungen wirden auf ein Minimum beschrankt und al-

len Bewilligungsstellen zeitgleich mitgeteilt.

Stellungnahme der hoheren Forstbehdrde

Die hohere Forstbehérde hat in ihrer Antwort vom 13.12.2004 u. a. ausge-
fuhrt, der Prifungszeitraum der Jahre 1998 bis 2002 habe gerade Vor-
gange aus den Anfangszeiten der Holzabsatzférderung erfasst. Insbeson-
dere die Forderung von MalRnahmen zur Verbesserung des Holzeinsatzes
bei der energetischen Verwertung habe fir die gesamte Landesforstver-
waltung Neuland dargestellt; hierbei stehe nicht die Kernmaterie der forst-
lichen Férderung im Vordergrund, sondern es seien auch Fachkenntnisse
im Wirtschaftsrecht oder in Sanitér-, Heizungs- und Klimatechnik gefragt.
Zwar zogen die Forstamter u. a. die Energieagentur NRW beratend hinzu;
die Verantwortung, aus den so gewonnenen Erkenntnissen Uber die For-
derfahigkeit einer MaRnahme zu entscheiden, verbleibe aber ausschliel3-
lich bei der Bewilligungsbehorde. Auch habe die im Jahr 2000 notwendig
gewordene Uberarbeitung der Haf6 nicht zur Erhéhung der Rechtssicher-
heit in der Férderabwicklung beigetragen.

Aus den zweifelsfrei unterlaufenen Fehlern habe die Landesforstverwal-
tung permanent Konsequenzen gezogen und das Verwaltungsverfahren
optimiert; die hohere Forstbehérde hat hierzu im Wesentlichen auf die
Fortbildung der Fordersachbearbeiter im Zuwendungsrecht und die auch
vom Ministerium genannten Maflinahmen verwiesen. Die Feststellungen
des LRH zu den Mangeln im Antrags-, Bewilligungs- und Verwendungs-
nachweisverfahren wirden zukinftig besondere Beachtung finden oder

»echnisch ausgeschlossen sein®.
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Zur Priafung und weiteren Bearbeitung von Fallen mit Verdacht auf Sub-
ventionsbetrug diene den Forstamtern ab sofort eine Checkliste, mittels
derer auch alle vom LRH beanstandeten Falle Uberpruft wirden. Bei Vor-
liegen eines Verdachts wirden die Vorgédnge Uber die hohere Forstbehor-

de der zustandigen Staatsanwaltschaft GUbersandt.

Hinsichtlich der Feststellungen des LRH zum Verbot des vorzeitigen
Vorhabenbeginns hat die héhere Forstbehdrde mitgeteilt, der ,zum Tell
vermeintlichen Missachtung des Verbots“ lagen ,oft Missverstandnisse
zum Beispiel in der Formulierung des Genehmigungsbescheides oder
nicht schriftlich nachgereichte Bescheide auf eine mundliche Zusicherung
zugrunde“. Zum Teil sei Zuwendungsempfangern die Genehmigung einer
Ausnahme von diesem Verbot lediglich mindlich zugesichert worden.
Teilweise seien entsprechende Bescheide zwar erlassen worden, jedoch
nicht Bestandteil der Férderakte geworden.

Zu den einzelnen vom LRH beanstandeten Forderfallen hat die hdhere
Forstbehdrde dem LRH schriftliche Stellungnahmen der zustéandigen
Forstamter Ubersandt. Danach sind in einer Reihe von Fallen Zuwen-
dungsempfanger angehort und zum Teil Ruckforderungsbescheide erlas-
sen worden. In einem Forderfall ist eine Abgabe an die Staatsanwaltschaft

erfolgt.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.
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Zuschisse an eine Stiftung

Bei einer Stiftung, die jahrlich Zuschisse zum Verwaltungshaushalt
erhdalt, wurden alle gepriften Auftrage ohne Beachtung der Vergabe-
vorschriften vergeben. Die Verpachtung der Museumsgastronomie
genugte nicht den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit.

Einleitung

Das Land Nordrhein-Westfalen hat 1961 eine rechtsfahige Stiftung des
privaten Rechts zur Sammlung von Werken der bildenden Kunst errichtet,
deren Zweck es ist, solche Werke zu erwerben und zu verwalten. Seit
Marz 1986 werden ein eigens errichtetes Museumsgebéaude fir Werke der
Entstehungsjahre bis 1980 und seit April 2002 zusatzlich ein zweites zum
Museum umgebautes Gebaude, in dem zeitgenossische Kunst prasentiert
wird, fir Zwecke der Stiftung genutzt. Das Land NRW hat der Stiftung die

Grundstiicke mit aufstehenden Gebauden unentgeltlich Gberlassen.

Neben den jahrlichen Zuschissen zum Verwaltungshaushalt erhielt die
Stiftung eine weitere Zuwendung fur Zwecke der Ersteinrichtung des zwei-

ten Museumsgebaudes.

Vergabeverfahren

Bei der Vergabe von Auftrdgen hat die Stiftung nach den Auflagen der
Zuwendungsbescheide die Vorschriften der Verdingungsordnung fur Leis-
tungen — ausgenommen Bauleistungen — (VOL/A) zu beachten. Danach
muss Vertragen uber Lieferungen und Leistungen grundsatzlich eine Of-

fentliche Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht besondere Umstande
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eine Ausnahme rechtfertigen. Freihandige Vergaben sind nur in besonde-

ren Fallen zul&ssig.

Der LRH hat festgestellt, dass die Stiftung alle gepruften Auftrdge im We-
ge der Freihandigen Vergabe erteilt hat, obwohl Ausnahmetatbestande
nicht nachgewiesen waren. Die Vergaben standen damit nicht im Einklang
mit den Vorschriften der VOL/A und verstiel3en gegen die Auflagen in den

Zuwendungsbescheiden.

Die Vergabepraxis der Stiftung stellt nach dem Runderlass des Finanzmi-
nisteriums vom 18.12.2003 zur Ruckforderung von Zuwendungen wegen
Nichtbeachtung der Vergabe- und Vertragsordnung fur Bauleistungen
(VOB/A) und der Verdingungsordnung flr Leistungen - ausgenommen
Bauleistungen - (VOL/A) einen schweren Verstol3 gegen die Vergabebe-
stimmungen dar, bei dem grundsatzlich die Kirzung der Zuwendung an-
gezeigt ist. Der LRH hat daher das Ministerium fur Stadtebau und Woh-
nen, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen (MSWKS) gebe-
ten, die zustandige Bewilligungsbehorde (BR) prufen zu lassen, ob hin-
sichtlich der Vergabeverstof3e zuwendungsrechtliche MalRnahmen zu er-
greifen sind, und die Stiftung in geeigneter Weise zur kinftigen Beachtung

der einschlagigen Vorschriften anzuhalten.

Nach der Stellungnahme des MSWKS hat die Stiftung zugesagt, in Zu-
kunft die mit der Zuwendung verbundenen Auflagen - und damit die Ver-
gabevorschriften - einzuhalten. Das MSWKS hat ferner mitgeteilt, dass die
BR bei der Prifung der Verwendungsnachweise (VN) entscheiden werde,
ob aufgrund der festgestellten Vergabeversttfie zuwendungsrechtliche

Konsequenzen zu ziehen sind.
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Die nachfolgend dargestellten Einzelféalle gaben dem LRH besonderen

Anlass zur Beanstandung.

Vergabe des Bewachungsvertrages

Vor der Vergabe des Bewachungsvertrages fir die beiden Museumsge-
baude hat die Stiftung anstelle einer Offentlichen Ausschreibung drei An-
bieter zur Abgabe eines Angebotes aufgefordert. Griinde fur den Verzicht
auf eine Offentliche Ausschreibung waren weder ersichtlich noch doku-
mentiert. Die Stiftung hat nach Wertung der Angebote den Zuschlag an
die Fa. A. mit einem Angebot von rd. 2.567.000 DM (1.312.000 €) p. a. er-
teilt, obwohl deren Angebot um rd. 351.000 DM (179.000 €) p. a. uUber
dem der mindestbietenden Fa. B. lag. Als Begrindung hierfur wurden die

"zuverlassigen und guten Referenzen" angefuhrt.

Der LRH hat beanstandet, dass der Vertrag ohne Beachtung der Vor-
schriften fur EU-Vergabeverfahren abgeschlossen wurde, denn der Auf-
tragswert Ubersteigt den fur EU-weite Vergaben mal3geblichen Schwel-
lenwert von 200.000 € erheblich. Neben dem Verstol3 gegen die vorge-
schriebene Vergabeart ist auch die von der Stiftung getroffene Zuschlags-

entscheidung zu monieren.

Der LRH vertritt die Auffassung, dass die "guten und zuverlassigen Refe-
renzen" als alleinige Begriindung fir die Vergabe weder geeignet noch
ausreichend waren, vielmehr hatte dieses Kriterium in die Ausschreibung
einflielen mussen. Der LRH hat daher das MSWKS gebeten, prufen zu
lassen, ob der Vertrag wirtschaftlich ist oder ob von einer Neuvergabe
zum nachstmadglichen Zeitpunkt unter Beachtung der Vergabevorschriften

ein gunstigeres Ergebnis zu erwarten ist.
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Nach der Stellungnahme des Ministeriums hat die Stiftung wegen der von
ihr behaupteten Notwendigkeit eines besonderen Vertrauensverhéaltnisses
zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer bisher keine Grundlage fur eine
EU-weite Ausschreibung gesehen. Sie habe jedoch zugesagt, anlasslich
der zum 01.04.2006 anstehenden Neuvergabe des Bewachungsvertrages
ein den Auflagen des Zuwendungsbescheides entsprechendes Vergabe-

verfahren durchzufiihren.

27.2.2.2 Vergabe von Auftragen fur die Einrichtung der Museumsgastronomie

Die Ausgaben fur die Einrichtung der Museumsgastronomie (Bar) im zwei-
ten Museumsgebaude im Jahr 2002 beliefen sich auf insgesamt rd.
630.000 €. Nach den Angaben der Stiftung wurde das Einrichtungskon-
zept durch Ideen des Architekten, des Péachters und des Direktors der Stif-
tung bestimmt. Die kiinstlerische Ausgestaltung der Bar (insbesondere die
Malerei auf Wanden und Decken sowie die Herstellung und Installierung
der Beleuchtungseinrichtung) wurde einem Kinstler tUbertragen, der be-
reits in anderen Stadten ahnliche Projekte erfolgreich durchgefihrt hatte.
Der Kinstler nahm auch entscheidenden Einfluss auf die Auftragsverga-
ben der Stiftung fur die Einrichtung der Bar mit marktiblichem GroR3inven-

tar und Mobiliar.

Die Stiftung hat alle Auftrage ohne Ausschreibungen freihandig vergeben.
Nach ihren Angaben seien die Vergaben in erster Linie von kinstlerischen
Gesichtspunkten bestimmt worden, wirtschaftliche Aspekte hatten eine un-
tergeordnete Rolle gespielt. In der Schlussbesprechung hat das MSWKS
erganzend ausgefuhrt, die kunstlerische Ausgestaltung der Bar und deren
exklusive Ausstattung seien durch die mit der Bar beabsichtigte Nutzung

fur reprasentative Zwecke des Landes gerechtfertigt.
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Der LRH vertritt die Auffassung, dass hinsichtlich der Einrichtung der Bar
mit markttblichem Grof3inventar und Mobiliar kiinstlerische Gesichtspunk-
te keinen Ausnahmetatbestand von der Verpflichtung zur Ausschreibung
darstellen, da sie nicht unter den in 8 3 Nr. 4 VOL/A enumerativ aufgefuhr-

ten Grinden aufgeftihrt sind.

Das MSWKS hat im Beantwortungsverfahren den Umfang der ktnstleri-
schen Ausgestaltung und der Ausstattung der Bar mit dem besonderen
Charakter des Gebaudes als international renommiertes Ausstellungshaus
fur Kunst und Ort der Repréasentation fir Landtag und Landesregierung
NRW als angemessen begriundet. Zu der Feststellung des LRH, dass hin-
sichtlich der Einrichtung der Bar mit Grof3inventar und Mobiliar kiinstleri-
sche Gesichtspunkte keinen Ausnahmetatbestand von der Verpflichtung
zur Ausschreibung darstellen, hat das MSWKS bisher keine Stellung be-

zogen.

Der LRH teilt die Auffassung des MSWKS nicht. Er sieht durch das von
kinstlerischen Vorgaben dominierte Ausgabeverhalten der Stiftung und
die unzuldssigen Freihandigen Vergaben der Auftrdge die Grundsatze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit als nicht gewahrt an.

Verpachtung der Museumsgastronomie

Mit Vertrag vom 19.04.2001 hat die Stiftung der Fa. C. die Bar nebst ex-
klusivem Inventar verpachtet. Die Uberlassene Flache des Gastraums be-
tragt rd. 150 m2 zzgl. rd. 140 m? Nebenflache. Dies entspricht rd. 2 v. H.
der Gesamtflache des Gebaudes. Die Bar ist auch von aul3erhalb des Mu-
seums zuganglich. Der weitaus tiberwiegende Teil der Offnungszeiten der

Bar liegt auRerhalb der Offnungszeiten des Museums.
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Die Hohe der Pacht wurde an der des Restaurationsbetriebes im ersten
Museumsgebaude orientiert. Der durchschnittliche Pachtzins fur Gastro-
nomiebetriebe in einer der Bar vergleichbar guten Lage betragt nach Fest-

stellung des LRH mindestens das Doppelte der vereinbarten Pacht.

Bei der Vereinbarung der Pachthohe wurde der Wert des Uberlassenen
Inventars nicht beriicksichtigt. Die Anschaffungskosten der Einrichtungs-
gegenstande der Bar betrugen insgesamt rd. 630.000 €. Die anteiligen
steuerlichen Abschreibungen beliefen sich im Jahr 2002 auf Uber
50.000 €.

Der LRH ist der Ansicht, dass die Vergleichbarkeit der Hohe der Pacht mit
dem Restaurationsbetrieb im ersten Museumsgebéude schon wegen der
ungleich exklusiveren Ausstattung der Bar nicht gegeben ist. Unter Be-
ricksichtigung der Abschreibungen von Gebaude und Inventar sowie der
Kosten der Bindung des eingesetzten Kapitals verursacht die Verpachtung
des Gastronomiebetriebes zu den derzeitigen Konditionen einen erhebli-

chen jahrlichen Verlust.

Das MSWKS hat ausgefuhrt, die mit der exklusiven Ausstattung der Bar
beabsichtigte Nutzung flr reprasentative Zwecke des Landes Uberwiege
das wirtschaftliche Interesse an den zu erzielenden Pachteinnahmen. Der
LRH halt dieses Argument fur nicht Gberzeugend, da nach dem Vertrag
der Schwerpunkt der Reprasentation nicht in der Bar, sondern in den an-
deren Raumen, z. B. in der Empfangshalle sowie in Aufenthalts- und Se-

minarraumen, liegt.

Der LRH hat unter Hinweis auf die im Zuwendungsbescheid auferlegten
Gebote der wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung der bereitgestell-
ten Mittel beanstandet, dass die vereinbarte Pacht weder ortsiublich ist

noch die Aufwendungen der Stiftung deckt. Es komme hinzu, dass weder
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die der Pachterin unentgeltlich Uberlassene Ausstattung der Bar noch die

exponierte Lage beriicksichtigt worden seien.

Er hat das MSWKS gebeten, daflr Sorge zu tragen, dass die Pacht zum
nachstmdoglichen Zeitpunkt mindestens an die ortsiibliche Hohe angepasst
und zusatzlich die Uberlassung der Inneneinrichtung angemessen beriick-

sichtigt wird.
Das Ministerium hat veranlasst, dass die Stiftung die ortstibliche Pacht er-
mitteln und den Pachtzins zum nachstmdglichen Zeitpunkt unter Beruck-

sichtigung der Uberlassung der Inneneinrichtung anpassen wird.

Der Schriftwechsel mit dem MSWKS dauert noch an.
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Zuschisse fur MalBBnahmen der Allgemeinen Kulturforde-

rung und des internationalen Kulturaustausches

Der Landesrechnungshof und die Staatlichen Rechnungspriufungs-
amter haben festgestellt, dass das Ministerium fir Stadtebau und
Wohnen, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen in allen
gepruften Fallen die Entscheidungen zur Forderung von MalRnahmen
der Allgemeinen Kulturférderung und des internationalen Kulturaus-
tausches selbst getroffen und dabei auch Finanzierungsart und -
héhe festgelegt hatte. Es hatte die Forderkriterien weder in Forder-
richtlinien noch sonst landeseinheitlich geregelt. Als Finanzierungs-
art hat es ab Mitte 2001 grundsatzlich die Festbetragsfinanzierung
gewahlt, obwohl bei den geférderten Malinahmen mit nicht bestimm-
baren spéateren Finanzierungsbeitrdgen Dritter (insbesondere Ein-

trittsgeldern) zu rechnen war.

Forderverfahren

Der Landesrechnungshof (LRH) und die Staatlichen Rechnungsprifungs-
amter (RPA) haben die Zuschiisse fiir MaRnahmen der Allgemeinen Kul-
turférderung und des internationalen Kulturaustausches der Jahre 2000
bis 2002 mit einem Haushaltsvolumen von rd. 9,28 Mio € geprift. Sie ha-
ben festgestellt, dass das Ministerium fir Stadtebau und Wohnen, Kultur
und Sport (MSWKS) in allen gepriften Zuwendungsfallen die Forderent-
scheidungen selbst getroffen und dabei auch Finanzierungsart und

-h6he festgelegt hatte; die Bewilligung der Mittel erfolgte durch die Be-
zirksregierungen (BR). Der LRH sieht hierin einen Verstol3 gegen § 5 Lan-
desorganisationsgesetz, wonach die Ministerien sich auf Entscheidungen
von grundsétzlicher Bedeutung beschranken und das weitere Verfahren
und die im Einzelfall zu treffenden Entscheidungen auf die zustéandigen
Bewilligungsbehérden delegieren sollen. Bei den landesweit durchgefiihr-

ten MalRnahmen des internationalen Kulturaustausches sollten allein die
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erforderlichen Verhandlungen mit den auslandischen Kooperationspart-
nern, die grundsatzliche Entscheidungen erfordern, durch das MSWKS
gefuhrt werden.

In seiner Stellungnahme hat das MSWKS ausgefihrt, alle MaRnahmen
hatten aufgrund ihres Charakters besondere kulturpolitische und damit
auch landespolitische Bedeutung. Somit hatten alle Forderentscheidungen

nur von ihm selbst getroffen werden kdnnen.

Der LRH ist der Auffassung, dass die Ausfiihrungen des MSWKS die
Notwendigkeit, Gber die Leitentscheidungen hinaus samtliche Einzelent-
scheidungen im MSWKS zu treffen, nicht hinreichend begriinden. Er halt
es weiterhin fir geboten, dass sich das MSWKS auf Entscheidungen von

grundsétzlicher Bedeutung beschrankt.

Landeseinheitliche Fordergrundsatze

Das MSWKS hat bisher keine Forderrichtlinien fir die Bewirtschaftung der
hier in Rede stehenden Zuwendungen erlassen. Nach dem Ergebnis der
Prufung liegt weder eine landeseinheitliche Foérderpraxis vor noch wird die
zweckentsprechende Verwendung der Zuwendungen nach landeseinheit-

lichen Grundsatzen verwaltungsseitig gepruft.

Der LRH hat deshalb das MSWKS gebeten zu priufen, ob fir den Bereich
der Allgemeinen Kulturférderung und des internationalen Kulturaustau-
sches Forderrichtlinien oder -grundsatze fir die einheitliche Bewirtschaf-
tung der Landesmittel erlassen werden kénnen.

Das MSWKS hat hierzu mitgeteilt, es habe im Oktober 2004 anstelle von
Forderrichtlinien "Grundsétze zur Forderung von Kunst und Kultur” verof-
fentlicht. Zudem handele es sich bei den Fordervoraussetzungen fur Maf3-

nahmen des internationalen Kulturaustausches um spezielle Einzelfallre-
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gelungen, die weder in Fordergrundséatzen noch -richtlinien ihren Nieder-

schlag finden koénnten.

Der LRH halt die "Grundsatze zur Férderung von Kunst und Kultur" nicht
flr geeignet, Forderrichtlinien zu ersetzen. Sie sind so allgemein gehalten,
dass sie eine landeseinheitliche Forderpraxis nicht herzustellen vermoégen.
AulRRerdem enthalten sie nicht die zur Bewirtschaftung der Mittel notwendi-
gen Regelungen: Es werden keinerlei Anhaltspunkte zur Entscheidung
Uber die Finanzierungsart, die Bemessungsgrundlage, den Forderrahmen
oder einen Mindestbetrag der Forderung gegeben; landeseinheitliche,
verbindliche Vordrucke fir die Beantragung einer Forderung fehlen eben-

falls.

Der LRH hat das MSWKS um erneute Uberpriifung seiner Auffassung ge-
beten.

Festlegung der Finanzierungsart

Das MSWKS hat die Forderung der Malinahmen der Allgemeinen Kultur-
férderung und des internationalen Kulturaustausches seit Mitte 2001 voll-

standig auf Festbetragsfinanzierung umgestellt.

Der LRH und die RPA haben festgestellt, dass sich in der Mehrzahl der
gepriften Forderfalle zusatzliche, in den Antréagen nicht erklarte Einnah-
men, insbesondere aus Eintrittsgeldern oder Zuschissen Dritter, oder

Ausgabeminderungen ergeben hatten.

Diese fur die Finanzierung relevanten Veranderungen, die in vielen Fallen
bereits bei der Antragstellung absehbar waren, blieben wegen der Festbe-
tragsfinanzierung ohne Auswirkung auf die Landeszuwendung und kamen

in voller Hohe den Zuwendungsempfangern (ZE) zugute. Dies ist darauf
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zurlckzufuhren, dass die fur die Anteil- und Fehlbedarfsfinanzierung gel-
tenden Regelungen, insbesondere zur Ruckforderung, nicht anwendbar
sind, soweit die Zuwendung die Ausgaben des ZE nicht Uberschreitet.

Nach Auffassung des LRH ist eine Festbetragsfinanzierung nur fur solche
Malinahmen geeignet, in deren Finanzplanung keine oder nur geringe va-
riable Positionen enthalten sind. Bei betragsmafiig nicht bestimmbaren
Kostenbeitragen von Kooperationspartnern oder generell nicht genau kal-
kulierbaren Einnahmen aus Eintrittsgeldern ist nach Nr. 2.23 VV/VVG zu
8 44 Landeshaushaltsordnung eine andere Finanzierungsart (Anteil- oder
Fehlbedarfsfinanzierung) zu wéahlen.

Das MSWKS hat hierzu mitgeteilt, nach seiner Auffassung seien insbe-
sondere Einnahmen aus Eintrittsgeldern keine nicht feststehenden Beitra-
ge von dritter Seite. Die Festbetragsfinanzierung solle grundsatzlich bei-
behalten werden und nur in hierfir ungeeigneten Féllen die Zuwendung

als Anteil- oder Fehlbedarfsfinanzierung gewahrt werden.

Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, dass Einnahmen aus Eintrittsgel-
dern typische Beitrdge von dritter Seite sind, die der H6he nach nicht be-
stimmbar sind. Er hat das MSWKS daher erneut gebeten, die Finanzie-
rungsart ausschlie3lich nach den Regeln des Haushaltsrechts festzule-
gen, die Kulturférderung also kunftig im Regelfall als Anteil- oder Fehlbe-
darfsfinanzierung und nur noch in Ausnahmeféllen als Festbetragsfinan-

zierung zu gewahren.

Der Schriftwechsel mit dem Ministerium dauert noch an.
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Prifung von Investitionszuschussen fur die ErschlielRung

von Industrie- und Gewerbegebieten

Das Staatliche Rechnungsprifungsamt Kéln hat im Auftrag des Lan-
desrechnungshofs neun Investitionszuschisse fiur die Erschlie3ung
von Industrie- und Gewerbegebieten aus Mitteln des Regionalen
Wirtschaftsférderungsprogramms bei sechs Stadten und Gemeinden

gepruft.

Die Prifungen haben bislang zu Ruckforderungen des Landes in Ho-
he von uber 1,1 Mio. € gefuhrt. Allein auf die bisher zuriickgezahlten
Betrage in Hohe von rund 740.000 € waren Zinsen von rund 288.000 €
zu entrichten. Der Landesrechnungshof hat dem Ministerium fur Wirt-
schaft und Arbeit Empfehlungen zur Optimierung der Verfahrensab-

laufe gegeben.

Das Land verfolgt mit dem Regionalen Wirtschaftsforderungsprogramm
(RWP) das Ziel, die regionale Wirtschaftsstruktur zu verbessern. Die flr
die Durchfuhrung des RWP zur Verfugung stehenden Mittel konnen als
Investitionszuschisse fur Mallnahmen der wirtschaftsnahen Infrastruktur,
z. B. bei der ErschlieBung von Industrie- und Gewerbegebieten, eingesetzt
werden. Die Entscheidung lber die Gewahrung der Fordermittel obliegt
dem Ministerium fur Wirtschaft und Arbeit (MWA); in den Zeitraumen vor
Errichtung des MWA entschieden die fur den Aufgabenbereich Wirtschaft
zustandigen Ministerien. Die Abwicklung der Investitionszuschiisse obliegt
der Investitionsbank NRW, heute NRW.BANK.

Die Zuschussempfanger sind vorzugsweise Gemeinden und Gemeinde-
verbande. Sie sind verpflichtet, die geférderten Vorhaben mindestens
15 Jahre nach Abschluss des Vorhabens dem Férderzweck entsprechend
vorzuhalten. Das Staatliche Rechnungsprufungsamt Koln (RPA) hat im
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Auftrag des Landesrechnungshofs (LRH) stichprobenhaft bei sechs Stad-
ten und Gemeinden bisher neun Investitionszuschiisse zur inneren und
aul3eren ErschlieRung von Industrie- und Gewerbegebieten in Hohe von
insgesamt 19,2 Mio. € gepruft. Die ortlichen Erhebungen fanden jeweils
etwa funf Jahre nach Abschluss der geférderten Mal3hahme statt. In allen
Féallen waren die Verwendungsnachweise der Zuschussempfanger ab-
schlie3end von der Investitionsbank NRW geprtft worden.

Das RPA hat insbesondere festgestellt, dass sowohl die Gesamtkosten
der geforderten MalRnahmen als auch die Erlése aus Grundstticksverau-

Rerungen in den Verwendungsnachweisen fehlerhaft angegeben waren.

Gesamtkosten

e Auf der Grundlage des RWP kénnen Investitionszuschiisse zum Aus-
bau der Infrastruktur nur fur die Kosten gewahrt werden, die fir die
Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft aufgebracht werden. Nach
den Feststellungen des RPA hatten die Stadte und Gemeinden Kosten
fur BaumalRnahmen abgerechnet, die zugleich anderen, nicht geférder-
ten Vorhaben dienten. Die gebotene Abgrenzung der Kosten war unter-

blieben.

e Forderfahig sind Ausgaben nur in dem tatsachlich angefallenen Um-
fang. Erstattungen Dritter, wie z. B. vertraglich vereinbarte Baukosten-
zuschusse, sind in voller Hohe von den Ausgaben abzuziehen. Ein Teil

der Verwendungsnachweise war auch in dieser Hinsicht fehlerhaft.

e Grundsatzlich nicht forderfahig sind Investitionen, die bereits vor An-
tragstellung getatigt wurden. Bei einem Teil der Vorhaben lie3en die
Forderrichtlinien von dem Grundsatz auch keine Ausnahmen zu.
Gleichwohl wurden Kosten fur Planungen abgerechnet, die bereits ge-
raume Zeit vor Antragstellung in Auftrag gegeben worden waren.



MWA
(Epl. 15)

- 264 -

Erlése

Nach dem RWP sind von den foérderfahigen Gesamtausgaben die um die
Anschaffungskosten geminderten Erldse aus der Veraul3erung der er-
schlossenen Grundstiicke abzuziehen. Die Prifung des RPA ergab, dass
in den Verwendungsnachweisen zumeist noch nicht die tatsachlich erziel-
ten VeraulRerungserlose enthalten waren, sondern die bei der Antragstel-
lung kalkulierten Erlose. Auch stimmten die urspringlichen Gréf3enanga-
ben der erschlossenen Gebiete nicht mit den tatsachlich veraul3erten Fl&-
chen Uberein. Dartiber hinaus waren vereinzelt Kosten fir den Erwerb von
Grundstucken, die nicht zu der ErschlieBungsmalinahme gehdrten, abge-

rechnet worden.

Aufgrund der Feststellungen des RPA haben die Stadte und Gemeinden
bereits Fordermittel von nahezu 740.000 € zurlickgezahlt und hierauf rd.
288.000 € Zinsen entrichtet. Die Ruckforderung weiterer Teilbetrdge von
insgesamt rd. 398.000 € zuzilglich Zinsen hat das MWA zwischenzeitlich
angekindigt.

Nachweis und Prifung der Verwendung

Eine sorgfaltige Ermittlung der férderfahigen Gesamtausgaben und eine
eingehende verwaltungsseitige Prufung der Verwendungsnachweise sind
Voraussetzung fur die ordnungsgemaéle Bewirtschaftung der Haushalts-
mittel. Die festgestellten Mangel sind von grundsatzlicher Bedeutung und
zeigen, dass die Verwendungsnachweise trotz verwaltungsseitiger Pri-
fung durch die Investitionsbank NRW fehlerbehaftet waren. Die Prifungs-
ergebnisse zeigen, dass bereits rd. funf Jahre nach Abschluss der Vorha-
ben aussagekraftige Erkenntnisse tber die Vermarktungs- und Erléssitua-
tion vorliegen kénnen. Die Ruckforderungen fuhrten fir den genannten
Zeitraum zu Zinsforderungen des Landes, die bereits mehr als ein Drittel

der zuriickgezahlten Zuschussbetrage ausmachten.
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Der LRH sah sich deshalb veranlasst, dem MWA folgende Empfehlungen
fur eine verbesserte Mitwirkung der Zuschussempfanger zu geben:

e Den Zuschussempfangern sollte aufgegeben werden, die Verwen-
dungsnachweise um detaillierte Angaben zu den Gesamtausgaben und
den erzielten VeréauRerungserldosen zu erganzen. Ferner sollten die zu-
standigen Rechnungsprifungsamter der Stadte und Kreise bestétigen,
dass die abgerechneten Kosten ausschlie3lich durch das geftrderte

Vorhaben begriindet sind.

e AuRRerdem sollte den Zuwendungsempfangern aufgegeben werden,
nicht erst nach Ablauf der Zweckbindungsfrist von 15 Jahren, sondern
bereits funf bis sieben Jahre nach Abschluss der Investitionsvorhaben
einen Zwischenbericht Uber die Vermarktung der Grundstiicke ab-
zugeben. Damit soll erreicht werden, dass Fordermittel nicht ungerecht-
fertigt Uber den gesamten Zeitraum von 15 Jahren gebunden bleiben.
Fur den Fall der Rickzahlung von Fordermitteln bleiben den Stadten
und Gemeinden hierdurch auch Zinszahlungen in erheblichem Umfang

erspart.

Das MWA hat erste Schritte fur eine Verfahrensanderung angekindigt.
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30

30.1

Beratungshbeitrage

Kostenvergleich der Steuerungs- und Unterstitzungs-

leistungen (Querschnittsaufgaben) bei den Ministerien

Der Landesrechnungshof hat bei einem Vergleich der Kosten der
Steuerungs- und Unterstitzungsleistungen (Querschnittsaufgaben)
erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ministerien festge-

stellt.

Er hat die Ministerien gebeten, den Grinden fur die Unterschiede
nachzugehen und die Steuerungs- und Unterstitzungsleistungen

gegebenenfalls zu optimieren.

Ausgangslage

Der Landesrechnungshof (LRH) hat im Jahr 2004 die Kosten der Steue-
rungs- und Unterstitzungsleistungen (so genannte Querschnittsaufgaben)
in den Ministerien des Landes untersucht. Darunter sind solche Aufgaben
zu verstehen, welche gleichermal3en in jedem Ministerium die Erledigung
der Fachaufgaben steuern oder unterstitzen.

Hintergrund dieser Untersuchung war, dass bei den Haushaltsverhand-
lungen die Stellenausstattung des laufenden Haushaltsjahres — ggf. mit
geringfugigen Abweichungen aus konkretem Anlass — in der Regel auch
fur das nachste Haushaltsjahr akzeptiert wird. Nachvollziehbare Begrin-
dungen fur die Gesamtzahl der Planstellen und Stellen lagen in diesem

Bereich seit langerem nicht mehr vor.
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Ziel der vorliegenden Untersuchung war es, den Ministerien erstmals Ver-
gleichszahlen fir die Kosten der Steuerungs- und Unterstitzungsleistun-
gen aller Ministerien zur Verfigung zu stellen und ihnen auf diese Weise
Anhaltspunkte fur eine Uberprufung ihrer Kosten sowie fir deren Optimie-

rung und ggf. Reduzierung an die Hand zu geben.

Benchmarking

Der LRH hat fur diese Untersuchung die Methode des Benchmarking
angewandt, weil hierbei auf eine fir alle Beteiligten besonders wirtschaftli-
che Weise die Kosten fur die Steuerungs- und Unterstitzungsleistungen
ermittelt werden. Durch den Vergleich dieser Daten werden erstmals Kos-
tenunterschiede zwischen den Ministerien transparent gemacht, denen die

Ministerien selbst nachgehen kénnen.

Daruiber hinaus ergeben sich fir jedes Ministerium aus einem solchen
Kostenvergleich Anhaltspunkte fur evtl. Schwachstellen im eigenen Be-
reich; daraus lasst sich ein Optimierungspotenzial fir den weiteren Orga-
nisationsprozess ableiten. Auf diese Weise wird die Verantwortung eines
jeden Ministeriums fir die Kosten der eigenen Organisation gestarkt.

Die Ergebnisse des Benchmarking stellen keine Bewertung der Qualitat
der Organisationsarbeit der Ministerien dar. Denn Organisation ist eine
Daueraufgabe, wahrend das vorliegende Benchmarking eine Momentauf-
nahme zum Stichtag 01.10.2003 darstellt, die weder die unterschiedlichen
Ausgangslagen der einzelnen Ministerien (z. B. Zusammenlegung von Mi-
nisterien) noch die zu diesem Zeitpunkt unterschiedlichen Schwerpunkte

und Phasen im Organisationsprozess bericksichtigen kann.

Die Anwendung des Benchmark-Verfahrens setzt voraus, dass die Steue-
rungs- und Unterstlitzungsleistungen in allen Ministerien unabhangig von
deren Fachaufgaben den gleichen Inhalt aufweisen.
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Der LRH hat daher in jedem Ministerium alle Steuerungs- und Unterstut-
zungsleistungen, die das eigene Haus betreffen (also keine Leistungen fur
den nachgeordneten Bereich), ohne Ricksicht auf die Organisationsein-
heit, in der sie wahrgenommen wurden, in die Erhebung einbezogen. Zu
diesem Zweck hat er in zehn Aufgabenbereichen die Personalkapazitaten
fur die Steuerungs- und Unterstutzungsleistungen und die Kosten fir die
Wahrnehmung von Unterstutzungsleistungen durch Dritte (z. B. Outsour-

cing der Informations- und Kommunikationstechnik) abgefragt.

Die Personalkapazitaten fur Steuerungs- und Unterstitzungsleistungen
wurden in Geldbetrage umgerechnet und — soweit gegeben — die Kosten
des Outsourcing hinzugefuigt. Kosten, die sich aufgrund der Besonderheit
einzelner Ministerien im Bereich der Querschnittsaufgaben ergaben, wur-

den herausgerechnet und im Vergleich nicht bertcksichtigt.

Den auf diese Weise ermittelten Kosten wurde die Anzahl der Fachbe-
diensteten gegenuber gestellt, fir deren Arbeit die Querschnittsleistungen

in Anspruch genommen werden.

Dieses Vorgehen wurde mit den einzelnen Ministerien abgestimmt und

von diesen weitgehend akzeptiert.

Zusammengefasstes Ergebnis des Kostenvergleichs

Als VergleichsgroRe (,Benchmark®) fur alle Ministerien hat der LRH den
Durchschnitt der drei Ministerien mit dem geringsten Ressourceneinsatz

fur die gesamten Steuerungs- und Unterstutzungsleistungen genommen.

Der Kostenvergleich ergab, dass die Ministerien in ihren Querschnittsauf-
gabenbereichen einen — bezogen auf die Anzahl der Fachbeschaftigten —

deutlich unterschiedlichen Ressourceneinsatz aufwiesen. Dabei pragten
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die Kosten fur den Aufgabenbereich ,Innerer Dienst* bei allen Ministerien

das Ergebnis des Benchmarking.

Der LRH hat den Ministerien das Ergebnis ihres Benchmarking mitgeteilt.
Zur Information Uber evtl. Optimierungspotenziale hat er ihnen auch die
Ergebnisse der zehn einzelnen Aufgabenbereiche, aus denen sich das
Benchmarking zusammensetzte, mitgeteilt.

Der LRH hat die Ministerien gebeten, die Griinde fur die Unterschiede zu
ermitteln und die Vergleichszahlen zur Optimierung und ggf. Reduzierung

der Kosten ihrer Steuerungs- und Unterstitzungsleistungen zu nutzen.

Stellungnahme der Ministerien

Die Ministerien haben in einer ersten Stellungnahme zwar keine oder nur
geringfugige Einwendungen gegen das Ergebnis der Erhebungen und der
Berechnungen vorgetragen. Sie haben jedoch Uberwiegend Bedenken
dagegen erhoben, aus dem Benchmarking unmittelbare Schlussfolgerun-

gen auf ein Optimierungs- oder gar ein Einsparpotenzial zu ziehen.

Der interministerielle Ausschuss fir Organisationsfragen hat Arbeitsgrup-
pen eingerichtet, die zunéchst in den Bereichen Innerer Dienst, Organisa-
tion, Haushalt, Rechtsangelegenheiten, Personalwesen sowie Informati-
ons- und Kommunikationstechnik vergleichende Untersuchungen durch-

fuhren und Optimierungsmaoglichkeiten aufzeigen sollen.

Weiteres Verfahren

Der LRH hat die bereits eingeleiteten Aktivitaten der Ministerien und die
Bereitschaft zur Einbeziehung der durch das Benchmarking aufgezeigten

Optimierungspotenziale in die eigene Organisationsarbeit begrif3t. Er hat
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ihnen mitgeteilt, dass er den Landtag Uber das Ergebnis ihrer Kosten-

optimierung unterrichten wird.

Erganzend dazu hat er das Finanzministerium in zusammengefasster
Form Uber die Ergebnisse des Benchmarking und tber den Stand der

Er6rterungen informiert.
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Zentralisierung der Beihilfebearbeitung in der Landes-

verwaltung

Der Landesrechnungshof hat dem Finanzministerium empfohlen, die
Beihilfebearbeitung aus Grinden der Wirtschaftlichkeit landesweit in
einer einzigen Organisationseinheit — gegebenenfalls mit Aul3enstel-
len — zusammenzufassen und die Aufbau- und Ablauforganisation
derjenigen des Landesamtes fir Besoldung und Versorgung an-

zugleichen.

Nach Einfuhrung des Beihilfeberechnungsprogramms , Beihilfe NT*
ergibt sich rechnerisch bei gleich guter Bearbeitungsqualitat wie bis-

her landesweit ein Einsparpotenzial von rd. 5 Mio. € jahrlich.

Ausgangslage

Seit der Neuorganisation im Jahre 2002 werden die Beihilfeantrage der
aktiv Bediensteten und der Versorgungsempfanger des Landes in 13
Behorden und Gerichten des Landes sowie in elf Beihilfestellen bei den
Hochschulen bearbeitet. Hinzu kommt die Beihilfebearbeitung fur die
Kreispolizeibehérden und die kommunalen Schulamter, die den Kreisen
und kreisfreien Stadten bzw. den kommunalen Versorgungskassen uber-

tragen ist.

Bei der Bemessung des Stellenbedarfs fur die Bearbeitung der tGber 1 Mio.
Beihilfeantrage jahrlich geht das Finanzministerium (FM) derzeit von einer
Erledigungsquote von 20 Féllen je Sachbearbeiter mittlerer Dienst (SB)
und Tag aus; besteht noch keine IT-Unterstutzung, werden 15 Félle
zugrunde gelegt, um die notwendige Qualitdt bei der Berechnung und

Festsetzung der Beihilfe sicherstellen zu kénnen.
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31.2.1

Die jahrlichen Kosten der Beihilfebearbeitung im Land betragen grob ge-
schatzt 25 Mio. €, die ausgezahlte Beihilfe hat inzwischen eine Gro3en-
ordnung von rd. 1,3 Mrd. € erreicht.

,organisationsmodell LBV*

Der Landesrechnungshof (LRH) hatte im Jahresbericht 2004 (Beitrag Nr.
39) dem Landtag Uber das Ergebnis seiner Prifung der Aufbau- und Ab-
lauforganisation der Beihilfebearbeitung im Landesamt fiir Besoldung und
Versorgung (LBV) berichtet. Das kunftige Beihilfeberechnungsprogramm
,Beihilfe NT* ermoglicht es, die Beihilfeantrage der Versorgungsempfan-
ger kunftig weitgehend aktenlos und damit schneller zu bearbeiten. Diese
IT-Unterstitzung und eine damit einhergehende weitere Optimierung der
Aufbau- und Ablauforganisation ermoéglichen eine Leistungssteigerung um
voraussichtlich rd. 20 v. H. Die Einfihrung dieses ,Organisationsmodell
LBV lasst damit kunftig bei der Bearbeitung der Beihilfen der Versor-
gungsempfanger eine Erledigungsquote von voraussichtlich 24 Féllen je

SB und Tag zu, ohne dass eine Qualitatseinbul3e zu befirchten ist.

Ergebnisse der neueren Prifungen

Vor diesem Hintergrund hat der LRH zusammen mit den Staatlichen
Rechnungsprifungsamtern (RPA) die Qualitat und die Wirtschaftlichkeit
der Beihilfebearbeitung in der gesamten Landesverwaltung gepruft.

Qualitat der Beihilfebearbeitung

Die Qualitat der Beihilfebearbeitung der bisher gepruften Beihilfestellen
- alle funf Bezirksregierungen, zwei Oberfinanzdirektionen und drei Ober-
landesgerichte sowie ein grofRer Teil der Hochschulen - war nach den

Feststellungen der RPA im Wesentlichen gut. Die Fehlerquote lag - unab-
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hangig von den Erledigungsquoten der untersuchten Beihilfestellen - bei

etwa 1 v. H. der ausgezahlten Betrage.

Diese FehlergroRe — die zum Teil auch zu Lasten der Beihilfeempfanger
geht — kann nach Auffassung des LRH bei einer Bearbeitungsmenge von
Uber 1 Mio. Beihilfeantrdgen nicht mehr durch allgemeine organisatorische
MaflRnahmen wie z. B. die Reduzierung der Erledigungsquoten gesenkt
werden, sondern allenfalls noch durch gezielte Fortbildung einzelner SB

und evtl. durch veranderte Qualitatskontrollen.

Weitere Reduzierung der Kosten der Beihilfebearbeitung

Erledigungsquoten und Bearbeitungskosten im Jahre 2003

Nach den Feststellungen der RPA lag die durchschnittliche Erledigungs-
quote im Jahre 2003 bei rd. 17,5 Antragen je SB und Tag. Die durch-

schnittlichen Bearbeitungskosten eines Beihilfeantrags betrugen 21,36 €.

Allerdings gab es hier erhebliche Unterschiede. So betrugen die durch-
schnittlichen Bearbeitungskosten eines Beihilfeantrags beim LBV 15,85 €,
wahrend sie bei den Bezirksregierungen, Oberfinanzdirektionen und Ober-
landesgerichten zwischen 20,07 € und 33,62 € lagen'®. Die aufgezeigten
Unterschiede lassen sich aus der Sicht des LRH nur zum Teil mit den
durch die Neuorganisation bedingten Anlaufschwierigkeiten bei den Mit-

telbehdrden und Obergerichten im Jahre 2003 erklaren.

106

Die Bearbeitungskosten der Hochschulen sind noch nicht abschlieend ermittelt.



Beratungen -274 -

Ubernahme des , Organisationsmodell LBV*

Der LRH hat aufgrund einer Untersuchung des RPA Minster festgestellt,
dass das ,Organisationsmodell LBV* grundsatzlich auf alle Beihilfestellen

des Landes Ubertragen werden kann.

Dabei hat die Untersuchung aufgezeigt, dass die Bearbeitung der Beihil-
feantrage der aktiv Bediensteten im Durchschnitt weniger Zeit bendtigt als

die Bearbeitung der Beihilfeantrage der Versorgungsempfanger im LBV.

Die Umrechnung dieses Zeitvorteils auf die Bearbeitungszeiten ergab,
dass die Erledigungsquote, die im LBV bei den Beihilfeantragen der Ver-
sorgungsempfanger kinftig 24 Falle je SB und Tag betragen soll, fur die
Beihilfeantrdge aktiv Bediensteter auf 28 Falle taglich je SB und Tag er-
hoht werden kann.

Eine Beeintrachtigung der Bearbeitungsqualitat ist auch bei einer solchen
Erledigungsquote nicht wahrscheinlich, wie der Vergleich mit dem Lan-
desamt fur Besoldung und Versorgung in Baden-Wirttemberg zeigt. Aller-
dings setzt diese Erledigungsquote eine konsequente Umsetzung des ,Or-

ganisationsmodell LBV* voraus.

Zentralisierung der Beihilfebearbeitung

Derzeit erfolgt die Beihilfebearbeitung in 13 selbstdndigen Organisations-
einheiten der Landesverwaltung nebst einer AulR3enstelle sowie in elf Bei-
hilfestellen der Hochschulen mit vier Aul3enstellen. Davon liegen alleine
sechs Beihilfestellen in Disseldorf, drei Beihilfestellen und eine Aufl3en-
stelle in KdIn sowie drei Beihilfestellen in Munster; sie sind allerdings ver-

schiedenen Ressorts zugeteilt.
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Modellrechnungen haben ergeben, dass eine Beibehaltung der
Selbstandigkeit dieser relativ kleinen Beihilfestellen bei Einfuhrung des
»<Oorganisationsmodell LBV* einen wesentlich héheren Personalbedarf be-
dingen wirde als eine Zentralisierung der Beihilfebearbeitung bei einer

einzigen grofRen Organisationseinheit im Land.

Dies beruht zum einen darauf, dass die Querschnittsaufgaben — z. B.
Bearbeitung von Grundsatzangelegenheiten, Erstellen und Pflege einer
gemeinsamen Internet- und Intranetseite, Aus- und Fortbildung der Bear-
beiter, Pflege von Dateien und Textbausteinen, Bearbeitung von Klagever-
fahren und Schadensersatzangelegenheiten — kostengunstiger durch eine
einzige Stelle im Land fur alle Beihilfesachbearbeiter erledigt werden kon-

nen.

Zum anderen konnen auch die mit dem ,Organisationsmodell LBV* ver-
bundenen Verbesserungen der Ablauforganisation — Aufgabe der her-
kommlichen ganzheitlichen Vorgangsbearbeitung, Teilung der Aufgaben
und Bildung von Aufgabenschwerpunkten — in einer grof3en Organisati-
onseinheit einfacher und kostengunstiger umgesetzt werden als in kleinen

Beihilfestellen.

Einsparpotenzial

Auf der Grundlage der vorgenannten Ergebnisse hat der LRH in einer Mo-
dellrechnung einen Bedarf von 128 Stellen flr die Beihilfebearbeitung der
aktiv Bediensteten in einer einzigen zentralen Organisationseinheit im

Land bei einer Erledigungsquote von 28 Fallen je SB und Tag ermittelt.

Dies bedeutet rechnerisch eine Einsparung von tber 90 Stellen mit einem
Einsparpotenzial von jahrlich rd. 5 Mio. € gegentber dem derzeitigen Be-

stand von rd. 222 Stellen fur die Beihilfebearbeitung der aktiv Bedienste-
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314

ten in den Beihilfestellen der Bezirksregierungen, Oberfinanzdirektionen

und Oberlandesgerichte.

Empfehlung des LRH

Der LRH hat dem FM mitgeteilt, dass nach seiner Auffassung eine Zentra-
lisierung der Beihilfebearbeitung — wie sie in anderen Bundeslandern be-
reits praktiziert wird — auch fir das Land Nordrhein-Westfalen die weitaus

kostengunstigste Losung darstellt.

Sie ist nach seiner Auffassung auch am besten auf die Anforderungen und
technischen Mdglichkeiten der absehbaren Zukunft ausgerichtet. Denn die
privaten Krankenkassen zeigen bereits heute, dass eine zentral gefihrte
Organisation die neuesten technischen Mdglichkeiten, die sich z. B. aus
dem Einscannen von Belegen ergeben, besonders wirtschaftlich nutzen

kann.

Eine Zentralisierung der Beihilfebearbeitung schliel3t nach Auffassung des
LRH allerdings nicht aus, dass — wie bei den privaten Krankenkassen —
AulRenstellen eingerichtet werden. Allerdings erscheint es nach Auffas-
sung des LRH nicht zweckmaRig, die Dienstaufsicht Gber die Aul3enstellen
einem anderen Ressort zuzuordnen als demjenigen, dem die zentrale Or-
ganisationseinheit untersteht. Ebenso sollten an einem Standort nicht
mehrere Aul3enstellen nebeneinander bestehen.

Stellungnahme des Finanzministeriums

Das FM hat in einer ersten Stellungnahme ausgefiihrt, die Landesregie-
rung habe die bisherigen Schritte zur Zentralisierung der Beihilfebearbei-

tung stets als eine MalRnahme verstanden, der weitere folgen kdnnten,
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wenn damit Effizienzgewinne mdglich gemacht wirden. Dies sei auch ge-

genuber dem Landtag mehrfach deutlich gemacht worden.

Zu den Einzelheiten der Prifungsmitteilung sehe das Finanzministerium
noch Gesprachsbedarf.

Das Prifungsverfahren dauert an.
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Prufungsergebnisse aus dem Bereich des Landtags

Fraktionsfinanzen

Der Landesrechnungshof hat die Verwendung der den Fraktionen im
Landtag NRW in der 12. Legislaturperiode gewahrten Zuschisse ge-
pruft. Er hat Feststellungen insbesondere in den Bereichen Personal,

Rucklagenbildung und Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen getroffen.

Die Bezahlung der Fraktionsmitarbeiter Uberstieg - auch unter Be-
ricksichtigung der den Fraktionen einzurdumenden gréR3eren Dispo-
nibilitat und Flexibilitat bei der Personalwirtschaft - teilweise die der
vergleichbar im Offentlichen Dienst Beschéftigten.

Die Notwendigkeit der Bildung von Riucklagen wurde zum Teil nicht

dargelegt.

Verschiedene MaRnahmen der Offentlichkeitsarbeit haben die Frakti-
onen gemeinsam mit der jeweiligen Partei durchgefuhrt und dabei
das Gebot der Trennung von Fraktions- und Parteifinanzen nicht be-

achtet.

Zudem fehlte es teilweise an der in Zeiten des Wahlkampfes erforder-

lichen Zurtickhaltung bei der Offentlichkeitsarbeit.

Den vom Landtagsprasidenten aufgrund der Prifung zurtickgeforder-
ten Gesamtbetrag in Hohe von rund 295.000 € haben die Fraktionen

zwischenzeitlich gezahlt.

Der Landesrechnungshof (LRH) hat die Haushalts- und Wirtschaftsfih-
rung der in der 12. Legislaturperiode (01.06.1995 — 31.05.2000) im Land-
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tag NRW vertretenen Fraktionen geprtft und hat auch die Entwicklung der

Fraktionszuschisse im Jahre 2001 in die Prufung mit einbezogen.

Im Prufungszeitraum galt 8§ 30 Abgeordnetengesetz NRW, der lediglich
Grundzige der Fraktionsfinanzierung regelte: ,Die Fraktionen erhalten zur
Erflllung ihrer parlamentarischen Aufgaben eine nach Grundbetrag und
Zahl ihrer Mitglieder monatlich im Voraus zu leistende Zahlung. Oppositi-
onsfraktionen erhalten eine Zulage. Die Hohe dieser Betrdge wird im
Haushaltsgesetz festgelegt.” Die Rechts- und Aufgabenstellung von Par-
lamentsfraktionen bestimmte sich in diesem Zeitraum nach Verfassungs-
recht, bundes- und landesrechtlichen Regelungen sowie nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts und der Landesverfassungs-

gerichte.

Seit dem 01.01.2002 gilt das Fraktionsgesetz NRW, das durch das am

17.03.2005 verabschiedete Gesetz teilweise abgeandert wurde.

Die den Landtagsfraktionen in dem Zeitraum von 1995 bis 2001 aus dem
Landeshaushalt gewahrten Zuschuisse stiegen von 6.390.000 € (1995) bis
auf 8.904.000 € (2001). Dabei orientierte sich die Erhéhung der Fraktions-
zuschisse in den Jahren 1995 — 2000 an den Gehaltssteigerungen im Of-
fentlichen Dienst. Fur das Haushaltsjahr 2001 war ein Anstieg der Zu-
schisse um nahezu 30 v. H. festzustellen, der sich mit dem Hinzutreten
einer weiteren Landtagsfraktion nach der Wahl im Jahr 2000, zusatzlichen
Uberhang- und Ausgleichsmandaten sowie einer allgemeinen Preissteige-

rung allein rechnerisch nicht erklaren lasst.

Die Personalausgaben bildeten mit einem durchschnittlichen Anteil von
72,13 v. H. den Schwerpunkt der Gesamtausgaben der Fraktionen in den
Haushaltsjahren 1995 — 2000. Der LRH hat im Bereich der Personalaus-
gaben eine unzureichende Orientierung an den MaRstaben des Offentli-
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chen Dienstes festgestellt. Die Fraktionen unterliegen als Teil der Staats-
organisation Landtag den haushaltsrechtlichen Vorschriften, ohne Teil der
Exekutive zu sein. Die Finanzierung der Fraktionen aus o6ffentlichen Mit-
teln hat somit die gleiche haushaltsrechtliche Qualitat wie die Finanzierung
anderer Teile der Staatsorganisation. Daher ist die Dienstrechtsgestaltung
fur das Fraktionspersonal grundsatzlich an den hierfir geltenden Mal3sta-
ben des Offentlichen Dienstes zu orientieren. Dabei wird angesichts der
besonderen Arbeitsbedingungen bei den Fraktionen als Teil der Legislati-
ve nicht verkannt, dass ihnen abweichend von den tblichen Bedingungen
der Offentlichen Hand ein groReres MaR an Disponibilitat und Flexibilitat
bei der Personalbewirtschaftung einzurdumen ist.

Auch unter Bertcksichtigung dieser abweichenden Bedingungen wurden
die Dienstvertrage fir das Fraktionspersonal in einer Weise ausgestaltet,
die zum Teil Gber den BewertungsmafRstaben des Offentlichen Dienstes
lag. So hat der LRH z. B. festgestellt, dass Arbeitsplatzbeschreibungen
von nichtwissenschaftlichen Mitarbeitern fehlten, tber- und aul3ertarifliche
Leistungen an Mitarbeiter gewahrt und zusatzlich Unfallversicherungsver-

trdge abgeschlossen wurden.

Daruiber hinaus wurde z. B. gegen die Grundsatze von Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit verstofR3en, indem zwei wissenschaftliche Mitarbeiter ins-
gesamt 14,5 Monate vor Ablauf der vertraglichen Befristung von der Ar-
beitsverpflichtung unter Fortzahlung der Vergitung freigestellt wurden,

dennoch wurde ihnen eine funktionsgebundene Zulage weitergewéhrt.

Der LRH hat die Bildung von Ricklagen in formeller und sachlicher Hin-
sicht beanstandet. Die Fraktionen hatten im Prifungszeitraum Finanzre-
serven von insgesamt rd. 2,35 Mio. €. Die Bildung von Rucklagen aus
Fraktionsmitteln muss unter Beachtung der Grundsatze von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit erfolgen, so dass diese nur zur Finanzierung von

finanziellen Verpflichtungen in kunftigen Haushaltsjahren in Betracht
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kommen, z. B. als Vorsorge fir einen ggf. erforderlichen Abbau von Frak-
tionspersonal in einer neuen Legislaturperiode. Als zulédssig kdnnen bei-
spielsweise Ricklagen fur die Nachversicherungsbeitréage, zur Sicherstel-
lung personeller Flexibilitat, fir die Leistung von Kranken- bzw. Versor-
gungsbeihilfen und fur groRere Investitionen angesehen werden. Die ge-
samten Rucklagen einer Landtagsfraktion sollten 60 v. H. der jahrlichen
Fraktionszuschusse nicht Giberschreiten.

Nach den Feststellungen des LRH waren die gebildeten Ricklagen zum
Teil nicht begrindet. Fur die Investitionsricklage einer Fraktion in Hohe
von noch 255.000 € konnten keine konkreten Investitionsvorhaben be-
nannt werden. Bei den flr Nachversicherungsfélle gebildeten Riicklagen
fehlte es jeweils an einer Bewertung der mit einer Nachversicherung ver-

bundenen finanziellen Risiken.

In diesem Zusammenhang hat der LRH angemerkt, dass ein erhdhter fi-
nanzieller Bedarf der Landtagsfraktionen in dem jahrlich bzw. zweijahrlich
aufzustellenden Haushaltsplan des Landes bertcksichtigt werden koénnte,
so dass die Bildung einer grol3eren Finanzreserve zur Erleichterung der
Deckung des Ausgabenbedarfs der Landtagsfraktionen in kiinftigen Jah-
ren grundséatzlich nicht erforderlich erscheint und zumindest zu tUberden-
ken ware. Im Ubrigen ist die Bildung von nicht notwendigen Finanzreser-
ven aus Landesmitteln im Hinblick auf die Kreditfinanzierung des Landes-
haushalts NRW besonders kritisch zu sehen.

Die Fraktionen durfen die ihnen aus dem Haushalt des Landes NRW zur
Verfiigung gestellten Mittel unter anderem zur Unterrichtung der Offent-
lichkeit Uber ihre Tatigkeit im Parlament verwenden. Der zuldssige Um-
fang dieser Offentlichkeitsarbeit ergibt sich aus der Rechtsstellung der
Fraktionen, ihren parlamentarischen Aufgaben sowie aus der Rechtspre-
chung der Verfassungsgerichte des Bundes und der Lander. Danach sind
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die Fraktionen als standige Gliederung des Parlaments Teil des Staatsor-
gans Landtag. Ihre Offentlichkeitsarbeit betrifft die Darlegung und Erlaute-
rung ihrer Politik im Landtag, ihrer Mal3nahmen und Vorhaben sowie der
kunftig zu l6senden Fragen. Die Offentlichkeitsarbeit darf sich nicht auf
Aufgabenbereiche erstrecken, fur die Abgeordnete als Reprasentanten
des Volkes im Parlament Aufwandsentschadigungen nach dem Abgeord-
netengesetz NRW erhalten. Zudem durfen die Fraktionen mit den zweck-
gebunden gewahrten Fraktionszuschissen keine Aufgaben anderer Insti-
tutionen, insbesondere die der Parteien - auch nicht anteilig - finanzieren.
Danach sind MaRnahmen der Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen unzu-
lassig, wenn sie geeignet sind, schwerpunktmé&Rlig der Wahlwerbung zu
dienen und den Wahlkampf der Parteien zu fordern. Dies schlief3t nicht
aus, dass sich die AuRerungen im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit der
Fraktionen mit den Programmen und Stellungnahmen der Parteien weit-

gehend decken kdnnen.

Entgegen dem Gebot der strikten Trennung von Fraktions- und Parteifi-
nanzen haben die Fraktionen auch Veranstaltungen bzw. Malnahmen
gemeinsam mit der jeweiligen Partei durchgefthrt und anteilig finanziert.
Einzelne MalRBnahmen der Fraktionen entsprachen zudem nicht dem von
der Rechtsprechung formulierten Gebot der auf3ersten Zurickhaltung bei
der Offentlichkeitsarbeit von Fraktionen in Zeiten des Wahlkampfes der
Parteien. Dies ergab sich beispielsweise aus der Auflagenhdhe von Einla-
dungen, der Art der Ankuindigung von Veranstaltungen, an Burger gerich-
tete Einladungen mittels verschiedener Zeitungsanzeigen, der Grol3e des
Teilnehmerkreises von mehreren hundert Personen oder der Gestaltung
eines unterhaltenden Rahmenprogramms. Darlber hinaus wurde das in
Zeiten des Wahlkampfes bestehende Verbot einer mit Haushaltsmitteln
betriebenen Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen nicht beachtet, z. B. durch
Herausgabe von Arbeits-, Leistungs- und Erfolgsberichten. Verschiedene
Maflinahmen lie3en auch keinen Bezug zur parlamentarischen Arbeit der
entsprechenden Fraktion erkennen. Die Verwendung von Fraktionsmitteln
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fur die Beauftragung eines Forschungsinstituts zur Durchfiihrung von re-
prasentativen Bevolkerungsbefragungen war unzuldssig, da Meinungsum-
fragen, die einen Stimmungstest oder die so genannte Sonntagsfrage ent-
halten, eine Einordnung in die Beliebtheitsskala sowie eine Abgrenzung zu
anderen Parteien vornehmen oder Wabhlabsichten der Birger erkunden,

von den Parteien in Auftrag gegeben und finanziert werden mussen.

DarlUber hinaus haben die Fraktionen bei der Durchfiihrung verschiedener
MaRnahmen der Offentlichkeitsarbeit nicht in dem erforderlichen MaRe die
Grundsatze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachtet, z. B. bei der
Gestaltung von Druckerzeugnissen und Rahmenprogrammen von Veran-

staltungen.

Der LRH hat seine Prifungsergebnisse nach Erdrterung mit den Fraktio-
nen im Marz 2004 dem Prasidenten des Landtags NRW Ubermittelt. Die-
ser hat daraufhin einen Gesamtbetrag in Hohe von rd. 295.000 € von den
Fraktionen zurtickgefordert. Alle Rickforderungsbetrage sind zwischen-
zeitlich gezahlt.

Der Landtag hat am 17.03.2005 einstimmig das Gesetz zur Anderung des
seit dem 01.01.2002 geltenden Fraktionsgesetzes NRW sowie des Abge-
ordnetengesetzes NRW verabschiedet. Bereits im Gesetzgebungsverfah-
ren hatte der LRH mit Entscheidungen vom 07.10.2004 und vom
24.02.2005 (Vorlagen 13/3027 und 13/3248) gegeniber dem Landtag zu
vorgesehenen Anderungen des Fraktionsgesetzes NRW Stellung ge-

nommen.

Der LRH hat darin ausgefuhrt, dass die geéanderten Regelungen des Frak-
tionsgesetzes NRW eine zukunftige Prifung der Fraktionsmittel durch den
LRH in erheblichem Mafie erschweren konnen. Insbesondere den im
Fraktionsgesetz NRW enthaltenen Ausschluss von wesentlichen Vor-
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schriften des offentlichen Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens
sieht der LRH als bedenklich an. Der Ausschluss von Vorschriften der
Landeshaushaltsordnung (LHO) NRW steht zudem im Widerspruch zum
geltenden Bundesrecht. Nach den Vorschriften des Haushaltsgrundsatze-
gesetzes, die den Landesgesetzgeber binden, und nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts (Urteil vom 13.06.1989 — 2 BVE
1/88) sind fur die Prufung der Verwendung der Fraktionsmittel die gleichen
haushaltsrechtlichen Malistabe wie bei anderen Etatmitteln heranzuzie-
hen, also auch die Vorschriften der LHO NRW.

Das Fraktionsgesetz NRW sieht vor, dass der LRH die bestimmungsge-
malde, sparsame und wirtschaftliche Verwendung der Fraktionszuschiisse
auf der Grundlage der von den Fraktionen bei der Préasidentin bzw. bei
dem Prasidenten des Landtags eingereichten Jahresabschlisse, die ord-
nungsgemalfe Aufstellung der Rechnungen sowie die Belege ulber Ein-
nahmen und Ausgaben prift. Diese Beschrankung der im Rahmen der
Prifung vorzulegenden Unterlagen kénnte eine Bewertung der bestim-
mungsgemalen und wirtschaftlichen Verwendung der Fraktionsmittel
durch den LRH erschweren. Hierzu bedarf es der Vorlage weiterer Unter-
lagen, aus denen sich die der Ausgabe der Fraktionsmittel zugrunde lie-

genden Sachverhalte und Entscheidungen der Fraktionen ergeben.

AulRerdem wirde die Prifung der Verwendung der Fraktionsmittel fir die
Personalbewirtschaftung durch den LRH nach Anderung des Fraktionsge-
setzes NRW erheblich eingeschrankt sein. Denn das Fraktionsgesetz
NRW legt nunmehr fest, dass die Fraktionen nicht dem Recht des 6ffentli-
chen Dienstes unterliegen und daher die Grundlagen ihrer Personalbe-
wirtschaftung frei gestalten konnen. Diese Regelung fuhrt im Ergebnis da-
zu, dass zur Bewertung der Wirtschaftlichkeit der Verwendung der Frakti-
onsmittel fir Personalausgaben der Fraktionen keine verlasslichen Para-

meter mehr zur Verfiigung stehen.
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Unbestritten ist im Rahmen der Prufung der Fraktionsfinanzen durch den
LRH der besonderen Rechtsstellung der Fraktionen Rechnung zu tragen.
Die Fraktionen konnen ihre politischen Entscheidungen mit den ihnen zur
Verfiigung gestellten Haushaltsmitteln in eigenem Ermessen umsetzen.
Es muss jedoch durch den LRH Uberprifbar sein, ob dieser Finanzmit-

teleinsatz sparsam und wirtschaftlich erfolgt.
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Anhang

Finanzielle Auswirkungen der Prufungstatigkeit

Die finanziellen Auswirkungen der Prifungstatigkeit des Landesrech-
nungshofs (LRH), der Staatlichen Rechnungspriifungsamter (RPA) und

der Vorprufungsstellen sind insgesamt nur schwer zu quantifizieren.

Schon die von der Existenz der Finanzkontrollbehdrden und deren Pri-
fungen ausgehende praventive Wirkung fuhrt zu sparsamerem und wirt-
schaftlicherem Verwaltungshandeln. Der Erfolg ist jedoch zahlenmalRig
nicht immer messbar; auch fallen finanzielle Ergebnisse der Prifungsta-
tigkeit nur mittelbar oder mit zeitlicher Verzégerung an. Die finanziellen
Auswirkungen aus Organisationsprufungen, deren Anteil an den Pru-
fungsaktivitdten zugenommen hat, kdnnen zudem kaum monetar gemes-

sen und bisweilen nur unvollstandig ermittelt werden.

Die nachfolgend beispielhaft aufgefiihrten finanziellen Ergebnisse des Ge-
schéaftsjahres 2004 geben nur eingeschrankt die finanziellen Auswirkun-
gen der Prifungstatigkeit des LRH, der RPA und der Vorpriufungsstellen

wieder.

Die finanziellen Ergebnisse sind in zwei Hauptgruppen unterteilt, und zwar
kassenwirksame und nicht kassenwirksame Ergebnisse. Diese sind
nochmals unterschieden nach Ergebnissen mit einmaliger und solchen mit

mehrjahriger Auswirkung.

Alle Ergebnisse werden unabhéangig davon, ob sich das Ergebnis einmalig
oder mehrjahrig auswirkt, nur mit dem jeweiligen Jahresbetrag und - bei
den kassenwirksamen Ergebnissen - erst nach Eingang der Betrdge aus-

gewiesen.
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Prifungen des LRH

Die Prufungen des LRH einschlief3lich der Prifung von Steuern erbrach-
ten - soweit zahlenmalfig feststellbar - finanzielle Ergebnisse in Hohe von
rd. 71,1 Mio. €;

davon waren

. kassenwirksam

Mehreinnahmen / riickg&ngig gemachte Ausgaben

einmalig rd. 42,0 Mio. €

mehrjahrig rd.1,5 Mio. €

Mehrausgaben / riickgdngig gemachte Einnahmen

einmalig rd. 0,3 Mio. €
o nicht kassenwirksam

einmalig rd.18,7 Mio. €

mehrjahrig rd.8,6 Mio. €

Der LRH hat dartber hinaus festgestellt, dass Steuernachforderungen in
Hoéhe von rd. 12,7 Mio. € mangels Berichtigungsmoglichkeit nicht mehr
geltend gemacht und erhobene Steuern in Hohe von rd. 115.000 € nicht

mehr erstattet werden konnten.
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Prufungen der RPA

Die Priifungen der RPA einschlieRlich der Priifung von Steuern erbrachten
- soweit zahlenmalig feststellbar - finanzielle Ergebnisse in Hohe von
rd. 73,2 Mio. €;

davon waren

. kassenwirksam

Mehreinnahmen / riickg&ngig gemachte Ausgaben

einmalig rd. 45,7 Mio. €

mehrjahrig rd. 1,9 Mio. €

Mehrausgaben / riickgdngig gemachte Einnahmen

einmalig rd. 0,9 Mio. €
o nicht kassenwirksam

einmalig rd. 9,7 Mio. €

mehrjahrig rd. 15,0 Mio. €

Das RPA fur Steuern hat dartuber hinaus festgestellt, dass Steuernachfor-
derungen in Hohe von rd. 4,1 Mio. € mangels Berichtigungsmdglichkeit
nicht mehr geltend gemacht und erhobene Steuern in Hb6he von rd.
60.000 € nicht mehr erstattet werden konnten. Weiterhin wurden Zins-
schaden fur das Land in Hohe von rd. 0,9 Mio. € festgestellt.
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Priafungen der Vorprufungsstellen

Im Rahmen der Vorprufung durch Gemeinden und Gemeindeverbande
sowie die Rechnungsprifungsamter der Landschaftsverbande Rheinland
und Westfalen-Lippe, der Landwirtschaftskammer NRW und die Innenpru-
fung der Wohnungsbauférderungsanstalt wurden im gleichen Zeitraum fi-
nanzielle Ergebnisse in Hohe von

132.200 €

erzielt, davon waren

o kassenwirksam
Mehreinnahmen / riickgédngig gemachte Ausgaben
einmalig 109.300 €
mehrjahrig 13.500 €

. nicht kassenwirksam
einmalig 4.800 €
mehrjahrig 4.600 €
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33.4

334.1

Folgende (gerundete) Einzelergebnisse sind erwdhnenswert:

Einmalige Auswirkungen:

Ruckzahlung eines Verkehrsunternehmens,
welches diese Mittel fur die unentgeltliche Be-
forderung schwerbehinderter Menschen auf-
grund einer falschen Berechnungsgrundlage
erhalten hatte.

Ruckzahlung von Betreuungsvergutungen aus
einem Vergleich

Nachgezahlte Steuern von Betreuern

Ruckzahlung eines Investitionszuschusses
nebst Zinsen aus Mitteln der Gemeinschaf-
taufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur®

Zinsen fur vorzeitigen Mittelabruf

Erhohung der Gebuhren nach dem Hoch-
schulgebihrengesetz

Mehreinnahmen an Grunderwerbsteuer auf-
grund einer von den Steuerpflichtigen nicht
angezeigten Ubertragung aller Anteile einer
Gesellschaft

Mehreinnahme an Schenkungsteuer durch die
durch den LRH angeregte Uberpriifung einer
bislang nicht bericksichtigten Ubertragung
von Kommanditanteilen

Mehreinnahme an Grunderwerbsteuer auf-
grund nachtraglicher Besteuerung der Ver-
schmelzung zweier eingetragener Vereine

Mehreinnahme an Grunderwerbsteuer auf-
grund nachtraglicher Versagung einer Steuer-
befreiung

Mehreinnahme an Erbschaftsteuer durch eine
auf Veranlassung des LRH erfolgte Uberpri-
fung unschlussiger Punkte einer Steuererkla-
rung

240.000 €

158.222 €

404.193 €

2.291.710 €

436.486 €

12.500.000 €

3.680.300 €

1.645.700 €

1.063.600 €

1.004.500 €

589.400 €
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Ruckzahlung von Zuwendungen durch einen
Verkehrsbetrieb wegen nicht zuwendungsfa-
higer Ausgaben flr die Fahrzeugausristung

Rucknahme von Zuwendungen gegenuber
einer Stadt wegen nicht zuwendungsfahiger
Ausgaben fur Verkehrsrechner

Ruckzahlung von Zuwendungen und Zinszah-
lungen durch einen privaten Flachenaufberei-
tungstrager wegen Mehreinnahmen aus
Grundstucksverkaufen

Ricknahme von Zuwendungen gegenuber
einer Stadt wegen Mehreinnahmen

Ricknahme von Zuwendungen gegenuber
einem Verkehrsbetrieb wegen nicht zuwen-
dungsfahiger Kosten fur Planung und Verwal-
tung

Zinszahlung einer Stadt wegen vorzeitig in
Anspruch genommener Zuwendungen

Ricknahme von Zuwendungen gegenuber
einem Verkehrsbetrieb wegen nicht zuwen-
dungsfahiger denkmalschutzbedingter Kosten

Rucknahme von Zuwendungen gegenuber
einem Verkehrsbetrieb wegen nicht zuwen-
dungsfahiger Verwaltungskosten

Zinszahlung einer Stadt wegen vorzeitig in
Anspruch genommener Zuwendungen

Ruckzahlung einer Zuwendung durch eine
Stadt wegen Mehreinnahmen

Anteilige Ruckforderung einer gewéhrten Zu-
wendung wegen nicht zuwendungsfahiger
Ausgaben

Ruckzahlung von Verwaltungskostenerstat-
tungen aus der Durchfihrung des Bundes-
ausbildungsférderungsgesetzes durch Stu-
dentenwerke

Ruckzahlung und Kirzung im Vertragsnatur-
schutz wegen notwendiger Berichtigung der
GrolRe von Vertragsflachen, die als Zuschuss-
bemessungsgrundlage zu bertcksichtigen ist

Finanzielle Ergebnisse

796.300 €

133.356 €

263.885 €

162.437 €

10.645.432 €

249.195 €

2.410.510 €

751.518 €

243.699 €

488.284 €

220.765 €

208.116 €

161.346 €
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Aufhebung eines Zuwendungsbescheides 202.022 €
wegen nicht erfillter zuwendungsrechtlicher
Auflagen

Vorzeitige Volltiigung von Darlehn fur Aussied- 1.259.561 €
lungen und bauliche Malinahmen in Altgeho6f-
ten

Nachberechnung von Nutzungsentgelten bei 1.016.277 €
einer privatarztlichen Nebentatigkeit

Einsparungen durch Umstrukturierung und 1.300.000 €
wirtschaftlichere Gestaltung einer Beschaf-
fungsabteilung

Ruckzahlung doppelt gezahlter Honorare fur 1.062.025 €
Architekten und Ingenieurleistungen

Ruckzahlung nach Widerruf einer Zuwendung 371.581 €
wegen VerstoRes gegen Vergabebestimmun-

gen

Verzinsung zurickgeforderter Zuwendungsbe- 158.541 €
trage

Teilriickzahlung eines Investitionszuschusses 490.092 €

im Rahmen der Regionalen Wirtschaftsforde-
rung wegen Abrechnung nicht zuwendungsfa-
higer Ausgaben sowie Zinsen

Teilriickzahlung eines Investitionszuschusses 578.241 €
im Rahmen der Regionalen Wirtschaftsforde-

rung wegen Abrechnung nicht zuwendungsfa-

higer Ausgaben sowie Zinsen

Teilriickzahlung eines Investitionszuschusses 578.241 €
im Rahmen der Regionalen Wirtschaftsforde-
rung wegen tberhodhter Anschaffungskosten

Rickzahlung einer Zuwendung im Rahmen 315.217€
der Regionalen Wirtschaftsforderung ein-
schlie3lich Zinsen

Teilweise Rickzahlungen von Zuwendungen 148.874 €
zur institutionellen Forderung eines Vereins

wegen nicht zweckentsprechender Mittelver-

wendung

Ruckzahlung einer Zuwendung wegen vorzei- 101.146 €
tigen MalRnahmebeginns sowie Zinsen
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33.4.2 Mehrjahrige Auswirkungen:

Kinftiger Wegfall von Stellen durch Schlie- 1.107.255 €
Bung von Einsatzkichen der Polizei

Beendigung von Beschaftigungsverhaltnissen 168.898 €
als Vertragsarzt bei der Polizei

Einsparungen aufgrund zeitlicher und inhaltli- 1.800.000 €
cher Anderungen eines Beschaffungskon-
zepts im Polizeibereich

Geringere Zuwendungen an einen Betrieb 250.000 €
durch Ergebnisverbesserung wegen Einfuh-
rung betriebswirtschaftlicher Instrumente

Anpassung der im Wege der Ersatzschulfi- 235.000 €
nanzierung bezuschussten Lehrstellen eines
Berufskollegs

Erstattung von Beitrdgen an die Landesunfall- 788.090 €
kasse durch Landesbetriebe

Beschrankung der Privatliquidationsberechti- 260.000 €
gung bei einer privatarztlichen Nebentétigkeit

Abfihrung von Nutzungsentgelten bei einer 500.000 €
privatarztlichen Nebentatigkeit

Verhinderung zuklnftiger unzulassiger jahrli- 2.800.000 €
cher Ausgleichszahlungen des Landes fir
Firmentickets fur Auszubildende
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34 Zusammenstellung der dem Landtag von der Landesregie-
rung nach 8 114 Abs. 4 LHO zuzuleitenden Berichte

Aus den Beratungen der friheren Jahresberichte ist zu unerledigt geblie-

benen Beschliissen mitzuteilen:

34.1 Jahresbericht 1999

34.1.1 Gegenstand Eingang eines Kaufpreises
Beitrag Nr. 35
Ausschussprotokoll Nr. 12/1362 vom 28.09.1999

Berichtstermin

Bemerkungen .Der Ausschuss fiur Haushaltskontrolle be-
mangelt, dass der dem Land zustehende Er-
|6s in H6he von 20 Mio. DM aus dem Verkauf
eines Grundsticks im Jahr 1991 bisher nicht
vollstandig eingegangen ist.

Der Ausschuss fur Haushaltskontrolle fordert
das Finanzministerium auf, die Anspriiche des
Landes zlgig zu realisieren und den Aus-
schuss zu unterrichten.”

Nach dem Gesetz zur Errichtung eines Son-
dervermogens ,Bau- und Liegenschaftsbetrieb
des Landes Nordrhein-Westfalen/Bau- und
Liegenschaftsbetrieb NRW vom 12.12.2000 ist
die Forderung zum 01.01.2001 auf das Son-
dervermdgen ubergegangen, dem damit die
Uberwachung des Zahlungseingangs obliegt.
Teilleistungen sind trotz Zusage in 2004 nicht
erfolgt. Die Restforderung belauft sich unver-
andert auf 9,1 Mio. DM (4.658.402 €).
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34.2 Jahresbericht 2004
34.2.1 Gegenstand Prufung der IT-gestitzten Personalverwal-
tung
Beitrag Nr. 12
Ausschussprotokoll Nr. 13/1377 vom 23.11.2004
Berichtstermin
Bemerkungen Der Landesrechnungshof (LRH) hat in Nr. 12

des Jahresberichts 2004 die Ergebnisse sei-
ner Prufung der IT-gestltzten Personalverwal-
tung zusammengefasst. Er hat dabei festge-
stellt, dass entgegen den Festlegungen des
IT-Konzepts des Landes Nordrhein-West-
falen kostenaufwandige Parallelentwicklungen
gleichartiger Verfahren durchgefiihrt werden.
Insbesondere hat der LRH dringend empfoh-
len, die Wirtschaftlichkeit der Verfahren nach-
zuweisen und diese entsprechend den Ent-
wicklungsfortschritten laufend zu analysieren.
Weiterhin hat der LRH gefordert, fur die Res-
sorts und die nutzenden Dienststellen die
notwendige Verbindlichkeit und Planungssi-
cherheit fur den landesweiten Einsatz der Ver-
fahren durch eine Entscheidung der Landes-
regierung herbeizufihren.

Der Ausschuss fur Haushaltskontrolle hat sich
in seiner Sitzung am 23.11.2004 der Auffas-
sung der LRH angeschlossen und in seinem
Beschluss die Landesregierung aufgefordert,
die Zielsetzung einer einheitlichen Software
weiter zu verfolgen.

Weiterhin hat der Ausschuss fur Haushalts-
kontrolle das Innenministerium (IM) und das
Finanzministerium (FM) aufgefordert, umge-
hend Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen fur
die Verfahren PerslS (Personalverwaltungs-
verfahren fur die Polizei) und PersNRW (Mo-
dule EMIL und SVS) zu erstellen und den wei-
teren Empfehlungen des LRH, insbesondere
zur Erstellung von Kostenermittlungen (Unter-
lagen gem. 8 24 Landeshaushaltsordnung
(LHO)) nachzukommen. Auch halt der Haus-
haltskontrollausschuss es fir erforderlich,
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dass die Planungssicherheit fir den Einsatz
gemeinsam entwickelter IT-Verfahren in den
Ressorts durch eine Entscheidung der Lan-
desregierung schnellstmdglich herbeigefuhrt
wird.

Das IM hat von einer externen Wirtschaftspru-
fungsgesellschaft eine Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung fur das Verfahren PersIS erstellen
lassen. Diese kommt in ihrem Gutachten zu
dem Ergebnis, dass die monetare Wirtschaft-
lichkeit ausgesprochen positiv ist und sich in
Bezug auf das Jahr 2005 - bei einer Nut-
zungsdauer der Software bis zum Jahr 2010 -
bereits ein Kapitalwert von 56 Mio. € ergibt.

Weiter hat das IM ausgefihrt, PerslS stehe
betriebsbereit zur Verfiigung, die Aufnahme
des Produktivbetriebes bei der Polizei NRW
werde sukzessive bis Ende 2005 erfolgen.

Das FM hat eine Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung fur das Verfahren PersNRW mit den
Modulen EMIL und SVS erstellen lassen. Die-
se wurde von dem Beratungsunternehmen
durchgeflihrt, das bereits seit 1998 das Modul
SVS mitentwickelt, seit 2001 in der Projektlei-
tung des Moduls EMIL mitarbeitet und seit
September 2001 das Analyseprojekt des
MSJK zur Ablésung der Stellendatei durch-
fuhrt.

Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass
sich aus der monetaren Kosten-Nutzen-
Betrachtung ein negativer Kapitalwert von
1.185.969,16 € ergibt. Bei einer Erweiterung
des Betrachtungszeitraumes auf funf Jahre
erwartet der Gutachter, dass der Break-Even-
Point im siebten Jahr der Betriebszeit erreicht
wird. Der Gutachter fuhrt weiter aus, die Ge-
samtwirtschaftlichkeit des IT-Verfahrens sei
bei einem negativen Kapitalwert auch dann zu
bejahen, wenn in der Nutzwertanalyse hohe
Punktbewertungen erfolgten. Dies sei vorlie-
gend der Fall, so dass das negative Kostener-
gebnis zumindest ausgeglichen werde.

Das FM hat weiter mitgeteilt, PersNRW stehe
ab 01.07.2005 betriebsbereit zur Verfigung.
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Die vom Ausschuss fir Haushaltskontrolle
geforderte Herstellung der Planungssicherheit
fur den Einsatz der IT-Verfahren durch eine
Entscheidung der Landesregierung liegt noch
nicht vor. Daher sind auch die in der Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung zum  Verfahren
PersNRW enthaltenen Grundannahmen einer
Nutzung dieses Verfahrens noch nicht ver-
bindlich. Weiterhin liegen die geforderten Kos-
tenermittlungen (Unterlagen gem. § 24 LHO)
nicht vor.

Das Prufungsverfahren ist noch nicht abge-
schlossen.
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35

35.1

35.2

Sonstige Prufungen

Verfassungsschutz

Dem Landesrechnungshof (LRH) obliegt die Prufung der Ausgaben flr
den Verfassungsschutz, deren Verwendung nach den gesetzlichen Be-
stimmungen geheim zu halten ist. An die Stelle der Entscheidung in den
Kollegien tritt hier die alleinige Entscheidung der Préasidentin oder des
Prasidenten (8 9 Gesetz Uber den Landesrechnungshof NRW (LRHG)).

Die Ausgaben fur den Verfassungsschutz wurden letztmalig fur die Haus-
haltsjahre 2000 bis 2002 gepruft. Der LRH hat das Kontrollgremium ge-
maR 8§ 23 des Verfassungsschutzgesetzes NRW, das Innenministerium
und den Finanzminister Uber das Ergebnis seiner Prufung unterrichtet (8
10 a Abs. 3 Landeshaushaltsordnung (LHO)).

Westdeutscher Rundfunk Kéin (WDR)

Der LRH prift gemaR 8§ 42 Abs. 1 WDR-Gesetz den Jahresabschluss so-
wie die OrdnungsmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit der Haushalts- und
Wirtschaftsfuhrung des WDR. Die Ergebnisse der Prifung durfen nach
8§ 44 Abs. 1 WDR-Gesetz nur dem WDR und der Landesregierung als
Tragerin der Rechtsaufsicht mitgeteilt werden. Nach Abschluss des Pri-
fungsverfahrens hat der WDR den Jahresabschluss sowie die vom LRH
fur nicht erledigt erklarten Teile des Prufungsberichts und die dazu vom
Rundfunkrat beschlossene Stellungnahme zu verdoffentlichen (8 44 Abs. 4
Nr. 3 WDR-Gesetz).

Durch das geanderte WDR-Gesetz in der Fassung vom 30.11.2004 wurde
die Berechtigung des LRH zur Prufung der Wirtschaftsfihrung bei Unter-
nehmen des privaten Rechts, an denen der WDR unmittelbar, mittelbar
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oder zusammen mit anderen Rundfunkanstalten oder -korperschaften des
offentlichen Rechts mit Mehrheit beteiligt ist, gesetzlich festgeschrieben.
Damit unterliegen nunmehr auch Tochter- und Enkelunternehmen dem di-

rekten Prifungsrecht des LRH.

Das Prufungsverfahren der Jahresabschlisse 1999, 2000, 2001, 2002
und 2003 des WDR bzw. seiner Unternehmen ist noch nicht abgeschlos-

sen.

DeutschlandRadio (DLR)

Die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung des DLR unterliegt nach § 30
Abs. 3 des Staatsvertrages uber die Korperschaft des 6ffentlichen Rechts
,2DeutschlandRadio* vom 17.06.1993 der gemeinsamen Prifung durch die
Rechnungshofe der Lander Berlin und Nordrhein-Westfalen. Der Pri-
fungsbericht ist dem Intendanten, dem Vorsitzenden des Verwaltungsra-
tes, dem Vorsitzenden des Rundfunkrates und allen Landesregierungen

zuzuleiten (8 30 Abs. 3 Satz 2 des Staatsvertrages).

Der LRH und der Rechnungshof von Berlin haben ausgewéahlte Bereiche
der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des DLR fur die Geschaftsjahre
1997 bis 2000 geprtft. Mit Prufungsbericht vom 21.04.2004 haben die
Rechnungshofe Feststellungen getroffen zu der wirtschaftlichen Situation
des DLR, der Kosten- und Leistungsrechnung und den Urheber-,
Leistungs- und Herstellungsvergitungen sowie zu der Verwaltungskoope-
ration mit dem Zweiten Deutschen Fernsehen, der Presse- und Offentlich-
keitsarbeit und zu den OutsourcingmalRnahmen des DLR. Unter dem
18.11.2004 hat das DLR Stellung genommen.

Das Prifungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.
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35.4

Gebuhreneinzugszentrale

Die Gebuhreneinzugszentrale der offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
in der Bundesrepublik Deutschland (GEZ) ist eine von den Landesrund-
funkanstalten, dem DeutschlandRadio und dem Zweiten Deutschen Fern-
sehen betriebene o6ffentlich-rechtliche, nichtrechtsfahige Verwaltungsge-
meinschaft zum Zweck der Abwicklung des Gebulhreneinzugs. Der LRH
pruft die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung aufgrund seines im WDR-
Gesetz und im DeutschlandRadio-Staatsvertrag gesetzlich umschriebenen
Auftrages sowie aufgrund Prifungsvereinbarung mit den jeweils fir die
Prifung der an der GEZ beteiligten Landesrundfunkanstalten zustandigen
Landesrechnungshofen.

Mit dem Prifungsbericht vom 20.09.2004 hat der LRH Feststellungen zu
dem neuen Datenverarbeitungsverfahren fur den Gebuhreneinzug (Projekt
DV 2005) sowie zu den Veranderungen in der Organisationsstruktur der
GEZ zum 01.01.2003 getroffen. Dazu hat die GEZ unter dem 27.12.2004

Stellung genommen.

Das Prifungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.
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Abkirzungsverzeichnis’

Automatisierte Datenverarbeitung
Artikel

Bewertungsgesetz

Bezirksregierung

Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW
Bundesgesetzblatt

Bundesminister der Finanzen
Bundesamt fur Sicherheit in der Informationstechnik
Bundesverfassungsgericht
Beteiligungsverwaltungsgesellschaft
Content-Management-System
Drucksache

Elektronische Datenverarbeitung
Einzelplan

Einkommensteuergesetz
Européaische Union

Euro

Finanzministerium

Landesinitiative Geodateninfrastruktur
Grundgesetz

Gemeinsames Gebietsrechenzentrum
Grundschutzhandbuch

Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes Nordrhein-Westfalen
Hochschulbibliothekenzentrum
Haushaltsgesetz
Haushaltsgesetzbuch
Holzabsatzférderrichtlinie
Haushaltsunterlage

Innenministerium

Informationstechnik
Informationstechnik-Lenkungsausschuss
Justizministerium

kiinftig umzuwandeln

Abkurzungen, soweit nicht allgemein bekannt oder aus sich heraus ohne weiteres verstandlich.
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MWF
MVEL
NRW
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kunftig wegfallend

Landesamt fur Besoldung und Versorgung

Landesamt fur Datenverarbeitung und Statistik
Landeshaushaltsordnung

Landesrechnungshof

Gesetz Uber den Landesrechnungshof NRW
Landesverfassung

Ministerialblatt des Landes NRW

Ministerium fur Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport
Ministerium fur Schule, Jugend und Kinder

Ministerium fir Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und

Verbraucherschutz

Ministerium fir Wirtschaft und Arbeit

Ministerium fir Wissenschaft und Forschung
Ministerium fur Verkehr, Energie und Landesplanung
Nordrhein-Westfalen

Oberlandesgericht

Personenbeférderungsgesetz

Staatliches Rechnungsprifungsamt / Staatliche Rechnugnspri-
fungsamter

Staatliches Rechnungsprifungsamt fiir Steuern

Sammlung aller geltenden und in Teil | des MBI. NRW. verdffent-
lichten Erlasse

Tausend Euro
Verdingungsordnung fur Bauleistungen - Teil A

Verdingungsordnung fur Leistungen - ausgenommen Bauleistun-
gen - Teil A

Verwaltungsvorschriften

Zuwendungsempfanger / Zuwendungsempféangerin

Abkirzungsverzeichnis



	Inhaltsübersicht
	Vorwort 
	A Allgemeines 
	1 Gegenstand des Berichts 
	2 Zuständigkeiten und Zusammensetzung der Abteilungen des Landesrechnungshofs 
	3 Leitsätze zu den Jahresberichtsbeiträgen 2005 
	4 Haushaltspläne 2003 und 2004/2005  
	5 Haushaltsrechnung 2003 
	6 Vermögen und Schulden des Landes 
	6.2.4.1 Globale Minderausgaben mit Auswirkungen auf die Kreditfinanzierungsgrenze 
	6.2.4.2 Sondereffekt für den Haushalt 2005 mit Auswirkungen auf die Kreditfinanzierungsgrenze  
	7 Feststellungen gemäß Art. 86 Abs. 2 Satz 1 LV und § 97 Abs. 2 Nr. 1 LHO 
	8 Auswirkungen auf den Landeshaushalt durch Ausgliederung von Verwaltungsteilen in Landesbetriebe und Sondervermögen 

	B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
	I. Besondere Organisations-, System- und Verfahrens-prüfungen sowie Querschnittsuntersuchungen
	9 Beteiligung des Landes an einer Immobiliengesellschaft 
	10 Ausgaben des Bau- und Liegenschaftsbetriebs NRW für Beraterverträge 
	11 Prüfung der IT-Services und IT-Schulungen in der Landesverwaltung 
	12 Prüfung des IT-Einsatzes in den Bezirksregierungen  
	13 Prüfung der Softwareentwicklung bei der Polizei 

	II. Prüfungen in spezifischen Verwaltungsbereichen 
	14 Landespolizeiorchester 
	15 Dienstsport bei der Polizei 
	16 Öffentliche Grundschulen 
	17 Gymnasiale Oberstufen der Gesamtschulen 
	18 Prüfung einer Kunsthochschule 
	19 Prüfung des Hochschulbibliothekszentrums NRW 
	20 Medizinische Hochschulforschung mit Mitteln Dritter 
	Finanzverwaltung 
	21 Einkommensteuerliche Behandlung von Verlusten beschränkt haftender Mitunternehmer 
	22 Bedarfsbewertung von Grundstücken 

	III.  Prüfungen von weiteren Fällen von besonderer Bedeutung für die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
	23 Personaleinsatz bei einer Bezirksregierung 
	24 Juristische Staatsprüfungen und juristischer Vorbereitungsdienst 
	25 Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen an Unternehmen des Öffentlichen Personennahverkehrs 
	26 Zuwendungen zur Holzabsatzförderung 
	27 Zuschüsse an eine Stiftung 
	28 Zuschüsse für Maßnahmen der Allgemeinen Kulturförderung und des internationalen Kulturaustausches 
	29 Prüfung von Investitionszuschüssen für die Erschließung von Industrie- und Gewerbegebieten 


	C Beratungsbeiträge 
	30 Kostenvergleich der Steuerungs- und Unterstützungs leistungen (Querschnittsaufgaben) bei den Ministerien 
	31 Zentralisierung der Beihilfebearbeitung in der Landes verwaltung 

	D Prüfungsergebnisse aus dem Bereich des Landtags 
	32 Fraktionsfinanzen 

	E Anhang 
	33 Finanzielle Auswirkungen der Prüfungstätigkeit 
	34 Zusammenstellung der dem Landtag von der Landesregierung nach § 114 Abs. 4 LHO zuzuleitenden Berichte 
	35 Sonstige Prüfungen 


